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Forschung aus der Hans-Böckler-Stiftung  Band 189
Editorial 
Die Reihe »Forschung aus der Hans-Böckler-Stiftung« bietet einem brei-
ten Leserkreis wissenschaftliche Expertise aus Forschungsprojekten, 
die die Hans-Böckler-Stiftung gefördert hat. Die Hans-Böckler-Stif-
tung ist das Mitbestimmungs-, Forschungs- und Studienförderungs-
werk des DGB. Die Bände erscheinen in den drei Bereichen »Arbeit, 
Beschäftigung, Bildung«, »Transformationen im Wohlfahrtsstaat« 
und »Mitbestimmung und wirtschaftlicher Wandel«.
»Forschung aus der Hans-Böckler-Stiftung« bei transcript führt mit fort-
laufender Zählung die bislang bei der edition sigma unter gleichem 
Namen erschienene Reihe weiter.
Prof. Dr. Kerstin Jürgens, geboren 1970, ist Professorin für Mikro-
soziologie an der Universität Kassel. Sie forscht seit den 90er Jahren 
zum Wandel der Arbeitswelt und war langjährige Vorsitzende der 
Sektion Arbeits- und Industriesoziologie der Deutschen Gesellschaft 
für Sozio logie.
Reiner Hoffmann, geboren 1955, ist Vorsitzender des Deutschen 
 Gewerkschaftsbundes und Vorsitzender des Vorstands der 
 Hans-Böckler- Stiftung.
Christina Schildmann, geboren 1973, leitet das wissenschaftliche 
 Sekretariat der Kommission »Arbeit der Zukunft«. Ihre 
 Arbeitsschwerpunkte sind  Arbeitsmarktpolitik, (geschlechter-
gerechte) Digitalisierung,  Care-Arbeit und Familienpolitik.
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INHALT
Noch vor wenigen Jahren wäre es technisch unmöglich gewesen, 
 einen Text so zu erstellen, wie dies bei der vorliegenden Buchpubli-
kation der Fall war: Unzählige Treffen und Telefonate wären für 
die  Abstimmung zwischen allen Beteiligten nötig gewesen. Heute 
können wir dank der modernen Informations- und Kommunika-
tionstechnologien über räumliche Distanzen hinweg gemeinsam an 
Texten arbeiten, Zugriff auf alle erforderlichen Daten erhalten, un-
terschiedliche Versionen von Dokumenten abgleichen und Bearbei-
tungsschritte sichtbar machen. Aber nicht nur das Verfassen und 
 Bearbeiten von Texten stützen sich heute ganz selbstverständlich auf 
den Einsatz digitaler Technologien und die Zusammenarbeit in vir-
tuellen Netzwerken. Diese Formen digitalen Arbeitens haben längst 
Einzug in das gesamte Wirtschaftsleben gehalten und prägen den 
Alltag von uns allen. Damit verändern sich nicht nur Arbeitsabläufe 
und Koopera tionsweisen grundlegend, sondern es entstehen auch 
neue Arbeitsaufgaben und völlig neue Geschäftsmodelle. 
Als die Hans-Böckler-Stiftung 2015 die Kommission zum Thema 
»Arbeit der Zukunft« einsetzte, war ihr klar, dass die Aufgabe des 
 Gremiums nicht einfach sein würde. Ihre 32  Mitglieder aus Aufsichts-
räten und Betriebsräten großer Unternehmen, Kreativwirtschaft, Ge-
werkschaften, Ministerien und unterschiedlichen Forschungsdiszipli-
nen sollten sich über den Wandel der Arbeitswelt verständigen und 
dabei vor allem zwei Fragen in den Blick nehmen: Wie wird die Ar-
beit der Zukunft aussehen? Vor welchen neuen Gestaltungsaufgaben 
steht die Arbeitspolitik? 
Um Antworten auf diese Fragen zu finden, hat sich die Hans-
Böckler- Stiftung bewusst dafür entschieden, dass die Mitglieder der 
Kommission jeweils zur Hälfte aus Wissenschaft und Praxis kommen 
sollten, und auch den Vorsitz entsprechend aufgeteilt. Gleichzeitig 




ben zu machen oder ihre Arbeit zwingend auf ein konkretes Endpro-
dukt auszurichten. Stattdessen sollte ein offener Diskussionsraum 
geschaffen werden, der es erlaubte, noch weitgehend unbekanntes 
Terrain für Forschung und Arbeitspolitik möglichst umfassend aus-
zuleuchten. Die Mitglieder der Kommission waren aufgefordert, in 
einen echten  Dialog über ihre Einschätzungen und Gestaltungsideen 
einzutreten. Daher waren sie auch weniger als Vertreterinnen oder 
Vertreter ihrer jeweiligen Organisation gefragt, sondern als Expertin-
nen und Experten für die Arbeit der Gegenwart und der Zukunft. 
Die Zusammensetzung der Kommission und die Einbindung ex-
ternen Sachverstands haben es ermöglicht, eine Vielzahl unterschied-
licher Perspektiven und Erfahrungen, Prioritäten und Positionen, 
Fragen und Erwartungen für die gemeinsamen Beratungen zu nut-
zen. Bei aller Unterschiedlichkeit teilten die Kommissionsmitglieder 
jedoch die Neugier auf die erst in Ansätzen erkennbaren Umbrüche, 
die der technologische Fortschritt nach sich ziehen wird. Und ebenso 
einig waren sie sich in dem Wunsch, mit ihren Gedanken und Ideen 
dazu beizutragen, dass die Arbeitswelt möglichst vielen Menschen 
eine hohe Lebensqualität und eine sichere Zukunft bietet.
Geprägt war die Arbeit der Kommission durch die gemeinsame 
Überzeugung, dass eine Gestaltung von Arbeit, die den Menschen in 
den Mittelpunkt stellt, einen wesentlichen Beitrag zum Zusammen-
halt unserer Gesellschaft und zur Stärkung unserer Demokratie leis-
tet. Wie wichtig dieser Aspekt ist, hat sich im Verlauf der zwei jährigen 
Kommissionsarbeit in aller Deutlichkeit gezeigt: In Deutschland und 
Europa haben wir miterlebt, wie rechtspopulistische Strömungen 
weiter Zulauf bekommen haben. Auch jenseits der Grenzen der EU, 
auf der anderen Seite des Atlantiks, haben wir mit ansehen müssen, 
wie demokratische Grundprinzipien des friedlichen Zusammenle-
bens immer unverhohlener infrage gestellt werden. 
Mit diesem Bericht präsentieren wir die zentralen Ergebnisse un-
serer Kommissionsberatungen. Da ein möglichst umfassendes Pano-
rama an denkbaren Entwicklungspfaden und Gestaltungsanforde-
rungen für die Arbeit der Zukunft gezeichnet werden sollte, war es 
nicht das Ziel unserer Arbeit, am Ende einen Bericht vorzulegen, der 
eine »gemeinsame Beschlusslage« aller Kommissionsmitglieder wie-
dergibt. Dass dies angesichts der heterogenen Zusammensetzung des 













































Stattdessen haben wir eine andere Form der Ergebnispräsentation 
gewählt: In der vorliegenden Publikation nehmen wir zunächst eine 
Analyse der Veränderungen in unserer Arbeitswelt vor. Wir beschrei-
ben die in der Kommission herausgearbeiteten zentralen Triebkräfte 
dieser Veränderungen, skizzieren mögliche Entwicklungspfade und 
benennen die daraus resultierenden Herausforderungen für Wirt-
schaft, Gesellschaft und Politik. Dabei haben wir als Autorenteam 
jene zentralen Ideen und Vorschläge aus unserer Debatte herausgefil-
tert, zu denen zwischen den Kommissionsmitgliedern weitgehend 
Konsens bestand, und auf dieser Grundlage eine ganze Reihe konkre-
ter Denkanstöße formuliert. 
Bei den DENKANSTÖSSEN , die im Text in dieser Form gekenn-
zeichnet sind, handelt es sich also um ein gemeinsames Kommis-
sionsvotum. Darüber hinaus wollten wir mit diesem Abschluss-
bericht auch Einblick in die an manchen Punkten strittigen, aber 
häufig besonders spannenden Fragen geben. Es gab viele Aspekte, 
über die wir keine Einigkeit erzielen konnten – sei es, weil sie auch 
nach intensiver Debatte kontrovers blieben, sei es, weil schlicht die 
Zeit nicht ausreichte, sie abschließend zu diskutieren. Überall dort, 
wo wir denken, dass diese nicht abschließend diskutierten Themen 
von besonderem öffentlichem Interesse sein könnten, haben wir sie – 
zusätzlich zu den Denkanstößen – unter der Rubrik  DEBATTE  in 
diesen Abschlussbericht aufgenommen. 
Der Bericht wurde von uns als Autorenteam verfasst, basiert aber 
auf den Ergebnissen unseres gemeinsamen Diskussionsprozesses. Zu-




Die Zahl an Initiativen, Arbeitsgruppen, Plattformen und Think tanks, 
in denen in Deutschland über den digitalen Wandel debattiert wird, 
ist groß. In dieser Fülle an Aktivitäten spiegelt sich sowohl die große 
Begeisterung über die neuen Möglichkeiten wider, die der technolo-
gische Fortschritt mit sich bringt, als auch eine tiefe gesellschaftliche 
Verunsicherung, wohin der Wandel führen wird. 
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An die digitalen Technologien sind große Hoffnungen geknüpft – 
dass sie uns den Alltag und das Arbeiten deutlich erleichtern oder 
sogar in nie gekannter Weise dazu beitragen können, gesundheitliche 
Einschränkungen und körperliche Handicaps zu überwinden. Durch 
digitale Vernetzung und »Big Data« entstehen neue Geschäftsfelder 
und Austauschbeziehungen. Auch eröffnen sich erhebliche Potenzia-
le für eine Neugestaltung der Arbeitsorganisation, die mobiler, flexib-
ler und kooperativer ist – und damit Chancen auf individuelle Entfal-
tung und Teilhabe in sich birgt.
Auf der anderen Seite stehen Positionen, die den technologischen 
Wandel überwiegend mit Sorge betrachten. In den Medien kursieren 
Szenarien über drohende digitalisierungsbedingte Massenarbeits-
losigkeit. Andere – wahrscheinlichere – Szenarien beschreiben zu-
mindest mittlere bis große Verwerfungen auf dem Arbeitsmarkt und 
seine zunehmende Polarisierung. Die bange Frage lautet, was vom 
deutschen System der sozialen Marktwirtschaft insgesamt noch übrig 
bleibt, falls die Disruptionen der Digitalisierung bislang tragfähige 
Strukturen und Institutionen ins Wanken bringen.
Ob das Pendel stärker in Richtung Chance oder in Richtung Risi-
ken ausschlagen wird, ist keineswegs eine ausgemachte Sache, son-
dern wird von der Bereitschaft und der Fähigkeit aller gesellschaftlich 
relevanten Akteure, insbesondere der Sozialpartner und des Staates, 
abhängen, den Wandel offensiv zu gestalten. Die Frage, wann und 
wofür neue Technologien zum Einsatz kommen und zu wessen Vor-
teil sie genutzt werden, ist klärungsbedürftig. Die fortschreitende 
 Digitalisierung soll den Menschen das Leben (und auch die Arbeit) 
leichter machen, ihnen zu mehr Selbstbestimmung und kreativen 
Entfaltungsmöglichkeiten verhelfen. Ob es tatsächlich so kommt, 
werden die Ergebnisse des großen gesellschaftlichen Aushandlungs-
prozesses zeigen, der bereits in vollem Gange ist. 
Der Einsatz neuer digitaler Technologien ist im Begriff, die beste-
henden wirtschaftlichen Kräfteverhältnisse völlig neu zu sortieren: Klas-
sische Industrien stehen unter Veränderungsdruck, wenn sie erfolg-
reich bleiben wollen, weil sie z. B. zunehmend in direkte Konkur-
renzen treten müssen zu großen Internetfirmen. Diese haben schon 
gigan tische Summen in die Erforschung künstlicher Intelligenz in-
vestiert und sich damit einen beachtlichen Startvorteil mit Blick auf 













































reicht damit weit über konkrete Anwendungsfelder hinaus. Er schafft 
neue Märkte, rekonfiguriert Wertschöpfungsketten und verändert 
Wettbewerbsbedingungen fundamental. Kurz: Er verändert auch die 
Grundlage, auf der die Arbeitsbeziehungen fußen. Im digitalen Kapi-
talismus treten neue Akteure (z. B. Internetplattformen) auf den Plan, 
die die Grenzen zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern ver-
wischen. In komplexen Wertschöpfungsketten ist nicht mehr klar zu 
definieren, wo die Grenzen eines Betriebes liegen (und worin sie 
überhaupt bestehen). Die zunehmende Vernetzung fordert etablierte 
Arbeitsschutzmechanismen heraus. Durch neue Techniken zur Kon-
trolle von Mitarbeiter/innen und ohne wirksamen Datenschutz be-
wegen wir uns auf den »gläsernen Beschäftigten« zu – eine Perspek-
tive, die die Frage nach der Würde des Menschen aufwirft. Bisherige 
Katego rien unserer Wirtschaftsordnung geraten also ebenso wie 
Grund prinzipien unserer Arbeitskultur ins Wanken, d. h., sie müssen (im 
Kontext bekannter Interessengegensätze) nachjustiert und dadurch 
zukunftsfähig gemacht werden. 
DIGITALISIERUNG 
IST NICHT ALLES
In unserer Kommissionsarbeit haben wir der Digitalisierung als zentra-
ler Triebkraft gesellschaftlichen Wandels eine prominente Rolle ein-
geräumt. Sie zog sich wie ein roter Faden durch all unsere Sitzungen – 
weil sie als Veränderungstreiber das stärkste Potenzial für Umbrüche 
birgt. Dennoch war es von Anfang an der Anspruch unserer Kommis-
sionsarbeit, eine Gesamtschau vorzunehmen. Die möglichen Folgen 
des Einsatzes neuer Technologien, daraus resultierende Chancen und 
Risiken stehen in einem breiteren Kontext und in engem wechsel-
seitigem Bezug zu anderen wichtigen Kräften der Veränderung. 
Mit dem vorliegenden Bericht wollen wir deshalb alle Prägekräfte 
des Arbeitslebens in den Blick nehmen, die heute für den Menschen 
im Arbeitsprozess besonders relevant sind und unsere Gesellschaft 
insgesamt besonders kennzeichnen. Dazu zählen neben der Digitali-
sierung vor allem der demografische Wandel, die veränderten Lebens­
entwürfe von Frauen und Männern, die Frage der Vereinbarkeit von 
 Beruf und Sorgearbeit und nicht zuletzt die Zuwanderung. 
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Damit sind Themen angesprochen, die in Deutschland ungemach-
te Hausaufgaben sind: Durch den Bevölkerungsrückgang ergeben sich 
nicht nur erhebliche Personalengpässe, sondern auch zusätz licher 
Bedarf bei der Versorgung pflegebedürftiger Menschen, auf die die 
Infrastruktur bislang noch nicht ausgerichtet ist. Die Vereinbarkeits-
nöte werden damit immer massiver. Sie provozieren nicht selten Kon-
flikte und Erschöpfung, wenn sich Sorgende zwischen Beruf und 
Fami lie aufreiben müssen. Ohnehin ist das Belastungsniveau der Er-
werbstätigen offenbar auf einem so hohen Niveau angekommen, dass 
die Akteure in Wirtschaft und Politik aufgrund der damit verbunde-
nen Kosten für Arbeitsausfall und Rehabilitation aufschrecken.
Schließlich tut sich die Gesellschaft auch schwer mit ihrer Hal-
tung zur Zuwanderung. Die Gesellschaft altert und kann Arbeits-
kräfte aus dem Ausland gut brauchen. Längst meldet die Wirtschaft, 
dass sie ohne Arbeitsmigration nicht auskomme, und warnt vor  einem 
Arbeitskräftemangel in Höhe von rund sechs Millio nen Beschäf tigten 
im Jahr 2030. Zugleich löst der Zuzug Ängste oder auch offene Feind-
seligkeit aus, die sich in jüngerer Zeit insbesondere gegen die Kriegs-
flüchtlinge bei uns richtet.
Für die Kommission war daher schon zu Beginn der Beratungen 
klar, dass sie nicht nur die Digitalisierung in den Blick nehmen woll-
te, sondern auch die ungemachten Hausaufgaben: Die genannten 
Probleme erfahren durch die Digitalisierung eine neue Dramatik. 
Auf der anderen Seite bietet die Digitalisierung auch die Möglichkei-
ten zur ihrer Lösung und zur Steigerung der Lebensqualität. 
Der Digitalisierung wohnt das Potenzial der Polarisierung von 
Einkommen und Lebenschancen inne. Bereits jetzt hat eine wachsen-
de Zahl von Menschen das Gefühl, nicht an diesem Erfolg teilzuha-
ben und ein Leben zu führen, das durch wachsende wirtschaftliche 
und soziale Unsicherheit geprägt ist. Der aktuelle Armuts- und Reich-
tumsbericht attestiert Deutschland eine »verfestigte Ungleichheit«. 
Die Digitalisierung kann hier als Sprengstoff wirken, wenn es nicht 
gelingt, die »Digitalisierungsdividende«, sofern es sie denn geben 













































WIE GEHT ES 
WEITER?
Es ist Zeit, die Grundlagen für die Arbeit der Zukunft zu festigen. 
Dafür müssen wir die Arbeit selbst und die Rahmenbedingungen der 
Arbeit in vielerlei Hinsicht neu gestalten. »Arbeit transformieren!« – 
das ist der Titel, den wir unserem Bericht gegeben haben. Damit 
knüpfen wir an den Begriff »Transformation« an, der seit einigen Jah-
ren Konjunktur hat. Wir schließen uns aber nicht der rein technolo-
gischen Deutung dieses Begriffs an, der in den vergangenen Jahren 
den Digitalisierungsdiskurs geprägt hat und der oft deterministische 
Züge trägt, sondern verstehen Transformation als etwas ebenso Not-
wendiges wie Aktives – als einen Veränderungsprozess, der keines-
wegs vorherbestimmt ist, der aber einem klaren Ziel folgen soll: Ar-
beit besser zu machen – für so viele Menschen wie möglich. Dafür 
gilt es, in eine neue Phase gemeinsamen Gestaltens einzutreten, um 
die Chancen der Digitalisierung zu ergreifen und sie in Innovatio-
nen, Lebensqualität und Sicherheit umzuwandeln. Unser Bericht ist 
als Impuls für den Eintritt in eine solche neue Phase gedacht. 
Wir danken allen Mitgliedern der Kommission für ihr kontinuier-
liches Engagement über zwei Jahre hinweg, für ihre Bereitschaft, ihr 
Wissen zu teilen und kontrovers zu diskutieren, und für ihre Mit-
wirkung beim Verfassen der Denkanstöße.
Berlin und Kassel, Mai 2017
Kerstin Jürgens, Reiner Hoffmann und Christina Schildmann
V O R S I T Z E N D E
REINER HOFFMANN  Vorsitzender des Deutschen Gewerkschafts-
bundes und Vorsitzender des Vorstands der Hans-Böckler-Stiftung 
PROF.  DR.  KERSTIN JÜRGENS  Professorin für Mikrosoziologie  
an der Universität Kassel 
M I TG L I E D E R
PROF.  JUTTA ALLMENDINGER,  PH. D.  Präsidentin des Wissen-
schaftszentrums Berlin für Sozialforschung und Professorin für 
 Bildungssoziologie und Arbeitsmarktforschung an der 
 Humboldt-Universität Berlin 
ANSGAR BAUMS Head of Government Relations Europe /  
Middle East / Africa, HP Deutschland GmbH
CHRISTIANE BENNER Zweite Vorsitzende der IG Metall
PROF.  DR.  ANDREAS BOES Mitglied des Vorstands des Instituts für 
 Sozialwissenschaftliche Forschung e. V. und Professor an der  
TU Darmstadt 
DR.  JULIA BORGGRÄFE Head of Human Resources & Corporate 
 Governance, Messe Berlin, und Partnerin, autenticon – consulting  
in context 
PROF.  DR.  GERHARD BOSCH Geschäftsführender Direktor des  
Instituts Arbeit und Qualifikation, Universität Duisburg-Essen 
MONIKA BRANDL Vorsitzende des Gesamtbetriebsrates  
und Mitglied des Aufsichtsrats der Deutschen Telekom AG,  
Vorsitzende des ver.di-Gewerkschaftsrats 
WOLFGANG DANIEL ehemaliger stellvertretender Betriebsrats-
vorsitzender und Mitglied des Aufsichtsrats, BASF SE 
ALFRED GEISSLER Mitglied der Geschäftsführung und Arbeits-


















RALF GIESEN Mitglied der Geschäftsführung, Vivawest GmbH  
und Vivawest Wohnen GmbH 
EDELTRAUD GLÄNZER Stellvertretende Vorsitzende der IG Bergbau, 
Chemie, Energie
PROF.  DR.  ANKE HASSEL Wissenschaftliche Direktorin  
des  Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Instituts der 
Hans-Böckler-Stiftung
LOTHAR HERBST Mitglied des Vorstands und Arbeitsdirektor, 
 Mainova AG 
PROF.  DR.  HEIKE JOEBGES Professorin für International Economics 
an der Hochschule für Technik und Wirtschaft Berlin 
VALENTINA KERST Geschäftsführerin topiclodge – Strategische 
 Internetberatung, Leiterin des Landesrates für digitale Entwicklung 
und Kultur in Rheinland-Pfalz 
MATTHIAS GRAF VON KIELMANSEGG Abteilungsleiter Strategien und 
Grundsatzfragen, Bundesministerium für Bildung und Forschung 
ANDREA KOCSIS Stellvertretende Vorsitzende der Vereinten 
 Dienstleistungsgewerkschaft 
PROF.  DR.  KARL-RUDOLF KORTE Professor für Politikwissenschaft, 
 Direktor der NRW School of Governance und Dekan für 
 Gesellschaftswissenschaften an der Universität Duisburg-Essen 
HOLGER KRÖKEL Mitglied des Betriebsrats und des Gesamtbetriebs-
rates, Bosch Rexroth AG 
PROF.  DR.  JAN MARCO LEIMEISTER Professor für Wirtschafts-
informatik, Universität St. Gallen und Universität Kassel 
MARTIN MATHES Leiter der Abteilung Wirtschafts- und Sozialpolitik, 
IG Bauen-Agrar-Umwelt
BENJAMIN MIKFELD Abteilungsleiter Grundsatzfragen, Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales
PROF.  EM.  DR.  ULRICH MÜCKENBERGER Rechts- und Politikwissen-
schaftler und emeritierter Professor für Arbeits- und Sozialrecht am 
Fachbereich Sozialökonomie der Universität Hamburg
BERND OSTERLOH Vorsitzender des Gesamt- und Konzernbetriebs-
rates und Mitglied des Präsidiums des Aufsichtsrats, Volkswagen AG 
PROF.  DR.  LUDGER PRIES Professor für Soziologie an der  
Ruhr-Universität Bochum 
ISABEL ROTHE Präsidentin der Bundesanstalt für Arbeitsschutz  
und Arbeitsmedizin 
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PROF.  DR.  GÜNTHER SCHUH  Professor für Produktionssystematik  
an der RWTH Aachen, Leiter des Bereichs Technologiemanagement 
beim Fraunhofer-Institut für Produktionstechnologie
BIRGIT STEINBORN Gesamtbetriebsratsvorsitzende und stell-
vertretende Vorsitzende des Aufsichtsrats, Siemens AG 
PROF.  DR.  TILL VAN TREECK Professor für Sozialökonomie an der 
 Universität Duisburg-Essen 
PROF.  DR.  BERTHOLD VOGEL Professor für Soziologie und Direktor 
des Soziologischen Forschungsinstituts an der Universität 
 Göttingen 
Beim Erstellen des Kommissionsberichts haben im Sekretariat 
der Kommission »Arbeit der Zukunft« Annekathrin Müller und  
Lisa Schrepf mitgewirkt. Darüber hinaus haben uns folgende 
 Personen unterstützt: Petra Adolph, Jutta Blankau, Michael Fischer, 
 Thomas Fischer, Melanie Frerichs, Michael Guggemos, Sarah Herbst, 
Michael Kühlen, Kai Lindemann, Manuela Maschke, Oliver Suchy, 
Dorothea Voss  sowie weitere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter  
der Hans-Böckler- Stiftung und des Deutschen Gewerkschaftsbundes. 























Welche Stellung Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in der Ar-
beitswelt und damit in der Gesellschaft haben, entscheidet sich über 
die Beschäftigungsform: Sind sie angestellt? Zu welchen Konditio-
nen? Haben sie einen Arbeitsvertrag – oder erhalten sie (nur) einen 
Arbeitsauftrag? An diese Fragen sind nicht nur Arbeitsvolumen und 
Entgelte geknüpft, sondern auch Rechte und soziale Sicherheit. 
DAS NORMALARBEITSVERHÄLTNIS ALS GARANT DER ABSICHERUNG. 
Ab den späten 50er Jahren kam es in der jungen Bundesrepublik zu 
einem rasanten Wachstum des industriellen Sektors, der mit einem 
deutlichen Aufbau von Beschäftigung und einer Expansion der 
 Mitbestimmung in Tarifverträgen und betrieblichen Vertretungsor-
ganen einherging. Die als »Wirtschaftswunder« titulierte Phase war 
gekennzeichnet durch Vollbeschäftigung, kontinuierliche Einkom-
menssteigerungen und den Ausbau des Wohlfahrtsstaates. Durch die 
große Nachfrage nach Arbeitskräften, die auch zu Anwerbemaßnah-
men im europäischen Ausland (  MIGRATION)  führte, konnten die 
Gewerkschaften viele Verbesserungen durchsetzen. 
Fest verflochten mit dieser wirtschaftlichen Dynamik war die In-
stitutionalisierung des Normalarbeitsverhältnisses. Gemeint ist ein Ar-
beitsverhältnis, das unbefristet und sozialversicherungspflichtig ist 
und in der Regel in Vollzeit ausgeübt wird.1 Das 
Normalarbeitsverhältnis erfüllt Funktionen, die 
für Arbeitgeber/innen und Arbeitnehmer/innen 
gleichermaßen Verlässlichkeit bieten: Die »Schutz-
funktion« bezieht sich vor allem auf die Absiche-
rung der Beschäftigten; die Betriebe profitieren von der »Orientie-
rungs- und Ordnungsfunktion« bei arbeits- und sozialrechtlichen Vor-
schriften und von der »Antriebs- und Selektionsfunktion«, indem ein 
Anreiz für kontinuierliche Erwerbstätigkeit gesetzt 
wird.2 Im Wettbewerb um Arbeitskräfte markieren 
WO STEHEN  
WIR?
1 Eine weite Definition bezieht  
auch Teilzeitarbeit ein, allerdings nur 
ab einem Umfang von 20 Stunden.
2 Zu den Funktionen des  
Normalarbeitsverhältnisses siehe  
Mückenberger 1989.
3 Mit dem »Ehegattensplitting« 
setzt der Gesetzgeber steuer-
politische Anreize zur traditionellen 
Rollenverteilung und begünstigt 
 fiskalisch eine ungleiche Arbeits-
teilung zwischen Mann und Frau.
diese Funktionen Regeln, die allen Betrieben gleiche Ausgangschan-
cen verschafften und einen Überbietungswettbewerb um Beschäf tigte 
verhinderten. Von 1950 bis 1980 war das Normalarbeitsverhältnis der 
vorherrschende Typus von Beschäftigung in Westdeutschland. In Ost-
deutschland galt Vollbeschäftigung in Vollzeitarbeit als Leitbild, doch 
verschleierte die niedrige Arbeitslosenquote die tatsächliche Unter-
beschäftigung und die verdeckte Arbeitslosigkeit. 
PLURALITÄT IN DEN ARBEITSVERHÄLTNISSEN GAB ES SCHON IMMER. 
Bei aller Dominanz des Normalarbeitsverhältnisses gab es immer 
schon Beschäftigtengruppen, die hiervon abweichend arbeiteten und 
z. B. über Saisonarbeit, Heimarbeit oder Teilzeitarbeit ihre Existenz 
 sicherten. Das Normalarbeitsverhältnis war auf das traditionelle Mo-
dell eines männlichen Familienernährers zugeschnitten, der mit sei-
nem Einkommen die Existenz einer ganzen Familie bestreitet. Die 
Ehefrau sollte weitgehend für die Haus- und Familienarbeit freige-
stellt sein, was bei einem Einsatz auf dem Arbeitsmarkt eine gerin-
gere Entlohnung und Beschäftigung in geringem 
Stundenvolumen rechtfertigte.3 Während in die-
ser westdeutschen Ausprägung Frauen überwie-
gend mit geringer Stundenzahl beschäftigt waren, 
war Frauenerwerbstätigkeit in der DDR als Voll-
zeitbeschäftigung organisiert. Die Arbeit im Haus-
halt wurde zwar auch hier meist von Frauen über-
nommen, doch verschaffte ihnen das Ganztags-
angebot in der Kinder betreuung Entlastung. 
Mit Wertewandel, Frauenbewegung und Bildungsexpansion brach 
das  traditionelle Modell in Westdeutschland sukzessive auf. Das 
Ernährer- Zuverdiener-Modell fand immer mehr Zuspruch, auch die 
Zahl der Paare, die sich die Aufgaben gleichgewichtig teilen wollten, 
nahm zu. Die Expansion des Dienstleistungssektors ab den 80er 
 Jahren war nicht zuletzt durch diese modernisierten Lebensentwürfe 
angetrieben. 
ARBEIT STEHT UNTER DRUCK.  Als ab den 70er Jahren das Wachstum 
nachließ und die Arbeitslosigkeit zunahm, gerieten Beschäftigungs-
verhältnisse und Sozialstaat unter Druck. Unternehmen beklagten 
mit Verweis auf internationale Konkurrenz zu hohe Lohnkosten. Die 
 Arbeitgeber forderten mehr Flexibilität in der Beschäftigung: Verbind-





































standards von Beschäftigung galten vielen von ihnen als Wachstums-
hemmnis und Hürde für Einstellungen. Abhilfe sollten die Deregu-
lierung der Beschäftigungsverhältnisse und der Abbau arbeitsrecht-
licher Schutzvorschriften schaffen, etwa ein gelockerter Kündigungs-
schutz, die Erleichterung von Befristungen und der Beschäftigung in 
nur »geringfügigem« Umfang (Minijobs). Folge war, auch befördert 
durch die Privatisierung öffentlicher Dienste und durch Zunahme 
nicht tarifgebundener Betriebe, eine Ausdifferenzierung der Beschäfti-
gungsformen. 
EXPANSION »NEUER« BESCHÄFTIGUNGSFORMEN.  Der Anteil von Be-
schäftigung jenseits des Normalarbeitsverhältnisses hat sich von 1991 
bis 2015 nahezu verdoppelt. Mittlerweile arbeiten laut Statistischem 
Bundesamt rund ein Viertel aller Beschäftigten und fast die Hälfte 
aller erwerbstätigen Frauen in Teilzeit. In Mini­ und Midijobs waren 
2015 23 Prozent der Erwerbstätigen beschäftigt – davon fast zwei Drit-
tel haupt- und ein Drittel nebenberuflich. Der Anteil geringfügig ent-
lohnter Beschäftigter liegt bei 16 Prozent aller Erwerbstätigen. Befris-
tete Beschäftigung hat von 1995 bis 2014 um zwei Prozentpunkte zuge-
nommen, ihr Anteil liegt jetzt bei 13  Prozent. Befristung ist kein 
Massenphänomen, aber Normalität beim Berufs einstieg: 45 Prozent 
aller Neueinstellungen erfolgen befristet.4
Daneben hat die Bedeutung der Leiharbeit und 
Solo­Selbstständigkeit massiv zugenommen. Seit 
Mitte der 90er Jahre hat sich die Leiharbeit mehr 
als verfünffacht. Im Jahr 2016 hatte sie einen Anteil 
von 3  Prozent an allen sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigten. Die Zahl der Solo-Selbststän-
digen ist bis 2012 deutlich gestiegen, zuletzt aber wieder leicht rück-
läufig; sie liegt derzeit bei 6  Prozent aller Erwerbstätigen (brenke/
beznoska 2016 ). Die Solo-Selbstständigen sind eine äußerst hetero-
gene Gruppe: Ihre Einkommensspanne erstreckt sich von sehr 
schlecht bis hin zu sehr gut Verdienenden. Auch Werkverträge zählen 
zur Arbeitsrealität. Hier kommt es zu großen Überschneidungen mit 
der Solo-Selbstständigkeit. Da Werkverträge nicht meldepflichtig 
sind, gibt es – im Unterschied etwa zur Leiharbeit – keine zuverlässi-
gen Daten; es gibt jedoch Anzeichen für einen Trend zur Zunahme 
und Erfahrungen mit Missbrauch (Ig Metall 2015; bäcker/schMItz 
2016 ) (  MIGRATION) . 
4 Laut IAB-Betriebspanel 2014 
 erfolgten 60 Prozent der Einstellungen 
im öffentlichen Dienst befristet. In  
der Privatwirtschaft waren es 40 Prozent 
und in der Wissenschaft 87 Prozent 
(hohendanner et al. 2016 ). 
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5 Der Anteil von Frauen am 
 Normalarbeitsverhältnis liegt weit-
gehend unverändert bei knapp 
30 Prozent (eIchhorst et al. 2017 ).
Dass sich die Pluralität der Beschäftigungsverhältnisse auch aus 
den Wünschen von Beschäftigten ergibt, wird in arbeitspolitischen 
 Debatten immer wieder betont – und trifft für einen Teil der Beschäf-
tigten auch zu. Die Betonung der Erwünschtheit kaschiert allerdings 
die Tatsache, dass ein nicht unerheblicher Teil aus Mangel an Alter-
nativen jenseits des Normalarbeitsverhältnisses arbeitet. Teilzeit-
arbeit und Solo-Selbstständigkeit sind oft eine Antwort auf fehlende 
Flexibilität in der »Normalarbeit«. Auch die ungleiche Verteilung der 
Sorgearbeit und eine fehlende Betreuungsinfrastruktur stellen große 
Hindernisse für Vollzeiterwerbstätigkeit dar. 
POLARISIERUNG DER ERWERBSTÄTIGEN ENTLANG DER BESCHÄFTI-
GUNGSFORM.  Welche Form von Beschäftigung vorherrscht, unter-
scheidet sich je nach Branche. Minijobs und andere Teilzeitarrange-
ments finden sich vor allem im Gastgewerbe und im Handel, 
Leih arbeit ist ein beliebtes Instrument industrieller Großbetriebe, 
und befristete Beschäftigung ist das Instrument der Wahl zur Flexibi-
lisierung im öffentlichen Dienst. Ungleichheiten qua Beschäftigungs-
status zeigen sich keineswegs nur in wachstumsschwachen Bereichen, 
sondern auch an Orten des Booms, wie sich an der Expansion der 
Leiharbeit in der Industrie ablesen lässt. Über alle Branchen hinweg 
scheint sich allerdings eine Gemeinsamkeit herauszukristallisieren: 
Es sind vor allem Frauen, Jüngere und Geringqualifizierte, die in 
 Teilzeit, Minijobs, Leiharbeit oder als befristet 
 Beschäftigte arbeiten.5 Hier verbinden sich prekä-
rer Beschäftigungsstatus und niedriges Entgelt zu 
einer Erwerbslage, die zwar Einbindung in den 
Arbeitsmarkt, aber kaum eigenständige Existenz-
sicherung und verlässliche Lebensplanung garan-
tiert (  EINKOMMEN) .
PREKARISIERUNG AUCH INNERHALB VON »NORMALARBEIT«.  Auf 
der einen Seite gibt es nach wie vor eine große Gruppe von Beschäf-
tigten, die weiterhin oder auch neu im klassischen 
Normalarbeitsverhältnis beschäftigt ist. Die sozial-
versicherungspflichtige Beschäftigung hat wieder 
zugenommen, und die Dauer der Betriebszuge-
hörigkeit der Kernbelegschaften ist noch immer 
hoch.6 Gleichwohl kommt es zu einer Spaltung im 
Binnenverhältnis: Während sich die einen weiter-
6 Laut IW köln (2016 ) hat sich  
die Beschäftigungsdauer während 
der letzten zehn Jahre nicht 
 wesentlich verändert. 46 Prozent  
der Befragten der Arbeitskräfte-
erhebung waren 2015 seit mindes-
tens zehn Jahren bei ihrem 
 Arbeitgeber beschäftigt (statIs-





































hin in einer Zone von hohen Schutzstandards, hoher Tarif bin dung 
und einer sukzessiven Verbesserung von Einkommen bewegen, gilt 
dies für andere längst nicht mehr. Auch innerhalb von »Normal-
arbeit« erfahren Erwerbstätige ihre Existenz als prekär, weil sie mit 
hohem Konkurrenz- und Wettbewerbsdruck konfrontiert sind und 
bisherige Garantien für Aufstieg nicht mehr wie bislang greifen. Die 
Folge ist ein Nebeneinander von stärker und schwächer geschützten Beschäf­
tigungsverhältnissen.
WER REDET NOCH ÜBER DIE ARBEITSLOSEN? Trotz der günstigen Ent-
wicklungen auf dem Arbeitsmarkt bleibt ein erhebliches Poten zial an 
Arbeitskräften ungenutzt. 2016 waren im Jahresdurchschnitt 2,7  Mil-
lionen Menschen arbeitslos; zählt man die an Fördermaßnahmen der 
Bundesagentur für Arbeit Teilnehmenden hinzu, waren es 3,5 Millio-
nen (ba 2017a ). Ein anderer Teil der Erwerbsbevölkerung ist unter-
beschäftigt. Laut Statistischem Bundesamt wünschen sich 14  Prozent 
der Teilzeit- und 4  Prozent der Vollzeiterwerbstätigen eine Aufsto-
ckung ihrer Arbeitszeit. Es gibt also trotz positiver Arbeitsmarkt-
bilanz eine beachtliche Zahl von  Erwerbstätigen, die man als erwerbs-
tätige Arbeitsarme bezeichnen könnte (  EINKOMMEN) . 
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7 Eine Modellrechnung des IAB 
geht davon aus, dass es im Jahr 2025 
einerseits 1,5 Millionen Arbeits-
plätze nicht mehr geben wird, dafür 
nahezu 1,5 Millionen Arbeitsplätze 
neu entstanden sein werden. Digita-
lisierung wird dabei den Struktur-
wandel zu mehr Dienstleistungen 
beschleunigen (Wolter et al. 2016 ). 
Seit vielen Jahren zeichnet sich ein Strukturwandel hin zu einer Ex-
pansion der Dienstleistungsarbeit ab. Mittlerweile arbeiten sieben von 
zehn Beschäftigten im Dienstleistungssektor. Vor allem das starke 
Wachstum im Handel und im Gesundheits- und Sozialwesen macht 
sich bemerkbar. Während generell vor allem einfach- und mittel-
qualifizierte Tätigkeiten von Rationalisierung betroffen sind, kommt 
es im Dienstleistungsbereich zu einem zunehmenden Bedarf an ein-
fachen Tätigkeiten und an Tätigkeiten mit mittlerer Qualifikation. 
Vor allem aber ist durch den Strukturwandel der Bedarf an hoch qua-
lifizierten (akademischen) Tätigkeiten gestiegen. Der nächste Struk-
turwandel steht nun mit der Digitalisierung ins Haus.
UNGEWISSE ENTWICKLUNG AUF DEM ARBEITSMARKT.  Die Initialzün-
dung für die deutsche Debatte um die Rationalisierungseffekte der 
Digitalisierung war die Studie von Frey und Osborne. Sie prognosti-
zierten für die USA einen Abbau von 47 Prozent aller Beschäftigten 
in den nächsten 20  Jahren (Frey/osborne 2013). Auf Deutschland ist 
dieses Szenario nicht übertragbar, weil das hiesige Berufssystem sich 
sehr stark von dem in den USA unterscheidet: Auch dank des dualen 
Systems sind die Berufsbilder hierzulande deutlich kom plexer; Inter-
aktion, situative Unwägbarkeit und Kreativität sind wichtige Elemen-
te. Diese lassen sich nicht einfach durch Technik ersetzen (PFeIFFer/
suPhan 2015). Unter Berücksichtigung der deutschen Besonderhei-
ten kommt das Institut für Arbeitsmarkt- und  Berufsforschung auf 
ein Automatisierungsrisiko von nur 12  Prozent 
aller Tätigkeiten.7
Durch Technik potenziell ersetzbare Tätigkei-
ten werden nicht von allen gleichermaßen ausge-
übt: Geringqualifizierte werden stärker betroffen 
sein als Hochqualifizierte, Tätigkeiten im Büro, in 
der Sachbearbeitung und im Verkauf, in der Ma-






































schinenwartung und -steuerung sind eher automatisierbar als lehren-
de, entwickelnde, soziale oder organisatorische Tätigkeiten. Andere 
Tätigkeiten werden zukünftig zunehmen, beispielsweise in der IT- 
Branche und im Gesundheitswesen (WIFor 2016 ). Wie die Gesamt-
bilanz selbst bei einer hohen Umsetzung des technisch möglichen 
Veränderungspotenzials in bestimmten Tätigkeitsbereichen und 
Branchen und unter Berücksichtigung von Konsumströmen und ver-
änderten Im- und Exportstrukturen aussieht, ist ungewiss. Ungewiss 
ist auch, ob verfügbare Technik tatsächlich in der betrieblichen Praxis 
eingesetzt wird: Dazu müssen technologische Innovationen als be-
triebswirtschaftlich rentabel eingeschätzt werden; zudem sind recht-
liche und ethische Fragen zu klären (dengler/Matthes 2015 ). 
Insgesamt steht dem Rationalisierungs- und Automatisierungs-
potenzial der Digitalisierung mit der Arbeitsanreicherung von Ar­
beitsplätzen ein beachtliches positives Beschäftigungs- und Gestal-
tungs potenzial gegenüber: Werden einzelne Tätigkeiten stärker auto-
matisiert, steigt der Anteil der Mensch-Maschine-Zusammenarbeit 
auf einem Arbeitsplatz. Die verbleibenden bzw. neuen Arbeits-
platzzuschnitte sind in der Tendenz anspruchsvoller als diejenigen, 
die durch Automatisierung wegfallen, daher ist Qualifizierung eine 
Voraussetzung für kontinuierliche Erwerbstätigkeit in einer digi-
talisierten Arbeitswelt. Auch treffen Automatisierungsszenarien 
nicht zwangsläufig oder quasi naturgesetzlich ein, die Entwicklung 
ist gestaltbar. Dabei kommt den Sozialpartnern eine zentrale Rolle 
zu. 
TRÄGT DER ARBEITNEHMERBEGRIFF FÜR DIE DIGITALE ÖKONOMIE 
NOCH? Der technologische Fortschritt verändert nicht nur Arbeits-
abläufe, sondern er bringt auch neue Geschäftsmodelle und Vernet-
zungen hervor, die die Strukturen von Wirtschaft und Arbeitswelt 
verändern. An die Erwerbstätigkeit und den Betrieb sind jedoch 
recht liche und soziale Standards geknüpft.
Ein »Arbeitsverhältnis« geht von klar zu identifizierenden Arbeit-
geber/innen und Arbeitnehmer/innen aus. Bereits jetzt gibt es Berei-
che des Arbeitsmarktes, in denen sich diese Rollen verflüchtigen, z. B.
bei der Plattformökonomie, aber auch in Teilen des Bildungsberei-
ches. Dieser Trend der Verflüchtigung dürfte sich im Zuge der Digi-
talisierung und der mit ihr verbundenen Neuausrichtung von Orga-
nisationsstrukturen verstärken.
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8 Beim Crowdwork  
werden Aufträge digital 
an einen anonymen 
 Arbeitskräftepool, die 
 sogenannte Crowd, 
 ausgeschrieben. Die 
 Vergabe erfolgt vermittelt 
über digitale Plattformen 
(»Inter mediäre«). 
Viele Menschen sind nicht mehr ausschließ-
lich als »Arbeitnehmer/in« beschäftigt und per 
Arbeitsvertrag eingestellt, sondern sie arbeiten 
per »Auftrag«. Nicht nur beim Crowdworking8, 
bei Netzwerk-Organisationen und digitalen Platt-
formen, sondern bis tief in die Kernbereiche der 
Arbeitswelt finden sich aufgrund komplexer Zu-
liefer- und Absatzketten unterschiedliche Grup-
pen von sogenannten »Fremdbeschäftigten«. 
Rechtliche Kriterien – wie z. B. die »persön-
liche Abhängigkeit« als Definition eines Beschäftigungsverhältnis-
ses – können in diesen Bereichen immer schwerer Anwendung fin-
den, noch sind an den Status »Arbeitnehmer/in« über die Arbeits- und 
Sozialrechtsordnung soziale Ansprüche gekoppelt: Kündigungs-
schutz- und Arbeitszeitgesetz ebenso wie die kollektive Vertretung 
im Betriebsverfassungsgesetz, das Tarifvertragsgesetz oder der Min-
destlohn greifen bei Fremdbeschäftigten nicht. Die Klassifizierung 
der Erwerbstätigen und die sich daraus ergebende Form sozialer Absi-
cherung sind daher Gegenstand juristischer Debatten (z. B. däubler/ 
klebe 2015; klebe 2016; Prassl/rIsak 2016). 
ERODIERT DER BETRIEB ALS REFERENZRAHMEN?  Die Digitalisierung 
befördert betriebliche Strukturen, die statt einer räumlichen oder 
 organisatorischen Einheit eher ein Netzwerk darstellen (sydoW/
helFen 2016). In solchen Netzwerk-Betrieben gibt es im Zentrum 
weiterhin Angestellte, aber auch Freelancer, für die nicht mehr  die 
Betriebszugehörigkeit und das Beschäftigungsverhältnis ausschlag-
gebend sind, sondern allein der Auftrag. Crowdworking ist in 
Deutschland zwar als empirische Arbeitsrealität eine noch zu ver-
nachlässigende Größe, sie könnte aber als Prinzip des Arbeitsein-
satzes an Bedeutung gewinnen und so auf die Regulierung anderer 
 Beschäftigungsformen ausstrahlen. Arbeit, so ein Szenario, würde 
dann (unabhängig davon, ob interne oder externe Aufträge der Ge-
genstand sind) stärker über Plattformen organisiert werden (boes et 






































ANERKENNUNG DER PLURALITÄT 
VON ERWERBSTÄTIGKEIT
Die Vielfalt der Erwerbsformen wäre kein arbeitspolitisches Hand-
lungsfeld, wenn es nur um unterschiedliche Einsatzzeiten oder -for-
men ginge. Resultieren aus unterschiedlichen Erwerbsformen jedoch 
höchst unterschiedliche Formen der sozialen Absicherungen und der 
 arbeitsrechtlichen Behandlung, wird daraus eine gesellschaftspolitische 
Schlüsselfrage. 
 DENKANSTOSS FÜR EIN PLURALES 
 LEITBILD DER ARBEIT
Abweichungen von der Vollzeitbeschäftigung werden gegenwärtig 
oft als »atypisch« und damit als nicht »normal« definiert. Selbst Be-
schäftigung knapp unterhalb der Vollzeit gilt – obwohl sie in der of-
fiziellen Arbeitsmarktstatistik zum Normalarbeitsverhältnis gezählt 
wird – vielen immer noch als atypisch, also auch: nicht vollwertig. In 
dem Maße, in dem sich familiale Rollenmuster und Arbeitsteilungen 
ändern, muss sich die Arbeitswelt vom Idealbild und Orientierungs-
rahmen des männlichen Alleinernährers verabschieden. Teilzeit muss 
daher zur Normalität im Lebensverlauf werden – für Männer und 
Frauen – und darf nicht als »atypisch« abgestraft werden.
Soziale Absicherung, Arbeitsschutz und kollektive Vertretungs-
rechte sollten in allen Erwerbsformen zur Geltung kommen. Dieses 
Prinzip ist nicht nur nachhaltig für sozialen Zusammenhalt und die 
Stabilisierung der sozialen Sicherungssysteme, sondern auch aus 
WO KÖNNEN  
WIR ANSETZEN?
gleichstellungspolitischer Perspektive überfällig. Auszeiten und Ar-
beitszeitreduktionen gewinnen an Normalität in einer Gesellschaft, 
in der Sorgearbeit und Qualifizierung als selbstverständliche Bestand-
teile des Lebenslaufs anerkannt werden. 
Der rechtliche Begriff, das Konzept »Arbeitnehmer/in« und die hieran 
gekoppelten arbeitsrechtlichen und sozialen Schutzstandards waren 
eine Reaktion auf den Wunsch, Arbeitskraft abzusichern. Seit den An-
fängen der Industrialisierung mit der Verelendung weiter Teile der 
Arbeiterschaft greift die Erkenntnis, dass eine staatliche Sozial politik 
und Schutzvorschriften zu Beschäftigung und Arbeitseinsatz nicht 
nur dem Einzelnen zu einer würdigen Existenz verhelfen, sondern 
auch der Wirtschaft verlässlich abrufbare Ressourcen garantieren und 
die Gesellschaft stabil halten.
Die Forschung problematisierte Veränderungen in der Nutzung 
von Arbeitskraft schon früh unter der Formel der »Dekommodizifie-
rung«: Arbeitskräfte sollten, so die historische Einsicht, nicht unmit-
telbar den Kräften des Marktes ausgesetzt sein, sondern – da sie meis-
tens über die marktschwächere Position verfügen – über allgemeine 
rechtliche Absicherung Schutz genießen. Die aktuelle Erosion des 
Status als »Arbeitnehmer/in« und die Zunahme von Arbeitstätig-
keiten jenseits solcher Regulierungen bergen somit die Gefahr einer 
»Kommodifizierung«, in der sich immer mehr Menschen allein im 
Marktgeschehen behaupten müssen. Das ist nicht für alle ein Pro-
blem: Personen mit besonders nachgefragten Qualifikationen kön-
nen sich auch auf solchen Arbeitsmärkten behaupten, für viele ande-
re ist die Verhandlungslage jedoch weit schwieriger.
In einer sich dynamisch wandelnden Arbeitswelt und angesichts 
einer Pluralität von Beschäftigungsformen stellt sich die Frage, ob es 
überhaupt noch einen gemeinsamen Standard gibt und worin dieser 
besteht. Wenn immer mehr Unternehmen ihre Rolle als »Arbeit-
geber« ablehnen und sich den dazu gehörenden Pflichten und Re-
geln entziehen, entstehen Schutzlücken. Vorschläge, diese Lücken für 
bestimmte Gruppen über das Handels- oder Zivilrecht zu schließen, 





































lungsdienst zur Personenbeförderung »Uber« gelten die Fahrer/in-
nen als selbstständig; die Plattform selbst sieht sich nur als Vermittle-
rin, nicht als Arbeitgeberin. Dieses Modell ist ebenso erfolgreich wie 
umstritten. In vielen Ländern, auf die sich die Uber-Aktivität er-
streckt, sind derzeit juristische Auseinandersetzungen über den Be-
schäftigungsstatus der Fahrdienstleistenden zu verzeichnen.
Die folgenden Ausführungen und zentrale Ideen des Denkanstoßes 
basieren auf der Expertise von Mückenberger 2017. In der aktuellen 
Debatte dominieren zwei Positionen: Die erste bemängelt eine feh-
lende gesetzliche Bestimmtheit des Begriffs »Arbeitnehmer/in« und for-
dert eine gesetzliche Konkretisierung und Klarstellung. Die zweite 
Position geht weiter, indem sie seine Angemessenheit grundlegend hin-
terfragt. Der Begriff könne die aktuellen Gestaltungsprobleme von 
Arbeit nicht lösen, weshalb es einer konzeptionellen und letztlich 
auch gesetzlichen Veränderung bedürfe. 
Empirische Untermauerung für die zweite Position ergibt sich aus 
dem sprunghaften Wachstum von Plattformen, die entweder Dienst-
leistungen vermitteln (Uber, AirBnB, Helpling) oder als Crowd-
working-Plattformen selbst zum Ort der Arbeit werden. Es wird ge-
schätzt, dass es in Deutschland insgesamt zwischen ein bis zwei 
Millionen Crowdworker/innen gibt. Die Kund/innen der Crowd-
working-Plattformen umfassen das gesamte Spektrum der Wirtschaft 
von Google, Intel und AOL Inc. über die Deutsche Telekom bis hin 
zur Deutschen Bahn. 
Wie also könnte ein Konzept zur Neugestaltung der Arbeitsverhält­
nisse aussehen, das dem Wandel Rechnung trägt und dabei die bishe-
rigen Schutzfunktionen bewahrt, d. h. Standards aus Arbeitsrecht, 
Sozialversicherungssystem und Mitbestimmung in die Zukunft trans-
portiert? Statt wie bislang Beschäftigte einzuteilen in die, die dazu-
gehören, und die anderen, die nicht dazugehören, gilt es, ein neues 
System abgestufter Rechte zu finden und einen Arbeitnehmer begriff, 
der für die digitale Transformation trägt.
 DENKANSTOSS EIN  
NEUER ARBEITNEHMERBEGRIFF
Die Kommission plädiert für ein vierstufiges Modell zum Schutz der 
 Arbeit: 
1. 
Neue Gruppen werden in den Schutz einbezogen, der bislang am 
 Arbeitnehmerbegriff festgemacht war. Dies gilt insbesondere für 
Selbstständige, die formal selbstständig sind, faktisch aber durch die 
Arbeitsabläufe der Kontrolle eines Arbeitgebers unterliegen oder 
wirtschaftlich von ihm abhängig sind – wenn also durchaus eine abhän-
gige Beschäftigung vorliegt. 
Nötig ist hierfür zum einen eine erweiterte und besser durchsetz­
bare Definition von Scheinselbstständigkeit – also von Selbstständigkeit, 
bei der rechtlich der Arbeitnehmerstatus aller Voraussicht nach ein-
geklagt werden kann. Ein Anhaltspunkt könnte die Regelung sein, 
die bis 2002 galt, die fünf klare Kriterien als Indizien zur Abgrenzung 
definierte und die Beweislast dem Arbeitgeber zuwies. 
Zum anderen ist es nötig, den Arbeitnehmerbegriff zu entpersön-
lichen und weiter zu fassen, ihn also auf diejenigen auszuweiten, die 
nicht persönlich abhängig sind, sondern – insbesondere bei digital 
vermittelter Arbeit – sachlich oder wirtschaftlich abhängig sind. 
Eine Abgrenzung ist auch umgekehrt möglich: Selbstständig ist, 
wer im Wesentlichen frei seine Tätigkeit gestalten kann – diejenigen, 
die das nicht können (z. B. mit Blick auf die Preisgestaltung oder die 
Zeit des Arbeitseinsatzes), sind es nicht. Anregungen für eine solche 
Handhabung bietet das in den USA gängige »Control-Kriterium«, das 
sich vom Kriterium der »persönlichen Abhängigkeit« löst und elek-
tronische Vernetzung als sachliche Abhängigkeit anerkennt. Danach 
gilt auch als Arbeitnehmer/in, wer während einer bestimmten Zeit 
für einen anderen nach dessen Weisung eine Leistung erbringt und 
als Gegenleistung eine Vergütung erhält. Gerichtsurteile (Causa FedEx) 






































Die Kommission ist sich darüber im Klaren, dass sich nicht alle im 
Zwischenbereich zwischen abhängiger Beschäftigung und Selbst-
ständigkeit Arbeitenden einem erweiterten Arbeitnehmerbegriff zu-
ordnen lassen. Diese Gruppe braucht jedoch, soll sie nicht in einer 
Grauzone unsichtbar werden, neue Konturierungen. Hierfür bietet 
sich an, die bereits existierende Kategorie der »arbeitnehmerähnlichen 
Person« auszuweiten. Diese Kategorie wird bislang nur auf kleine 
Gruppen angewendet (z. B. auf sogenannte »feste Freie« im Medien-
bereich). An diesem Status hängt eine Reihe sozialer Schutzvorschrif-
ten wie z. B. der Anspruch auf Urlaub, Pflegezeit oder Bildungsurlaub. 
Darüber hinaus ist es für Beschäftigte in diesem Status möglich, Tarif-
verträge abzuschließen. Die Kategorie ist ausbaubar und ausbauwürdig. 
Folgerichtig wäre deshalb auch eine Änderung des Tarifvertrags-
gesetzes, nach der alle Personen als »arbeitnehmerähnlich« gelten, die 
25 Prozent ihres Erwerbseinkommens bei einem Auftraggeber erzie-
len. Der EuGH hat bereits klargestellt, dass solche Tarifvereinbarun-
gen vom EU-Kartellrecht ausgenommen und damit legal sind, die 
Arbeitsbedingungen derjenigen Selbstständigen regeln, die sich in 
einer vergleichbaren Situation wie Arbeitnehmer/innen befinden. 
Um diese Gruppe in ein kollektives Bezugssystem einzubinden, wäre 
auch eine Ausweitung von § 3 des Betriebsverfassungsgesetzes zu dis-
kutieren.
In anderen Ländern wird die Differenzierung in (echte) Selbst-
ständige, arbeitnehmerähnliche Personen und Arbeitnehmer/innen 
bereits umgesetzt: Im US-amerikanischen und kanadischen Rechts-
system gibt es neben der Kategorie des »independent contractor« 
(Selbstständiger) und der des »employee« (abhängig Beschäftigter) 
den »dependent contractor« (abhängig Selbstständiger) als neue drit-
te Kategorie. In Spanien und Italien hat sich eine solche Unterschei-
dung bereits seit längerer Zeit etabliert. Der internationale Vergleich 
bietet Ansatzpunkte für die Weiterentwicklung des Arbeitnehmer-
schutzes in Deutschland. Zu beachten ist, dass die Einführung neuer 
Kategorien nicht mit einer Aufweichung des erweiterten Arbeitneh-
merbegriffs verbunden sein darf und dass die neuen bzw. erweiterten 
Kategorien die gleichen Schutzrechte wie für abhängig Beschäftigte 
verbürgen.
3.
Darüber hinaus müssen Rechte und Schutznormen in den Blick genom-
men werden, die zwar an Arbeit gebunden, aber unabhängig vom 
rechtlichen Status der Arbeitenden sind. Hier bieten sich drei Ansatz-
punkte an:
 Schutzrechte, die an die Gefahrenquelle anknüpfen (z. B. beim 
technischen Arbeitsschutz oder Datenschutz) und gegenüber der Ge-
fahrenquelle schützen, gelten bereits jetzt für Selbstständige und 
Drittbeschäftigte. Dieser Schutz ist in der digitalen Arbeitswelt 
durchaus auf Risiken der Datenverarbeitung bzw. mit Blick auf infor-
mationelle Selbstbestimmungsrechte anwendbar, doch ist dafür eine 
neue Systematisierung nach dem Verursacherprinzip nötig. 
 Auch Schutznormen des Gleichbehandlungsrechts sind vielfach an-
wendbar, ohne dass persönliche Abhängigkeit bei der Verrichtung 
der Arbeit vorliegen muss. 
 Die Einführung von portablen Rechten für Erwerbstätige dürfte 
Mobilitätsinteressen der Arbeitenden und global agierenden Unter-
nehmen gleichermaßen entgegenkommen. Zwar treffen § 613a BGB 
für Betriebsübergänge und § 4 BetrAVG für Arbeitgeberwechsel Vor-
kehrungen, doch stellen diese Ausnahmefälle dar und regeln die 
 in dividuelle Arbeitgeber-Arbeitnehmer-Beziehung nicht systematisch. 
Arbeitnehmerrechte und -positionen wären mit einer »Portabilität« 
auszustatten, die bei Wechsel oder Verlust des Arbeitgebers die Besitz-
stände vor Verlust schützt und in neue wirtschaftliche und soziale 
Konstellationen transferiert. Im Urlaubsrecht, bei der betrieblichen 
Altersversorgung und bei Zeitguthaben, auch in der Künstlersozial-
versicherung und bei den überbetrieblichen Urlaubskassenverfahren 
in den Baubranchen gibt es bereits Vorkehrungen und Erfahrungen, 
an die sich anzuknüpfen ließe. Im Entwurf des »Weißbuchs Arbei-
ten 4.0« des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales (bMas 2016b ) 
etwa wird das Instrument eines »persönlichen Erwerbstätigen kontos« 
vorgeschlagen, das sich im Kontext von Langzeitkonten ausbauen lie-
ße; Anregungen bietet auch das französische Beispiel des »compte 
personnel d’activités«. Spielräume und Mechanismen solcher Portabi-





































Darüber hinaus scheint für die Gruppe der Solo-Selbstständigen eine 
Pflichtmitgliedschaft in der gesetzlichen Rentenversicherung gebo-
ten. Die Verbesserung der freiwilligen Arbeitslosenversicherung für 
Solo-Selbstständige ist ebenfalls in den Blick zu nehmen. Bei Platt-
formarbeiter/innen ist die Frage zu klären, wie sowohl Auftraggeber 
als auch Plattformbetreiber in die Finanzierung eingebunden werden 
können.
4.
Wenn für manche Erwerbstätige nicht mehr der Arbeitsvertrag, son-
dern das Bürgerliche Gesetzbuch gilt, das Rechtsbeziehungen zwi-
schen Privatpersonen regelt, rückt das »soziale Zivilrecht« ins Blick-
feld. 
Die Mitglieder der Gesellschaft haben unabhängig von ihrer Stel-
lung im Erwerbsleben Rechte – besonders dann, wenn sie sich in 
 einer Situation struktureller Machtunterlegenheit befinden (z. B. 
Mietverhältnis oder Verbraucherfragen). Dieses soziale Zivilrecht 
 garantiert kaum arbeitsrechtliche Normen und Rechtsdurchsetzung, 
gewinnt aber an Gewicht, wo in einer digitalisierten Arbeitswelt bis-
lang keine anderen Schutzrechte greifen. Mit Blick auf Crowdwork 
lässt sich zeigen, dass z. B. die schuldrechtlichen Vorschriften zum Schutz 
von Verbraucher/innen bei Verwendung »Allgemeiner Geschäftsbedin-
gungen« durchaus Anwendung finden können (  EINKOMMEN) . Je 
größer jedoch die wirtschaftliche Abhängigkeit von Crowdworker/
innen ist, desto unwahrscheinlicher ist, dass sie ihre »Verbraucher-
rechte« tatsächlich einfordern. Deswegen bedarf es auch hier kollek-
tiver Durchsetzungsinstrumente, etwa analog zum Verbandsklage-
recht der Verbraucherzentralen.
Der Urheberschutz und der Schutz von Gebrauchs- und Ge-
schmacksmustern dürften bei Crowdwork (wie überhaupt digitaler 
Arbeit) ebenfalls größere Bedeutung erlangen (  EINKOMMEN) . Die 
Frage ist allerdings auch, welche Regelungen bei Plattformen greifen 
sollen, die ihren Sitz im Ausland haben (siehe S. 37).
Insgesamt gewinnt das »soziale Zivil­ und Wirtschaftsrecht« überall 
dort an Bedeutung, wo sich der Arbeitnehmerbegriff und seine Er-
weiterungen als nicht anwendbar erweisen. 
Mit diesem neuen normativen Bezugsrahmen ließe sich der Vielfalt der 
Erwerbsformen in der Arbeitswelt Rechnung tragen und dem schlei-
chenden Verlust der bisherigen sozialen und rechtlichen Einbettung 
und Absicherung von Erwerbstätigkeit Einhalt gebieten. 
DEN BETRIEB ENTLANG 
SEINER FUNKTIONEN DENKEN
Der Prozess der betrieblichen Entgrenzung ist nicht neu, sondern wur-
de bereits Ende der 80er Jahre beschrieben, als Prozesse der Vermarkt-
lichung und Dezentralisierung einsetzten. Prinzipien des Wettbe-
werbs wurden in das Unternehmen hineingeholt, das Management 
wurde verschlankt, und Hierarchien wurden ausgedünnt, immer 
mehr Arbeitsschritte wurden ausgelagert. Im Zusammenhang mit 
der Digitalisierung wird nun eine weiter gehende Entgrenzung bis 
hin zur »Auflösung« des Betriebs diskutiert, der sich von einer tech-
nisch-organisatorischen Einheit zu  einem digital verbundenen Netz-
werk entwickelt. 
Durch das Internet entstehen neue Formen der Zusammenarbeit 
und der Vernetzung, aus denen sich neue Wertschöpfungssysteme 
und -ketten kreieren lassen, die wiederum neue Produktionsstruktu-
ren hervorbringen können. Arbeit und Produktion sind weniger an 
bestimmte Orte gebunden, wenn Arbeitsmittel, Arbeitsgegenstände 
sowie die Organisation der Prozesse und die begleitende Kommuni-
kation auf Basis des Internets zusammengeführt werden können. In 
global integrierten Unternehmen werden unterschiedliche Teile der 
Wertschöpfung längst an ganz unterschiedlichen Orten erbracht. 
Auch die Präsenz der Beschäftigten im Betrieb ist nicht mehr 
zwingend. Cloud-Konzepte und die Nutzung von Cloud-Plattformen 
als Drehscheiben für die Organisation von Arbeit befördern eine Ver-
änderung betrieblicher Strukturen: Sie werden für Externe geöffnet, 
und es wird alles verbunden, was sich per »Cloud« anschlussfähig ma-
chen lässt. Das Unternehmen IBM bezeichnet dies als »Working in 
the Open«. Über die Plattform können global verteilte Arbeitskräfte 
genutzt und in Wertschöpfungsprozesse integriert werden. Im Be-
trieb definiert sich die Grenze zwischen innen und außen letztlich 





































nen flexibel neu vergeben werden. Fest angestellte Mitarbeiter/innen 
eines Betriebs arbeiten mit Beschäftigten von Zulieferbetrieben, mit 
Solo-Selbstständigen und sogar mit Crowdworker/innen und Kund/
innen in einem gemeinsamen Wertschöpfungsprozess zusammen 
(boes 2017 ). Zwar sind diese Phänomen nicht flächendeckend, beein-
 flussen aber grundlegend die Denk- und Gestaltungsweisen betrieb-
licher Strukturen.
 DEBATTE  
EIN NEUER BETRIEBSBEGRIFF
Der Betrieb verschwindet im Zuge des technologischen Fortschritts 
und globaler Vernetzungen nicht, verändert aber seine Form und sei-
ne Organisationslogik – und damit auch seine Risikostruktur. Immer 
mehr Risiken werden auf »Marktteilnehmer« abgewälzt, die früher als 
abhängig Beschäftigte tätig und über diesen Status geschützt waren.
In der Rechtsprechung ist der Betrieb »die organisatorische Ein-
heit, innerhalb derer der Arbeitgeber allein oder mit seinen Arbeit-
nehmern mit Hilfe von sächlichen oder immateriellen Mitteln be-
stimmte arbeitstechnische Zwecke fortgesetzt verfolgt, die sich nicht 
in der Befriedigung des Eigenbedarfs erschöpfen« (BAG  v. 31. 5. 2000 – 
7 ABR  78/98). Diese Umschreibung ist bereits flexibler als das her-
kömmliche Verständnis von Betrieb, das sich an einem Ort festmachte. 
An die Stelle des örtlich gedachten Betriebs rückt seine Definition 
als funktionale Einheit: In dem Sinne, in dem es einem wirtschaft-
lichen Akteur gelingt, die für seinen Produktionsprozess erforder-
lichen sozialen Bindungen herzustellen und hierüber die zur Aus-
übung seines Direktionsrechts erforderlichen Transaktions- und Kon-
trollstrukturen aufzubauen, ist das Ergebnis als Betrieb zu verstehen. 
Das ist von großer Bedeutung für das Arbeitsrecht und die Mitbe-
stimmung, weil die vielfältigen Informations-, Konsultations- und 
Mitbestimmungsrechte im Betriebsverfassungsgesetz an den Betrieb 
(und die Auslegung des Betriebsbegriffs) geknüpft sind.
Mit einer rein funktionalen Definition wird eine moderne Fas-
sung des Betriebsbegriffs möglich. Wichtig dabei: Der Betrieb erfährt 
damit keinesfalls einen Bedeutungsverlust. Er verändert zwar seine 
konkret historische Form, bleibt aber in seinem Wesen und seiner 
juristischen Bedeutung als organisatorische Einheit bestehen. 
Die Definition des Betriebs als funktionale Einheit hat Folgen für 
das Mitbestimmungssystem: Wird der Betriebsbegriff »enträumlicht«, 
können Arbeitgeber nicht mehr durch das Zerlegen von Betrieben in 
Kleinstbetriebe die Mitbestimmung umgehen. Zugleich eröffnet der 
neue Betriebsbegriff Betriebs- und Personal räten die Möglichkeit, 
 ihren Vertretungsanspruch entlang der Wertschöpfungs kette geltend 
zu machen.
Vieles spricht dafür, den neuen Betriebsbegriff ergänzend neben 
den des »alten Betriebs« zu stellen, der insbesondere Arbeitgeber-
funktion behalten muss. So können bestehende Mitbestimmungsmög-
lichkeiten und Schutzstandards (wie zum Beispiel höhere Branchen-
mindestlöhne) gesichert und eine Zerstückelung von Arbeitsverhält-
nissen in eine Vielzahl von Kurzzeitverhältnissen vermieden werden.
Für die Sozialpartnerschaft stellen sich darüber hinaus grund-
sätzliche Fragen: Was bedeutet es für die Sozialpartner, wenn sich Be-
triebe und Branchen verflüssigen und klare Abgrenzungen zwischen 
 ihnen immer weniger möglich sind? Wie kann eine schlagkräftige 
gewerkschaft liche Vertretung in einem Netzwerkunternehmen aus-






































PER AUFTRAG HERSTELLEN 
In der digitalen Arbeitswelt gibt es immer mehr Personen, die, statt 
über ein Beschäftigungsverhältnis und einen Arbeitsvertrag zu verfü-
gen, nur noch Aufträge erledigen. Vermittler hierfür sind zumeist 
 digitale Plattformen. Mit diesem sogenannten Crowdworking hat sich 
ein neuer Typus der Nutzung von Arbeitskraft gebildet, der zwar in 
Deutschland noch marginal ist, für den mit Blick auf die Entwicklung 
in anderen Ländern jedoch deutliche Zuwächse zu erwarten sind. 
Weltweit gibt es circa 2.300 Crowdworking-Plattformen (davon 
circa 65 von Deutschland aus betriebene); die Weltbank schätzt hier 
bis 2020 einen Umsatz von circa 25  Milliarden Dollar und einen An-
stieg auf 112  Millionen Crowdworker/innen (kuek et al. 2015 ). Schon 
jetzt arbeiten auf Plattformen wie TopCoder (USA) 750.000, auf Free-
lancer (Australien) 14,5 Millionen, auf Mechanical Turk (US) eine 
Million und auf Clickworker (Deutschland) 700.000  Menschen (klebe 
2016 ). Der Durchschnittsverdienst liegt laut einer Studie bei zwei 
Dollar pro Stunde (euroFound 2015; IranI/sIlberMan 2013 ). Auch 
wenn in Deutschland Crowdworking noch in erster Linie neben-
beruflich betrieben wird, scheint es geboten, sich der Frage zu wid-
men, wie man für diese Form von Beschäftigung zukünftig nicht nur 
existenzsichernde Einkommen, sondern insgesamt all jene Standards 
sichern kann, die bislang an Beschäftigung gekoppelt waren. 
Da Plattformen sich selbst nicht als Arbeitgeber, sondern als Ver-
mittler sehen, werden Crowdworker/innen wie Selbstständige behan-
delt. Es greifen also weder die üblichen Lohnfindungsmecha nismen 
oder der gesetzliche Mindestlohn noch alle anderen an Beschäfti-
gungsverhältnisse gekoppelten Formen der Absicherung. 
Als Grund für die fehlenden sozialen und arbeitsrechtlichen 
 Standards im Bereich von Crowd- und Clickworking wird angeführt, 
es handele sich hier um einen globalen – also nicht nationalstaatlich 
zu regulierenden – Arbeitsraum. Gleichwohl gibt es durchaus Mög-
lichkeiten, auch für diese Tätigkeiten Absicherungen sicher zustellen, 
wie sie im Prinzip für die Beschäftigung gelten. Auch wenn Crowd-
working aufgrund seiner Beschaffenheit (Vermittlung über digitale 
Platt formen) schwieriger arbeits- und sozialrechtlich zu regulieren ist 
als abhängige Beschäftigung, lassen sich dennoch Standards einführen. 
 DEBATTE BESTELLERPRINZIP  
FÜR DIGITALE ARBEIT
Als vielversprechenden Ansatzpunkt für die Sicherstellung von Stan-
dards bei Crowdwork diskutierte die Kommission die Einführung 
eines verpflichtenden »Bestellerprinzips« für digitale Arbeit. 
Das heißt: Wenn ein deutsches Unternehmen über eine digitale 
Plattform Dienstleistungen bestellt, müsste deutsches bzw. EU-Recht 
gelten, d. h., die hierzulande geltenden Standards für den (Mindest-)
Lohn, die steuerliche Behandlung und das Arbeitsrecht müssten zur 
Anwendung kommen. Für die Bezahlung und die Arbeitsbedingun-
gen der Auftragnehmenden wäre also nicht ausschlaggebend, wo die 
Leistung erbracht wird, sondern in welchem Land der Auftraggeber 
sitzt. Die Kommission diskutierte den Vorschlag aufgrund vieler noch 
zu klärender Fragen kontrovers, sieht jedoch im Bestellerprinzip einen 
durchaus wegweisenden Gedanken, der sich nah an anderen Lösungs-
ansätzen bewegt: So funktioniert in Deutschland etwa auch das 2015 
erlassene Maklergesetz nach dem Grundsatz »Wer bestellt, zahlt, und 
dessen Rechtsstand gilt«. Noch interessanter erscheinen aber die Paral-
lelen zur EU-Entsenderichtlinie. Diese folgt der Grundlogik, dass für 
entsendete Arbeitnehmer/innen das Beschäftigungsland- bzw. Arbeits-
ortprinzip und nicht das Herkunftslandprinzip gilt. Ihre Entlohnung 
und die für sie geltenden arbeitsrechtlichen Standards richten sich 
danach, wo sie ihre Arbeit erbringen. Im Kern besagt auch der Grund-
satz »Gleicher Lohn für gleiche Arbeit am gleichen Ort« genau dies.
Gerade die Analogien zu der Entsenderichtlinie zeigen aber aus 
Sicht der Kommission auch, dass zu dem angedachten Bestellerprin-
zip noch eine ganze Reihe offener Fragen geklärt werden muss: 
 Dies gilt erstens für die Regelungsreichweite. Die Entsendericht-
linie greift nur für Arbeitnehmerentsendungen zwischen den EU-Mit-
gliedstaaten. Erst dadurch, dass sich die mitgliedstaatlichen Regierun-
gen grundsätzlich auf die Anwendung des Beschäfti gungslandprinzips 
einigen konnten, wurde die verbindliche rechtliche Regelung in Ge-
stalt der Entsenderichtlinie möglich. Solange es um die über digitale 
Plattformen vermittelte Erbringung von Dienstleistungen geht, bei 
denen sowohl Auftragnehmer als auch Auftraggeber in einem der 
EU-Mitgliedstaaten sitzen, wäre eine analoge Regelung im europä-





































 Regelungsreichweite europäischen Rechts werden aber Vermittlungs-
zusammenhänge, bei denen Auftraggebende und / oder Auftragneh-
mende außerhalb der EU angesiedelt sind. Eine europäische Regelung 
für das verbindliche Bestellerprinzip wäre zwar ein erheblicher Ge-
winn, würde aber dennoch zu kurz greifen, weil digitale Plattformen 
in ihrer Vermittlerrolle häufig global agieren. 
 Ein zweites Problem stellt sich, wiederum analog zur EU-Ent-
senderichtlinie, durch den Status der meisten Crowdworker/innen. 
Bei ihnen handelt es sich regelmäßig eben nicht um abhängig Be-
schäftigte, sondern um Solo-Selbstständige. Auch die Entsendericht-
linie bezieht sich im Kern auf abhängig Beschäftigte, die von ihrem 
Heimatunternehmen zur Erbringung bestimmter Arbeiten an das 
Auftraggeberunternehmen im europäischen Ausland entsendet wer-
den. Zahlreiche Schlupflöcher zur Umgehung bietet sie aber, wenn 
Beschäftigte als Werkvertragsnehmer in anderen EU-Ländern tätig 
werden – also dort offiziell den Status von Selbstständigen haben. 
Gerade für Arbeit, die über digitale Plattformen vermittelt und regel-
mäßig von (solo-)selbstständigen Crowdworker/innen erbracht wird, 
zeigt sich also, wie wichtig es ist, die Idee der Einführung eines ver-
pflichtenden Bestellerprinzips von Anfang an zusammenzudenken 
mit einer grundlegenden Neudefinition des Arbeitnehmerbegriffs (s. o.).
 Ein dritter Punkt, der im Zusammenhang mit der Einführung 
eines verbindlichen Bestellerprinzips genauer betrachtet werden 
muss, ist die Frage, welche Dienstleistungen bzw. welche digitalen Ver-
mittlungsplattformen davon erfasst sein sollen. Hier ist vor allem zu 
unterscheiden zwischen Plattformen, die Dienstleistungen mit starker 
Ortsbindung anbieten, und Plattformen, die global Dienstleistungs-
arbeit vermitteln. Bei Vermittlern ortsgebundener Dienstleistungen, 
wie wir sie häufig – etwa in Gestalt des Fahrdienstvermittlers Uber – 
in der sogenannten Sharing Economy finden, sollte eher darüber 
nachgedacht werden, ob nicht der Plattformanbieter selbst den recht-
lichen Status der Arbeitgebers erhalten sollte – jeweils nach dem 
natio nalen Recht des Landes, in dem er diese Dienstleistungen anbie-
tet. Das verbindliche Bestellerprinzip – basierend auf dem Sitzland 
des Auftraggebers – würde hingegen vor allem auf Dienstleistungen 
ohne starke Ortsgebundenheit Anwendung finden, die über Platt-
formen global vermittelt werden.
 DENKANSTOSS DIGITALE TOOLS ZUR 
TRANSPARENZ UND KOLLEKTIVBILDUNG BEI 
PLATTFORMEN 
Menschen, die über Crowdwork ihre Existenz sichern, sind nicht 
 immer als »prekär Erwerbstätige« einzustufen, sie sind aber für viele 
Regelungen rund um die Arbeit selbst verantwortlich und arbeiten 
zumeist isoliert. Die Kommission schlägt deshalb vor, für Crowd-
worker/innen eine gemeinschaftliche Kommunikationsinfrastruktur auf-
zubauen, über die Austausch, Information und Beratung gewähr-
leistet sind. 
Hierfür gibt es bereits Vorbilder, an die sich anknüpfen lässt: Mit 
der Website www.faircrowdwork.org hat die Industriegewerkschaft 
Metall eine Plattform für Crowdworker/innen geschaffen, die Vernet-
zung organisiert, Transparenz über Plattformen schafft und Beratung 
anbietet. Während üblicherweise die Plattformen ihre Crowdworker/
innen bewerten und gegebenenfalls für eine künftige Auftragsver-
gabe aussortieren, wird der Spieß hier umgedreht: Nun bewerten die 
Crowdworker/innen die Plattformen, u. a. entlang von Kriterien wie 
Bezahlung, Kommunikation und Arbeitsqualität. Auch ver.di be-
treibt eine Beratungsplattform für Crowdworker/innen (»Ich bin 
mehr wert«). Das Tool  »Turkopticon« ermöglicht die Bewertung von 
Auftraggeber/innen. Die Bewertung ist bei der Auswahl von neuen 
Aufträgen über »Amazon Mechanical Turk« einzusehen (Ig Metall 
ohne Jahr; ver.dI ohne Jahr; IranI/sIlberMann 2013). 
Darüber hinaus werden »Codes of Conduct« fixiert, in denen 
 Regeln für ein faires Miteinander benannt sind. Weiter gehend sind 
Ideen zu Gründung von Plattformkooperativen, d. h. von Plattformen 
im Besitz von Genossenschaften. Die Plattformtechnologie soll hier 
verbunden werden mit guten Arbeitsbedingungen und dem gemein-
nützigen Geschäftsmodell einer Genossenschaft. Gewerkschaften kön-








































In der Thematisierung sozialer Ungleichheit geht es zumeist um Ver-
mögens- und Einkommensunterschiede. Vernachlässigt wird dabei 
aber, dass sich durch die Ausdifferenzierung der Erwerbsformen auch 
Unterschiede in Arbeitsplatzsicherheit, förderlichen Arbeitsbedin-
gungen und Chancen auf »gute Arbeit« ergeben.
Bei der Durchsicht der Datenlage zu Arbeitsbedingungen in 
Deutschland fällt eine Trennlinie entlang der Tarifbindung ins Auge: 
Dort, wo Tarifverträge gelten und Betriebs- und Personalräte aktiv 
sind, eröffnen sich weit bessere Bedingungen und Absicherung für 
die Erwerbstätigen. In Ländern mit hoher Tarifbindung sind die indi-
viduellen Primäreinkommen am geringsten gespreizt, in Ländern 
mit geringer Tarifbindung stauchen sich die Löhne am unteren Ende 
auf dem Niveau des Mindestlohns. 
Das Statistische Bundesamt weist für 2014 eine Tarifbindung von 
46  Prozent bzw. 39  Prozent der Beschäftigten in West- und Ost-
deutschland aus. In vielen Bereichen der Industrie ist die Tarif-
bindung vergleichsweise hoch (z. B. Energieversorgung: 85  Prozent), 
wenngleich sich in der langfristigen Perspektive eine sinkende Ten-
denz zeigt. In den Dienstleistungsberufen hingegen ist der Bindungs-
grad deutlich schwächer (z. B. Gastgewerbe 24  Prozent); zudem sind 
ein Ost-West-Gefälle und ein Gefälle nach Betriebsgröße erkennbar. 
Die eher mit einem hohen Organisationsgrad einhergehende Voll-
zeitbeschäftigung ist in den Dienstleistungen geringer verbreitet, 
und in den neueren Arbeitsmarktsegmenten (z. B. der IT-Branche) 
gibt es in vielen Unternehmen keine Mitbestimmung. Generell ist 
ein Rückgang der Tarifbindung bzw. der Reichweite von Flächentarif-
verträgen zu erkennen; auch zeichnen sich qualitative Veränderungen 
innerhalb der Tarifbindung ab, z. B. durch die Zunahme von Haustarif-
verträgen als Ergänzung oder Ersatz von Flächentarifverträgen oder 
von Öffnungs- und Differenzierungsklauseln in Flächentarifver trä-
gen. Hinzu kommt ein Rückgang der Betriebsratsdichte, also die Ero-
sion derjenigen Institution, die Tarifverträge auf der betrieblichen 
Ebene mit Leben erfüllt. 
 DENKANSTOSS  
DIE TARIFBINDUNG AUSWEITEN
Die Kommission sieht einen Lösungsweg zur Bekämpfung der sozia-
len Polarisierung in einer Stärkung der Tarifbindung. Ein wichtiges 
Instrument zur Stärkung der Tarifbindung sind Allgemeinverbind­
licherklärungen, also die Möglichkeit, auf Antrag der Sozialpartner die 
Regeln eines Tarifvertrags für alle Unternehmen in einer Branche 
verbindlich zu machen – auch für diejenigen, die nicht tarifgebun-
den sind. Allerdings ist die Zahl der Allgemeinverbindlicherklärun-
gen in den vergangenen Jahren erheblich gesunken – offenbar waren 
die Hürden zu hoch. Daher begrüßt die Kommission das im Jahr 2014 
vom Bundestag verabschiedete »Tarifautonomiestärkungsgesetz«, das 
Allgemeinverbindlicherklärungen erleichtert. Die Hürde wurde deut-
lich gesenkt: Vorher galt die Regel, dass mindestens 50  Prozent der 
Arbeitnehmer/innen der Branche bereits in einem tarifgebundenen 
Betrieb arbeiten müssen. An dieser Hürde scheiterten Allgemeinver-
bindlicherklärungen in der Vergangenheit oft, obwohl sie gerade in 
Branchen mit geringer Tarifbindung besonders sinnvoll wären.
Diese Regel gilt nun nicht mehr, stattdessen muss bei einem An-
trag auf Allgemeinverbindlicherklärung vom Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit einem aus je drei Vertre-
tern der Spitzenorganisationen der Arbeitgeber und der Arbeitneh-
mer bestehenden Ausschuss (Tarifausschuss) festgestellt werden, dass 
eine solche im »öffentlichen Interesse« liegt. Dieses »öffentliche Inte-
resse« ist im Gesetz bislang nicht näher definiert. Um dieses Gesetz 
wirksamer zu machen, empfiehlt die Kommission Folgendes: 
 Klarere Definition des öffentlichen Interesses: Die Allgemeinver-
bindlicherklärung gilt als im öffentlichen Interesse geboten, wenn 
a) der Tarifvertrag in seinem Geltungsbereich für die Gestaltung der 
Arbeitsbedingungen überwiegende Bedeutung erlangt hat oder 
b)  die Wirksamkeit von tarifvertraglicher Regelsetzung gegen die 
Folgen wirtschaftlicher Fehlentwicklungen abgesichert werden muss. 
Das ist in der Praxis offenbar zu wenig konkret, um zu greifen. Da-
rum empfiehlt die Kommission, festzulegen, wie man dieses öffent-
liche Interesse besser konkretisieren kann. Konkretisierungen könn-
ten sein: Ein öffentliches Interesse ist gegeben, wenn eine Branche 





































in  einer Branche die Fluktuation sehr hoch ist, sodass es sehr unwahr-
scheinlich ist, dass Tarifvereinbarungen zustande kommen. Diese 
 Regelung hat die Schweiz mit Blick auf die Tourismusbranche ein-
geführt, wo eine sehr hohe Fluktuation herrscht. 
 Einführung von Branchendialogen im Dienstleistungsbereich: Der 
Branchendialog ist ein Instrument, um tripartistisch (im Dialog 
 zwischen Politik, Gewerkschaften und Unternehmen) konstruktive 
Lösungen zu finden. Allerdings fehlen solche Branchendialoge bis-
lang im Dienstleistungssektor. Sie sind aber bedeutsam, weil die Arbeit-
beziehungen hier nicht mit denen im Industriebereich vergleichbar 
sind. Beispielsweise konkurrieren im Bereich der ambulanten Alten-
pflege private, freigemeinnützige und öffentlichen Anbieter mitein-
ander – um zu Regelungen zu kommen, müssen sich sehr viele Par-
teien verständigen. 
 Die Kommission empfiehlt darüber hinaus, Tarifverträge auch 
für Gruppen von Beschäftigten zu öffnen, die zwar keine Arbeitnehmer 
sind, für die jedoch ein vergleichbares Schutzbedürfnis besteht. 
 Hierfür bietet sich an, das Tarifvertragsgesetz so zu reformieren, dass das 
Recht, Tarifverträge zu erstreiten, nicht mehr auf diejenigen be-
schränkt ist, die überwiegend für einen Auftraggeber tätig sind, son-
dern für mehrere – sich aber gleichwohl eine Abhängigkeit ergibt. 
Damit wäre ein Paradigmenwechsel eingeläutet, denn bislang wer-
den Solo-Selbstständige, die für mehrere Auftraggeber arbeiten, als 
Wettbewerber betrachtet. Eine Reform würde sie zu kollektiven Akteu­
ren machen, die gemeinsam höhere Löhne erstreiten dürfen. Bislang 
wird vertreten, dass das Wettbewerbsrecht (Kartellrecht) solche kol-
lektiven Aushandlungen als »unerlaubte Preisabsprache« untersage. 
Da viele Solo-Selbstständige aber über eine sehr schwache Markt-
position verfügen, stellt sich die Frage, ob das Wettbewerbsrecht für 
sie der richtige Bezugsrahmen ist oder ob hier nicht andere Rechts-
güter / Schutzgüter greifen müssten nach dem Prinzip »Bürgerrecht 
schlägt Wettbewerbs recht«.
 DENKANSTOSS TARIFBINDUNG  
DURCH GEZIELTE ÖFFENTLICHE AUFTRAGS-
VERGABE STÄRKEN
Auch die öffentliche Auftragsvergabe bietet aus Sicht der Kommis-
sion einen guten Ansatzpunkt, um das Prinzip »Tarifvertrag« zu stär-
ken. Die Vergabestellen des Bundes, der Länder und der Kommunen 
geben in Deutschland derzeit ca. 400 Milliarden Euro für die öffent-
liche Beschaffung von Gütern und Dienstleistungen aus – dies ent-
spricht 17  Prozent des Bruttoinlandproduktes. Aus Sicht der Kom-
mission ist der Staat kein normaler Marktteilnehmer. Er hat eine 
besondere Vorbildrolle und muss daher neben der Wirtschaftlichkeit 
auch übergeordnete, gesellschaftlich erstrebenswerte Interessen be-
rücksichtigen. Dazu gehört der Schutz der Marktteilnehmer/innen 
vor Preisunterbietung durch Lohndumping und durch das Unter-
laufen deutscher und internationaler arbeits- und sozialrechtlicher 
Standards. 
Die Kommission spricht sich dafür aus, dass die öffentliche Hand 
die Einhaltung des Tarifgitters (Einhaltung repräsentativer Tarifver-
träge) sowie die Mitgliedschaft in einem tarifschließenden Verband 
zu einem verbindlichen Vergabekriterium erklärt, um das Tarifsystem 
zu stärken. Hiermit wären auch die ausgelagerten Bereiche abge-
deckt. Solche Tariftreueklauseln mit Bezug auf repräsentative Tarif-
verträge sind verfassungsrechtlich zulässig. In Deutschland und 
 Europa gab es in den vergangenen Jahren bereits Reformen des Ver-
gaberechts. Schon die EU-Richtlinien über die öffentliche Vergabe 
von 2014 haben gezeigt, dass soziale Kriterien in der öffentlichen Ver-







































Der digitale Wandel bringt nicht nur neue Geschäftsmodelle mit 
sich, sondern birgt durch die Automatisierung auch enorme Ratio­
nalisierungspotenziale. Dies ist weder für die Industrie- noch für die 
Dienstleistungsarbeit ein neues Phänomen – und es gibt bewährte 
Rezepte, hiermit umzugehen, um Beschäftigungsabbau sozialverträg-
lich zu gestalten. Mit Blick auf mögliche beschleunigte Umbrüche 
am Arbeitsmarkt sollten diese Instrumente zukunftsfähig und als 
 Option für Krisenbewältigung in der Breite der Arbeitswelt bekann-




 BESCHÄFTIGUNGSSICHERUNG DURCH ARBEITS-
ZEITVERKÜRZUNG UND QUALIFIZIERUNG
Schon aus den 90er Jahren datieren Modelle zur beschäftigungs-
sichernden Arbeitszeitverkürzung. Belegschaften haben kollektiv auf 
Arbeitszeit und Einkommen zugunsten von Beschäftigungssicherung 
verzichtet; bekanntestes Beispiel ist die »Vier-Tage-Woche« bei der 
Volkswagen AG. 
Seit 2001 haben Betriebsräte die Möglichkeit, Vorschläge zur Be-
schäftigungssicherung zu machen; der Arbeitgeber ist verpflichtet, 
sich mit diesen Vorschlägen auseinanderzusetzen. Seit 2009 verfügen 
die Betriebe über das sehr effektive Instrument der (vorübergehenden) 
Beschäftigungssicherung. Der Gesetzgeber erleichtert mit diesem Ge-
setz den Zugang zu konjunktureller Kurzarbeit und entlastet die Ar-
beitgeber hinsichtlich der damit verbundenen Kosten. Dies gilt ins-
besondere, wenn die Belegschaft während der Kurzarbeit gleichzeitig 
qualifiziert wird. In der Metall- und Elektroindustrie ist es bereits ein-
mal gelungen, Zuschüsse zum Kurzarbeitergeld zu vereinbaren und 
damit die finanziellen Einbußen bei Kurzarbeit zu begrenzen, Be-
schäftigung für die Dauer der Kurzarbeit zu sichern und die Mitbe-
stimmungsrechte der  Betriebsräte auszuweiten (so die Regelung im 
bis 2010 laufenden  Tarifvertrag »Kurzarbeit, Qualifizierung und Be-
schäftigungssicherung« zwischen IG Metall und Arbeitgeberverband 
Südwestmetall). 
Das Instrument des Kurzarbeitergeldes, das in der Finanz- und Wirt-
schaftskrise zum Einsatz kam, sollte mit Blick auf den durch die Digi-
talisierung beförderten Strukturwandel weiterentwickelt werden. 
Bislang wurde z. B. die Verknüpfung von Kurzarbeit mit Qualifizierung 
zu selten von den Betrieben genutzt. Weil man keine Pläne für 
 Qualifizierungsmaßnahmen parat hatte oder Beschäftigte nicht zur 
 Qualifizierung bereit waren, wurden die von der Bundesagentur für 
Arbeit vorgesehenen Mittel nicht ausgeschöpft. Unternehmen sollten 
Qualifizierung also prophylaktisch planen (  QUALIFIZIERUNG) .
So gut sich Betriebe auch auf die Digitalisierung einzustellen versu-
chen, werden doch nicht alle die Digitalisierung schnell genug meis-
tern. Beispielsweise sind mittelständische Zulieferbetriebe von Insol-
venz bedroht, wenn sie sich nicht schnell genug »mit-digitalisieren«, 
da sie dann aus der integrierten Wertschöpfungskette herausfallen, 
wie dies beispielweise 30  Prozent der Automobilzulieferer in Deutsch-
land droht (dIez 2016 ). Betroffene Firmen können wieder auf die Bei-
ne kommen, aber sie brauchen dafür Zeit und Unterstützung. 
 DEBATTE TRANSFERGESELLSCHAFTEN 
 WEITERENTWICKELN
Transfergesellschaften sind ein bewährtes Instrument bei Betriebsinsol-
venzen, das bei beschleunigtem Strukturwandel weiterentwickelt wer-
den kann. In der Kommission wurde der Vorschlag kontrovers dis-
kutiert, die Regeln der Transfergesellschaft so zu ändern, dass die 
Beschäftigten aus der Transfergesellschaft nach der Sanierung wieder 
in den alten Betrieb zurückkehren können und sie sich während der 
Zeit in der Transfergesellschaft weiterqualifizieren. Die Transfergesell-





































Einigkeit bestand darin, dass Transfergesellschaften stärker als bis-
her für Weiterbildung genutzt werden sollten. Die Qualifizierung 
wird bei den Sozialplanverhandlungen bislang noch vernachlässigt – 
hier ist ein Umdenken in der Praxis nötig.
Auf positive Resonanz stieß der Gedanke eines »Transformations- 
Kurzarbeitergeldes«, wie es die IG Metall jüngst vorgeschlagen hat.
War die abhängige Beschäftigung für große Teile der Erwerbsbevölke-
rung zugleich Garantie einer dauerhaften Existenzsicherung, so hat sich 
dies deutlich gewandelt. In einer dynamischen, global vernetzten Wirt-
schaft ist die Sicherheit des Arbeitsplatzes nicht nur gefühlt, sondern 
auch objektiv nur bedingt gegeben. Je größer die Konkurrenz in be-
stimmten Segmenten wird, sei es durch die Rationalisierungseffekte 
oder durch Arbeitsmigration, desto fragiler wird die Lebenslage in der 
Zone des Abstiegs, aber auch in der Mitte der Gesellschaft wahrgenom-
men (castel 2000; castel/dörre 2009 ). 
Auch wenn Arbeitslosigkeit schon immer eine persönliche Krisen-
lage war, hat sich dies mit den Hartz-Reformen verschärft. Arbeits-
losigkeit ist seitdem noch stärker verbunden mit der Sorge, abzurut-
schen und zu verarmen – und den bisherigen Status nicht zurück-
zuerlangen, da die Zumutbarkeitsregelungen im ALG -II-Bezug die 
Annahme von Arbeit auch unterhalb des Qualifikationsniveaus vorse-
hen. In der Praxis der Arbeitsagenturen hat zudem Vermittlung Vor-
rang vor umfassender Qualifizierung; oft werden anstelle vertiefter 
Qualifizierung kleinteilige Ad-hoc-Maßnahmen angeboten (bläsche 
et al. 2017 ). Von den rund 1,3  Millionen ungelernten Arbeitslosen 
 begannen zuletzt jährlich nur knapp 50.000 eine Fortbildung mit 
dem Ziel, einen beruflichen Abschluss zu erlangen. Die Zahl der 
Hartz-IV-Bezieher sank zwischen 2010 und 2015 um 9  Prozent, die 
Weiterbildungsausgaben für diese Gruppe wurden jedoch um 
26  Prozent reduziert. Expert/innen halten dies für kurzsichtig, da 
 neuere Studien zeigen, dass sich umfangreiche Qualifi zierung durch-
aus auszahlt (mit einer um ein Fünftel erhöhten Beschäftigungs-
wahrscheinlichkeit), wenngleich nicht von heute auf morgen.
 
  DEBATTE  
ABSTIEGSBREMSEN
Angesichts der Automatisierungs- und Rationalisierungspotenziale 
der Digitalisierung diskutierte die Kommission über mögliche Lö-
sungsansätze, die als »Abstiegsbremsen« funktionieren könnten. In der 
Debatte kamen drei Vorschläge zur Sprache:
 Viel Zuspruch fand die geplante Einführung eines Qualifizie-
rungsarbeitslosengeldes (»ALG Q«). Das Instrument kombiniert den Be-
zug eines verlängerten Arbeitslosengeldes mit Qualifizierung und 
schafft dadurch absehbar für viele die Möglichkeit, wieder (und ggf. 
an neuer Stelle) in den Arbeitsmarkt einzusteigen. 
 Trotz umfassender Qualifizierungsbemühungen werden nicht 
alle Menschen, die arbeitslos werden, unmittelbar auf dem ersten Ar-
beitsmarkt wieder Fuß fassen. Bedenkenswert ist eine Initiative aus 
Nordrhein-Westfalen: Um Langzeitarbeitslosen wieder eine Perspek-
tive zu geben, hat die Landesregierung die Forderung der Gewerk-
schaften aufgegriffen, für die Langzeitarbeitslosen einen neuen sozia-
len Arbeitsmarkt zu schaffen. 
 Diskutiert wurde der Gedanke einer neuen Form des Kurzarbeiter­
gelds, mit dem die IG BAU den Übergang in die Rente für ältere Ar-
beitnehmer/innen mit gesundheitlichen Einschränkungen absichern 
will (»Altersflexi«). 
Zwar hat sich die Kommission hier noch auf kein abschließendes 
 Votum für bestimmte Instrumente verständigt, es war aber Konsens, 











































 LEISTUNG  
HONORIEREN
So verkürzt es wäre, Erwerbstätigkeit nur als Mittel zum Gelderwerb 
zu sehen, so naiv wäre es, zu ignorieren, dass Menschen auf eine 
 materielle Absicherung ihrer Existenz angewiesen sind und hierfür Ein-
kommen erzielen müssen. Auch wenn sie sich über eine beson dere 
Qualifikation, die am Arbeitsmarkt und im Unternehmen erreichte 
Position oder ihre soziale Vernetzung absichern können, so bleiben 
sie dennoch stets auf die Nachfrage nach ihrer Arbeitskraft angewie-
sen. Die Bezahlung der Arbeit ist und bleibt also entscheidend in der 
Aushandlung zwischen den Beteiligten. Dies gilt für abhängig Be-
schäftigte und für Selbstständige gleichermaßen. Auch Freiberufler/
innen, Crowdworker/innen oder Künstler/innen, denen zumeist 
hohe Freiheitsgrade in ihrer Tätigkeit zugeschrieben werden, müssen 
ihr Einkommen sicherstellen und sichern sich dabei über Verträge, 
Patente oder Verwertungsrechte ab. 
ERBEN ENTSCHEIDET ÜBER CHANCEN.  Neben den Einkommen ent-
scheidet auch das Vermögen darüber, welche finanziellen Spielräume 
zur Verfügung stehen; Aussichten auf Erbschaften eröffnen nur einem 
Teil der Gesellschaft Planungsspielräume für die Zukunft. Die Ver-
mögens übertragungen aus Erbschaften beliefen sich im Jahr 2014 auf 
38 Milliarden Euro, aus Schenkungen auf 71  Milliarden Euro. Damit 
erhöhte sich laut Statistischem Bundesamt das geerbte und geschenk-
te Vermögen gegenüber dem Vorjahr um 55  Prozent. Betriebsvermö-
gen stellte nur 45  Prozent des vererbten Vermögens dar; der Rest war 
 Privatvermögen. Das Vererbungsvolumen dürfte in den kommenden 
Jahren massiv ansteigen: Für den Zeitraum 2012 bis 2027 wird es für 
die mindestens 70-Jährigen in Höhe von insgesamt 1,45  Billionen 
Euro angegeben (statIstIsches bundesaMt 2015a; grabka/tIeFen-
see 2017 ). Personen, die über ein Vermögen von mehr als einer Mil-




2 Im Niedriglohnbereich  
werden weniger als zwei Drittel  
des mittleren Lohns erreicht.
FRAUEN HABEN WENIGER GELD.  Generell besteht ein großes Gefälle 
zwischen den Geschlechtern: Frauen erzielen im Durchschnitt nied-
rigere Erwerbseinkünfte als der Partner. Dies liegt zumeist an der 
 Arbeitsteilung in Familien und dem Umfang der Erwerbsarbeit von 
Frauen. Zugleich weisen die Segmente des Arbeitsmarktes, in denen 
überwiegend Frauen beschäftigt sind, zu einem großen Teil niedrige-
re Stundenlöhne auf; ein Teil der Arbeitsangebote wird hier darüber 
hinaus nur im Niedrigstundenbereich unterbreitet (z. B. im Handel). 
Alleinerziehende haben in Deutschland das größ-
te Armutsrisiko (Pabst/asMus 2017).1
DIE EINKOMMENSSPREIZUNG WIRD ZUM POLI-
TIKUM.  Die Diagnose einer »starken Mitte« in 
Deutschland, in der Ernährerlöhne das Auskom-
men ganzer Familien sicherten und regelmäßige 
Tariferhöhungen stattfanden, wurde spätestens ab 
dem Jahr 2000 von der Realität überholt. Die Ein-
kommensschere hatte sich immer weiter geöffnet, 
sodass Prekarisierung und Ungleichheit zu Dauer-
themen wurden. 
Die Einkommen der privaten Haushalte sind von 1991 bis 2014 zwar 
insgesamt um 12  Prozent gestiegen, doch verlief die Entwicklung in 
den Einkommensgruppen sehr unterschiedlich: Die mitt leren Ein-
kommen nahmen um mehr als acht, die höchsten jedoch um bis zu 
26  Prozent zu. Die unteren Einkommen hingegen gingen real zurück 
(grabka/goebel 2017). Im europäischen Vergleich zeigt sich, dass 
Deutschland mit 23  Prozent aller Beschäftigten einen der größten 
Niedriglohnsektoren aufweist. Der Niedriglohn-
sektor 2 stagniert auf hohem Niveau (Möller 2016 ).
DIE URSACHEN SOZIALER SPREIZUNG SIND VIEL-
FÄLTIG.  Grund für die gewachsene Einkommens-
ungleichheit sind u. a. die Expansion von Beschäf-
tigungsverhältnissen jenseits der Vollzeitarbeit (  ERWERBSTÄTIG-
KEIT)  und die Ausweitung des Dienstleistungssektors, in dem in 
einigen Bereichen deutlich niedrigere Entgelte als in der Industrie 
gezahlt werden. Daneben fallen auch Bewegungen am Arbeitsmarkt 
ins Gewicht. Innerhalb der Branchen haben Entlohnungsunter schie-
de zwischen Unternehmen zugenommen, sodass sich Beschäftigte 
auf besser bzw. schlechter zahlende Firmen sortieren.
1 Im Jahr 2015 lag das 
 Risiko von Alleinerziehen-
den, in Armut zu  geraten, 
bei 44 Prozent. Fast  
40 Prozent der  Allein -
erziehenden beziehen  
SGB-II- Leistungen (Hartz IV), 
was in etwa viermal so  
hoch wie der Durchschnitt 

























3 chetty (2016) identifiziert für  
die USA einen Unterschied von  
15 Jahren zwischen den reichsten und 
 ärmsten Männern. Für Deutschland 
gibt das Robert-Koch-Institut  einen 
Unterschied von zehn Jahren an  
(rkI 2017 ).
Auch die abnehmende Tarifbindung hat Auswirkungen: Außerhalb 
tariflicher Vereinbarungen werden auffallend häufiger niedrige Ent-
gelte gezahlt, zudem gehen in tarifgebundenen Unternehmen die 
Einkommen zwischen den Gruppen weniger auseinander. Niedrige 
Entgelte und Stundenvolumina ziehen für den Staat jedoch unwei-
gerlich Kosten für Aufstockung und Sozialleistungen nach sich. Die 
Zahl der Personen, die auf Grundsicherung im Alter angewiesen 
sind, ist von 258.000 im Jahr 2003 auf 536.000 im Jahr 2015 angestie-
gen. 
Hinzu kommen soziale Kosten: Eine heikle Einkommenssituation 
und Unsicherheiten in der Beschäftigungsperspektive beeinflussen 
die Entscheidung zur Familiengründung und -erweiterung negativ 
(goebel/gIesecke 2009 ), Bildungsinvestitionen in die Zukunft der 
Kinder werden erschwert. Zudem gilt: Niedrige Einkommen, geringe 
Bildung und ein prekärer beruflicher Status sind 
mit geringerer Lebenserwartung assoziiert.3 
DIENSTLEISTUNGEN ABGEHÄNGT?  Während es im 
produzierenden Gewerbe seit Anfang der 90er 
Jahre – mit Ausnahme der Krisenjahre 2008/2009 – 
zu deutlichen Reallohnsteigerungen gekommen 
war, galt dies für die Beschäftigten der Dienstleis-
tungsbranche (abgesehen von der Informations- 
und Kommunikationsbranche) überwiegend nicht: Nachdem hier 
die Löhne bis 2007 eher gesunken waren, kam es erst seit 2014 wieder 
zu leichten Zuwächsen  – ohne in allen Bereichen das Lohnniveau 
von 1991 zu erreichen (statIstIsches bundesaMt 2016d ). 
Zwar werden absehbar die Bruttostundenlöhne in allen Branchen 
steigen, allerdings ist die Dynamik in den Wirtschaftszweigen unter-
schiedlich. Insbesondere im landwirtschaftlichen Sektor und in vielen 
Dienstleistungsbranchen wird ein unterdurchschnittlicher Anstieg 
der Löhne erwartet. Gering entlohnte Dienstleistungsarbeit wird 
maßgeblich von Frauen geleistet. Ihr Anteil am Niedriglohnsektor 
liegt bei fast 70 Prozent. Allerdings hat das Outsourcing vieler Berei-
che aus klassischen Industrieunternehmen auch eine nicht unerheb-
liche Zahl Männer in den Niedriglohnsektor abgedrängt.
DIE BEWERTUNG VON ARBEIT IST EINE GESELLSCHAFTSPOLITISCHE 
SCHLÜSSELFRAGE.  Die unterschiedliche Bezahlung von Arbeit ist eine 
brisante Frage. Werden Einkommensunterschiede bei unterschiedli-
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4 Er beträgt immerhin 
noch 8 Prozent, wenn man 
Personen mit gleicher 
 Ausbildung, Tätigkeit und 
Arbeitszeit vergleicht.
chen Qualifikationen und Tätigkeiten als gerecht empfunden, wen-
det sich das Blatt, wenn für gleiche und gleichwertige Arbeit unter-
schiedliche Entgelte gezahlt werden.
Sorgearbeit für sich und andere ist schon immer unterbewertet. 
Zwar ist die Erwerbssphäre existenziell auf diese Arbeit angewiesen, 
doch wurde diese lange Zeit nicht als »Arbeit« anerkannt. Frauen 
wurde qua Geschlecht eine besondere Befähigung zur Sorgearbeit zu-
geschrieben – Folge ist eine Hierarchisierung nicht nur der Arbeiten, 
sondern auch der Geschlechter, die bis heute die Gesellschaft prägt. Je 
mehr die Erwerbsarbeit der Arbeit im Haushalt ähnelt und je mehr 
Frauen in einem Segment beschäftigt sind, desto niedriger fällt die 
Entlohnung aus. Der »gender pay gap«, der die Lohndiskriminierung 
von Frauen anzeigt, liegt im Vergleich von Frauen und Männern bei 
21  Prozent  (statIstIsches bundesaMt 2016c ).4 
Die entstehenden Einkommensunterschiede sind 
Ursache einer anhaltend ungleichen Verteilung 
der Haus- und Sorgearbeit. Sie wirken als Anreiz 
dafür, dass bei Paaren die Person mit dem nied-
rigeren Einkommen die Arbeitszeit unterbricht 
oder reduziert. Inzwischen bemängeln auch zu-


























Die Debatte darüber, welches Maß an sozialer Ungleichheit gesell-
schaftspolitisch vertretbar ist, wird sich intensivieren. Studien zeigen, 
dass in einkommensgerechteren Gesellschaften die Menschen nicht 
nur ihre Lebensqualität höher bewerten, sondern auch die wirtschaft-
liche Produktivität höher ist. Ungleichheit ist potenziell wachstums-
hemmend bzw. makroökonomisch destabilisierend, weil sich ein-
kommensschwache Haushalte produktivitätssteigernde Investitionen 
in Bildung und Gesundheit nicht leisten können und auch die Bin-
nennachfrage stark von den verfügbaren Einkommen und den Ein-
kommenssausichten für die große Masse der Bevölkerung abhängt 
(behrInger et al. 2016 ). 
Da der politische Druck zunahm, wurden z. B. im Rahmen des 
Vergabe gesetzes soziale Kriterien eingeführt, die die öffentliche 
Auftrags vergabe an Mindeststandards und -einkommen knüpfen 
(sack et al. 2016 ). Werden in Tarifverträgen die Löhne weiterhin für 
alle, also auch die untersten Einkommensgruppen, prozentual gleich 
und der gesetzliche Mindestlohn hierzu proportional erhöht, schmä-
lert dies die bestehenden Ungleichheiten nicht. Da niedrige Einkom-
men niedrige Renten bedeuten, sind einkommenspolitische Ent-
scheidungen auf lange Sicht auch sozialpolitisch brisant. 
DIENSTLEISTUNGSARBEIT WIRD WEITER ZUNEHMEN.  Der demogra-
fische Wandel und die zunehmende Erwerbsbeteiligung von Frauen 
werden dazu führen, dass insbesondere bei den sozialen Dienstleis-
tungen die Nachfrage steigen wird. Solange die Entgelte hier so nied-
rig bleiben wie bislang, ist eine weitere Ausweitung prekärer Arbeits- 
und Einkommensbedingungen absehbar.5 Kommt 
es hier zu keinem Richtungswechsel, bleiben viele 
Menschen auf Mehrfach- und Nebenjobs ange-
wiesen, um ein existenzsicherndes Einkommen zu 
erzielen.6 Angesichts des steigenden Bedarfs an 
WORAUF SOLLTEN  
WIR UNS VORBEREITEN? 
5 Der Personalbedarf im Pflege-
sektor wird laut Prognosen bis 2050 
auf bis zu eine Million Vollzeit-
kräfte steigen (schulze 2012 ), 
 dennoch liegen die Löhne hier im 
 Vergleich mit allen Beschäftigten 
17 Prozent unter dem Durchschnitt 
(bogaI et al. 2015 )
Arbeitskräften wird die internationale Arbeits-
migration weiter zunehmen. Es sind maßgeblich 
Frauen, die aus anderen Ländern kommen und 
hier Pflegearbeit übernehmen, dafür aber in ihren 
eigenen Familien eine Lücke hinterlassen bzw. 
diese Lücke ihrerseits mit Arbeitsmigrantinnen 
aus noch ärmeren Ländern schließen. 
P L AT T F O R M A R B E I T B E E I N F LU S ST D I E  E I N KO M M E N SV E RT E I LU N G . 
Durch Plattformen entstehen neue Arbeitsmarktzugänge, aber auch 
ein (in Teilen kostengünstigeres) Angebot an (zusätzlichen) Arbeits-
kräften, das den Konkurrenzdruck unter den Erwerbstätigen ver-
schärft. Etliche Fragen zur Vergütung sind noch ungeklärt. Eine 
wachsende Gruppe, die als Solo-Selbstständige auf neue Verdienst- 
und Beschäftigungschancen hofft, sieht sich bislang noch mit erheb-
lichen Risiken konfrontiert, da nicht nur die Auftragslage oft unkal-
kulierbar ist, sondern auch die Sicherstellung der Vergütung oder der 
Umgang etwa mit Bereitschaftszeiten unklar ist. Während Personen 
mit besonderen Qualifikationen über die Plattformen deutlich höhe-
re Einkommen erzielen können als im betrieblichen Kontext, nutzt 
eine große Gruppe das Format bislang für Zuverdienste, die eher im 
Entgeltvolumen geringfügiger Beschäftigung liegen. Viele Solo- 
Selbstständige erzielen laut DIW weniger als den Mindestlohn.7
WER STREICHT DIE DIGITALE DIVIDENDE EIN? 
Dem technologischen Fortschritt wird in mehr-
facher Hinsicht eine Erhöhung der Wertschöp-
fung zugeschrieben. Es entstehen gänzlich neue 
Optionen für Geschäftsmodelle, die umfassend 
jene Daten auswerten, die die Nutzer/innen digi-
taler Medien (mehr oder weniger bewusst) bereit-
stellen. Auch wird der Digitalisierung ein enormes 
Rationalisierungspotenzial zugeschrieben, weil mit ihrer Hilfe Arbeits-
prozesse technisch unterstützt oder sogar rein maschinell und damit 
 extrem beschleunigt stattfinden können. Zwar wird in der rege geführ-
ten Debatte über ein bedingungsloses Grundeinkommen die  digitale 
 Dividende bereits eingeplant, doch zeigen die Statistiken noch keine 
konkreten Produktivitätseffekte (horn et  al. 2017; hüther 2016 ). Ob 
es sich hier um einen Verzögerungseffekt, unzulängliche Messverfah-
ren oder eine falsche Annahme handelt, ist noch nicht ausgemacht. 
6 Zwei Millionen Erwerbs-
tätige standen 2015 mindestens 
in zwei Arbeitsverhältnissen. 
Die Zahl ist seit 2011 um knapp 
15 Prozent  gestiegen (statIs-
tIsches bundesaMt 2017d ).
7 71 Prozent der Crowdworker/
innen verdienen mit dieser  Arbeit 
500 Euro oder weniger im Monat. 
Für 79 Prozent ist Crowdwork  
eine Nebentätig keit, nur für 21 Pro-
zent stellt sie die Haupttätigkeit dar 

























Generell werfen die Nutzungsweisen digitaler Medien Fragen 
nach der Beteiligung am Erfolg auf. Wenn in Chats, Blogs und kolla-
borativen Formaten Wissen geteilt wird und Ideen eingespeist wer-
den, bewegen sich die Konsumierenden zusehends in der Rolle von 
Co-Produzierenden. Plattformbetreiber profitieren von diesen Beiträ-
gen, beteiligen die Co-Produzierenden aber in der Regel nicht an den 
Erträgen. Damit stellen sich urheber- und eigentumsrechtliche Fra-
gen neu, wie sie schon immer für Selbstständige und ihre Leistung 
von Bedeutung waren. Mag dies manchen Nutzer/innen gleichgültig 
sein, fehlen allen, die dies anders sehen, bislang die Rechte, um An-
sprüche auf ihre Leistung zu reklamieren.
56 ARBEIT TRANSFORMIEREN! 
Die Arenen der Aushandlung von Einkommen sind vielfältiger ge-
worden. Die Dienstleistungsarbeit expandiert, doch führt dies nur in 
einigen Bereichen zu soliden Einkommen, während das Lohnniveau 
etwa bei den sozialen Dienstleistungen äußerst bescheiden ausfällt. 
Gleichzeitig entstehen neue Bereiche (z. B. die Plattformökonomie), 
in denen die üblichen Instrumente der Lohnfindung nur begrenzt, 
teilweise gar nicht greifen. Es gilt also zu klären, wie sich bewährte 
Mechanismen für eine gerechte Lohnverteilung stärken und – wo 
 nötig – neue finden lassen. Starken Rückenwind erfährt dieses Anlie-




Die Stärkung der Tarifbindung und die Eindämmung prekärer Beschäf-
tigungsverhältnisse können als wichtigste Ansatzpunkte für eine Be-
kämpfung der sozialen Ungleichheit gelten (  ERWERBSTÄTIGKEIT) . 
Vor dem Hintergrund, dass sich in beiden Feldern keine Kehrtwende 
abzeichnete, stieg der Druck, eine Grenze nach unten einzuziehen. 
Nachdem bereits fast alle EU-Staaten vorangeschritten waren, wurde 
2015 auch in Deutschland ein allgemeiner gesetzlicher Mindestlohn ein-
geführt. Seit 2017 beträgt der Mindestlohn 8,84 Euro je Stunde. Seine 
Einführung wurde lange Zeit verweigert; Deutschland galt als euro-
päischer Nachzügler in dieser Absicherung der untersten Einkom-
mensgruppen. Die Befürchtungen, dass der Mindestlohn Beschäf-
tigung ausbremsen würde, haben sich nicht erfüllt. 


























 DEBATTE ABKEHR VON DER  
PROPORTIONALEN LOHNANHEBUNG?
Die Einführung des Mindestlohns führte zu einem deutlichen Lohn-
anstieg insbesondere in den Dienstleistungsbereichen wie Gastrono-
mie, Handel und Logistik. Dennoch ist der Mindestlohn nur eine 
absolute Untergrenze, die auf Dauer keine (gute) Existenz sichern 
kann. Es stellt sich daher die Frage, welche weiteren Mechanismen 
helfen können, die unteren Lohnbereiche anzuheben und die erheb-
liche Lohnspreizung in Deutschland zu reduzieren.
Die Kommission empfiehlt hierfür primär eine Stärkung der Tarif-
bindung (  ERWERBSTÄTIGKEIT), da die Lohnspreizung in tarifge-
bundenen Bereichen deutlich geringer ausfällt. Auch sollten tarif-
vertragliche Branchenmindestlöhne an Aufmerksamkeit gewinnen. 
Allerdings zementiert die bei Tariferhöhungen meist praktizierte 
proportionale Lohn- und Gehaltserhöhung die Lohnungleichheit: 
Zwar profitieren alle, also auch die untersten Einkommensgruppen 
von Erhöhungen, doch bleibt das Verhältnis zwischen den oberen 
und den untersten Einkommensgruppen gleich. Ob vor diesem Hin-
tergrund von einer proportionalen Lohnerhöhung abge wichen wer-
den sollte, war in der Kommission umstritten. 
Bislang kommen überproportionale Erhöhungen der unteren Entgelt-
gruppen relativ selten vor. Befürwortende Stimmen empfahlen daher 
eine Verbreiterung dieser Praxis. Ein Beispiel hierfür bietet der Ab-
schluss im öffentlichen Dienst der Länder: In der ersten Stufe ist eine 
Anhebung von 2 Prozent, mindestens aber 75  Euro vorgesehen. Das 
bedeutet, dass sich etwa bei einer Vergütung von 2.000  Euro ein pro-
zentuales Plus von 3,75 Prozent ergibt, bei 2.500 Euro sind es 3 Pro-
zent, bei 3.200 Euro nur noch 2,3 Prozent.
Der gesetzliche Mindestlohn wird bislang nur nachlaufend zu den 
Tarifverträgen, d. h. orientiert an diesen Steigerungen, angehoben. 
Der Mindestlohn wird damit auch auf lange Sicht nicht das Niveau 
einer existenzsichernden Entlohnung erreichen. Stimmen aus der 
Kommission plädierten deshalb dafür, die Mindestlöhne überproportio-
nal anzuheben. 
Zugleich scheint überprüfungsbedürftig, was zukünftig als ange-
messener und existenzsichernder Mindestlohn bewertet wird. In der 
Debatte sind bereits Kriterien wie Sicherung einer Rente oberhalb 
der Grundsicherung, Orientierung an der Europäischen Sozialcharta, 
Vergleichbarkeit mit Mindestlöhnen in Ländern mit vergleichbarer 
Wirtschaftskraft (z. B. Frankreich: 9,76  Euro).
 DEBATTE EINFÜHRUNG VON  
MINDESTHONORARSÄTZEN?
Nimmt im Zuge der onlinebasierten Arbeit die Existenzsicherung 
oder der Zuverdienst über Aufträge zu, dann könnte, als Äquivalent 
zum Mindestlohn, ein Mindesthonorar eingeführt werden. Hier sind 
viele Fragen zur rechtlichen und praktischen Umsetzung noch nicht 
geklärt, doch gibt es für viele Professionen schon Gebührenordnun-




Neben dem Niedriglohnsektor ergibt sich ein großes Problem durch 
den wachsenden Niedrigzeitsektor. Hierzu gehören alle, die in Teilzeit 
unterhalb von 20  Stunden oder geringfügig beschäftigt sind. Diese 
Erwerbsformen sind nur bedingt freiwillig gewählt: 48  Prozent der 
Beschäftigten mit Arbeitszeiten bis 20  Stunden wünschen sich, län-
ger zu arbeiten, etwa 30  Prozent der geringfügig Beschäftigten hoffen 
auf den Einstieg in eine sozialversicherte Erwerbsform. Dabei wün-
schen sich Frauen eine Aufstockung oder den Wechsel in eine sozial-
versicherte Beschäftigung deutlich häufiger als Männer (seIFert et 
al. 2016; FIscher et al. 2015 ). Das Niedrigzeitsegment ist zudem meist 

























rigen Wochenstundenzahlen und niedrigen Stundenlöhnen besteht. 
Die hier Tätigen sind darüber hinaus bei Karriere und Weiterbildung 
benachteiligt; in sie investieren Unternehmen weniger. Inzwischen 
bauen ganze Branchen (z. B. Einzelhandel und Gastro nomie) auf die-
se Niedrigzeit-Verhältnisse. Teilzeit mit geringem Stundenvolumen 
ist regional auch dort besonders verbreitet, wo es für die Beschäftig-
ten an ausreichender Infrastruktur für Betreuung und Pflege man-
gelt. 
Anfang 2017 arbeiteten laut Bundesagentur für Arbeit etwa 7,3  Mil-
lionen Erwerbstätige in einem Minijob, davon 2,6  Millionen im Ne-
benverdienst. Für 4,7  Millionen Beschäftigte war der Mini job die pri-
märe Einkommensquelle, von ihnen waren ungefähr zwei Drittel 
Frauen (ba 2016a; 2017c ). Wer einen oder mehrere Minijobs ausübt 
und mit dem Gesamteinkommen aus geringfügig entlohnter Beschäf-
tigung unter einer Grenze von 450  Euro monatlich bleibt,  entrichtet 
auf dieses Einkommen keine Einkommensteuer. Die Frei stellung ist 
unabhängig davon, ob im Haushalt noch weiteres steuerpflichtiges 
Einkommen anfällt. Seit dem 1.  Januar 2013 sind gering fügig entlohn-
te Beschäftigte, die einen Minijob neu beginnen, zwar grundsätzlich 
versicherungspflichtig in der gesetzlichen Rentenver sicherung, doch 
besteht die Möglichkeit, sich auf Antrag von der Rentenversiche-
rungspflicht befreien zu lassen. Diese Möglichkeit wird rege genutzt: 
Nur jede/r fünfte Minijobber/in zahlt ein.
Sind Erwerbstätige erst einmal im Niedrigzeitbereich beschäftigt, 
stecken sie hier oft fest und werden im Rentenbezug absehbar keine 
eigenständige Absicherung erreichen. Nur selten sind Minijobs eine 




VON MINIJOBS UND MINI-TEILZEIT 
Die Kommission empfiehlt, den Trend zu geringfügiger Beschäftigung 
und kurzer Teilzeit zu stoppen. Hier ließe sich von zwei Seiten ansetzen:
 Zum einen gilt es, die Infrastruktur im Bereich der Sorgearbeit 
weiter auszubauen, damit Erwerbstätige mehr Spielräume für höhere 
Stundenvolumina erhalten. Im wachsenden Dienstleistungsbereich 
nehmen Schichtarbeit, Arbeit am Wochenende und in der Nacht zu. 
Damit Eltern, insbesondere Frauen, ihre Arbeitszeiten aufstocken 
können, wäre das Angebot an gebundenen, »echten« Ganztagsschulen 
deutlich zu erweitern. Da partiell auch ein Ausbau der Angebote in 
den Randzeiten des Tages unausweichlich sein wird, müssen absehba-
re Zielkonflikte aufgelöst werden: Die Bedarfe derjenigen, die Dienst-
leistungen in Anspruch nehmen, müssen mit den Zeitpräferenzen 
der Dienstleistenden in Dialog gebracht werden. Ein Beispiel für sol-
che Aushandlungsprozesse ist das kommunale Projekt »Zeiten der 
Stadt«, das sich eine Harmonisierung der Interessen zum Ziel setzt 
(Mückenberger 1998 ) (  GESELLSCHAFT) . 
 Zum anderen sollte der Gesetzgeber die zahlreichen Anreize für 
kurze Teilzeit und Minijobs aufgeben bzw. auslaufen lassen.  Bislang 
findet hier in der Kombination aus Ehegattensplitting, beitragsfreier 
Mitversicherung in der gesetzlichen Krankenkasse und steuerlicher 
und sozialrechtlicher Privilegierung von Minijobs eine Subventio-
nierung des Zuverdiener-Modells statt. Die Folge: Ein Ehepartner (es 
sind zumeist Frauen) verbleibt im Niedrigzeitbereich. Diese Subven-
tionierung entspricht weder der veränderten Erwerbs orientierung 
von Frauen noch der wachsenden Familienorientierung der Männer; 
es passt auch nicht zum reformierten Unterhaltsrecht, das Eltern eine 
eigenständige Existenzsicherung nach der Trennung abverlangt. 
Die Kommission schlägt vor, Einkommen aus geringfügiger und aus 
sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung steuerlich und sozial-
versicherungsrechtlich zukünftig gleich zu behandeln und das Ehe-

























Zusätzlich zur Reform der Minijobs, die auf ein verändertes Verhal-
ten der Erwerbstätigen abzielt, wäre es auch möglich, bei den Anbie-
tern anzusetzen, also Erwerbsarbeit grundsätzlich in einem solchen 
Umfang zu organisieren, dass Existenzsicherung möglich ist. Als 
 Alternative zu einem bedingungslosen Grundeinkommen könnten 
bedingungslose Grundzeiten eingeführt werden: 
 DEBATTE EIN SOCKEL  
FÜR DIE ARBEITSZEIT?
Um wachsende Lohnungleichheit einzudämmen, stehen diverse In-
strumente zur Verfügung wie eine solidarische Lohnpolitik, überpro-
portionale Tarifsteigerungen, ein Zurückdrängen prekärer Beschäf-
tigungsverhältnisse und veränderte Entgeltordnungen. Zusätzlich 
könnte auch ein Sockel für die Arbeitszeit die Lage verbessern: eine 
Grund- bzw. Mindestarbeitszeit. Das ist kein aus der Luft gegriffener 
Gedanke: Frankreich führte sie 2014 ein; seitdem gilt für alle neuen 
Teilzeitverträge eine Mindestarbeitszeit von 24  Stunden pro Woche, 
104  Stunden pro Monat und 1.102  Stunden pro Jahr. In Deutschland 
sehen die Tarifverträge für die Metall- und Elektroindustrie Unter-
grenzen für die Wochenarbeitszeit vor; bereits in der Tarifrunde 2003 
hatten die Mitglieder der Tarifkommission bei ver.di eine tägliche 
zusammenhängende Mindestarbeitszeit von vier Stunden und eine 
wöchentliche Mindestarbeitszeit von 20  Stunden gefordert. 
Der Sockel könnte bei 20  Stunden liegen. Hierdurch würden die 
zumeist klassischerweise zur Vereinbarkeit von Beruf und Sorge-
arbeit genutzten Zeitmodelle bereits dem Sockel genügen. Damit das 
Instrument für beide Seiten genug Flexibilität bietet, sollten Aus-
nahmeregelungen für Rentner/innen und Studierende und betrieb-
liche »sachliche Gründe« gelten. Auch wurde diskutiert, ob auf 
Wunsch der Beschäftigten eine Abweichung vom Sockel möglich 
sein sollte.
Kontrovers diskutiert wurde die Frage, wie sich der Sockel bei-
spielsweise auf haushaltsnahe Dienstleistungen auswirkt. Geäußert 
wurde die Position, dass die Einführung eines Sockels Privathaus-
halte daran hindere, Haushaltshilfen einzustellen, die zumeist deut-
lich weniger als 20  Stunden in einem Haushalt beschäftigt sind. Ent-
gegnet wurde, dass ja auf Wunsch der Beschäftigten vom Sockel ab-
gewichen werde könne und es ohnehin erstrebenswert sei, dass 
haushaltsnahe Dienstleistende sozialversicherungspflichtig in Dienst-
leistungszentren angestellt seien, statt direkt im Privathaushalt bzw. 
zeitgleich in mehreren Privathaushalten. Eine flankierende Maß-
nahme zur Einführung des Arbeitszeitsockels könnte daher sein, 
kommunale (ggf. plattformbasierte) Dienstleistungsagenturen zu för-
dern. 
DIE SOZIALEN DIENSTLEISTUNGEN 
AUFWERTEN
Prognosen zufolge sind die sozialen Dienstleistungen die größte 
Wachstumsbranche der kommenden Jahre: Zum einen gehen die ge-
burtenstarken Jahrgänge auf das Rentenalter zu, was absehbar zu 
 einem steigenden Beschäftigtenbedarf bei den Pflegedienstleistungen 
führt. Zum anderen benötigen berufstätige Eltern eine Betreuung für 
ihre Kinder. Schon heute machen diese Berufe (Erziehung, Gesund-
heit, Pflege) einen Arbeitsmarktanteil von 18  Prozent aus. Prognosen 
gehen von einem Anstieg auf bis zu einem Drittel aller Erwerbs-
tätigen aus. Der Frauenanteil in diesem Sektor ist sehr hoch: Im Jahr 
2015 waren 80  Prozent der Beschäftigten in den Erziehungsberufen, 
81  Prozent in Gesundheits- und Krankenpflege, Rettungsdiensten 
und Geburtshilfe sowie 85   Prozent der Beschäftigten in der Altenpfle-
ge Frauen (statIstIsches bundesaMt 2017c ). 
Nicht alle sozialen Dienstleistungen, aber alle, die früher unentgelt-
lich von Frauen geleistet wurden, sind unterbewertet (sachverstän-
dIgenkoMMIssIon 2017; allMendInger/WoWereIt 2015 ). Indem 
die Arbeitswelt von besserer Bildung, guter Gesundheitsversorgung, 
einer effizienten Bürokratie oder guten Strukturen zur Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie profitiert, sind jede Investi tion und jeder Aus-
bau sozialer Dienste ein Beitrag zu mehr Wachstum, zusätzlicher Be-

























In den vergangenen Jahren gab es in Politik und Wissenschaft 
mehrere Ansätze, eindimensionale Indikatoren zur Wirtschaftsent-
wicklung wie das Bruttoinlandsprodukt infrage zu stellen. Kommis-
sionen und Initiativen haben sich daher wiederholt mit alternativen 
Ansätzen befasst, so z. B. die Stiglitz-Sen-Fitoussi-Kommission (im 
Auftrag der französischen Regierung), die Enquete-Kommission 
»Wachstum, Wohlstand, Lebensqualität« des Deutschen Bundestages, 
das »›Neue‹ magische Viereck« (dullIen/van treeck 2012 ) oder der 
»Natio nale Wohlfahrtsindex« (dIeFenbacher et al. 2016 ). 
Gemeinsam ist diesen Ansätzen der Gedanke, dass es zur Bestim-
mung von gesellschaftlichem Wohlstand und Lebensqualität einer 
umfassenderen Beurteilung und Messung bedarf, als es die gängige wirt-
schaftspolitische Orientierung am Bruttoinlandsprodukt gewährt. 
Vor allem ökologische, aber auch soziale Kosten bzw. Errungenschaf-
ten werden im Bruttoinlandsprodukt nicht abgebildet. So werden 
etwa Umweltkosten, gesellschaftliche Ungleichheit, Geschlechter-
gerechtigkeit oder eine Steigerung von Lebensqualität durch unbe-
zahlte Arbeit vom Indikator nicht erfasst. 
Besonders weitgehend sind die Anregungen der Stiglitz-Sen-
Fitoussi -Kommission, die auch Wohlstands- und Verteilungswirkun-
gen gesellschaftlich notwendiger Dienstleistungen berücksichtigt. In 
ihrem Empfehlungskatalog sprechen sich die Autoren dafür aus, zur 
Messung des materiellen Wohlstands und der Wirtschaftsleistung 
Einkommen und Konsum und nicht die Produktion als Bemessungs-
grundlage heranzuziehen. Damit ließen sich Verteilungsaspekte besser 
in den Blick nehmen. Auch könne Lebensqualität nicht nur durch 
den materiellen Lebensstandard bestimmt werden, sondern es sollten 
auch Gesundheit, Bildung, Umweltbedingungen, das Ausmaß priva-
ter und sozialer Aktivität und Möglichkeiten politischer Wirksam-
keit berücksichtigt werden (stIglItz et al. 2010a, 2010b ).
 DENKANSTOSS
  
PRODUKTIVITÄT NEU DENKEN 
Lohnsteigerungen begründen sich in der Theorie aus der Kombina-
tion von Produktivitätszuwächsen, Inflation und einer Umverteilungs-
komponente, wenngleich Letztere in den vergangenen Jahren an Be-
deutung verloren hat. Produktivität lässt sich jedoch nicht allein an 
quantitativem Wachstum festmachen, und soziale Dienstleistungen 
lassen sich nicht bedingungslos Effizienzkriterien unterwerfen, ohne 
dass ihre Qualität leidet. So sollen Erzieher/innen z. B. nicht mög-
lichst viele Kinder betreuen, sondern sich nach allen verfügbaren 
Kenntnissen möglichst gut dieser Aufgabe widmen – Ähnliches gilt 
für die Pflege (Stichwort »Minutenpflege«). Die öffentlichen und ins-
besondere die sozialen Dienstleistungen leisten einen unmittelbaren 
Beitrag zum gesellschaftlichen Wohlstand und zur Lebensqualität. Bil-
dung, Erziehung und Versorgung von Kindern und Pflegebedürf-
tigen bilden die Basis für die Teilnahme am Arbeitsmarkt und das 
Heranwachsen der Arbeitskräfte von morgen. 
Für die sozialen Dienstleistungen ist der bisherige Produktivitäts-
begriff also kein guter Maßstab. Vielmehr sind Messkriterien und Indi-
katoren nötig, die dem besonderen Charakter von sozialen Dienstleis-
tungen besser gerecht werden und deren Wert für Gesellschaft und 
Wirtschaft realistischer als bislang abbilden. Ein neues Verständnis von 
Produktivität würde helfen, das Ziel der Nachhaltigkeit der Staats-
finanzen besser mit den Zielen der ökonomischen, ökologischen und 
sozialen Nachhaltigkeit in Einklang bringen. 
Damit ein solches Verständnis Konsequenzen hat und arbeits-
marktpolitischen Akteuren als Argumentationsgrundlage dienen 
kann, empfiehlt es sich, dieses Verständnis im staatlichen Berichts-
wesen zu verankern. Dafür müsste zunächst – neben dem BIP – ein 
neues Referenzsystem für die Wohlstandsentwicklung eingeführt 
werden (z. B. in Form eines neues Jahreswohlstandsberichts oder 
 eines neuen »Magischen Vierecks«). In diesem Referenzsystem könn-




























STAAT UND SOZIAL- 
PARTNER ALS AKTEURE DER AUFWERTUNG
Da personennahe Dienstleistungen von elementarer gesellschaft-
licher Bedeutung sind, ist eine Aufwertung dieser Tätigkeit eine 
 gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die auf die Besonderheiten perso-
nennaher Dienstleistungen eingehen und die Interessen und Aner-
kennungsansprüche der Beschäftigten, Patient/innen und Klient/in-
nen aufgreifen muss. Die Aufwertung wird nicht nur durch die 
Bereitschaft der Gesellschaft, mehr zu zahlen, erreicht werden. Sie 
bedarf darüber hinaus eines gesellschaftlich verankerten Verständnis-
ses dafür, dass derartige Tätigkeiten zur Daseinsvorsorge eines hand-
lungsfähigen Staates gehören, der steuerpolitisch dafür die Grund-
lagen schaffen muss. 
Hier bieten sich folgende konkrete Ansatzpunkte:
 Die Tarifbindung erweist sich international als Schlüssel, um 
 höhere Einkommen im sozialen Dienstleistungssektor durchzuset-
zen. In Deutschland ist durch die Fragmentierung der Tariflandschaft 
in diesem Bereich, vor allem aber durch die Zunahme (überwiegend 
nicht tarifgebundener) privater Anbieter der Anschluss an die all-
gemeine Lohnentwicklung verloren gegangen. Allgemeinverbind-
licherklärungen könnten daher Standards in der Fläche absichern, 
trägerübergreifend (d. h. für öffentliche, kirchliche und private Trä-
ger) wirken und Lohnkonkurrenzen vermeiden. 
 Die Aufwertung der sozialen Dienstleistungen beginnt bereits 
bei den Ausbildungsbedingungen. Noch immer wird gern ausgeblen-
det, dass in sozialen Berufen Beschäftigte mit Fachqualifikationen 
 tätig sind. Diese angemessen zu honorieren ist für das professionelle 
Selbstverständnis der Dienstleistenden wichtig. In einem ersten 
Schritt wären Auszubildende denen im dualen System gleichzustel-
len und damit auch flächendeckend Ausbildungsvergütungen zu zahlen. 
 Zugleich bleiben die niedrigen Einkommen ein Problem: 
Selbst vollzeitbeschäftigte Erzieher/innen und Krankenpfleger/innen 
verdienen zwischen 500 und 1.200 Euro weniger als Fachkräfte bei der 
Herstellung von Fahrzeugen und Fahrzeugteilen. Als Vorbild können 
die nordischen Länder fungieren: Eine solidarische Lohnpolitik zielt 
hier unter anderem auf Lohndriftanpassungsklauseln, um branchen-
bedingte Differenzen auszugleichen. In Schweden stiegen aufgrund 
dieser Lohnpolitik die Einkommen der Frauen fünf Jahre lang dop-
pelt so stark wie die der Männer.
 Auch die Arbeitszeiten sind kritisch in den Blick zu nehmen: In 
Deutschland sind Beschäftigte in sozialen Berufen besonders häufig 
von kurzen Arbeitszeiten betroffen. Ein Teil wünscht sich aber eine 
Aufstockung ihrer Arbeitszeit. Hier müssen aus Sicht der Kommission 
mehr Möglichkeiten geschaffen werden, individuell die Arbeitszeit 
zu erhöhen. Dass zugleich viele Beschäftigte nicht in Vollzeit arbeiten 
wollen, ist oft den besonderen Belastungen der Arbeit geschuldet: 
Schichtarbeit, hohe Arbeitsintensität und eine Ökonomisierung der 
Interaktionen (Minutenpflege) widersprechen oft der Motivation 
und professionellen Standards. 
 In Zusammenhang hiermit steht die Personalbemessung: Der an-
gesichts restriktiver Kostenvorgaben ungenügende Stellenaufwuchs 
hat zu einer massiven Arbeitsverdichtung im Gesundheits- und So-
zial wesen geführt. Überlastung und Verschleiß von Arbeitskraft sind 
die Folge. Verbindliche Vorgaben zur Personalbemessung und ver-
bindlich einzuhaltende Standards im Arbeits- und Gesundheits-
schutz sind daher angeraten. 
 Viele Initiativen zur Zukunft der Arbeit sind bislang auf die In-
dustrie fokussiert. Es wäre wünschenswert, dass auch die öffentlichen 


























 DENKANSTOSS GESCHLECHTERGERECHTE 
 ARBEITSPLATZBEWERTUNG
Erkennt man die besondere Bedeutung, Funktionalität und Qualität 
typischer »Frauenberufe« an, so ist es erforderlich, die Arbeitsplatz­
bewertungskriterien zu überprüfen. Im Vergleich mit anderen Berufen 
fließen maßgebliche Tätigkeiten, die charakteristische Aspekte dieser 
Berufsgruppen sind, nicht (ausreichend) in die Funktionsbewertung 
und damit nicht in die Lohnfestsetzung ein. Schweres Tragen und 
Heben in den Pflegeberufen, emotionale und psychosoziale Anforde-
rungen sowie soziale Kompetenzen werden in derzeit angewandten 
Bewertungsverfahren in der Regel nicht angemessen berücksichtigt. 
Arbeitgeber und Sozialpartner sollten daher ihre Instrumente der Ar-
beitsplatzbewertung dahingehend überarbeiten, diese Kriterien in 
der Bewertung abzubilden und damit diskriminierungsfreie Löhne zu 
ermöglichen, die den besonderen Anforderungen dieser Tätigkeiten 
gerecht werden. 
Denkanstöße liefert hierzu auch das Institut Arbeit und Qualifi-
kation an der Universität Duisburg-Essen, das einen »Comparable 
Worth Index« berechnet und anhand von Tätigkeitsbeschreibungen 
gleichwertige Tätigkeiten identifiziert. Auf Basis des Verfahrens »Aba-
kaba« (Analytische Bewertung von Arbeitstätigkeiten nach Katz und 
Baitsch, katz/baItsch 1996) werden dann alle Berufe neu bewertet 
und erhalten einen Punktwert. Dies ermöglicht es, unterschiedliche 
Tätigkeiten fairer (und somit auch geschlechtergerechter) zu verglei-
chen. Das Ergebnis kann Unternehmen zukünftig als Instrument 
 dienen, Lohndiskriminierung zu vermeiden. Analog hierzu geht die 
Personalabteilung der Messe Berlin vor: Mithilfe des Verfahrens 
»eg- Check«, das auf der analytischen Arbeitsplatzbewertungsme-
thode beruht, werden alle Stellen überprüft und anschließend neu 
bewertet. Da nicht ausgeschlossen ist, dass auch Tarifverträge Frauen 
diskriminieren, überprüft die Gewerkschaft Nahrung-Genuss-Gast-
stätten alle Tarif verträge daraufhin. 
EINKOMMEN IN DER WISSENS- 
UND DATENÖKONOMIE 
In der digitalen Ökonomie erzeugen Menschen permanent Daten. 
Dies gilt für den Arbeitsprozess wie für ihr Privat leben. Damit wer-
den Fragen aufgeworfen, die den Schutz persön licher Daten betref-
fen. Hierzu gibt es inzwischen zahlreiche Initia tiven, z. B. eine Initia-
tive von Bürger/innen, die einen Vorschlag für eine Charta der 
Digitalen Grundrechte der Europäischen Union er arbeitet haben, zu 
denen das Recht gehört, über Daten selbst zu bestimmen. Zum ande-
ren geht es stets auch um die Beteiligung an der Verwertung dieser 
Daten. Wenn Menschen durch ihre Kreativität, ihre Kommunikation 
oder ihre Bewegungsprofile Daten oder Inhalte erzeugen, aus denen 
sich Gewinne erzielen lassen, steht das Eigentum zur Disposition. 




DAS EIGENTUM  
AN DEN DATEN SICHERSTELLEN
Daten gelten als der Rohstoff der Zukunft. Die Unternehmensbe-
ratung Boston Consulting nennt das dahinterstehende Prinzip »Big 
Data as a Business«. Die Auswertung und der Verkauf von Nutzer-
daten sind bereits jetzt ein lukratives Geschäftsmodell für Plattform-
betreiber. Diese werden von den Kunden/innen bislang kostenlos – 
teilweise ohne dass es ihnen bewusst ist – zur Verfügung gestellt.
Wenn die Nutzung und Verwertung von Daten einen immer grö-
ßeren Teil der Wertschöpfung ausmachen, liegt die Frage auf der 
Hand, wem die Daten gehören und wie es möglich ist, die »Daten- 
Geber« an den Gewinnen zu beteiligen, die mit ihren Daten erzielt 
werden. Bislang kennt das deutsche Rechtssystem zwar ein Eigentum 
an Dingen, aber nicht an persönlichen Daten. Die Kommission regt an, 
hier eine Reform sowohl des Eigentumsrechts im Bürgerlichen 
 Gesetzbuch als auch der Vorschriften für die Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen (AGB) auf Plattformen in Betracht zu ziehen. Juristi-

























Die Kreativ- und Kulturwirtschaft zählt mit einem Umsatz von ca. 
146 Milliarden Euro zu den wachstumsstärksten Branchen in Deutsch-
land. Ihr Anteil an der volkswirtschaftlichen Gesamtleistung (Brutto-
wertschöpfung) beträgt 2,3 Prozent (bMWI 2017). 
Kennzeichnend für die Arbeit in diesem Wirtschaftszweig ist, dass 
hier kreative Leistungen entwickelt, verbreitet und verarbeitet werden. 
Dazu zählen Werke, Produkte und auch Dienstleistungen aus den 
 Bereichen Musik, Theater und Kunst; ebenso aber fließen hier auch 
die Inhalte und Güter aus dem Verlagswesen, der Film- und Rund-
funkwirtschaft, aus Journalistenbüros, Werbe- und Designagenturen, 
Architekturbüros und der Softwareentwicklung ein. Gemeinsamer 
Kern dieser Arbeiten ist der schöpferische Akt. Es entsteht ein originel-
les, urheberrechtlich geschütztes Werk. 
Die Idee des Urheberrechts sieht vor, dass Künstler/innen am öko-
nomischen Erfolg ihres Werkes angemessen beteiligt sind. Ob dieses 
auch unter den Bedingungen der Digitalisierung tauglich ist, steht 
gegenwärtig in Zweifel. Menschen erzeugen digital nutz- und ver-
wertbare Werke und realisieren so vielfach auch ihr Einkommen. Vor 
allem Softwareindustrie und Gaming-Sektor (Computer- und Video-
spiele) scheinen neue gesetzliche Regelungen zu benötigen. Für Platt-
formen ist zu klären, ob und inwieweit diese in der Nutzung von 
Daten und Inhalten urheberrechtliche Prinzipien einzuhalten haben. 
Verschwimmt die Grenze zwischen Produzenten und Konsumenten 
(die Forschung spricht von Prosumenten), dann entsteht »user-genera-
ted content«, an dem die Plattformen verdienen. 
Viele Kreative müssen die Nutzungsrechte an ihrem Werk unbe-
schränkt und häufig gegen pauschale Vergütung abgeben (kretsch-
Mer 2016 ). Dieses strukturelle Ungleichgewicht von Verwertern und 
Kreativen wird in der Zunahme von Buy-out-Verträgen deutlich, bei 
denen den Künstler/innen durch den Rechteverwerter ein Pauschal-
honorar für die unbeschränkte Nutzung des Werks gezahlt wird. 
 Folge ist ein »The-winner-takes-it-all«-Markt: Im Bereich der Musik 
landen fast 90  Prozent der Einkünfte bei 10  Prozent der Marktteil-
nehmer/innen, in den schriftstellerischen und bild-künstlerischen 
Sparten sind es etwa 50 bis 65  Prozent (kretschMer 2011 ). 
 DEBATTE STÄRKUNG DER KOLLEKTIVEN 
RECHTE DER KREATIVSCHAFFENDEN
Urheber/innen sollten am ökonomischen Erfolg ihre Werke ange-
messen teilhaben. Hierfür sind mehrere Aspekte relevant:
Bei Reformen des Urheberrechts liegt der Schlüssel zur Verbesse-
rung der Situation der Kreativschaffenden insbesondere im Urheber-
vertragsrecht. In Vertragsverhandlungen sind einzelne Urheber/innen 
strukturell unterlegen. Im Urhebervertragsrecht ist also die Aus-
gangslage des / der Einzelnen für Verhandlungen zu stärken. Außer-
dem sind Verbände und Gewerkschaften der Kreativen wirksam in 
die Lage zu versetzen, Vergütungen ihrer Mitglieder kollektiv zu ver-
handeln und durchzusetzen. Das gilt auch für die Stärkung von 
Rückrufrechten, die es Urhebern ermöglichen, ungenutzte Werke 
neu zu verwerten oder Zweitnutzungen durchzusetzen.
Ein Aspekt, der in der digitalen Ökonomie immer wichtiger wird, 
ist die verschwimmende Grenze zwischen Produzenten und Konsu-
menten zum »Prosumenten« als neuem Nutzertypus, bei dem Nut-
zen und Schaffen zusammenfallen. Die Bandbreite erstreckt sich von 
Blog- oder Lexikon-Beiträgen über Postings auf Facebook bis zum 
Hochladen von Filmen auf Youtube. Die Plattformen verdienen an 
dem unentgeltlich von den User/innen erzeugten Content durch die 
Werbung auf den entsprechenden Seiten. Hier stellt sich die Frage, 
wie man die User/innen am ökonomischen Erfolg der von ihnen ge-
nerierten Inhalte teilhaben lassen kann. Diese Debatte steckt noch in 
den Kinderschuhen, wird aber immer bedeutsamer.
Um gesellschaftliche Akzeptanz für kollektive Vergütungen zu er-
zielen, müssen die Prinzipien der Tarifsetzung und die Verteilung 
von Tantiemen offengelegt werden. Dabei darf Interessenkonflikten 
zwischen Verwertern (etwa Verlagen) und Kreativen innerhalb von 
Verwertungsgesellschaften (wie GEMA, VG Wort, VG Bild) nicht aus 
dem Weg gegangen werden. Die Verwertungsgesellschaften sollten 
sich wieder deutlicher auf ihre Rolle als Vertreter der kollektiven In-
teressen der Kreativschaffenden verstehen, die gleichzeitig kulturelle 

























DIE STARTBEDINGUNGEN FÜR 
JUNGE ERWACHSENE VERBESSERN
Eine gute Infrastruktur gilt als bester Garant von Chancengleichheit. 
Wird allen Kindern eine ausreichende materielle und emotionale 
Versorgung und eine zeitgemäße frühkindliche Förderung zuteil, ist 
für den weiteren Lebensweg eine solide Basis gelegt ( QUALIFIZIE-
RUNG) . Gleiches gilt für das Schulsystem, das allen Kindern unabhän-
gig von Wohnort und sozialer Herkunft eine gute Ausbildung eröff-
nen soll. Hier besteht noch viel Nachholbedarf, für den ambitionierte 
Investitionen dringend nötig sind.
Gegenwärtig sieht die Lage jedoch noch anders aus: Die Start-
bedingungen ins Leben sind höchst unterschiedlich. Die zu erwar-
tenden Vermögensübertragungen durch Erbschaften (siehe S.  50) 
werden die soziale Ungleichheit weiter befördern. Verschiedene An-
sätze versuchen diese ungleiche Ausgangslage der Menschen zu behe-
ben, indem sie einen Ausgleich vorsehen: Das »persönliche Entwick-
lungskonto« im Rahmen einer Arbeitsversicherung (schMId 2008 )
wie auch der »Lebenschancenkredit« (eine Art Anrechtsguthaben, 
das für Bildung, Zeitsouveränität und den Ausgleich sozialer Risiken 
eingesetzt werden soll; Mau 2015a) beruhen auf dem gleichen Grund-
gedanken: Man investiert in die materiellen Startbedingungen jun-
ger Menschen, um ungleiche Lebens- und Entwicklungschancen – 
zumindest in geringem Umfang – auszugleichen. 
 DEBATTE EIN STARTGUTHABEN  
FÜRS ERWACHSENENLEBEN?
Für den Fall, dass im Bereich der Bildungs- und schulischen Infra-
struktur weiterhin massive Verbesserungen ausbleiben, könnte jun-
gen Erwachsenen ein Startguthaben ausgezahlt werden. Diese Idee 
geht zurück auf Anthony B.  Atkinson, der für alle Bürgerinnen und 
Bürger ein »Sozialerbe« vorsah, über das alle frei verfügen sollten und 
das sich durch eine erhöhte Erbschaftsteuer finanzieren ließe (vgl. 
 atkInson 2016 ). 
Befürwortende Stimmen heben hervor, dass ein solches Instrument 
die soziale Ungleichheit, die sich durch die ungleiche Verteilung von 
Vermögen reproduziert und verschärft, abmildern ließe. Eine Initia-
tive im Bereich der Erbschaftsteuer sei ohnehin überfällig und fände 
hier ein sinnvolles Ziel: Das Startguthaben könnte Menschen dazu 
ermuntern, etwas für sich zu schaffen, einen Neustart zu wagen,  einen 
neuen Weg einzuschlagen – allesamt Aktivitäten, die in einem dyna-
mischen Umfeld nicht nur dem Einzelnen helfen und Chancen eröff-
nen, sondern die auch Innovationen im Sozialen oder in der Wirt-
schaft hervorbringen können.
Skeptische Positionen sehen viele unbeantwortete Fragen. So sei zu 
klären, ob und warum auch Kinder vermögender Eltern in den 
 Genuss des Startguthabens kommen sollten, auch gebe es wiederum 
Unterschiede in der Kompetenz zur strategischen Nutzung des Gut-
habens. Generell sei klärungsbedürftig, ob die Auszahlung an Kon-
ditionen geknüpft würde, und, wenn ja, an welche. Zugleich könnte 
ein solches Startguthaben den Ausbau der Bildungs- und Schulinfra-
struktur wiederum hemmen – vor allem, wenn eine Gegenfinanzie-
rung ohne eine Erbschaftsteuerreform vorgenommen würde. Auch 
wurde zu bedenken gegeben, dass ein solches Guthaben erst im mitt-

























ZUGANG ZU DEN RENDITEN 
DES FORTSCHRITTS 
Der technologische Fortschritt und daran geknüpfte neue Geschäfts-
modelle eröffnen das Potenzial für eine gesteigerte Wertschöpfung und 
Erhöhung der Produktivität. Wie sollen die Erwerbstätigen an diesem 
Fortschritt und den mit ihm verbundenen Gewinnen beteiligt wer-
den? Das klassische Instrument hierfür stellen die in Tarifverhand-
lungen vereinbarten Lohnsteigerungen dar. In der Kommission wur-
de jedoch rege darüber debattiert, inwiefern darüber hinausgehend 
Instrumente erforderlich sind, die eine Beteiligung der Erwerbs tätigen 
institutionalisieren und damit langfristig absichern, unabhängig von 
wiederholten Verhandlungen. 
 DEBATTE  
EINE KAPITALBETEILIGUNG?
Befürwortende Stimmen sehen die Beteiligung von Mitarbeiter/innen 
über Belegschaftsaktien als Option, um zusätzlich zu den Lohnver-
hand lungen Beschäftigte am Gewinn des Unternehmens teilhaben zu 
lassen. So können Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer am Wachs-
tum des Produktionsfaktors Kapital beteiligt werden – mit tendenzi-
ell positiven Auswirkungen auf die gesamtgesellschaftliche Verteilungs-
gerechtigkeit.
Ein weiterer Aspekt der Kapitalbeteiligung wurde insbesondere 
während der Finanz- und Wirtschaftskrise 2008 bis 2010 auch inner-
halb der Gewerkschaften diskutiert. So gab es Befürworter/innen von 
Kapitalbeteiligung im Fall von Sanierungs- und Krisenfällen, die 
durch die Tarifvertragsparteien festgestellt und betreut werden: Wenn 
unumgänglich sei, dass Arbeitnehmer/innen finanzielle Zugeständ-
nisse machten, um ihre Arbeitsplätzte zu sichern, könnte Kapital-
beteiligung in diesen Fällen je nach Ausgestaltung eine (partielle) 
Kompensation für den vorübergehenden Verlust von Kaufkraft sein 
(so wurde auch in einer Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- 
und Sozialausschusses EWAS argumentiert).
Mitarbeiteraktionäre sind in besonderem Maße am langfristigen 
Unternehmenserfolg interessiert. Würde die Arbeitnehmerschaft grö-
ßere Aktienanteile auf sich vereinigen, könnte sie ihren Einfluss gel-
tend machen; ihr Interesse an einer langfristigen Erhaltung des Un-
ternehmens ließe sich besser gegenüber dem Prinzip der Orientierung 
an kurzfristigen Gewinnen behaupten. Ein möglicher Ansatz dazu 
könnte die Gründung eines Belegschaftsaktionärsvereins sein, der die 
Stimmrechte seiner Mitglieder bündelt. Ein aktuelles Beispiel dafür 
ist der neue Belegschaftsaktionärsverein »Wir für Siemens«. Die Bes-
serstellung von Mitarbeiteraktien könnte nicht zuletzt ein geeignetes 
Mittel sein, um die Vermögensbildung zu fördern, bzw. einen zusätz-
lichen Anreiz darstellen, auch privat für das Alter vorzusorgen.
Kritische Stimmen merkten an, dass Gewinnbeteiligung ein unge-
eignetes Instrument sei, um Arbeitnehmer/innen in allen Branchen 
an den Renditen des Fortschritts teilhaben zu lassen. Der ganze Öf-
fentliche Dienst bliebe ausgespart; auch blieben alle außen vor, die 
gar nicht in einem Betrieb angestellt sind. Zudem verzeichnen Unter-
nehmen im digitalen Bereich häufig in der Anfangsphase bei Börsen-
notierung hohe Zugewinne, die hauptsächlich auf erwarteten künf-
tigen Gewinnen beruhen, damit aber nicht immer nachhaltig sind. 
Das Platzen der Internet-Blase habe gezeigt, dass sehr viele Unterneh-
men wieder schnell vom Markt verschwunden seien, die kurz zuvor 
noch rasante Zuwächse verzeichnet hatten. Eine derartige Konsoli-
dierung könne auch bei digitalen Plattformen eintreten und dann, 
selbst wenn diese nicht so dramatisch verlaufen sollte, zu massiven 
Einkommensverlusten führen. 
Zugleich stellte sich die Frage der Kompetenz: Sehr vorausschauen-
de Beschäftigte könnten im Boom die Aktien verkaufen. Alle Studien 
für Deutschland deuten jedoch darauf hin, dass private Haushalte 
nicht geschult und kundig sind im Umgang mit Finanzprodukten. 
Der Einblick in die Entwicklung des Unternehmens fehlt. Beschäf-
tigte wären bei Insolvenz doppelt betroffen: durch den Verlust des 
Arbeitsplatzes und den Rückgang des Aktienwertes. Jenseits von Fra-
gen der Finanzkompetenz von Beschäftigten gibt es prinzipielle Ein-
wände dagegen, dass Beschäftigte neben dem Arbeitsplatzrisiko über 
Formen der Gewinnbeteiligung zusätzlich das unternehmerische Risi-
ko mittragen sollen. Ein makroökonomischer Einwand gegen eine 
Gewinnbeteiligung war zudem, dass diese konjunkturell prozyklisch 

























schwung mit den Gewinnen stark steigen und im Abschwung entspre-
chend stark einbrechen und dies mit entsprechend starken Schwan-
kungen im privaten Konsum verbunden ist. Auch daher spräche vieles 
dafür, Kapitalbeteiligungen nur zusätzlich zum Tarif lohn zu fördern.
Soll eine solche Beteiligung Modellcharakter erhalten, müsste ge-
klärt werden, ob auch ehemalige Mitarbeitende die Beteiligung (auch 
bei Arbeitslosigkeit) halten dürfen. 
Finanzkrise und wirtschaftliche Verunsicherungen haben in den letz-
ten Jahren Ideen von alternativen Formen des Wirtschaftens rehabili-
tiert. Unter dem Sammelbegriff der »solidarischen Ökonomie« gibt es 
eine Vielzahl an Initiativen und Konzepten, wie Dorfläden, Kollek-
tiv-Betriebe, Tauschringe, aber auch sozialreformerische Konsum-, 
Energie- und Produktionsgenossenschaften. Gemeinsam ist allen die-
sen Ansätzen das Prinzip des Teilens (Sharing ). Das Internet eröffnet 
hierbei schon seit Längerem kommerzielle wie nicht kommerzielle 
Handlungsmöglichkeiten: Zu denken ist etwa an Nahrungsmittel- 
oder Kleidertauschbörsen ohne Profitinteresse, aber auch an kom-
merzielle Vermittlungsdienste wie Car-Sharing-Modelle.
Im Zuge der Debatte über die Sharing Economy erfahren Genos-
senschaften ein Comeback. 2012 riefen die Vereinten Nationen das 
 Internationale Jahr der Genossenschaften aus. Der genossenschaft-
liche Gedanke hat eine lange Tradition: Das Modell verbreitete sich 
ausgehend von England auch in Deutschland seit dem 19. Jahrhun-
dert (schWettMann 2012 ). Heute gibt es etwa 5.600 Genossenschaf-
ten verschiedenster Art (dgrv 2017b ). Verbreitet sind Wohnungs-
baugenossenschaften; die Raiffeisen-Genossenschaften versorgen die 
Landwirtschaft mit Betriebs-, Futter- und Düngemitteln und Maschi-
nen. Aktuell werden vor allem im Bereich der erneuer baren Energien 
Genossenschaften gegründet (dgrv 2017a ). Bei den meisten Genos-
senschaften handelt es sich um Konsum- oder Wohnungsgenossen-
schaften. Arbeitergenossenschaften bzw. klassische Produktionsgenos-
senschaften, in denen auch die Arbeitskraft der Mitglieder verwertet 




 GENOSSENSCHAFTEN IM DIGITALEN ZEITALTER
Genossenschaften verknüpfen die Vorstellung vom Teilen und Besit-
zen. Sie sind – anders als Unternehmen – nicht dem Gewinn, sondern 
ihren Mitgliedern verpflichtet. Die Mitglieder verfügen über Einlagen, 
zum Teil in unterschiedlicher Höhe, alle verfügen aber über das glei-
che Stimmrecht. Weil die Mitglieder einerseits Eigentümer oder Ar-
beitgeber und andererseits Nutzer oder Arbeitnehmer sind, fallen in 
den Personengruppen der Genossenschaften zwei gegensätzliche 
Rollen des Marktes zusammen. Übertragen auf die digitale Ökonomie 
bedeutet dies, dass das Teilen (Sharing) keineswegs das Besitzen aus-
schließen muss, dass also Geschäftsmodelle, die auf dem Gedanken 
des Teilens basieren (wie Airbnb oder Uber) ebenso auch als kollek-
tiver Besitz organisiert werden können.
Beispiel hierfür sind Überlegungen in Richtung von alternativen, 
genossenschaftlich betriebenen Plattformen (»platform cooperativism«), 
die gemeinnützig und an guten Arbeitsbedingungen orientiert sind 
(scholz  2016a, 2016b ). Sowohl Uber als auch Crowdwork-Plattfor-
men wie Upload sind als Genossenschaften vorstellbar, denn die tech-
nische Basis ist dieselbe. Uber-Fahrer/innen bzw. Crowdworker/in-
nen wären dann die Plattformbetreiber. 
In vielen Ländern gibt es eine enge Verbindung zwischen Gewerk-
schaften und Genossenschaften. In Deutschland ist man bislang offen-
kundig noch zurückhaltend, wohl nicht zuletzt aufgrund von meh-
reren Skandalen. In jüngster Zeit zeichnen sich aber wieder erste 
Schritte der Annäherung ab; Solidarität und Demokratie sind in bei-
den Organisationen als Leitprinzipien verwurzelt. Beim Auf- oder 
Umbau zu Genossenschaften oder bei genossenschaftlichen digitalen 

































Der Titel »Made in Germany« verweist – trotz globaler Konkurrenz – 
noch immer auf eine besondere Güte der hier erzeugten Produkte 
und Dienstleistungen. Dieser wirtschaftliche Erfolg Deutschlands 
 basiert nicht auf Rohstoffen, sondern auf den Fähigkeiten und Fertig-
keiten der Menschen. Ideen und Innovationen entstehen durch den 
Austausch von Erfahrungen und das Zusammenspiel von Kompeten-
zen. Diese sind das Fundament für das Wirtschaftsmodell und für die 
Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen. Es bleibt zwar abzu-
warten, ob sich der hohe Anteil von Facharbeit als ein Qualitätsmerk-
mal der deutschen Wirtschaft in einer Zeit halten lässt, in der Infor-
mationen global ausgetauscht und verarbeitet werden und Prozesse 
der Rationalisierung und Standardisierung selbst in hoch qualifizier-
te Berufe vordringen. Immer klarer zeichnet sich jedoch ab, dass zu-
künftige Produktivitätsmodelle noch weit umfassender von innova-
tiven Ideen abhängen werden, die die Erwerbstätigen in Anwendung 
und Austausch mit neuen Technologien entwickeln. 
BILDUNG WIRD NOCH WICHTIGER.  In einem strukturellen Umbruch 
ist Bildung die notwendige Antwort. Sie legt den Grundstein für eine 
mündige Existenz, Urteilsfähigkeit, Verständnis für komplexe Zusammen-
hänge und einen aktiven Bürgerstatus in einer demokratischen Gesell-
schaft – und sie bereitet, so der Idealfall, die Menschen auf Berufsein-
stieg, Aufstieg und Umstieg im Erwerbsleben vor. Der Arbeitsmarkt 
erhält dadurch Flexibilität. Art und Umfang gezielter Qualifizierung 
spielen eine wichtige Rolle für die Wettbewerbsfähigkeit der Wirt-
schaft; Qualifizierung ist Voraussetzung für Absicherung und Entfal-
tung der Menschen und für Partizipation – und somit Garant einer 
hohen Arbeits­ und Lebenszufriedenheit in unserer Gesellschaft. 
Menschen lernen lebensbegleitend. Je dynamischer die Verände-
rungen im Lebensumfeld, desto notwendiger wird das Lernen, um 
Chancen auf Teilhabe und Entfaltung zu erlangen. Das Bildungs system 
WO STEHEN  
WIR?
unterstützt diese Lernprozesse, zielt aber auch direkt auf die Vermitt-
lung konkreter Kompetenzen und Qualifikationen, die am Arbeits-
markt nachgefragt werden. Abschlüsse und Zertifikate dokumentie-
ren Lernfortschritte und haben eine Signalfunktion bei der Besetzung 
von Arbeitsplätzen. 
Im Jahr 2016 gab es im dualen System erstmals mehr junge Men-
schen mit Abitur als mit Hauptschulabschluss. Gleichzeitig verlassen 
zahlreiche Jugendliche die Schule ohne Abschluss. Im Jahr 2014 waren 
es 47.000  Jugendliche (carItas 2016 ), das entspricht einem Anteil 
von knapp 6  Prozent. Noch höher ist die Quote beim beruflichen Ab-
schluss. Insgesamt haben 1,2  Millionen junger Menschen zwischen 20 
und 29  Jahren keinen Berufsabschluss  – das sind knapp 13  Prozent 
dieser Altersgruppe (bIbb 2016; IW köln 2014 ). 
DAS BILDUNGSSYSTEM IST UNGERECHT.  Bei aller Anerkennung für 
die Leistungsfähigkeit des Bildungssystems wird wiederholt seine 
Selek tivität kritisiert: Bereits in der frühkindlichen Erziehung und in 
der Schule wird soziale Ungleichheit reproduziert, mitunter auch ver-
schärft, weil Kinder aus bildungsfernen Milieus und mit Migrations-
hintergrund nicht ausreichend gefördert werden 
oder Stigmatisierung erfahren.1 
AUCH DAS DUALE SYSTEM IST SELEKTIV.  Die dua-
le Berufsausbildung stärkt die Innovationsfähigkeit 
der Unternehmen und bietet eine enge Verknüp-
fung von Bildungssystem und Arbeitsmarkt; sie 
sichert einen gelungenen Übergang von der Aus-
bildung in den Arbeitsmarkt und ist daher inter-
national geschätzt als Instrument zur Vermeidung von Jugend arbeits-
losigkeit. Dennoch kommt es auch hier zu Problemen. Zwar gibt es 
keine formalen Einstiegshürden in eine duale Ausbildung, doch ist 
der Einstieg für Jugendliche ohne Abschluss oder mit einem Haupt-
schulabschluss schwierig: In der bundesweiten Lehrstellen börse der 
Industrie- und Handelskammern sind fast zwei von drei Ausbildungs-
angeboten für Jugendliche mit Hauptschulabschluss von vornherein 
verschlossen. Ähnliches gilt für den sogenannten »Übergangsbe-
reich«, in dem sich 2016 rund 270.000  Jugendliche befanden. Der 
»Übergangsbereich« dient zur Einstiegsqualifizierung, vermittelt aber 
keine Berufsabschlüsse und birgt die Gefahr, zu einer lang jährigen 
»Parkstation« zu werden (bMbF 2016 ). 
1 Kinder aus sozial  
schwachen  Verhältnissen  
weisen hierzulande  
geringere Kompetenzen  
auf als  Kinder, auf die  







































Auffallend viele der insbesondere von Frauen gewählten Ausbil-
dungen im Gesundheits- und Sozialsektor sind privat zu finanzieren; 
auch der Status als Schülerin unterscheidet sich vom Status der Aus-
zubildenden im dualen System. 
DAS BILDUNGSSYSTEM IST INSGESAMT UNTERFINANZIERT.  Generell 
sind die Bildungsausgaben in Deutschland eher unterdurchschnitt-
lich. Sie betragen lediglich 4,2  Prozent des Bruttoinlandsproduktes – 
im OECD-Länderdurchschnitt sind es 4,8  Prozent. Vor allem die In-
vestition in den tertiären Bildungsbereich – bei der OECD fallen 
hierunter auch Weiterbildungen – sind in Deutschland niedrig 
(oecd 2016a ). Dies steht in deutlichem Gegensatz zu den Beschlüssen 
des Dresdner Bildungsgipfels von 2008. Bund und Länder hatten da-
mals vereinbart, bis 2015 mindestens 10  Prozent des Bruttoinlands-
produkts für Bildung und Forschung auszugeben – 7  Prozent für Bil-
dung und 3  Prozent für Forschung.
WEITERBILDUNG IST NÖTIG,  ABER AUCH UNTERFINANZIERT.  Es ist 
inzwischen ein Allgemeinplatz, dass sich Menschen lebensbegleitend 
weiterbilden sollen. Hintergrund ist ein starker Impuls seitens des Ar-
beitsmarktes, der Interesse an Erwerbstätigen hat, deren Kompeten-
zen auf der Höhe der Zeit sind. Neben individueller Weiter bildung, 
z. B. für das Nachholen von Abschlüssen oder für den beruflichen 
Aufstieg, hat die betriebliche Weiterbildung einen besonderen Stellen-
wert. Während individuelle Weiterbildung zumeist in der Freizeit 
und selbstfinanziert erfolgt, geht es bei der betrieblichen Weiterbil-
dung um Qualifizierung, von der der Betrieb profitiert. Die bfw-Trend-
analyse »Berufliche Aus- und Weiterbildung in Deutschland 2016« 
(roggenkaMP 2016 ) zeigt, dass Weiterbildung überwiegend privat 
finanziert wird. Die individuellen Ausgaben für Weiterbildung sind 
gegenüber 2007 von zehn auf 11,2  Milliarden Euro gestiegen.
TRENDWENDE BEI DER BETRIEBLICHEN WEITERBILDUNG?  Während 
die öffentlichen Ausgaben in Weiterbildung gesunken sind, ist für die 
Investitionen der Betriebe nach einigen Jahren der Stagnation  wieder 
ein Anstieg zu verzeichnen. 37  Prozent der 25- bis 64-Jährigen haben 
im Jahr 2014 an einer betrieblichen Weiterbildung teilgenommen, 
doch sind hier auch »kleine« Weiterbildungen, kurze Anpas sungs-
qualifizierungen und die gesetzlich vorgeschriebenen Arbeits- und 
Gesundheitsschutzqualifizierungen eingerechnet (autorengruPPe 
bIldungsberIchterstattung 2016 ). Mit durch schnittlich 36  Wei-
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terbildungsstunden (26  Stunden bei betrieblichen und 75  Stunden 
bei individuellen berufsbezogenen Maßnahmen) (bMbF 2015 ) bewegt 
sich die Weiterbildung zumeist jenseits abschluss bezogener Formate, so-
dass sie für den beruflichen Aufstieg keine relevante Hilfe darstellen.
HÜRDEN DER BETRIEBLICHEN WEITERBILDUNG.  Weiterbildung fin-
det bislang vor allem dort statt, wo sie bereits in den Berufen angelegt 
ist. Eine gezielte Ermunterung zur Weiterbildung erfolgt zumeist, 
wenn auch seitens des Betriebs konkreter Bedarf besteht. Als wich-
tigste Gründe für Zurückhaltung bei der Unterstützung von Weiter-
bildung nennen Betriebe eine zu dünne Personaldecke, aber auch 
 finanzielle Aspekte. Man trage Kosten, denen nicht unmittelbar ein 
Nutzen gegenüberstehe – und die vor allem bei Personalfluktuation 
nicht rentabel seien (bItkoM research 2016 ). Eine hohe Weiterbil-
dungsrendite ergibt sich für die Beschäftigten und Betriebe gegen-
wärtig dort, wo Unternehmen ein strategisch ausgerichtetes Konzept 
verfolgen, die Weiterbildung praxisorientiert und betrieblich einge-
bunden ist und ein regelmäßiger Dialog zwischen Personalabteilun-
gen und Betriebs- bzw. Personalräten etabliert ist.
WELCHE WEITERBILDUNG IST DIE RICHTIGE?  Auch die Situation auf 
dem Weiterbildungsmarkt erweist sich als Hemmnis. Oft fehlt es an 
Standards und systematischen Regelungen – und angesichts der stei-
genden Nachfrage werden die Angebote in vielen Bereichen nicht 
ausreichen oder im Preis stark ansteigen. Mangelnde Transparenz, 
fehlende Beratung und eine unklare Finanzierung erschweren den 
Zugang zur Weiterbildung, insbesondere für Menschen mit gerin-
gem Einkommen und ohne Bildungsabschlüsse. 
Neben inhaltlichen Gründen stehen aber auch organisatorische 
Gründe einer Weiterbildung entgegen: Personen, die beruflich stark 
eingebunden sind, haben während der Arbeitszeit häufig keine Kapa-
zitäten bzw. müssen die Weiterbildung während der Freizeit einpla-
nen. Wer dauerhaft Sorgearbeit leistet, hat in der Freizeit kaum Spiel-
räume. Freistellung durch den Arbeitgeber ist daher eine wichtige 
Voraussetzung für verstärkte Aktivitäten. 
REPRODUKTION VON UNGLEICHHEIT? Je besser eine Person schon 
qualifiziert ist, desto wahrscheinlicher ist laut dem Institut für Ar-
beitsmarkt- und Berufsforschung die Teilnahme an Bildungsange-
boten. Frauen und Menschen mit Migrationshintergrund nehmen 






































2 Im Entwurf zum Weißbuch 
 »Arbeiten 4.0« des Bundesministe-
riums für Arbeit und Soziales  
(bMas 2016 ) ist eine solche Ver-
rechtlichung bereits zum Ziel  
erklärt worden.
Teilzeit- oder prekär Beschäftigte deutlich weniger an Weiterbildung 
und speziell an betrieblicher Weiterbildung teil. Die bisherigen För-
derinstrumente der beruflichen Weiterbildung ändern an dieser 
sozia len Schieflage nichts. Im oberen Bildungssegment stehen mit 
dem Meister-BAföG und dem BAföG für Studierende Finanzierungs-
instrumente der individuellen beruflichen Weiterbildung für bisher 
schon gut Qualifizierte bereit. Viele Geringqualifizierte sind hin gegen 
auf Arbeitsförderungsmaßnahmen im Hartz-IV-System angewiesen. 
Für Arbeitslose werden zwar Weiterbildungen angeboten, doch sind 
die Anreize hierfür schwach, da die Maßnahmen kaum eine Verbes-
serung gegenüber dem Sozialleistungsbezug darstellen. Mit dem 
Weiter bildungsstärkungsgesetz hat beim Arbeitslosengeld (SGB III) 
Weiterbildung jüngst Vorrang vor Vermittlung erhalten. Gleichwohl 
fehlt den Jobcentern durch die Deckelung des Ein gliederungs budgets 
offenbar häufig das Geld, um den Bedarf an Wei-
terbildung zu finanzieren (dIetz/osIander 2014 ).
In der Bildungsforschung mehren sich die 
Stimmen für mehr  Anreize oder auch Verpflichtun-
gen zu Investitionen und Aktivitäten in der Wei-
terbildung. Juristische Expertisen (so zum Beispiel 
kocher/WeltI 2013 ) empfehlen einen Rechtsan-
spruch auf Weiterbildung und auf ein regelmäßiges Qualifizierungs­
gespräch.2
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In einer dynamischen und global vernetzten Wirtschaft sind Beschäf-
tigungsprognosen ein schwieriges Geschäft – und mit Vorsicht zu 
 behandeln. Es scheint jedoch absehbar, dass auch bei einer fortschrei-
tenden Digitalisierung Personen mit abgeschlossener Berufsausbil-
dung weiter auf Nachfrage nach ihrer Arbeitsleistung zählen können 
werden. Ein sinkender Bedarf zeichnet sich hingegen für Personen 
ab, die keinen Ausbildungsabschluss vorweisen können oder bereits 
heute für sogenannte einfache Arbeiten eingesetzt werden. Die Nach-
frage nach solchen Stellen wird 2025 geschätzt um 1,3  Millionen 
 höher liegen als das Angebot. Einfacharbeit bleibt laut Prognose nur 
dort erhalten, wo sich eine Automatisierung nicht rechnet oder wo 
Konsumierende einen Menschen als Kontaktpartner bevorzugen und 
einfordern. 
Erwartet wird auch, dass die Digitalisierung in bestimmten Berufs-
feldern zur Entwertung von Qualifikationen führt, wenn Tätigkeiten 
zunehmend berufsunspezifisch werden (und so auch die tarifpoliti-
sche Zuordnung dieser Tätigkeiten ins Wanken gerät). Andererseits 
kann Digitalisierung auch zur Aufwertung von Tätigkeiten führen, 
die dann tariflich zu übersetzen wäre. Das Prinzip der Berufstätigkeit 
als Orientierungsrahmen zu erhalten oder mit Blick auf neue Arbeits-
formate weiterzuentwickeln ist eine noch zu lösende Aufgabe. 
DIE BERUFLICHE AUSBILDUNG GERÄT UNTER VERÄNDERUNGSDRUCK. 
Die Neuordnung der Ausbildungsberufe gestalten Staat, Wirtschafts-
verbände und Gewerkschaften orientiert an den Anforderungen der 
Arbeitswelt. Viele Ausbildungsordnungen sind »technikoffen« for-
muliert, sodass neue Technologien gut in die praktische betriebliche 
Ausbildung integriert werden können. Zudem sind Ausbildungen 
prozess- und kompetenzorientiert gestaltet. Formen der interdiszipli-
nären Zusammenarbeit und des agilen Arbeitens (z. B. Design-Thinking- 
Methoden, Systems Engineering) müssen allerdings schon in frühen 







































Phasen der Ausbildung verankert werden, damit vernetztes Arbeiten 
in komplexen Zusammenhängen erfahrbar wird. 
Der Anteil von Frauen in den als zukunftssicher und vergleichs-
weise gut bezahlten MINT-Berufen3 ist noch im-
mer zu niedrig; zudem verliert sich ihr oft erwähn-
ter »Bildungsvorsprung« im Lebensverlauf, weil 
sie bei Eintritt in Teilzeitarbeit geringen Zugang 
zu Weiterbildung und beruflichem Aufstieg haben. 
Dort, wo im Berufsbild keine Weiterentwicklungs-
pfade angelegt sind, haben Angebote für Aufstiegs-
fortbildungen und der Erwerb von Zusatzqualifikationen eine beson-
dere Bedeutung. 
Wiederholt wird in Deutschland über einen weiter wachsenden 
Fachkräftemangel und offene Stellen diskutiert (zIka/MaIer 2015; 
MaIer et al. 2016 ). Faktoren sind dabei einerseits der demografische 
Wandel und der Trend zur Akademisierung, andererseits die hohe 
Zahl von Jugendlichen, denen der Sprung von der Schule in die Aus-
bildung nicht gelingt. Die Betriebe stehen also bei der Rekrutierung 
von Nachwuchs vor der Herausforderung, Jugendliche mit Haupt-
schulabschluss und mittlerem Schulabschluss wieder stärker in den 
Blick zu nehmen. Hierzu hat die Bundesagentur für Arbeit mit dem 
Ausbau der ausbildungsbegleitenden Hilfen und der Einführung der 
Assistierten Ausbildung wichtige Unterstützung bereitgestellt. 
VERÄNDERUNG WIRD ZUM NORMALFALL.  Verschwinden oder verän-
dern sich Berufe, müssen sich Beschäftigte zwangsläufig nach- und 
umqualifizieren. Eine Neukonzeption bisheriger Programme zur För-
derung von Weiterbildung ist dafür nötig.4 Es 
müssen Wege geebnet werden, um Reibungskos-
ten gering zu halten und die individuelle Initia-
tive besonders zu fördern. 
Die Rede von einer »Qualifizierungsoffensive« 
ist omnipräsent, doch gilt es auch die Frage zu klä-
ren, ob erstens das hierfür erforderliche Personal 
zur Verfügung steht und zweitens dieses selbst aus-
reichend »digital qualifiziert« ist. Schon heute fehlen Berufsschulleh-
rer/innen, an den Schulen ist ein Limit der Arbeitsbelastung erreicht. 
Die Rekrutierung und Weiterbildung des Lehrpersonals wird also 
eine Schlüsselrolle für die Gestaltung des digitalen Wandels spielen. 
3 Die Abkürzung steht für die Fächer 
Mathematik, Informatik, Naturwissen-
schaft, Technik. Der Frauenanteil ist 
hier mit 15 Prozent noch immer unter-
durchschnittlich (ba 2016b ).
4 Im Koalitionsvertrag der Bun-
desregierung ist das lebensbegleitende 
Lernen als »gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe« deklariert; im Dezember 
2014 hat die Bundesregierung die 
 Allianz für Aus- und Weiterbildung 
 gestartet.
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NEUE THEMEN FÜR BILDUNGSPROZESSE.  Das digitale Zeitalter ver-
langt mit der Fähigkeit zu interdisziplinärer Zusammenarbeit, zur 
Vernetzung in komplexen Systemen und zur Interpretation von 
 Daten genau solche Kompetenzen, die in dem breiten Bildungsver-
ständnis angelegt sind, für das Deutschland bekannt ist. Stärkung der 
Informations- und Kommunikationskompetenz, Einführung neuer 
Schulfächer wie Digitalkunde – solche Forderungen stoßen meist 
schnell auf Zustimmung. Eine Antwort auf die Transformation ist 
damit allerdings noch nicht gegeben. Nötig ist ein Frühwarnsystem, 
das den zukünftig erforderlichen Kompetenzen nachspürt und dabei 







































Im Strukturwandel entstehen neue Beschäftigungsfelder, andere ge-
hen verloren. Umorientierung auf neue Tätigkeitsfelder und Verän-
derungen in Arbeitsinhalten und -abläufen verlangen dem Einzelnen 
Flexibilität im beruflichen Selbstverständnis und konkreten Arbeits-
handeln ab. Das Bildungssystem muss seine Zielsetzung und Ange-
bote daraufhin überprüfen, ob sie den neuen Arbeits- und Lebens-
bedingungen gerecht werden – und es muss zugleich die Basis für 
eine aufgeklärte Gesellschaft legen. 
EINE NEUE VERSTÄNDIGUNG 
ÜBER DIE BILDUNGSZIELE
Es ist inzwischen ein Allgemeinplatz, dass bereits in der Schule neue 
Technologien zum Einsatz kommen sollten, um Kinder und Jugend-
liche frühzeitig zu einer souveränen Aneignung und Beurteilung zu 
befähigen. Schnelles Internet für Schulen, neue Schulfächer wie Digi-
talkunde, ein souveräner Umgang mit den eigenen Daten – so lauten 
die gängigen Forderungen, die in anderen Ländern schon teilweise 
umgesetzt sind. 
Gleichwohl lohnt sich ein kurzes Innehalten: Welche Bildungs-
ziele bleiben auch im Strukturwandel bedeutsam? Welche neuen 
müssen hinzutreten? Das Bildungssystem hat zunächst einmal keine 
geringere Aufgabe, als alle Kinder zu mündigen Menschen zu ent-
wickeln, die sich in einer demokratischen Gesellschaft zurechtfinden 
und sie aktiv mitgestalten können. Es muss zudem eine solide Basis 
dafür legen, dass alle über solche Fertigkeiten verfügen (oder zu ihrer 







IM  DIGITALEN ZEITALTER
In der aktuellen Digitalisierungsdebatte ist die Forderung nach mehr 
und lebenslanger Bildung omnipräsent. Doch alle Beschwörungen 
der Bedeutung von Bildung in der digitalisierten Arbeitswelt bleiben 
hohl, wenn es nicht gelingt, einen zentralen Nachteil des deutschen 
Bildungssystem zu überwinden: die soziale Selektivität, die oft skanda-
lisiert wird und trotz aller Bemühungen noch nicht behoben ist. Im 
Vergleich mit anderen Ländern hat die soziale Herkunft der Kinder 
in Deutschland einen vielen größeren Effekt auf den schulischen Er-
folg. Dadurch bleibt – auch mit Blick auf die Zuwanderung – das 
Potenzial vieler junger Menschen ungenutzt. Die soziale Selektivität 
wird noch an Brisanz gewinnen, wenn sich wie prognostiziert die 
Arbeitsmarktsituation für Menschen ohne Ausbildung in den kom-
menden Jahren deutlich verschärfen wird. 
Das Bildungssystem muss materiell und personell angemessen aus-
gestattet werden. Es muss Kinder früher erreichen: etwa durch eine 
Stärkung der frühkindlichen Bildung. Es muss Schule als Ort von Bil-
dung neben dem Elternhaus stark machen: etwa durch den Ausbau 
echter gebundener Ganztagsschulen. Und selbst wenn man an der in 
unterschiedliche Schulformen geteilten Sekundarbildung festhalten 
möchte (im internationalen Vergleich ein Sonderweg), muss die 
Durchlässigkeit zwischen den unterschiedlichen Strängen gestärkt 
werden. 
Der technologische Wandel bringt nicht nur neue Formen des Arbei-
tens mit sich, sondern er führt auch zu neuen Formen der Kommuni-
kation, der Selbstdarstellung und der Erfassung persönlicher Daten. 
Auf diese Anforderungen müssen selbst die »digital natives« vorberei-
tet werden. Ein Verständnis der Funktionsweise von Algorithmen, 
der Mechanismen des Web 2.0 und des Schutzes von Persönlichkeits-
rechten wird essenziell, damit sind aber »analoge« Fähigkeiten keines-
falls hinfällig. Im Wandel gewinnen gerade jene Fähigkeiten neu an 






































Fähigkeit zur Selbstorganisation, zum eigenständigen Lernen und zum 
selbstverantwortlichen Arbeiten sowie Neugier und Selbstmotivation. An 
Bedeutung gewinnt vor allem die Kompetenz zur Kooperation und 
Kommunikation. Hierfür schafft betriebliches Lernen, vor allem das 
Erlernen eines Berufs, gute Voraussetzungen, weil es zum Handeln in 
einem ganzheitlichen Aufgabenfeld befähigt und professionelles 
Selbstbewusstsein stärkt. 
Der digitale Wandel und die absehbaren Veränderungen am Ar-
beitsmarkt erfordern nicht nur breites berufliches Wissen. Es wird auch 
darum gehen, inhaltliche Flexibilität zu vermitteln. Für die Dauer des 
gesamten Erwerbslebens im einmal erlernten Beruf zu bleiben kann 
weiterhin Wunsch und Orientierung bleiben; dieser Anspruch wird 
sich aber für viele Menschen nicht einlösen lassen. Die Bereitschaft, 
sich auf Neues einzulassen und sich auch ausbildungsfremde Kompeten-
zen anzueignen, wird also noch wichtiger.
Wie können diese Bildungsziele im Bildungssystem umgesetzt 
werden und tatsächlich zur Anwendung kommen?
 DEBATTE EIN KOOPERATIONSGEBOT  
FÜR DIE BILDUNG
So bewährt die dezentrale Organisation in Bildungsfragen in vielerlei 
Hinsicht ist, kann sie im Strukturwandel auch zum Hemmnis wer-
den, wenn in 16 Bundesländern jeweils neu darüber debattiert wird, 
welche Qualifizierungsziele sinnvoll sind. Viele Bundesländer setzen 
Kommissionen und Beraterkreise ein, um über die Herausforde-
rungen und mögliche Lösungsansätze zu debattieren. Die Folge: ein 
gleichzeitiges, aber doch noch unverbundenes Nachdenken über die 
gleichen Fragen. 
Um eine einheitliche Bildungsstrategie zu entwickeln, sollten daher 
Bund und Länder im Grundgesetz mehr Möglichkeiten der Zusammen­
arbeit erhalten. Umstritten war die Frage, ob das im bestehenden 
föde ralen Rahmen möglich ist oder ob dieser Rahmen selbst substan-
ziell geändert werden muss. Stimmen, die sich für eine substanzielle 
Änderung aussprachen, schlugen beispielsweise vor, im Artikel 91b 
Abs. 2 des Grundgesetzes festzulegen, dass Bund und Länder zur Sicher-
stellung und nicht nur zur Feststellung der Leistungsfähigkeit und 
Weiterentwicklung des Bildungssystems zusammenarbeiten können. 
Zudem könne eine gemeinsame Bildungsplanung von Bund und Län-
dern in das Grundgesetz aufgenommen werden. Um diese Strategie 
auch gesellschaftlich abzusichern, solle eine »Reformkommission Bil-
dung« eingesetzt werden, an der auch die Sozialpartner beteiligt sind. 
Die Befürworter der Verfassungsänderung begründeten ihre Posi-
tion damit, dass der Bildungsföderalismus in Deutschland sich daran 
messen lassen müsse, ob er einen Beitrag für ein besseres Bildungs-
system leisten könne. Ein weiterer Reformvorschlag bezog sich auf 
Artikel 104b. Dort ist festgelegt, wann der Bund Finanzhilfen für 
 besonders bedeutsame Investitionen der Länder und Gemeinden 
 gewähren kann, nämlich zur Abwehr einer Störung des gesamtwirt-
schaftlichen Gleichgewichts, zum Ausgleich unterschiedlicher Wirt-
schaftskraft im Bundesgebiet oder zur Förderung des wirtschaftlichen 
Wachstums. Die Kommission diskutierte die Möglichkeiten, diesen 
Artikel so zu reformieren, dass es möglich wird, gezielt in die kom-
munale Bildungsinfrastruktur finanzschwacher Gemeinden zu inves-
tieren. Damit könne ein wirksamer Beitrag zur Modernisierung des 
Bildungswesens geleistet werden. 
Vereinzelt gab es auch kritische Stimmen. Sie wiesen auf die weit-
reichenden Auswirkungen solcher Reformen auf das Beziehungs-
geflecht von Bund und Ländern hin und auf daran hängende Folge-
fragen, etwa welche Rolle die Kommunen dann als »Schulträger« 
einnehmen müssten (bislang dürfen sie keine direkten Finanzbezie-
hungen mit dem Bund eingehen). Auch bestand die Befürchtung, die 
Reformen würden die Verantwortlichkeiten für die Bildungspolitik 
verwischen statt verbessern, mit der Folge, dass auch die politische 
Haftung für Misserfolg nicht mehr richtig zuzuordnen wäre.
Schon der Sanierungsstau an den Schulgebäuden – die Kredit-
anstalt für Wiederaufbau (K f W) beziffert ihn auf 34  Milliarden Euro 
(brand et  al.  2016 )  – zeigt jedoch, dass enormer Handlungsbedarf 
besteht. Zwar gab es beim Ausbau der Ganztagsschulen bereits einen 
Schub, doch sind die meisten sogenannte »offene Ganztagsschulen«, 
mit einem qualitativ oft unzureichenden Nachmittagsangebot. Be-
denkenswert wäre daher, in naher Zukunft einen Rechtsanspruch auf 
einen »echten« Ganztagsschulplatz einzuführen. Auch sollte der Aus-






































multiprofessionellen Teams für Kitas und Schulen verknüpft werden. 
Für berufsbildende Schulen könnte ein Berufsschulpakt die technische 
Ausstattung, die regionale Versorgung und die Qualifizierung der 
Lehrkräfte verbessern. Mit Blick auf den Mangel an Lehrkräften in 
diesem Bereich ist das ein überfälliger Schritt.
Es ist begrüßenswert, dass der Bund über den kommunalen Inves-
titionsförderungsfonds insgesamt 3,5  Milliarden Euro für die Jahre 
2017 bis 2020 für die Sanierung von Schulgebäuden bereitstellt. An-
gesichts des großen Rückstaus werden in den kommenden Jahren je-
doch weitere Finanzhilfen in diesem Bereich notwendig sein. 
Bei einer Qualifizierungsstrategie für die Arbeitswelt der Zukunft 
geht es nicht nur um IT-Kenntnisse. Mit zunehmender Automatisie-
rung und Digitalisierung werden die Systeme komplexer – Störun-
gen z. B. in automatisierten Systemen müssen von den Beschäftigten 
situativ bewältigt werden. Die Fähigkeit, für Prozesse Verantwortung 
zu übernehmen und in vernetzten und bereichsübergreifenden Prozessen 
zu denken und zu handeln, ist neben einer verbesserten IT-Kompetenz 
das wichtigste Handlungsfeld. Deshalb müssen personale Kompeten-
zen ganzheitlich gestärkt werden. Zudem wird in vielen Bereichen 
eine interdisziplinäre Zusammenarbeit an Bedeutung gewinnen. Das 
Lernen im Prozess der Arbeit wird durch die verkürzte Halbwertszeit 
technologischer Innovationen unabdingbar. Arbeitsplätze werden 
daher zunehmend zu Lernorten ausgebaut werden müssen. Digitale 
Assistenzsysteme können dafür ein wichtiger Ansatzpunkt sein.
Wenn sich der Arbeitsmarkt und die betrieblichen Arbeitspro-
zesse  sehr dynamisch wandeln, sind Passungsprobleme zwischen den 
 vorhandenen Qualifikationen und Kompetenzen der Erwerbstätigen 
einer seits und den Erwartungen und Bedarfen der Betriebe anderer-
seits absehbar. Erforderlich ist daher ein Wissen, welche Kompeten-






Die Kommission unterstützt das Vorhaben, ein Kompetenz-Monito-
ring einzuführen und dieses zu institutionalisieren. Ziel eines sol-
chen Monitorings könnte sein, auf Basis eines weiten Kompetenz-
begriffs Schlüsselkompetenzen zu identifizieren, die für die Arbeit 
der Zukunft und die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Unterneh-
men wichtig sind. Das Augenmerk sollte dabei in einem ersten 
Schritt auf solchen Kompetenzen liegen, die durch neue Technolo-
gien an Bedeutung gewinnen. Als Impuls hierfür kann ein vom Bun-
desministerium für Bildung und Forschung finanziertes Projekt die-
nen, das sich gerade in der Pilotphase befindet. Hier werden Verfahren 
entwickelt, mit denen sich Kompetenzbedarf entlang der Wertschöp-
fungskette (von der Grundlagenforschung bis hin zu Vermarktung 
und gesellschaftlicher Akzeptanz) identifizieren und messen lässt. 
Dieses Monitoring sollte dauerhaft durchgeführt werden und könn-
te das von der Bundesregierung geplante Fachkräfte-Monitoring sinn-
voll ergänzen. 
Die Kommission ist sich darüber im Klaren, dass ein solches Moni-
toring ein komplexes Vorhaben darstellt und schwierig zu bewerk-
stelligen ist. Für die Sicherung von Teilhabechancen ist ein solches 
In strument jedoch unverzichtbar: So wie Betriebe Märkte beobach-
ten, müssen auch die Erwerbstätigen – genau wie Bildungssystem und 









































Kaum ein Forum zum digitalen Wandel lässt die frühkindliche För­
derung außer Acht. Die Einübung und Anwendung neuer Technolo-
gien hält bereits Einzug in Grundschulen; auch für Kindertages-
stätten gibt es diverse Initiativen. In ganzheitlich angelegten Konzep-
ten geht es dabei auch darum, dass Kinder – unabhängig von ihrer 
sozialen Herkunft – die Chance erhalten, sich in einer komplexen 
und digital vernetzten Welt souverän zu bewegen. 
In der Pädagogik wird durchaus kritisch diskutiert, ab welchem 
Lebensalter welcher Umgang mit Technik sinnvoll ist. Einigkeit be-
steht darüber, dass Neugierde, Aktivität, interaktive Auseinanderset-
zung und ein gutes emotionales Klima zentrale Voraussetzungen für 
gute Lernprozesse sind – und genau jene Fertigkeiten befördern, die 
heute und zukünftig (auch mit Blick auf eine nachhaltige Entwick-
lung) von Bedeutung sind. Frühkindliche Bildungsangebote sind 
»kein Allheilmittel« zur Vorbeugung gegen soziale Ungleichheit, 
aber sie können, verknüpft mit weiteren Instrumenten im Bildungs-
bereich und der sozialen Sicherung von Familien, einen soliden Start 




FÜR DIE BILDUNG DER JÜNGSTEN 
Bildungs- und Erziehungseinrichtungen der frühen Kindheit leisten 
 einen wesentlichen Beitrag zu einer inklusiven Gesellschaft. Autono-
mes Handeln, kreative Freiräume, Raum für Selbstentwicklung und 
Zeit für Beziehungen sollten daher Teil jedes pädagogischen Kon-
zepts sein. Dafür braucht es die notwendige personelle und materielle 
Ausstattung.
In den letzten Jahren wurden erhebliche Anstrengungen unter-
nommen, um die Angebote für Kinderbetreuung und Ganztagsschu-
len auszubauen. In Westdeutschland ist der Nachholbedarf aber noch 
immer groß. Neben dem quantitativen Ausbau muss auch die Quali-
tät der Angebote besonderes Augenmerk erhalten, insbesondere in 
der frühkindlichen Bildung. Notwendig sind bundesweite Standards 
für die Rahmenbedingungen der frühkindlichen Bildung. Hierzu 
zählen der Personalschlüssel, die Gruppengröße, die Aus- und Weiter-
bildung der Erzieher/innen und die Zeit für Vor- und Nachbereitung. 
Diese Standards müssen unabhängig vom Träger gelten und könnten 
in einem Kita­Qualitätsentwicklungsgesetz festgeschrieben werden.
Anregung für pädagogische Konzepte, die den unterschiedlichsten 
Formen von Benachteiligung entgegenwirken, liefert z. B. der »Index 
für Inklusion« (booth et al. 2006 ). Kinder und Jugendliche sollten an 
kulturellen und sozialen Aktivitäten ihrer örtlichen Einrichtungen 
partizipieren. Leitgedanken sind die Anerkennung von Vielfalt und 
ein wertschätzender Umgang miteinander. Unterschiede zwischen den 
Kindern sollten als Chancen für gemeinsames Spielen und Lernen 
gesehen statt als Probleme bewertet werden. Generell sollten alle Bar-
rieren abgebaut werden, die Kindern Zugänge erschweren und sie als 







































Viele Menschen (von Beschäftigten über Selbstständige bis hin zu 
Personalverantwortlichen und Geschäftsführer/innen) fühlen sich 
durch die Komplexität und Geschwindigkeit des Wandels überfordert. Es 




STÄRKUNG DER ACHTSAMKEIT 
Technische Fertigkeiten und digitale Aufklärung werden nicht ausrei-
chen, um mit steigender Komplexität von Prozessen und einer zuneh-
mender Geschwindigkeit von Veränderungen umgehen zu können. 
Auch werden zukünftige Generationen sich aufgrund schwindender 
natürlicher Ressourcen und wachsender Umweltprobleme verstärkt 
mit dem Thema Nachhaltigkeit auseinandersetzen müssen. Ein acht-
samerer Umgang mit sich und anderen scheint geboten.
Einen Impuls hierfür liefert das ReSource Project (resource 
Project ohne Jahr ) des Max-Planck-Instituts Leipzig. Es wies nach, 
dass Achtsamkeits trainings nicht nur der effektiven Stressreduktion 
dienen und die Resilienz des Einzelnen befördern, sondern auch die 
emotionale Intel ligenz stärken. Dass inzwischen Unternehmen solche 
Erkenntnisse aufgreifen, kann nicht verwundern, da eine hohe An-
passungsfähigkeit und Leistungsstärke der Beschäftigten und eine 
Reduzierung von Ausfallzeiten die gewünschte Folge sein können. 
Auch das Bildungssystem hat hier einen Beitrag zu liefern: Es muss 
Formate finden, in denen Kinder Selbstwirksamkeit und Vertrauen 
erfahren und geschult werden auch in Empathie und Intuition, 
Selbstbewusstsein und Mut, Energie und Herzensbildung. 
Häufig wird im Zusammenhang mit Forderungen an das Bildungs-
wesen eine mangelnde Eigeninitiative und Eignung des pädago gischen 
Personals bemängelt. Eine solche Kritik ignoriert, dass gute pädagogi-
sche Arbeit bestimmte Rahmenbedingungen verlangt:
 DENKANSTOSS
 
ARBEITS BEDINGUNGEN  
IM BILDUNGSSEKTOR VERBESSERN
Die Arbeitsbedingungen der Beschäftigten im Bildungswesen sind 
der Schlüssel zum Gelingen von Bildungsreformen. Sie müssen des-
halb unbedingt verbessert werden.
In allen Bildungseinrichtungen sollten daher den hohen Anforde-
rungen entsprechende Ressourcen gegenüberstehen. Eine ausrei-
chende Personalausstattung ist der beste Schutz vor Verschleiß und 
Erschöpfung von Beschäftigten, die ihren Bildungsauftrag ernst neh-
men. Erzieher/innen müssen außerdem besser bezahlt werden. Insbe-
sondere im Weiterbildungssektor sind Arbeitsverhältnisse in einem 
hohen Maße befristet oder projektgebunden. Die strukturelle De-
stabilisierung von Erwerbsverläufen in diesem Bereich bringt ein pre-
käres Element in den Bildungssektor und ist kontraproduktiv dafür, 




Kitas und Schulen legen die Grundlage für das Berufsleben. Das be-
ginnt bereits mit der Frage, welcher Schulabschluss welche Optionen 
eröffnet oder verschließt: Nur knapp jeder zweite Hauptschüler 
schafft direkt den Sprung von der Schule in die Ausbildung. In der 
bundesweiten Lehrstellenbörse der Industrie- und Handelskammern 






































herein verschlossen. 270.000  Jugendliche befinden sich in Maßnah-
men aus einem der rund 350  Programme von Bund oder Ländern 
(»Übergangsbereich«) (autorengruPPe bIldungsberIchterstat-
tung 2016 ). Pro Jahrgang bleiben mehr als 120.000  Jugendliche ohne 
Ausbildung (bIbb 2016 ); ihnen droht zumeist Langzeitarbeitslosig-
keit oder prekäre Beschäftigung. Soziale Ressentiments und Konflik-
te sind mögliche Folgen dieser verpassten Einstiegschance für junge 
Erwachsene. 
Das Ziel, jungen Menschen den Zugang zu einer beruflichen Aus­
bildung zu öffnen, ist und bleibt daher prioritär. Insbesondere in Re-
gionen mit einem besonders problematischen Ausbildungsmarkt be-
steht dringender Handlungsbedarf. Darüber hinaus können verbind-
liche Systeme zur Qualitätssicherung und Qualitätsentwicklung dazu 
beitragen, dass die Ausbildung auch erfolgreich abgeschlossen wird. 
Die Entscheidung für oder gegen eine berufliche Ausbildung ist 
eine sehr persönliche. Sie hängt ab von den individuellen Interessen 
der Jugendlichen, den Ausbildungsbedingungen und der Karriere- 
und Entwicklungsperspektive. Maßgeblich haben es also die Betriebe 
selbst in der Hand, die duale Ausbildung attraktiv zu halten. Dass 
dies durchaus gelingt, belegen die Zahlen: Erstmals ist im dualen Sys-
tem die Zahl der Auszubildenden mit Abitur (28  Prozent) höher als 
jener mit einem Hauptschulabschluss (27  Prozent) (bMbF 2017 ).
Das duale System befindet sich in einer paradoxen Situation: Inter-
national wächst das Interesse, weil das Modell eine Verbindung zwi-
schen Bildungssystem und Arbeitsmarkt herstellt – und auf diese 
Weise vielen Jugendlichen einen besseren Übergang in Arbeit ermög-
licht. Gleichzeitig aber steht es in Deutschland unter Druck, weil sich 
die Zahl der Ausbildungsbetriebe auf einem historischen Tiefstand 
befindet. Seit 2009 sind fast 50.000  Ausbildungsbetriebe verloren ge-
gangen. Nur 20  Prozent aller Betriebe bilden aus, 2007 waren es noch 
rund 24  Prozent. Vor allem kleine und Kleinstbetriebe mit bis zu 
neun Beschäftigten verabschieden sich aus der betrieblichen Ausbil-
dung. Gleichzeitig steigt die Zahl der unbesetzten Ausbildungsplät-
ze. Allein im Jahr 2016 konnten die Unternehmen rund 43.500  Aus-





Das duale System der Berufsausbildung stärkt die Innovationskraft der 
Betriebe. Die betrieblich geprägte Berufsbildung im dualen System 
vermittelt hochwertige berufliche Qualifikationen, schafft hohe Über-
gangsquoten in den Arbeitsmarkt und beugt hoher Jugendarbeits-
losigkeit vor. Nahezu die Hälfte eines Altersjahrgangs durchläuft 
nach Angaben des Statistischen Bundesamtes die duale Berufsausbil-
dung. Sie integriert damit – wie in kaum einem anderen Land in Euro-
pa – junge Menschen erfolgreich in die Arbeitswelt. Dass immer 
 wieder Zielquoten für höhere Akademisierung an Deutschland her-
angetragen werden, ignoriert die Leistungsfähigkeit dieses Systems. 
Um das System zukunftsfähig zu machen, werden folgende Maß-
nahmen empfohlen:
 Berufsbilder und Ausbildungsordnungen sind in regelmäßigen Ab-
ständen zu überprüfen und an sich verändernde Anforderungen an-
zupassen. Hierzu bieten die Verfahren und Gremien zur Evalua tion 
der Ausbildungsordnungen und Rahmenlehrpläne, an denen auch 
die Sozialpartner beteiligt sind, die notwendige Grundlage. Notwen-
dig scheint eine Ausweitung dieser auf dem Berufsbildungsgesetz 
und der Handwerksordnung basierenden Regelungen auf das duale 
Studium und auf die bisher nach Landesrecht geregelten Fachschul-
ausbildungen.
 Die Durchlässigkeit der Berufsbildung sollte gestärkt werden. 
Auch schulisch gering Qualifizierte sollten Möglichkeiten für einen 
Einstieg in Ausbildung und einen Ausbildungsabschluss erhalten, 
z. B. durch den Ausbau der Assistierten Ausbildung. Darüber hinaus 
sollte im betrieblichen und im schulischen Teil der Ausbildung die 
Anschlussfähigkeit an berufliche und akademische Fortbildung ge-
währleistet werden (z. B. durch Zusatzangebote für Auszubildende).
 Die Ausbildungsmöglichkeiten für Erwachsene sollten erweitert 
und Ausbildungsprogramme an die Bedürfnisse Erwachsener ange-







































Idealerweise ist Weiterbildung schon in der Konzeption und Gestal-
tung von Berufen angelegt. In vielen Berufen des dualen Systems ist 
berufliche Weiterentwicklung, z. B. durch Aufstiegsfortbildungen, 
bereits implementiert. Auch in vielen akademischen Berufen ist 
 fachliche Weiterbildung Voraussetzung für die Aufrechterhaltung 
des Berufs titels. Weiterbildung ist jedoch längst nicht in allen Beru-
fen derart systematisch angelegt. Auch auf der betrieblichen Ebene 
besteht Nachholbedarf: Nötig sind erstens Lernsysteme, die in den 
Arbeitsplatz integriert sind, zweitens eine lernförderliche Arbeitsum­
gebung und drittens die Verzahnung von Weiterbildung mit Personal-
entwicklungskonzepten. 
 DEBATTE RECHTSANSPRUCH AUF  
GEFÖRDERTE BILDUNGS TEILZEIT FÜR ALLE?
Die Kommission diskutierte kontrovers die Einführung eines Rechts-
anspruchs auf staatlich geförderte Bildungsteilzeit für alle (etwa nach 
österreichischem Vorbild). Den einen erschien die Einführung einer 
solchen Bildungsteilzeit überfällig, die anderen stellten den Sinn 
 eines universellen Anspruchs infrage: Zwar würde das Recht auf eine 
geförderte Bildungsteilzeit vermutlich eine große Zahl an begrüßens-
werten Weiterbildungsaktivitäten auslösen, gleichzeitig aber würde 
ein solches Instrument möglicherweise besonders von denen genutzt 
(werden können), die ohnehin mit hohem Bildungskapital ins Be-
rufsleben starteten, damit würden sich Bildungsungleichheiten eher 
verstärken. Man solle also vielmehr gezielt Förderung für Menschen 
mit niedrigem formalem Bildungsgrad bereitstellen und beispiels-
weise Programme optimieren, die sich an ungelernte Kräfte richten 
(z. B. WeGebAU). Die Kommission kam hier zwar zu keinem gemein-
samen Votum, betonte aber die Notwendigkeit, die Debatte über 
individuelle Weiterbildungsansprüche forciert zu führen.
 DEBATTE INSTRUMENTE DER  
MITBESTIMMUNG BEI DER WEITERBILDUNG 
SCHÄRFEN?
Die Kommission diskutierte auch die Rolle der Mitbestimmung mit 
Blick auf Ausbildung, Qualifizierung und Weiterbildung. Betrieb-
liche Weiterbildung wird zwar von allen Akteuren der Arbeitspolitik 
als Schlüsselthema für den Strukturwandel erkannt und benannt, sie 
findet aber – wie oben gezeigt – selektiv und unzureichend statt. An-
gesichts der wachsenden Bedeutung von Weiterbildung im Betrieb 
stellt sich die Frage, ob Betriebsräte über genügend Instrumente ver-
fügen, um die für den Strukturwandel nötige Weiterbildung entspre-
chend zu forcieren. 
Mitbestimmungsrechte bei der Aus- und Weiterbildung existieren 
im Betriebsverfassungsgesetz in drei Feldern: Beschäftigungssiche-
rung, berufliche Bildung und Personalplanung. Mit Blick auf die Be-
schäftigungssicherung existiert zwar ein Vorschlags- und Beratungs-
recht, aber kein Initiativrecht. Wenn der Arbeitgeber die Vorschläge 
des Betriebsrates ablehnt, enden dessen Möglichkeiten. Da Qualifizie-
rungsmaßnahmen aber zu wichtig sind, um Entscheidungen darüber 
nur einer Seite zu überlassen, ist zu prüfen, in § 92 a des BetrVG eine 
echte Mitbestimmung zu verankern. Auch beim Thema Berufsbil-
dung und Durchführung von Bildungsmaßnahmen sind die Mitbe-
stimmungsrechte bislang beschränkt. Das Initiativrecht des Betriebs-
rates gilt hier laut § 97 Abs. 2 und § 98 nur für bereits laufende Aus- und 
Weiterbildungsaktivitäten. Damit Betriebsräte den Wandel aktiv mit-
gestalten können, steht hier eine Debatte über eine Erweiterung der 






































Mit den skizzierten Aufgaben in der Aus- und Weiterbildung sind 
viele, insbesondere kleine und mittelständische Betriebe, schnell 
überfordert. Die Bundesagentur für Arbeit bietet hier bereits einen 
Beratungsservice an, doch ist es für Betriebe noch immer schwer ab-
sehbar, wofür es sich lohnt, die Beschäftigten zu qualifizieren. Damit 
Betriebe in der Breite von den bildungswissenschaftlichen Erkenntnis-




MEHR ÜBER BETRIEBLICHE 
KOOPERATION BEI DER WEITERBILDUNG 
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales unterstützt mit dem 
ESF-Förderprogramm »Fachkräfte sichern: weiter bilden und Gleich-
stellung fördern« die Sozialpartner darin, die Weiterbildungsbetei-
ligung von Beschäftigten zu erhöhen. Unter anderem werden der 
Aufbau von vernetzten Weiterbildungsstrukturen in kleinen und mittle-
ren Unternehmen und die Durchführung von betrieblichen und 
überbetrieblichen Weiterbildungsmaßnahmen in ihnen gefördert. 
Die Kommission regt an, diese Sozialpartnerrichtlinie zu nutzen 
und generell (mehr) Verbünde für Aus- und Weiterbildung zu schlie-
ßen, um sich den veränderten Qualifizierungsanforderungen gemein-
sam zu widmen. Dies biete sich insbesondere in Branchen an, die von 
mittelständischen und insbesondere von kleinen Unternehmen ge-
prägt sind. 
Ein Beispiel hierfür findet sich in der Bauwirtschaft: Kern des von 
der Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt und den jeweiligen 
Arbeitgeberverbänden entwickelten Modells sind branchenspezifische 
Ausbildungsumlagen, die auf Grundlage allgemeinverbindlicher Tarif-
verträge von den Betrieben zu entrichten sind. Die Mittel werden von 
branchenspezifischen Sozial- bzw. Zusatzversorgungskassen der Tarif-
vertragsparteien verwaltet und insbesondere zur Finanzierung über-
betrieblicher Ausbildungszentren verwendet. Diese Zentren über-
nehmen – ergänzend zur Berufsschule – betriebsnahe praktische 
Ausbildungsteile. Oft existieren für diese überbetrieblichen Ausbil-
dungszentren Mindestqualitätsanforderungen, die auch Anforde-
rungen zur (digitalen) Ausstattung der Ausbildungszentren und zur 
Weiter bildung der eingesetzten Ausbilder umfassen. In einigen Bau-
branchen werden Umlagemittel nicht nur für die Erstausbildung, 
sondern auch für Fort­ und Weiterbildungsangebote genutzt. Die Leis-
tungen der Sozialkasse im Bereich der Fortbildung bestehen in der 
Übernahme der Kosten (einschließlich Lohnkostenerstattung) wäh-
rend der Lehrgangsteilnahme – damit werden auch finanzielle An-
reize gesetzt. Solche Formen der überbetrieblichen Zusammenarbeit 
bei der Aus- und Weiterbildung erschienen der Kommission zeit-
gemäß und übertragbar auf anderen Branchen. 
Weiterbildungsangebote werden in Deutschland aktuell in erster 
 Linie von kommerziellen Anbietern und den Volkshochschulen ge-
tragen. Dabei bieten die übrigen Bildungseinrichtungen ein enormes 
Potenzial zur Erweiterung des Angebots im Bereich Weiterbildung, das 
bislang brachliegt. Gerade wenn es darum geht, das in den Denk-
anstößen skizzierte breite und ganzheitliche Bildungsideal umzuset-
zen, könnten die Hochschulen im Bereich der Weiterbildung einen 
wichtigen Beitrag leisten. 
 DENKANSTOSS
 
HOCH SCHULPAKT  
FÜR WEITERBILDUNG
Viele Menschen werden nach einer längeren Berufstätigkeit ihre Qua-
lifikationen aufstocken wollen oder müssen. Universitäten und Fach-
hochschulen sind prinzipiell bestens geeignet, Weiterbildungsangebo-
te zu entwickeln und auszubauen, z. B. in Form von Seminaren oder 
Aufbau- und Ergänzungsstudiengängen. Bislang bleiben sie aber noch 
hinter den Möglichkeiten zurück; auch zielt das Weiterbildungs-
angebot bislang hauptsächlich auf Menschen, die bereits einen Hoch-
schulabschluss haben bzw. noch studieren. 
Das muss sich ändern. Nötig sind ein erleichterter Zugang (bis-
lang ist in der Regel Abitur Voraussetzung) und ein Angebot, das bes-






































müssen Angebote unterhalb der Schwelle eines kompletten Hoch-
schulstudiums oder Aufbaustudiengangs entwickelt werden. 
Damit Hochschulen sich zu echten Anbietern für Weiterbildung 
auch jenseits der »Kernklientel« entwickeln können, sind Anreize 
und finanzielle Unterstützung nötig. Bislang sind Hochschulen kaum 
flächendeckend auf die Rolle als Weiterbildner vorbereitet: Lehrzei-
ten, Personalbestände, didaktische Konzepte und Lehretats sind nicht 
auf eine solche Aufgabe ausgelegt.
Eine Möglichkeit, dies zu ändern, ergibt sich mit der Fortentwick-
lung des aktuellen Hochschulpaktes, der 2020 ausläuft. Zumindest ein 
Teil der in einem neuen Programm vorgesehenen Gelder ließe sich 
an besondere Anstrengungen der Hochschulen knüpfen, akademische 
Weiterbildungsangebote für Personen aus der Praxis anzubieten. Zu-
gleich aber stellt die Befristung der Mittel in einem zeitlich begrenz-
ten Pakt die Hochschulen vor eine Hürde: Hochschulen können 
nicht nur vorübergehend als Weiterbildner auftreten und neue Lehr-
konzepte, Zulassungsregeln oder Anerkennungsverfahren entwickeln, 
sondern brauchen Planungssicherheit, dass sich dieses Engagement 
dauerhaft fortführen lässt. Da Personal im Bereich der Weiterbildung 
absehbar stärker nachgefragt sein wird, werden Hochschulen ange-
sichts der Befristungsregeln schnell vor einem Kapazitätsproblem ste-
hen. Hier besteht Reformbedarf, damit die Arbeitsbedingungen im 
Hochschulsektor nicht zum Hemmschuh für zukunftsfähige Bildung 
werden.
DIE LERNENDEN BERATEN 
UND FINANZIELL FÖRDERN
In vielen Initiativen und Überlegungen zum lebensbegleitenden Ler-
nen liegt der Fokus auf der Weiterbildung, doch werden zentrale 
 Weichenstellungen für den Erwerbsverlauf schon in der Ausbildung 
und im Berufseinstieg vorgenommen. »Lebensbegleitendes Lernen« – 
dies ist für die einen positive Verheißung, für viele aber auch Anlass 
zur Sorge, weil in dieser Botschaft mitschwingt, dass ohne die »richti-
ge« Weiterbildung die Position am Arbeitsmarkt nicht zu halten ist. 
Bei der Ausbildungswahl sind oftmals Eltern die wichtigsten Rat-
geber und werden von Kindern in dieser Rolle nicht nur akzeptiert, 
sondern auch offensiv nachgefragt (hurrelMann 2014 ). Zugleich 
stoßen viele Eltern an Grenzen, weil sie die Arbeitsmarktentwicklung 
und den Wandel von Berufen kaum umfassend einschätzen können. 
Erwachsene wiederum sehen sich nicht nur einem unübersicht lichen 
Weiterbildungsmarkt gegenüber, sondern sie können auch ihren Be-




BILDUNGS BERATUNG  
IM LEBENSVERLAUF
Die Kommission sieht in Beratung ein wichtiges Kernelement einer 
präventiven Bildungspolitik. Dafür sollte eine neue Beratungskultur eta-
bliert werden, in der individuelle und neutrale Beratung für jeden ange-
boten wird, unabhängig von der Ausgangslage der Person und ihren 
Ambitionen. 
Die Kommission unterstützt Ideen für eine Weiterbildungsbera-
tung. Wenn diese die Menschen neutral und unabhängig berät, kos-
tenlos und gut erreichbar ist, als Angebot breit umworben und von 
gut qualifiziertem Personal nach definierten Standards durchgeführt 
wird, wäre eine solide Grundlage für lebensbegleitendes Lernen ge-
legt. Die Bundesagentur für Arbeit beschreitet mit der Weiterent-
wicklung der Berufsberatung zu einer lebensbegleitenden Berufsbera-






































System ausgebaut werden. Bei Angliederung einer Bildungs- oder 
 einer Weiterbildungsberatung an die Bundesagentur für Arbeit wäre 
jedoch darauf zu achten, dass diese unabhängig von den sonstigen 
Aufgaben der Bundesagentur und der Jobcenter arbeitet und die 
Wahrnehmung oder Nichtwahrnehmung von Beratung nicht mit 
Sanktionen verknüpft.
Langfristig wäre es sinnvoll, umfassendere Formate der Bildungs-
beratung zu entwickeln, die schon im Schulalter beginnt und über 
Einstiege in Ausbildung und Beruf, Entwicklungsoptionen, Wechsel 
und Umstiege sowie Fördermöglichkeiten aufklärt. Lernen kann man 
von Bildungslotsenprogrammen anderer Länder, beispielsweise von der 
Einrichtung des Bildungsscouts in Österreich. 
Auch an den Universitäten und Hochschulen gibt es zahlreiche 
Beratungsangebote für das Studium, den Studienfachwechsel oder 
den Weg in die Praxis nach dem Abschluss. Für diejenigen, die mit 
dem Studium nicht zurechtkommen und für die ein Wechsel zurück 
in andere Zweige des Bildungssystems oder in die berufliche Ausbil-
dung angeraten wäre, gibt es hingegen kaum Angebote. Die Beratun-
gen an den Hochschulen sind auf diese Fälle zumeist nicht vorberei-
tet und können lediglich an die Arbeitsagenturen verweisen. 
Um Übergangsmöglichkeiten zu verbessern, könnte daher eine or-
ganisatorische und institutionelle Verknüpfung der Studienberatung 
der Hochschulen mit den Beratungen von Arbeitsagenturen, Kam-
mern und anderen Beratungsstellen hilfreich sein. Solche Angebote 
gibt es bereits, jedoch bislang nur modellhaft und befristet. 
Weiterbildung zur Beschäftigungssicherung wird immer wichtiger. 
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales hat, auch um Wei-
terbildung zu fördern, eine Initiative zur Weiterentwicklung der 
 Arbeitslosenversicherung hin zu einer Arbeitsversicherung gestartet. 
Diese ist bislang – bis auf den Aspekt der Weiterbildungsberatung – 
nur in Umrissen skizziert. Eine solche Arbeitsversicherung, die nicht 
erst bei Arbeitslosigkeit greift, sondern auch schon bei drohender 
 Arbeitslosigkeit, wäre eine proaktive Reaktion auf die Transformation. 
Das aktuelle Konzept fokussiert sehr auf die Weiterbildungsbera-
tung; zu klären wäre aber insbesondere auch die Förderung von Be-
rufsausbildungen: Die Möglichkeit, auch in einer späteren Phase des 
Lebens noch eine Berufsausbildung zu machen, wird immer wichti-
ger. Erstens brauchen Menschen, die eine Qualifizierung am Erwerbs-
beginn verpasst haben, eine echte zweite Chance (bosch 2010 ). Alle 
Untersuchungen zeigen, dass ein fehlgeschlagener Start in den Ar-
beitsmarkt, sei es durch fehlenden Schulabschluss oder fehlende Aus-
bildung, im gesamten Lebensverlauf Nachteile nach sich zieht. Men-
schen müssen Qualifizierung nachholen können, die andere schon in 
früheren Jahren erworben haben. Zweitens müssen sich angesichts 
des Strukturwandels viele Erwerbstätige auch in der zweiten Lebens-
hälfte beruflich umorientieren. Gerade hier ist es entscheidend, dass 
während einer Weiterbildung Einkommensausfälle bzw. Lohnkosten 
stärker als bislang ersetzt werden.
Bisher stehen einzelne Elemente der finanziellen Förderung von 
Weiterbildung – wie BAföG, Meister-BAföG, Aufstiegsstipendien, Bil-
dungsprämien – unverbunden nebeneinander. Die Zusammenfüh-
rung der Studienfinanzierung, der Finanzierung des Nachholens 
schulischer und beruflicher Abschlüsse und der Finanzierung der 
beruflichen Aufstiegsfortbildung in einem Bildungsförderungsgesetz 








































BAFÖG FÜR  
EINE SPÄTERE CHANCE
Bereits 2004 wies die Expertenkommission »Finanzierung Lebenslan-
gen Lernens« (deutscher bundestag 2004 ) auf die nötige Erweite-
rung des öffentlichen Bildungsauftrags ins Erwachsenenalter hin. Für das 
Nachholen eines Schul­ oder Berufsabschlusses im Erwachsenenalter auf 
eigene Initiative wird jedoch nach dem 25.  Lebensjahr kein BAföG 
 gezahlt. Die einzige Chance bleibt hier die Förderung in der Arbeits-
marktpolitik, die in den vergangenen Jahren zu stark gestutzt wurde 
(bosch  et  al.  2011 ). Aus Sicht der Kommission müssen daher mehr 
Möglichkeiten für Erwachsene geschaffen werden, die sich entschei-
den, Ausbildungen nachzuholen oder sich beruflich grundlegend 
neu zu orientieren. 
Da viele Erwachsene Basisqualifikationen nicht in der Jugend er-
worben haben oder mit ihrer beruflichen Ausbildung keine Stelle 
mehr finden, muss die öffentliche Verantwortung für die Finanzie-
rung  der Allgemeinbildung und der Berufsausbildung auf das Er-
wachsenenalter ausgeweitet werden. Die Kommission schlägt daher 
vor, das bewährte Instrument des BAföG weiterzuentwickeln und ein 
allgemeines BAföG für Erwachsene einzuführen und (wie auch schon in 
der jetzigen Regelung) denjenigen zu gewähren, die nicht über aus-
reichendes eigenes Einkommen oder Vermögen verfügen. Anreize 
für Arbeitgeber, Arbeitsverhältnisse zu beenden, müssen dabei ver-
mieden werden. Vielmehr könnte, über höhere Lohnkostenzuschüsse 
für Arbeitgeber, gerade die Teilnahme an solchen Weiterqualifizie-
rungen unterstützt werden, durch die Arbeitnehmer von ihrem Ar-
beitgeber eine langfristige Arbeitsplatzperspektive bekommen. 
Im Detail ergeben sich verschiedene Punkte, die bei einer Reform 
zu berücksichtigen wären: Zunächst sollten Personen, die aus der Ar-
beitslosigkeit heraus eine Qualifizierung anstreben, besonders be-
rücksichtigt werden. Auch sollten Altersgrenzen bei diesem und ähn-
lichen Instrumenten kritisch geprüft werden. Das Meister-BAföG hat 
zwar keine Altersgrenze, fördert aber bevorzugt den beruflichen Auf-
stieg; die Altersgrenze des Studenten-BAföG für ein Masterstudium 
wiederum ist aus Sicht der Kommission noch immer zu niedrig. Im 
Zuge der Bologna-Reform ist die Altersgrenze des Studenten-BAföG 
für ein Masterstudium von einstmals 27 auf 35 Jahre erhöht worden. 
Auch diese Grenze muss erhöht werden. Um eine Verschuldung am 
Ende des Studiums zu vermeiden, scheint ein Absenken des Dar-
lehensanteils sinnvoll; auch sollten Freibeträge und Bedarfssätze an-












































NUTZEN, AKZENTE  
NEU SETZEN
Kaum ein Thema wird so rege diskutiert wie die Arbeitszeit. Hier ver-
laufen Kontroversen keineswegs nur zwischen Arbeitgebern und Ge-
werkschaften, sondern auch zwischen Beschäftigten innerhalb der 
Betriebe, in Arbeitsteams und sogar in Partnerschaften und Familien. 
Wer wann wie viel Zeit wofür aufwendet (und mit welchem Grad an 
Souveränität), das entscheidet über Einkommenschancen, Verwirk-
lichungschancen und Berufsbiografien.
Damit wird die Zeitfrage zu einem das gesamte Leben betreffenden 
Thema – und zu einem zentralen Verhandlungsgegenstand von Tarif-
verträgen, Betriebsvereinbarungen und Arbeitsorganisation. 
Konflikte um die Arbeitszeit sind so alt wie die Arbeit selbst: Es 
geht darum, wer über Gestaltungsrechte verfügt und welche Fragen 
an der Arbeitszeit hängen. Für Erwerbstätige sind dies Einkommen, 
Erholung sowie Weiterbildungs- und Aufstiegschancen, für die Un-
ternehmen sind es die Spielräume für flexiblen Personaleinsatz und 
die Personalkosten.
DIE AUSGANGSLAGE IST UNÜBERSICHTLICH.  Dominierte viele Jahr-
zehnte das Familienernährer-Hausfrauen-Modell, ist heute bei er-
werbstätigen Paaren das Vollzeit-Teilzeit-Modell dominant, d. h. eine 
Verringerung der Arbeitszeit für Frauen nach der Familiengründung. 
Zugleich sind Arbeitszeitwünsche und ­realitäten breit gefächert: Die 
Modelle zur Vereinbarkeit sind bunter gemischt, Frauen sind umfas-
sender erwerbstätig, die Familienernährerin zählt zur neuen Realität. 
Auch die Wünsche an die konkrete Zeitgestaltung sind vielfältig: 
Viele junge Erwerbstätige, die ihrer Arbeit gern nachgehen, sich 
nicht überlastet fühlen, über eine gute Position am Arbeitsmarkt ver-
fügen und noch keine Sorgearbeit übernehmen, stehen der formalen 
Begrenzung der Arbeitszeit gleichgültig gegenüber. Eine Trennung 
oder gar starre Abgrenzung von Arbeit und Freizeit wird als überholt 
betrachtet; man will so arbeiten, wie es den eigenen Bedürfnissen 
WO STEHEN  
WIR?
2 Die Diskrepanz bestätigen  
alle Arbeitszeitstudien, 
wenngleich in unterschiedlichem 
Ausmaß.
und Arbeitsvorstellungen entspricht. Dem stehen diejenigen gegen-
über, die nichts dringlicher wünschen als eine Begrenzung der Ar-
beitszeit. Die Gründe hierfür sind ganz unterschiedlich. Sie reichen 
von einer unbefriedigenden Aufgabe über Sorgeverpflichtungen und 
Interessen außerhalb des Berufs bis hin zu Überlastung. Es ist diese 
Unterschiedlichkeit der Bedürfnisse, die Arbeitszeitgestaltung zur 
Herkulesaufgabe macht.
Im Arbeitszeitvolumen spiegelt sich soziale Ungleichheit wider. 
Auseinandersetzungen um die Arbeitszeit machen sich bereits am 
Volumen fest. Unternehmen bevorzugen für bestimmte Gruppen von 
Arbeitskräften kürzere bzw. längere Arbeitsvolumina. Ein derart flexi-
bler Einsatz des Personals entspricht nicht immer den Bedürfnissen 
der Menschen: Geringer Qualifizierte wollen häufig mehr arbeiten, 
weil sie auf eine bestimmte Stundenzahl zur Existenzsicherung ange-
wiesen sind (  EINKOMMEN) , höher Qualifizierte wollen mit Blick 
auf die Erhaltung ihrer Gesundheit oder aufgrund von Sorgearbeit 
häufig weniger arbeiten. 
Mit einer durchschnittlichen Arbeitszeit der Vollzeitbeschäftigten 
von 41,4  Stunden pro Woche liegt Deutschland auf 
Platz  12 von 28 im europäischen Vergleich.1 Nach 
Angaben der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und 
Arbeitsmedizin arbeiten abhängig Vollzeitbeschäf-
tigte in Deutschland mit durchschnittlich 43,5  Wo-
chenstunden sogar knapp fünf Stunden pro Wo-
che länger als vertraglich vereinbart (durchschnitt-
lich 38,6  Stunden) (baua 2016). Auffällig ist ein 
Mismatch von Zeitpräferenzen und Arbeitszeiten: 
Laut Sozio-oekonomischem Panel wünschen sich 
39  Prozent der weiblichen und 46  Prozent der männlichen Teilzeit-
arbeitskräfte eine Verlängerung ihrer Arbeitszeit hin zu längerer Teil-
zeit. Zugleich sagen 43  Prozent der weiblichen und 31  Prozent der 
männlichen Vollzeitbeschäftigten, dass sie mehr als gewünscht und 
vertraglich vereinbart arbeiten.2 Hinzu kommt: 
In Deutschland haben Erwerbstä tige das durch-
schnittlich höchste Überstunden volumen in der 
Eurozone. 16  Prozent derjenigen, die Überstun-
den leisten, tun dies im Umfang von mehr als 
zehn Stunden pro Woche. 
1 Weisen Statistiken 
niedrigere  Arbeitszeiten als 
diese Angaben von euro -
stat (2016) aus, rechnen sie 
die Teilzeitbeschäftigten 
ein. Dadurch entsteht dann 
schnell der Trugschluss 




































DAS ARBEITSVOLUMEN IST KONSTANT,  ABER ES VERTEILT SICH AUF 
MEHR PERSONEN.  Immer mehr Menschen sind auf dem Arbeitsmarkt 
aktiv, auch die Zahl der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung 
ist kürzlich wieder angestiegen, aber laut IAB bewegt sich das Ar-
beitsvolumen von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern (Voll- 
und Teilzeit inklusive Nebenjobs) mit 50,3  Milliarden Stunden pro 
Jahr auf einem recht konstanten Niveau. Dies passt nur zusammen, 
weil die Teilzeitquote in Deutschland seit Anfang der 90er Jahre stark 
gestiegen ist. Dabei fällt der Zuwachs bei den Frauen mit 17  Pro-
zentpunkten deutlich höher aus als bei den Männern mit acht Pro-
zentpunkten. Im Jahr 2014 waren 58  Prozent der erwerbstätigen Frau-
en mit reduzierter Stundenzahl am Arbeitsmarkt aktiv, aber nur 
21   Prozent der Männer (Wanger 2015; hobler et al. 2016 ). Auch die 
Zahl der geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse ist angestiegen 
(  ERWERBSTÄTIGKEIT) . Damit bewegt sich eine große Gruppe am 
Arbeitsmarkt, die mit ihrer Erwerbstätigkeit keine eigenständige 
Existenzsicherung bestreiten kann, sondern auf Unterstützung im 
Haushaltskontext oder durch andere Einnahmequellen (Vermögen, 
familiale Unterstützung, Sozialleistungen) angewiesen ist.
FRAUEN SIND TEILZEIT-INTEGRIERT.  Als »typisch deutsch« gilt die 
extrem ungleiche Zeitverteilung zwischen den Geschlechtern. Män-
ner leisten in der Woche etwa zehn Stunden mehr Erwerbsarbeit als 
Frauen; umgekehrt verwenden Frauen wöchentlich etwa zehn Stun-
den mehr für Haus- und Familienarbeit. Diese Verteilung ist jedoch 
nur noch bedingt gewünscht: Fast ein Fünftel der weiblichen Beschäf-
tigten wünscht sich eine Arbeitszeiterhöhung von mindestens fünf 
Stunden, sei es aus finanziellen Interessen, Sorge vor Nachteilen in 
der beruflichen Laufbahn oder schlicht aufgrund einer ausgeprägten 
Erwerbsorientierung (seIFert et al. 2016 ). Teilzeit geht bislang häufig 
einher mit geringen Stundenlöhnen (  EINKOMMEN) , schlechten 
Aufstiegschancen und fehlender Absicherung in der Rente. 
Um solche Teilzeitfallen zu vermeiden, wird gegenwärtig ein ver-
bindliches Rückkehrrecht auf Vollzeitarbeit diskutiert; das Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales hat einen Gesetzentwurf hierzu 
vorgelegt. Die Entscheidung zur Arbeitszeitverkürzung zugunsten 
von Familien- und Sorgearbeit würde erleichtert. Bislang fühlen sich 
trotz verspäteter familienpolitischer Reformen (wie Kita-Ausbau 
oder Einführung des Elterngelds) viele Mütter und Väter noch im-
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3 Die letzten zwei  Familienberichte 
der  Bundesregierung haben auf 
 diese Zeitkonflikte von Eltern und 
Pflegenden hingewiesen (bMFsFj 
2006, 2012 ). Siehe auch 
 allMendInger/dressel 2005.
mer zwischen beidem hin- und hergerissen; die 
Arbeitswelt wird als noch immer zu wenig fami-
lienfreundlich bewertet.3 22 Prozent der Teilzeit-
beschäftigten arbeiten reduziert, weil ihnen die 
gewünschte Tätigkeit nicht als Vollzeitstelle ange-
boten wurde. Ein erhöhtes Angebot an größerer 
Teilzeit oder Vollzeitarbeit würde, wie von der Kinderbetreuung be-
kannt, die Arbeitsmarktbeteiligung von Frauen weiter steigern. 
ARBEIT VERDICHTET SICH.  In Verbindung mit dem Arbeitsvolumen 
steht immer auch die Intensität. Die Verkürzung der Arbeitszeit, die 
in den 50er Jahren noch bei durchschnittlich 48  Wochenstunden für 
Vollzeitbeschäftigte lag, ließ sich nur um den Preis einer Intensivie-
rung der Arbeit durchsetzen. Tempo und Dichte haben immer weiter 
zugenommen; heute weist Deutschland eine im weltweiten Ver-
gleich sehr hohe Arbeitsproduktivität auf. Einen großen Anteil daran 
hat die Beschleunigung der Arbeitsprozesse durch Automatisierung 
und den verstärkten Einsatz von Kommunikations- und Informati-
onstechnologien. Laut Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeits-
medizin führen viele Erwerbstätige ihre Überlastung maßgeblich auf 
erhöhten Arbeitsdruck und verdichtete Abläufe zurück. Arbeitszeit-
gestaltung wird daher vermehrt als bedeutsamer Schlüssel für den 
betrieblichen Arbeits- und Gesundheitsschutz bewertet (  AR-
BEITSORGANISATION) . 
ARBEIT IN »RANDZEITEN« IST VERBREITET.  Konflikte um die Lage 
der Arbeitszeit entzünden sich von jeher an der Frage, wann Kompen-
sation für aus Beschäftigtensicht ungünstig gelegene Arbeitszeiten zu 
erfolgen habe. Der Gesetzgeber hat dafür bestimmte finanzielle Zu-
schläge festgelegt. 17  Prozent der abhängig Beschäftigten arbeiten 
nachts oder / und im Schichtdienst. Seit den 90er Jahren ist für Arbeit 
am Wochenende und am Abend laut Mikrozensus eine sehr deut-
liche Steigerung erkennbar: Die Gruppe der »ständig« und »regelmä-
ßig« zu diesen Zeiten Arbeitenden ist um rund fünf Prozentpunkte 
angewachsen, noch größer ist die Zunahme bei denen, die »sehr häu-
fig« oder »oft« betroffen sind (brenke 2016 ). Teilzeitbeschäftigte Frau-
en und Bezieher/innen niedriger Einkommen sind in der Arbeit zu 
»Randzeiten« besonders häufig vertreten. Manche Betriebe nutzen 
Teilzeitbeschäftigte als Flexibilitätspuffer; viele Serviceberufe (z. B. in 



































4 In der Wirtschaftskrise 2008/2009 
 erwiesen sich diese Instrumente  
als  Erfolgsfaktor, weil Arbeitsplätze 
 er halten blieben und Unternehmen 
ihr Personal nicht entlassen mussten.
5 Zudem gilt der Rechtsanspruch  
auf Teilzeitarbeit bislang nur für 
 Betriebe mit mehr als 15 Beschäftigten, 
sodass die in kleineren Betrieben 
 Tätigen benachteiligt sind.
five« verbunden. Teilweise entspricht Arbeit zu Randzeiten den Inte-
ressen der Beschäftigten (in ihrer aktuellen Lebenslage), teilweise 
wird ihnen aber auch nur ein Vertrag für genau diese Zeiten angebo-
ten. Auch wenn das Arbeiten in Randzeiten in sicherheitsrelevanten 
Berufen (Polizei, Krankenhäuser) große Akzeptanz erfährt, wird die 
Tendenz zu einer Rund-um-die-Uhr-Gesellschaft weithin mit Sorge 
beobachtet. Die Sozialforschung warnt vor einem Verlust kollektiver 
freier Zeiten und negativen Effekten auf den sozialen Zusammenhalt. 
IMMER MEHR MENSCHEN ARBEITEN UNREGELMÄSSIG.  Eng verknüpft 
mit der Lage der Arbeitszeit ist auch deren Verteilung. Diese wird 
dann flexibel, wenn das Volumen über den Tag, die Woche, den 
 Monat oder längere Zeiträume hinweg schwankt. Solche Schwankun-
gen werden zumeist über Arbeitszeitkonten verwaltet, die laut Bundes-
anstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin für 61  Prozent der 
Beschäf tigten existieren (baua 2016). Über die Inanspruchnahme der 
vielen formal möglichen Modelle liegen jedoch bislang wenig valide 
Daten vor. Meist erfolgt ein Freizeitausgleich, zuweilen aber werden 
die Guthaben auch ausbezahlt oder zur Beschäf-
tigungssicherung genutzt.4 Die Forschung weist 
auf die oft begrenzte Zeitsouveränität der Beschäf-
tigten hin und problematisiert eine Spaltung: Be-
schäftigte mit sehr guter Position am Arbeits-
markt, Beschäftigte in tarifgebundenen Betrieben 
und Beschäftigte, die von einem Betriebsrat vertre-
ten werden, haben weit größere Chancen, ihre Zeitinteressen durch-
zusetzen, als alle anderen Gruppen am Arbeitsmarkt.5 
DER ARBEITSZEITKONFLIKT WIRD INDIVIDUA-
LISIERT.  Die Arbeitszeitrichtlinie der EU, das 
 Arbeitszeitgesetz, Tarifverträge und Betriebsver-
einbarungen definieren unter Rekurs auf Erkennt-
nisse der wissenschaftlichen Forschung Standards 
für die Arbeitszeitgestaltung. Sie sind Haltegriffe 
und Leitplanken, mit deren Hilfe die Beschäftig-
ten ihre eigenen Zeitinteressen durchsetzen können. Dies ist bedeut-
sam, weil Arbeitgeber zunehmend eine individuelle Arbeitsplanung 
erwarten, wenn zum Beispiel Zielvereinbarungen frei innerhalb 
 eines bestimmten Zeitrahmens erfüllt werden können. Zeitsouverä-
nität ist dabei allerdings nur sehr eingeschränkt gegeben, wenn es an 
116 ARBEIT TRANSFORMIEREN! 
6 Nur 38 Prozent der  
Beschäftigten können zu  
großen Teilen Arbeits -
beginn und -ende selbst 
festlegen (baua 2016 ). 
Einfluss auf die Arbeitsprozesse mangelt, die Zielvorgaben zu hoch 
gesteckt sind oder die Personaldecke zu dünn ist (  ARBEITSORGA-
NISATION) .
Arbeitszeitkonflikte entzünden sich durch neue Arbeitsformen 
nicht mehr nur zwischen Arbeitgeber und Beschäftigten oder in-
nerhalb von Arbeitsteams, sondern auch im Beschäftigten selbst (dun -
kel/kratzer 2016; handrIch et  al.  2016 ). Zeitstress und Überlas-
tung können die Folge sein. Lösungsversuche zielen oft nicht auf die 
Behebung struktureller Probleme (wie Personalmangel oder schlech-
te Arbeitsorganisation), sondern auf die Op timierung der individuel-
len Kompetenzen des Zeitmanagements. Flexible Arbeitszeit bedeu-
tet somit nicht automatisch eine bessere Work-Life-Balance. Sie kann 
nur dann zu Lösungen in beidersei tigem Interesse führen, wenn die 
Arbeitszeiten planbar sind und  Arbeitszeitsouveränität tatsächlich 
garantiert ist (also gesetzlich, tariflich oder vertraglich festgelegt).6 
UNTERNEHMENSKULTUR ALS LÖSUNG?  Oft wird 
der Arbeitsorganisation und der hier praktizier-
ten Zeitkultur ein größerer Stellenwert als forma-
len Vereinbarungen zugeschrieben. Es gibt zahl-
reiche Beispiele für nachhaltige Personalpolitik 
in Unternehmen, doch variiert die Durchsetzung 
individueller Zeitinteressen nach betrieblichem 
Status und Arbeitsmarktlage der Beschäftigten erheblich (klenner/
lott 2016). Noch immer beklagen viele erwerbstätige Väter die man-
gelnde Akzeptanz reduzierter Arbeitszeiten; Freistellungsrechte fürs 
Ehrenamt oder die Pflegezeit kommen vielerorts nicht zur Anwen-
dung. Selbst für Hochqualifizierte ergeben sich Barrieren: Oft man-
gelt es an Vorstellungskraft, dass verantwortungsvolle Positionen auch 




































7 Eine zeitliche Begrenzung  
der  Arbeitszeit wäre mit »digitaler 
Schichtarbeit« möglich, in der  
sich global  vernetzt Arbeitende in  
Arbeitstandems organisieren  
( jürgens 2015 ).
Die Zeitinteressen werden sich voraussichtlich in den nächsten Jah-
ren weiter ausdifferenzieren. Viele Beschäftigte werden Angehörige 
zu pflegen haben, sodass weitere Flexibilitätserfordernisse entstehen. 
Soll Weiterbildung selbstverständlicher Baustein im Lebensverlauf 
werden, müssen hierfür immer wieder Auszeiten eingeräumt werden. 
Die erwerbs lebenslange Vollzeitbeschäftigung ohne jede Unterbre-
chung wird es weiter geben, jedoch vor allem für Männer und für 
Frauen ohne Kinder. Zugleich aber werden andere Modelle an Ver-
breitung und Selbstverständlichkeit gewinnen. Führungskräfte und 
Betriebsräte sind gefordert, hierfür kreative Lösungen zu finden.
FLEXIBILITÄT BLEIBT WIDERSPRÜCHLICH.  Viele Unternehmen über-
lassen die Arbeitszeitgestaltung den Beschäftigten, sodass viele früh-
morgens ihre Arbeit aufnehmen, dann immer wieder unterbrechen, 
um mitunter noch spätabends die letzten Aufgaben zu erledigen. Der 
Fortschritt bei den Informations- und Kommunikationstechnologien 
macht mobiles Arbeiten möglich. Diese Flexibilität entspricht vielfach 
den Vorstellungen der Beschäftigten. Zugleich zeigen Schlaf- und Ge-
sundheitsforschung die negativen Effekte eines nicht klar definierten 
Arbeitsendes (crary 2014). Auch wird bei kurzer Wiederaufnahme 
der Arbeit die Zeit oft nicht als Arbeitszeit erfasst, sodass es zu einer 
schleichenden Expansion der Gesamtarbeitszeit kommen kann. Bei 
 aller Ambivalenz der Verfahren erlauben digitale Instrumente eine 
Zeiterfassung. Dass auch Schichtmodelle eine Lö-
sung bieten könnten, kommt bislang zu kurz.7 
VERLIERT SICH DIE ZEIT ALS MASSSTAB DES 
 ARBEITENS?  Schon längst wird die Arbeit für 
 viele Erwerbstätige von den Unternehmen über 
Leistungsziele statt über die Arbeitszeit gesteuert. 
Diese Tendenz wird im Bereich hoch qualifizierter 
Beschäftigung, aber auch darüber hinaus weiter 
WORAUF SOLLTEN  
WIR UNS VORBEREITEN?
zunehmen. Die Regelungsanforderungen beziehen sich also nicht 
 allein auf die Frage der Arbeitszeit, sondern vor allem auf Leistungs-
erwartungen. Dies wird im Bereich internetbasierter Crowdwork 
eine besondere Herausforderung. Zugleich aber ist mit den breiten 
öffentlichen Debatten zu Überforderung und Erschöpfung ein Trend 
zur »Begrenzung der Entgrenzung« erkennbar: Insbesondere die jün-
gere Generation  (»Generation Z«) ist zwar »always on«, wünscht sich 
aber trotzdem (oder gerade darum) in der Tendenz eine klare Abgren-
zung zwischen Arbeit und Freizeit (scholz 2014 ).
ARBEITSZEITPOLITIK MUSS MIT VERÄNDERTEN REALITÄTEN SCHRITT 
HALTEN.  Werden Frauen und Männer gleichermaßen ins Arbeits-
leben eingebunden, erhöht sich für Familien der zeitliche Koordina­
tionsdruck. Finden sich keine betrieblichen Lösungen für flexible 
 Arbeitszeiten im Sinne dieses Bedarfs, sind negative Effekte für das 
Familienleben, die Entscheidung zur Familiengründung oder -erwei-
terung und für die Gesundheit absehbar. Zudem ist bereits erkenn-
bar, dass vorwiegend individualisierte Lösungen wiederum Flexibili-
sierung in anderen Bereichen befördern: Die Nachfrage nach unter-
stützenden Dienstleistungen steigt, was dann für die hier Beschäftigten 
Arbeit an Randzeiten und Wochenenden nach sich zieht. Die Optio-
nen für sozialverträgliche und kollektive Freizeit in der Gesellschaft 
bleiben also in hohem Maße davon abhängig, inwiefern betriebliche 
Lösungen für veränderte Zeitbedürfnisse gefunden werden. 
E I N  R E V I V A L  F Ü R  D I E  A L L G E M E I N E  A R B E I T S Z E I T V E R K Ü R Z U N G ? 
Nachdem die lineare Arbeitszeitverkürzung ins Stocken geraten ist, 
heizen die Szenarien zu den Rationalisierungspotenzialen des digi-
talen Wandels die Debatte neu an. Der technologische Fortschritt 
weckt bei manchen die Hoffnung auf neuen Zeitwohlstand. Die Idee 
einer solidarischen Umverteilung des Arbeitsvolumens zur Verhinde-
rung von Beschäftigungsabbau gewinnt an Zuspruch. Zugleich gerät 
die bisherige Arbeitszeitdauer durch die veränderte Erwerbseinbin-
dung von Frauen unter Druck. Wie kann Vollzeit so definiert und orga-
nisiert werden, dass sie die Familien- und Sorgearbeit als gesellschaft-
lich notwendige Arbeit anerkennt? Viele der Debatten und Vorschläge 
rund um die Themen Vereinbarkeit von Beruf und Sorge arbeit, Entzer-
rung der Rushhour des Lebens und Wandel der Arbeitsteilung in der 
Familie zielen darauf, materielle Absicherung und Teilhabechancen 





































Die arbeitszeitpolitische Debatte berührt die Kernfrage nach der 
 Ge wichtung der Interessen. Wie kann Flexibilität wirtschaftlichen Be-
darfen gerecht werden, zugleich aber sozialverträglich gestaltet wer-
den und Zeitsouveränität für den Einzelnen sicherstellen? Angesichts 
der drängenden Probleme in der Vereinbarkeit von Beruf und Sorge-
arbeit und der gesundheitlichen Risiken für die Beschäftigten, die 
immense Kosten für die Solidargemeinschaft verursachen, ist ein 
Ausgleich der Interessen unabdingbar. Die Alterung der Gesellschaft, 
die Zunahme der Erwerbstätigkeit von Frauen und nicht zuletzt der 
gestiegene Qualifizierungsbedarf machen die Zeitfrage zu einer 
Schlüsselfrage bei der Bewältigung der Transformation. 
DIE NEUE NORMALITÄT 
IST DIE PLURALITÄT 
Im Zuge der Erwerbseinbindung von Frauen, vor allem aber auf-
grund der bereits vorhandenen Vielgestaltigkeit der Beschäftigungs-
formen, wird die Differenzierung in »Normalarbeitszeit« versus 
 »flexible« oder »atypische« Arbeitszeit zunehmend obsolet (  ER-
WERBSTÄTIGKEIT) . Frauen sind am Arbeitsmarkt stark nachgefragt 
und benötigen flexible Arbeitszeitmodelle, um Familie und Beruf zu 
vereinbaren; auch Männer folgen nicht mehr alle der starren Norm 
einer erwerbslebenslangen Vollzeitarbeit. Trotz der offenkundigen 
Vielfalt von Arbeitszeitformen wirken jedoch die alten Mechanis-
men einer »fiktiven« Normalität fort. Alle, die für Familie oder pflege-
bedürftige Angehörige, für ein Ehrenamt oder eine Qualifizierung, 
für eine »Zwangspause« wegen Arbeitsüberlastung oder schlicht für 
Freizeit, ein Hobby oder einen weniger hektischen Alltag ihre Ar-
beitszeit punktuell, flexibel oder dauerhaft verkürzen, fallen aus der 
alten Norm – und haben dafür, trotz aller Verbesserungen der letzten 




WÜNSCHE IM UNTERNEHMEN ERFASSEN
Zahlreiche repräsentative Erhebungen und branchenbezogene Evalu-
ationen untermauern, wie vielfältig die Arbeitszeitrealitäten und -wün-
sche sind. Diese Erkenntnisse über die Motive und Erfordernisse für 
eine flexible Arbeitszeitgestaltung sind auf der betrieblichen Ebene 
hilfreich, um den Flexibilitätsbedarf aufseiten der Erwerbstätigen im 
Blick zu behalten. Auskunft über die konkreten Wünsche und ggf. 
auch zeitliche Notlagen der Beschäftigten geben sie jedoch nicht. Be-
triebe sollten daher im Abstand von einigen Jahren aufgefordert sein, 
eine Erfassung von Arbeitszeitwünschen vorzunehmen. 
Die dadurch gewonnenen Daten lassen sich als Basis für konkrete 
(betriebs- / abteilungsbezogene und ggf. berufsgruppenspezifische) Kon-
zepte für neue Flexibilitätsmodelle nutzen. Dies kommt nicht nur den 
Lebenslagen und -bedürfnissen Beschäftigter zugute, sondern auch 
die Betriebe profitieren: Sie können zum einen unerwünschte Neben-
folgen von Zeitstress wie Demotivation, Erkrankung und Fluktuation 
 umgehen, indem sie Hinweise auf notwendige Modifikationen der 
Abläufe und Regelungen erhalten; zum anderen können Prozesse 







































Arbeitszeitpolitik hat nicht nur die Aufgabe, auf bestehenden Bedarf 
zu reagieren und konfligierende Interessen an Verfügbarkeit und 
Freizeit auszutarieren. Sie muss darüber hinaus die Gestaltung der 
Arbeitszeit als Möglichkeit verstehen, die Arbeitswelt und ihre zeit-
liche Taktung (und damit die Gesellschaft) so zu verändern, dass sich 
auch zukünftige Herausforderungen bewältigen lassen. 
Flexible Arbeitszeiten stellen die Antwort auf »Pflegekrise« und 
»Erschöpfung als Volkskrankheit« dar – und auf die nötige Offensive 
im Bereich der berufsbegleitenden Weiterbildung. Die deutsche 
Sozial partnerschaft ist international dafür ausgewiesen, dass sie inno-
vative Zeitmodelle entwickelt. Schafft man proaktiv erweiterte Ange-
bote für flexible Arbeitszeiten, ändern sich auch absehbar die Präfe-
renzen und Gestaltungswünsche der Beschäftigten. 
Dies hat sich bereits gezeigt beim Ausbau der Kinderbetreuung, 
wo ein verbessertes Angebot auch zu einer verstärkten Arbeitsnach-
frage führte. Auch betriebliche Arbeitszeitverkürzung zur Beschäf-
tigungssicherung löste stets neue Zeitpräferenzen aus: Viele Beschäf-
tigte, deren Arbeitszeiten aus konjunkturellen Gründen verkürzt 
wurden (so etwa bei der Volkswagen AG oder beim Autozulieferer 
Bosch in Stuttgart), wollten später bei den kürzeren Zeiten bleiben, 
weil es neue Akzentsetzungen im Leben gab. 
 DENKANSTOSS
 
ÜBER  ZEITOPTIONEN  
BESSER INFORMIEREN
Ob Arbeitszeitoptionen in Anspruch genommen werden oder nicht, 
hängt stark damit zusammen, ob sie überhaupt bekannt sind und ob 
sie von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern (unabhängig vom 
gesetzlichen Anspruch) als »legitim« eingeschätzt werden. 
Aus dem Forschungsstand lässt sich schlussfolgern, dass viele Er-
werbstätige keine genauen Kenntnisse über die vielfältigen Optionen 
von Freistellungen oder Unterstützungen haben; insbesondere für 
die Pflegezeit scheint der Informationsstand dürftig zu sein. Zugleich 
ist belegt, dass Arbeitszeitwünsche oftmals zurückgestellt werden, 
wenn im Betrieb Personalmangel herrscht. Es ist daher zu vermuten, 
dass neue gesetzliche Instrumente, z. B. zur Vereinbarkeit von Beruf 
und Sorgearbeit, auf der betrieblichen Ebene nur dann Wirkung entfal-
ten, wenn sie entsprechend bekannt gemacht und gefördert werden. 
Eine Überprüfung der Informationsverbreitung scheint daher geboten. 
Personalabteilungen und Betriebs- / Personalräte fungieren hierbei als 





































So plural die Arbeitszeitrealitäten und -interessen der Erwerbstätigen 
auch sind, so lassen sich dennoch Kriterien für die Aushandlung der 
Arbeitszeiten definieren. Zentral ist der Grad an Mitsprache und Auto-
nomie. Diese sind jedoch bislang nur eingeschränkt gegeben. Laut 
DGB-Index Gute Arbeit können fast zwei Drittel der Beschäftigten 
zwar kurzfristig einen Tag freinehmen, aber 41  Prozent haben kaum 
Spielräume, über Lage und Dauer der Arbeitszeit mitzuentscheiden. 
Auch die Unternehmensbefragung von Eurofound zeigt, dass nur 
32  Prozent der Unternehmen dem Großteil ihrer Mitarbeitenden an-
bieten, Arbeitsbeginn und -ende ihren Bedürfnissen anzupassen. 
Spontan von zu Hause aus können 14  Prozent arbeiten. Kurzfristige 
Änderungen der Arbeitszeiten durch den Arbeitgeber sind laut 
DGB-Index keine Seltenheit: Jede/r sechste Beschäftigte gibt an, dass 
die Arbeitszeiten sehr häufig oder oft kurzfristig durch den Arbeit-
geber verändert werden – mehr als zwei Drittel der Änderungen er-




Das Bedürfnis nach Zeit für Sorgearbeit, Erholung und Qualifizie-
rung entspricht dem Interesse der Einzelnen, aber auch dem Interesse 
von Betrieben und der Gesellschaft insgesamt. Es muss daher gelin-
gen, die Verfügbarkeitserwartungen der Unternehmen und die Wün-
sche der Beschäftigten nach Zeitsouveränität besser miteinander zu 
vereinbaren und den Schutz der Gesundheit besser zu gewährleisten.
Die Kommission hält den bisherigen Regulierungsrahmen mit der 
Abstufung von Gesetz, Tarifverträgen und Betriebsvereinbarungen 
für erfolgreich; sie hält es zugleich aber für nötig, die Chance auf 
Arbeitszeitsouveränität der Breite der Erwerbsbevölkerung zu eröffnen. 
Arbeitszeitsouveränität muss auch dort ermöglicht und mit starken 
Durchsetzungschancen versehen werden, wo weder Tarifbindung 
noch Personal- oder Betriebsräte anzutreffen sind; sie darf nicht eher 
zufällig von konkreten Vorgesetzten, der Betriebsgröße oder der Un-
ternehmenskultur abhängen. 
Die Kommission schlägt deshalb vor, Verfahrensregeln und damit 
 einen kollektiven Rahmen für individuelle Aushandlung auf Augenhöhe 
zu schaffen. Damit die Erwerbstätigen unabhängig von Arbeitsmarkt-
position und betrieblichem Status Teilhabeoptionen erhalten, sollten 
»Haltegriffe« entlang der Kette der formalen Rechte eingebaut werden: 
 Im Teilzeit­ und Befristungsgesetz könnte man einen Anspruch auf 
Erörterung von Arbeitszeit, -ort und -lage festlegen und die Begrün-
dungspflicht bei Ablehnung von Wünschen dem Betrieb zuweisen. Der 
Vorschlag zielt nicht darauf, betriebliche Belange zu ignorieren, doch 
sollten die Beteiligungsverfahren und Konfliktlösungsmechanismen so ge-
staltet werden, dass die Einzelnen auch tatsächliche Optionen für die 
Realisierung ihrer durchaus auch gesellschaftlich erwünschten Inter-
essen erhalten. Im Betriebsverfassungsgesetz, das seit 1981 die Vereinbar-
keit von Familie und Erwerbstätigkeit als Betriebsratsaufgabe enthält 
(§ 80 Abs.  1 Ziff.  2b), ließe sich ein Mitbestimmungsrecht da rüber in 
§ 87 aufnehmen. Betriebsräte könnten dann betriebliche und persön-
liche Zeitwünsche wirksam moderieren.
 Tarifverträge und Betriebsvereinbarungen könnten diesen Grund-
gedanken aufgreifen, Verfahren der Arbeitszeitplanung bzw. Arbeits-
zeitaushandlung festlegen und so den gesetzlichen Rahmen bran-



































Viele Betriebsräte sehen sich in einer schwierigen Situation: Sie kön-
nen die Überschreitung von gesetzlichen und / oder vereinbarten 
 Arbeitszeiten nicht ignorieren und müssen auf gesundheitliche Risi-
ken hinweisen, sie wollen aber nicht in die Rolle einer »Arbeitszeit-
polizei« gedrängt werden. Sie respektieren die Eigenverantwortung 
der Beschäftigten, müssen aber in ihrer Rolle nicht nur auf die Gefah-
ren durch überlange Arbeitszeiten, sondern auch auf Machtasymme-
trien bei der Verhandlung der Arbeitszeit eingehen. Regelungen, die 
durch partizipative Verfahren festgelegt werden und mit denen sich 
die Mitarbeiter/innen identifizieren, erhöhen auch die Akzeptanz der 
Rolle von Betriebsräten bei Arbeitszeitfragen. Unternehmen wieder-
um profitieren, wenn Arbeitskraft nachhaltig eingesetzt wird, auf 
 diese Weise Kosten für Fluktuation oder Krankheit gesenkt und Fach-
kräfte an den Betrieb gebunden werden können. 
Gleichwohl bleiben Lernprozesse auf mehreren Ebenen nötig: So-
wohl Betriebsräte als auch Personalverantwortliche müssen sich an 
die Pluralität der Zeitinteressen von Beschäftigten erst noch gewöh-
nen und anerkennen, dass ein Arbeitszeitstandard, der für alle gilt, 
zunehmend infrage gestellt ist. Das Austarieren von Arbeitszeit-
wünschen im Team kann gelingen, aber nur, wenn dieses dafür auch 
geschult wird bzw. angemessene Unterstützung für diese Aufgabe 
durch Führungskräfte erhält. Insbesondere für den Bereich der klei-
nen und mittleren Unternehmen (KMU) wird es nötig sein, spezielle 
Beratungsangebote für die Einführung und erfolgreiche Umsetzung 
solcher Aushandlungsverfahren zur Verfügung zu stellen.
Zentral sind auch Regeln für einen Personalausgleich bei Auszeiten 
und Reduzierung von Arbeitszeit, damit es nicht zu unerwünschten 
Nebeneffekten wie Arbeitsintensivierung und Überlastung der Kol-
leg/innen sowie Konflikten innerhalb von Arbeitsteams kommt 
(  ARBEITSORGANISATION) .
 DEBATTE FLEXIBILITÄTSNACHTEILE 
AUSGLEICHEN
Sosehr der Vorschlag für Verfahrensregeln vom Gedanken getragen 
ist, Rahmenbedingungen für Flexibilität im Interesse der Erwerbs-
tätigen zu schaffen, so ist doch absehbar, dass in bestimmten Berei-
chen weniger Optionen für Arbeitszeitsouveränität möglich sind, 
insbesondere für Beschäftigte, die regelmäßig in Schichtsystemen 
und in Betrieben mit kontinuierlichem Arbeitsbetrieb (24 Stunden 
an sieben Tagen in der Woche) arbeiten. 
Es sollten daher Lösungen gesucht werden, wie für Arbeitsplätze, 
an denen Arbeitgeber den Beschäftigten keine Flexibilität von Ort und 
Lage der Arbeitszeit einräumen, eine Kompensation erfolgen könnte. 
Gerechtfertigt werden kann eine solche Kompensation zum einen mit 
der höheren gesundheitlichen Belastung, die z. B. mit Schichtarbeit 
verbunden ist, aber auch unter Gerechtigkeitsaspekten. 
Erste tarifpolitische Beispiele zeigen Lösungswege auf: Die Deut-
sche Telekom Kundenservice GmbH gewährt der Beschäftigten-
gruppe, die am Wochenende und an Randzeiten arbeitet, eine Kom-
pensation in Form einer Arbeitszeitverkürzung im Folgemonat. Eine 
Kompensation durch Zeit wäre auch als Ausgleich für nicht gewähr-
te / nicht mögliche Zeitsouveränität vorstellbar. Während große Un-
ternehmen eine solche Kompensation leichter stemmen können, ist 
das bei kleinen Unternehmen nicht unbedingt der Fall, insbesondere 
in Branchen, in denen flexibles Arbeiten bei der Mehrheit der Beleg-
schaft nicht möglich ist. 
Es wäre daher zu erwägen (hier sind die Bewertungen in der Kom-
mission jedoch kontrovers), dass der Staat hier Unterstützung bereit-
stellt, z. B. indem er für vorbildliche Zeitgestaltung im Bereich KMU 







































Als genaues Gegenteil von Zeitsouveränität ist das Modell der KAPO -
VAZ (Kapazitätsorientierte variable Arbeitszeit) einzuschätzen. Diese 
Arbeit »auf Abruf« priorisiert in unzulässiger Weise die betrieblichen 
Belange. Immerhin 13  Prozent der Betriebe mit mehr als zehn Be-
schäftigten nutzen laut IAB diese Form der Flexibilität, die das Teil-
zeit- und Befristungsgesetz zulässt. Auch die Gruppe der formal 
selbstständigen, über Online-Plattformen vermittelten Dienstleisten-
den (z. B. Fahrdienste) arbeiten nach diesem Prinzip.
Die Beschäftigten können bei dieser Arbeitsform meist nur geringe 
Einkommen erzielen, weil der Zeitraum zwischen den Arbeits einsät-
zen im Gegensatz zur Rufbereitschaft oder zum Bereitschaftsdienst 
nicht entlohnt wird. Sie müssen auch erhebliche Einschränkun gen 
bei der Lebensplanung und Freizeitgestaltung in Kauf nehmen. Es 
gibt zwar eine gesetzlich festgelegte Ankündigungsfrist für den gefor-
derten Arbeitseinsatz (vier Tage), die jedoch in der Praxis stark ausge-
höhlt wird. In Österreich gilt eine solch einseitige Festlegung durch 
die Arbeitgeber als sittenwidrig. In der Schweiz ist zumindest festge-
legt, dass die Bereithaltezeiten zu vergüten sind. Man könnte also den 
§ 12 TzBfG streichen und damit das Risiko für Schwankungen des 
 Arbeitsanfalls voll beim Arbeitgeber belassen. Eine andere Variante 
wäre, dem Beispiel Schweiz zu folgen und dafür zu sorgen, dass die 
Bereithaltezeiten bei Arbeit auf Abruf zu vergüten sind. 
Wichtig ist auch, Null-Stunden-Verträgen, wie sie zum Beispiel in 
Großbritannien existieren, weiterhin eine Absage zu erteilen. Bei die-
sen Verträgen werden nur die Stunden bezahlt, die die Beschäftigten 




Deutschland gilt in der Eurozone als Überstundenmeister. Über-
schreiten Vollzeitbeschäftigte dauerhaft ihre vertraglich vereinbarte 
Arbeitszeit, dann ist das nicht nur für die Gesunderhaltung dieser 
Menschen nachteilig, es entstehen auch Kosten für Krankheit, Ar-
beitsunfälle und Frühverrentung. Auch die Frage der Vereinbarkeit 
von Beruf und Sorgearbeit hat mit Überstunden zu tun: Wer dauer-
haft Überstunden leistet, ist kaum in der Lage, selbst Sorgearbeit zu 
übernehmen bzw. Familienangehörige und Partner/in dabei zu un-
terstützen. 
In der Debatte über eine Eindämmung der Überstunden wird wie-
derholt das Argument angeführt, dass diese Arbeitsstunden von Be-
schäftigten geleistet würden, für die keine alternative Arbeitskraft zur 
Verfügung stünde. Tatsächlich aber belegt die Forschung, dass keines-
wegs nur die raren Fachkräfte Überstunden leisten. Überstunden fin-
den sich branchen-, status- und qualifikationsübergreifend. In einer 
Befragung der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin 
nennen 18 Prozent Spaß an der Arbeit als Grund für Überstunden; 
6 Prozent der Überstunden Leistenden geben an, diese Stunden aus 
privaten Gründen (wie z. B. Zuverdienst) anzustreben. Der Rest der 
Befragten (76 Prozent) führt betriebliche Vorgaben als ursächlich an 





































Um die Gesundheit der Beschäftigten besser zu schützen und die Be-
schäftigungsfähigkeit der Arbeitsgesellschaft auf Dauer zu stärken, 
muss die Devise gelten: »Die zu leistende Arbeitszeit ist die vertrag-
liche Arbeitszeit.« Es sollten Anreize dafür gesetzt werden, überlange 
Arbeitszeiten und Mehrarbeit zu vermeiden. Aus gesundheitlicher 
Sicht sollten alle Überschreitungen eine möglichst rasche Kompensa-
tion in Form von Zeitausgleich erfahren. Um nach diesem Prinzip die 
realen Arbeitszeiten wieder stärker den vertraglich vereinbarten an-
zunähern, sind die arbeitspolitischen Akteure herausgefordert. Be-
triebs- und Personalräte brauchen einen Hebel, um bei einer regel-
mäßigen Überschreitung der Arbeitszeit Personalausgleich einfordern 
zu können (  ARBEITSORGANISATION) . Die Transparenz der Arbeits-
zeitgestaltung im Betrieb und Dialoge über angemessene Arbeitszeiten 
sind hierfür wichtige Grundlagen.
 DEBATTE KONSEQUENTERE  
DURCHSETZUNG DER ZEIT ERFASSUNG?
Wie soll eine Einhaltung der vereinbarten Zeiten gelingen, wenn Ar-
beitgeber diese Verantwortung ablehnen oder an die Beschäftigten 
 delegieren – und wenn es oft die Beschäftigten selbst sind, die, aus wel-
chen Gründen auch immer, ihre Stunden dann nicht dokumentieren?
Die Kommission diskutierte kontrovers eine gesetzliche Verpflich-
tung zur generellen Zeiterfassung. Befürworter/innen sehen darin eine 
Möglichkeit, um die schleichende Entwertung von Arbeit einzudäm-
men. Auch die technischen Optionen für eine Arbeitszeiterfassung sei-
en so gut wie nie zuvor und heute alles andere als eine Bürokratisie-
rung der Arbeit (und damit eine weitere Anforderung an Beschäftigte): 
Der technologische Wandel biete ausgefeilte Instrumente (z. B. Apps 
und die Erfassung von Aktivitätszeiten), um die geleistete Arbeitszeit 
ohne Aufwand zu dokumentieren und so für Unternehmen und die 
Beschäftigten selbst sichtbar zu machen. Dass dabei Datenschutz- und 
Mitbestimmungsrechte zu wahren sind, versteht sich von selbst. Daten-
löschroutinen könnten hier Abhilfe schaffen; auch sollten branchen-
weit standardisierte digitale Systeme, die unter Beteiligung der Tarif-
vertragsparteien entwickelt werden, gefördert werden. 
Auf der anderen Seite bestanden Zweifel, dass eine Arbeitszeit-
erfassung im digitalen Zeitalter im Interesse der Beschäftigten sei. Ins-
besondere im Bereich hoch qualifizierter Beschäftigung gebe es starke 
Einwände gegen die Verpflichtung zur Dokumentation der Arbeitszeiten. 
Die Frage der Arbeitszeiterfassung sei zudem die falsche Arena für das 
berechtigte Anliegen, Arbeitszeit nicht ausufern zu lassen. Stattdessen 
müsse es um eine gute Zeitkultur im Unternehmen und eine realis-
tische Personalbemessung (  ARBEITSORGANISATION)  gehen. 
Der digitale Wandel macht die Frage der geleisteten Arbeitsstunden 
aktueller denn je. Sind mehr Menschen gar nicht mehr nur in einem 
Betrieb beschäftigt, sondern für mehrere Auftraggeber tätig, dann stellt 
sich hier die Problematik der Arbeitszeit völlig neu. Zwar betrifft das 
Thema Mehrfachbeschäftigung im Jahr 2016 laut Fuchs et al. (2016) 
bislang nur 8 Prozent der Beschäftigten (bei einer erheblichen Dunkel-
ziffer), doch kann deren Arbeitssituation und Arbeitsbelastung nicht 
außer Acht gelassen werden – denn die entstehenden Kosten trägt die 
Solidargemeinschaft, wenn Krankheit, Erwerbsunfähigkeit oder der 
Verzicht auf Familiengründung und -erweiterung die Folge sind.
Der technologische Fortschritt macht mobiles Arbeiten in neuer 
Weise möglich. Für Erwerbstätige ergibt sich damit die Option, auch 
von zu Hause (Homeoffice) oder gänzlich anderen Orten (mobile 
Tele arbeit) aus zu arbeiten. Homeoffice oder andere Formen digital 
gestützter mobiler Arbeit bieten – insbesondere für die steigende 
Zahl der Beschäftigten, die weite Wege zum Arbeitsplatz haben – 
Möglichkeiten, Wegezeiten zu vermeiden, und können so auch zur 
besseren Vereinbarkeit von Beruf und Familie beitragen. Auch kann 
mobiles Arbeiten im Homeoffice für Beschäftigte ein ungestörteres 



































Zurzeit arbeiten laut dem Deutschen Institut für Wirtschafts-
forschung 8 Prozent der abhängig Beschäftigten (überwiegend oder 
gelegentlich) im Homeoffice. Aufgrund der Tätigkeitsprofile haben 
58 Prozent der Beschäftigten keine Möglichkeit zu mobilem Arbei-
ten. Zwar streben 61 Prozent der Beschäftigten, die zurzeit nicht im 
Homeoffice arbeiten, dies auch künftig nicht an; ein Drittel möchte 
aber gern – zumindest gelegentlich – im Homeoffice arbeiten. Trotz 
der anhaltenden Debatte über mobiles Arbeiten ist die Verbreitung 
von Homeoffice seit 2013 nicht gestiegen. Nur ein Drittel der Betriebe 
bietet aktuell Arbeit im Homeoffice an (dIW 2016 ). 
Laut »Monitor Mobiles und entgrenztes Arbeiten« des Bundes-
ministeriums für Arbeit und Soziales haben allerdings die Erreich-
barkeitserwartungen an die Beschäftigten zugenommen (bMas 2015 ). 
Home office ist jedoch nur in 16  Prozent der Fälle vertraglich geregelt. 
Die Folge ist, dass 56  Prozent der Beschäftigten, die ohne vertragliche 
Regelung zum Homeoffice arbeiten, außerhalb der regulär vereinbar-
ten Arbeitszeit arbeiten. 73  Prozent bekommen keinen Ausgleich für 
Überstunden. Beschäftigte im Homeoffice arbeiten mit 43,5 Stunden 
pro Woche im Durchschnitt länger, als ihr Vertrag vorsieht. 
Mobiles Arbeiten bedeutet Zeitersparnis und Freiheitsgewinn, hat 
allerdings auch Schattenseiten. Desk-Sharing-Modelle, die mit Home-
office verknüpft sind und zum Beispiel darauf ausgelegt sind, Büro-
kosten (Bau, Energie, Reinigung) zu sparen, und deshalb nicht aus-
reichend betriebliche Arbeitsmöglichkeiten bereitstellen, können 
negative Folgen für die Arbeitsqualität haben: Eine künstliche Ver-
knappung von Büroarbeitsplätzen kann nicht nur zu einer Art »Reise 
nach Jerusalem« um den Arbeitsort bzw. einer »Heimatlosigkeit« im 
Betrieb führen. Eine bewusste Unterausstattung kann auch ein Ge-





Die bisherigen Erfahrungen zeigen einen Gestaltungsbedarf, damit 
die Vorteile digitaler mobiler Arbeit realisiert und Risiken gemindert 
werden können. 
 Da mobile Arbeit eine hohe Vertrauenskultur und verantwor-
tungsvolles Handeln von Führungskräften und Beschäftigten erfor-
dert, empfiehlt die Kommission, Rahmenrichtlinien für die Gestaltung 
von Homeoffice (alternierende Telearbeit) und für mobile Telearbeit 
festzulegen. 
 Auch empfiehlt die Kommission, einen (bedingten) rechtlichen 
Anspruch auf mobiles Arbeiten einzuführen. Grundsätzlich sollten 
alle Beschäftigten das Recht haben, in Form alternierender oder 
mobi ler Telearbeit zu arbeiten. Die Begründungspflicht für eine Ableh-
nung sollte beim Arbeitgeber liegen. Darüber hinaus sollte das Recht 
auf eine individuelle Bestimmung der Lage der Arbeitszeit gestärkt 
werden.
 Niemand sollte ins Homeoffice gezwungen werden: Für mobi-
les Arbeiten, das nicht durch betriebliche Belange vorgegeben ist, 
sollte daher das Prinzip der Freiwilligkeit gelten: Wichtig ist, dass Be-
schäftigten keine Nachteile entstehen, wenn Möglichkeiten für 
mobi les Arbeiten nicht gewünscht bzw. genutzt werden.
 Homeoffice erfordert nicht nur Vertrauenskultur, sondern auch 
Informationsmanagement. Die Einbindung von Kolleg/innen im Home-
office wird zukünftig eine immer wichtigere Führungsaufgabe. Auch 
ist das »Erwartungsmanagement« wichtig. Es sind klare Regelungen 
nötig, wer wann im Homeoffice erreichbar ist. 
 Mobil geleistete Arbeitszeit darf nicht verloren gehen. 
 Mobiles Arbeiten wirft Datenschutzfragen auf: So ist insbeson-
dere sicherzustellen, dass auch bei mobiler Arbeit Überwachung und 



































ZEITEN FÜR SORGEARBEIT 
FÖRDERN
Spätestens seitdem die Zeitbudgeterhebung des Statistischen Bun-
desamtes den volkswirtschaftlichen Stellenwert der Sorgearbeit un-
termauert hat, werden überall ihre gesellschaftliche Bedeutung und ihr 
wirtschaftlicher Nutzen betont. War es lange Zeit möglich, diese  Arbeit 
nur indirekt über eine traditionelle Arbeitsteilung und Ernährer-
löhne zu entlohnen, fällt diese Option zunehmend weg: Der Wandel 
der Geschlechterrollen, die Änderung des Unterhaltsrechts nach 
 Ehescheidung und die Entwicklung der Einkommen haben diesem 
Modell seine Basis entzogen. Folgerichtig setzt die Politik seit einigen 
Jahren auf eine Professionalisierung der Sorgearbeit, den Ausbau der 
Infrastruktur und Freistellungmöglichkeiten für Erwerbstätige mit 
Sorgeverpflichtungen.
Die Aufholjagd in Richtung einer emanzipatorischen Familienpolitik 
ist insofern gelungen, dass es inzwischen eine Reihe von Instrumen-
ten gibt, mit denen Erwerbstätige in ihren Aufgaben unterstützt wer-
den. Zentral sind das Elterngeld und das ElterngeldPlus, die Pflege-
zeit oder neuerdings auch der Vorschlag für eine Familienzeit, bei der 
Paare Anreize erhalten, um beiderseits die Arbeitszeit bei teilweisem 
Entgeltausgleich zu reduzieren. 
Evaluationen zeigen aber, dass noch nicht alle Instrumente in dem 
gewünschten Maße greifen bzw. nicht alle den Bedarfen entsprechen 
(jürgens/Fehr 2016 ). So tendieren z. B. die Erwerbstätigen bei einem 
Pflegefall dazu, Urlaubstage zu nutzen, statt die gesetzliche Freistel-
lung in Anspruch zu nehmen. Insbesondere in kleinen und mittelstän-
dischen Unternehmen scheint das Thema tabuisiert zu sein (reuyss 
et al. 2014 ). Für Männer ist die Übernahme dieser Sorgearbeit noch 
immer ungewohnt. Folge: Zurzeit übernehmen, so die Reporte der 




EIN FLEXIBLES  
ZEITBUDGET FÜR PFLEGEZEIT
Mit dem Pflegegeld (für in Vollzeit pflegende Angehörige) und der 
Familienpflegezeit wurden Optionen dafür geschaffen, Beruf und Pflege-
arbeit miteinander zu verbinden. Trotzdem werden die Ange bote nur 
in geringem Umfang in Anspruch genommen; insbesondere Männer 
bleiben in der Nutzung dieser Instrumente zurückhaltend. 
Dies liegt zum einen an der fehlenden Lohnersatzleistung, aber auch 
daran, dass die Pflegezeit noch zu unflexibel ist. Pflegende brauchen 
zumeist keine feste Reduzierung ihrer Arbeitszeit, sondern je nach 
Betreuungsbedarf eher flexibel abrufbare Stunden. Die Freistellung 
im Rahmen eines Zeitbudgets würde, dies betonen inzwischen viele 
Gutachten, weit besser zum Bedarf der Pflegenden und Gepflegten 
passen. So könnte man z. B. ein Budget von 1.000 Arbeitsstunden fest-
legen, das über einen längeren Zeitraum hinweg verbraucht werden 
kann. Hier müssen Verfahren gefunden werden, die zwar den Pfle-
genden möglichst viel Flexibilität, dem Arbeitgeber aber ein gewisses 
Maß an Planungssicherheit geben. Die Einführung eines flexibel zu 
nutzenden Pflegezeitbudgets hätte für Arbeitnehmer und Arbeitge-
ber den Vorteil, dass durch eine solche flexible Gestaltung mitunter 
eine Reduzierung der Arbeitszeit (und damit Reduktion auch des 
Einkommens) bzw. der vollständige Berufsausstieg überflüssig wird. 
Ob das Modell im Gesetz oder in Tarifverträgen festgeschrieben 
wird, bleibt den Akteuren überlassen.
Trotz der verschiedenen Instrumente für eine bessere Vereinbarkeit 
von Beruf und Sorgearbeit ist der Blick auf die Empirie ernüchternd: 
Viele Erwerbstätige steigen für Sorgearbeit unfreiwillig aus dem 
 Berufsleben aus oder müssen ihre Arbeitszeit erheblich reduzieren 
 (reIchert 2013 ). Dies hat gravierende Folgen für die materielle Ab-
sicherung und die Entwicklung des Erwerbspersonenpotenzials in 
Deutschland. Altersarmut und Fachkräftemangel sind schon jetzt die 



































Während Forderungen nach einer besseren Infrastruktur, weiteren 
familienpolitischen Instrumenten und flexiblen Arbeitszeiten be-
kannt sind, bleibt unterbelichtet, dass auch das Einkommen eine mar-
kante Hürde darstellt. Viele Paare haben unter den gegenwärtigen 
Bedingungen kaum eine Alternative zum traditionellen Arbeitstei-
lungsmuster. Die Einkommen der Männer liegen durchschnittlich 
über denen der Frauen. Die Reduzierung dieses Gender Pay Gap ist also 
die zentrale Voraussetzung für Sorgezeiten und deren gerechtere Ver-





Um Sorgearbeit leisten zu können, ist für viele Beschäftigte die Ver-
kürzung der Arbeitszeit notwendig. Für viele Menschen in den unteren 
Einkommensgruppen bedeutet jedoch eine Arbeitszeitverkürzung 
 einen harten ökonomischen Einschnitt. Viele Paare haben aus finan-
ziellen Gründen keine Alternative zur traditionellen Arbeitsteilung 
oder zur doppelten Vollzeit. Die Kommission hält eine solche Situa-
tion für nicht zeitgemäß. Sie entspricht weder dem Gedanken der 
Teilhabe, noch stellt sie  einen Wandel hin zu mehr Geschlechter-
gerechtigkeit her. Eine Offensive zur Entgeltgleichheit (  EINKOM-
MEN)  ist daher unabdingbar. Zugleich aber ist es eine gesellschaft-
liche Aufgabe, temporäre Arbeitszeitreduktionen für die Übernahme 
von Sorgeverpflichtungen (sowohl arbeitszeitlich als auch finanziell) 
zu fördern. Diese Aufgabe können die Sozialpartner allein nicht lösen.
Die Kommission schlägt daher vor, Erwerbstätigen Phasen von 
sorgebedingter Arbeitszeitreduktion einzuräumen und dafür eine 
Lohnersatzleistung zu zahlen, die bei niedrigen Einkommen prozentu-
al höher ausfällt. Zu diskutieren ist, ob es eine (prozentual geringere) 
Lohnersatzleistung auch bei höheren Einkommen geben soll. Dafür 
spricht, dass es mit Blick auf die Vorbildfunktion wichtig ist, dass 
auch Menschen mit Führungsverantwortung Arbeitszeit reduzieren, 
um Sorgearbeit zu übernehmen. Die Erfahrung mit dem Elterngeld 
hat gezeigt, dass es hier eines finanziellen Anreizes bedarf. Reduzieren 
auch Männer ihre Arbeitszeit und übernehmen Sorgearbeit, werden 
Frauen von Familienarbeit entlastet und können am Arbeitsmarkt 
teilnehmen. Ab einem bestimmten Einkommen könnte Arbeitszeit 
 allerdings problemlos ohne finanziellen Ausgleich reduziert werden. 
Mit Blick auf diese Frage ist eine gesellschaftliche Verständigung nötig. 
Zu beachten ist, dass es Einkommensgruppen gibt, in denen eine 
prozentuale Lohnersatzleistung (z. B. 68  Prozent analog Elterngeld) 
nicht ausreicht, um den Lebensunterhalt zu bestreiten. Hier wird 
eine höhere Lohnersatzleistung gebraucht, damit familienfreund-
liche Arbeitszeitmodelle kein Privileg von Besserverdienenden blei-
ben. Gleiches gilt für Alleinerziehende: Auch hier sollten höhere 
Lohnersatzleistungen geprüft werden. 
ZEIT OHNE 
VERWERTUNGSPRIMAT
Die Debatte um Arbeitszeiten konzentriert sich zumeist auf Kinder-
erziehung und Pflege, zunehmend auch auf Qualifizierung. Unbeach-
tet bleibt, dass es Menschen in einem langen Erwerbsleben auch 
möglich sein muss, die Arbeit einfach einmal für eine längere Pause 
zu unterbrechen – und zwar ohne jede Begründung. Letztlich kommt 
eine solche Akzentverschiebung auch den Betrieben zugute: Das Zu-
geständnis einer solchen Auszeit ist nicht nur eine Form der Wert-
schätzung von Beschäftigten und der Anerkennung ihrer Leistungen. 
Als Nebeneffekt werden solche Angebote auch dazu führen, dass Er-
werbstätige neue Erfahrungen machen und motiviert in den Beruf 
zurückkehren. Nicht zuletzt können Auszeiten eine Form der präven-





































RECHT AUF  
EINE BEGRÜNDUNGSFREIE AUSZEIT
Die Kommission empfiehlt, Erwerbstätigen einen Anspruch auf Aus-
zeiten ohne jede Begründung einzuräumen, bei Aufrechterhaltung des 
Beschäftigungsverhältnisses und der Sozialversicherungsansprüche. 
Als Anknüpfungspunkt hierfür kann das Sabbatical dienen, das 
den Arbeitnehmer/innen im öffentlichen Dienst offensteht, sofern 
keine dienstlichen Belange entgegenstehen. Das Arbeitsverhältnis 
bleibt während der Auszeit bestehen. Wird das Sabbatical auf Basis 
eines Arbeitszeitmodells (z. B. Zeitwertkonto) verwirklicht, besteht 
grundsätzlich der Sozialversicherungsschutz weiter. In der Wirtschaft 
gehören solche Auszeiten bislang nicht zum festen Bestand von An-
sprüchen. Doch auch hier gibt es Vorbilder: Beim Flugzeughersteller 
Airbus regelt die Betriebsvereinbarung »Care for Life«, dass sich die 
Beschäftigten bis zu einem Jahr von der Arbeit freistellen lassen kön-
nen. Während der Auszeit erhalten sie 75 Prozent des Entgelts weiter. 
Nach der Freistellung arbeiten sie für diesen reduzierten Lohn wie-
der mit ihrem ursprünglichen Stundenvolumen, bis das für die Aus-
zeit eingerichtete Arbeitszeitkonto wieder ausgeglichen ist. Erste Ta-
rifverträge ermöglichen schon Auszeiten von drei bis neun Monaten 
nach entsprechender Ansparphase (»Demografie-Tarifvertrag« in der 
chemischen Industrie). 
Auch bei diesem Denkanstoß verdienen die untersten Einkommens-
gruppen besondere Aufmerksamkeit. Sollen Auszeiten kein Privileg 
für Personen mit gutem Auskommen bleiben, könnte über längere 
Ansparmöglichkeiten oder auch Lohnersatzleistungen für diese 
Gruppen nachgedacht werden. Für Berufsgruppen, für die nachge-
wiesenermaßen ein Erreichen des Rentenalters aufgrund der beson-
deren Belas tungen kaum möglich ist, könnten solche Ersatzleistun-
gen gerechtfertigt sein. 
FORTSCHRITT IN 
FREIZEIT UMWANDELN
Stoßen Vorschläge für eine betriebliche Arbeitszeitverkürzung zu-
meist bei allen Beteiligten und auch in der Politik auf Zustimmung, 
wenn es um die Sicherung von Beschäftigung geht, sieht dies völlig 
anders aus, wenn es um die lineare Verkürzung der Arbeitszeit für alle 
geht. Betonen die einen den ohnehin grassierenden Fachkräfte-
mangel aufgrund der demografischen Entwicklung, sehen andere 
nicht den Verteilungsspielraum für eine Reduzierung bei vollem 
Lohnausgleich. Zugleich aber werden, auch wenn sich das bislang 
noch nicht in den Wirtschaftsanalysen abbildet (horn et al. 2017 ), 
 angesichts des digitalen Wandels enorme Produktivitätssteigerungen 
prognostiziert (  GESELLSCHAFT) . 
Die Debatte zur kollektiven Arbeitszeitverkürzung ist nicht zu-
letzt deshalb ins Stocken gekommen, weil sich die Erwerbstätigen 
selbst nicht mobilisieren ließen, für eine Reduzierung einzutreten. 
Stattdessen rückt die Gestaltung der Arbeitszeit, d. h. die Flexibilität in 
Alltag und Lebenslauf, in den Mittelpunkt, von der sich viele Er-
werbstätige mehr Vorteile erhoffen – zumal Arbeitszeitverkürzung 
oft auch Arbeitsintensivierung bedeutete. Wenn jedoch Sorgearbeit, 
Qualifizierung und notwendige Erholung in einer verdichteten und 
beschleunigten Arbeitswelt absehbar für alle, Männer wie Frauen, 
Junge wie Alte, erforderlich werden, sollte dann der technologische 



































 DEBATTE EINEN SCHRITT IN RICHTUNG 
LINEARE ARBEITSZEITVERKÜRZUNG WAGEN?
Die – in die Zukunft gerichtete – Frage einer allgemeinen Arbeitszeit-
verkürzung wurde in der Kommission kontrovers diskutiert. Kritische 
Stimmen halten eine solche kollektive Reduzierung für nicht zeitge-
mäß, weil die Arbeitszeitwünsche heute so unterschiedlich sind. Fle-
xibilität in Lage und Verteilung der Arbeitszeit und ein Mehr an 
Zeitsouveränität seien die drängenderen Themen. Befürwortende 
Stimmen betrachten hingegen kollektive Arbeitszeitverkürzung als 
Zuwachs an Lebensqualität. So bedeutsam eine flexible Arbeitszeitge-
staltung auch sei, mache sich Zeitsouveränität doch immer auch am 
Umfang der Erwerbsarbeit fest. Eine reduzierte Dauer bedeute daher 
auch einen Ankerpunkt, um ein Limit der Arbeitszeit durchzusetzen 
und außerberuflichen Interessen Rechnung zu tragen. Eine Reduk-
tion des Vollzeitniveaus sei, so die Argumentation, nicht nur mit 
Blick auf die Verteilung von Sorgearbeit geboten, sondern ergebe sich 
auch durch die Automatisierungspotenziale der Digitalisierung. 
Die Dienstleistungsgewerkschaft ver.di hat auf ihrem Bundeskon-
gress 2015 als Leitbild die »kurze Vollzeit bei vollem Personal- und 
Lohnausgleich« festgelegt. Auf dem Weg dorthin dürften noch harte 
Tarifverhandlungen liegen, doch ist das Leitbild auch als »positive 
Utopie« gedacht, der man sich mit »durchsetzbaren Zwischenzielen« 
annähern will. Eine solche Zwischenetappe könnte die 35-Stunden- 
Woche für alle Vollzeitkräfte sein – wie sie in einigen Branchen be-
reits realisiert ist. Längst muss eine lineare Arbeitszeitverkürzung 
nicht mehr als starre Verkürzung gedacht werden: Tarifverträge kön-
nen, dies hat die Volkswagen AG schon 1994 vorgemacht, »atmende 
Arbeitszeiten« festlegen, die sich innerhalb eines Korridors bewegen 
und über Arbeitszeitkonten verwaltet werden. Auf Akzeptanz wer-
den alle Vorschläge jedoch nur stoßen, wenn der Personalausgleich ge-
klärt wird, also die Verkürzung nicht mit weiterer Verdichtung ein-
hergeht.
 DEBATTE ARBEITSZEITVERKÜRZUNG  
MIT LOHNAUSGLEICH ZUR GESUNDERHALTUNG
Es ist offensichtlich, dass das Erreichen des Renteneintrittsalters in 
einigen Berufen kaum gelingt. In der Kommission wurde angeregt, 
eine Arbeitszeitverkürzung für besonders verschleißende Berufe einzu-
führen. In diesem Zusammenhang lohnt ein Blick nach Schweden. 
Große mediale Aufmerksamkeit im Zusammenhang mit Arbeitszeit-
verkürzung hat jüngst ein Pilotprojekt in Göteborg erhalten. Hier 
arbeiteten Pfleger/innen im Svartedalens- Altersheim zwei Jahre lang 
nur noch sechs Stunden täglich, bei vollem Lohn. Im  Ausgleich zu 
den zusätzlichen Personalkosten wurde auf eine höhere Arbeits- und 
Lebenszufriedenheit der Beschäftigten, eine bessere Qualität der Ar-
beit, Verbesserungen in der Gesunderhaltung, auf  einen geringeren 
Krankenstand und Produktivitätssteigerungen gesetzt. Dabei schei-
nen erste Evaluationsergebnisse die Hoffnungen durchaus zu bestäti-
gen. So wurden u. a. ein Rückgang des Krankenstandes und eine Ver-
besserung der Work-Life-Balance verzeichnet. 
Ähnlich konzipierte andere Projekte in Göteborg zeigen, dass ein 
solches Modell es den Arbeitgebern einfacher machen kann, gutes 
Personal zu finden und zu halten (Toyota-Werk), oder dass sich die 
Produktivität erhöhen kann: Am Universitätsklinikum Sahlgrenska 
ist die Zahl der durchgeführten Operationen gestiegen, bei gleichzei-
tiger Verringerung der Wartezeiten. 
Das Pilotprojekt im Altersheim Svartedalens ist bei den schwedi-
schen Gewerkschaften umstritten, da sie bei der Konzeption nicht 
einbezogen waren und kein Tarifvertrag abgeschlossen wurde, der 
den Ansatz dauerhaft verankert hätte. Die Kommission steht ver-
gleichbaren Modellen aufgeschlossen gegenüber, wenn die Gewerk-










































1 Jede/r Erwerbstätige arbeitete  
im Jahr 2015 im Durchschnitt  
1372 Stunden, 0,4 Prozent mehr als 
im Vorjahr. Die gesamtwirtschaft-
liche Arbeitspro duktivität stieg 2015 
um 0,9 Prozent. Je Erwerbstäti-
genstunde ergibt sich eine Erhöhung 
der Arbeitsproduktivität um 
0,5 Prozent (statIstIsches bun -
desaMt 2016a ).  
Die organisatorische Gestaltung der Arbeit und die Arbeitsinhalte 
erlangen neuerdings einen erhöhten Stellenwert. Unternehmen 
schöpfen aus der Motivation und der Kreativität der Beschäftigten ge-
nau jenes Potenzial, das für innovative Prozesse und eine hohe Arbeits-
produktivität im Zuge der Digitalisierung immer wichtiger wird. Die 
Beschäftigten wiederum reklamieren, als »Bürger/innen am Arbeits-
platz« (Mückenberger 2015 )  anerkannt und mit ihren Entfaltungs-
bedürfnissen berücksichtigt zu werden. 
PRODUKTIVITÄT IST VORAUSSETZUNGSVOLL.  Der wirtschaftliche Er-
folg eines Landes hängt maßgeblich von der Leistungsstärke und Krea-
tivität seiner Erwerbsbevölkerung ab. Deutschland ist international 
ausgewiesen durch eine hohe Arbeitsproduktivität, 
die mit einer markanten Intensivierung und Be-
schleunigung von Arbeitsprozessen im Verlauf 
der letzten Jahrzehnte einhergeht.1 Die arbeits-
politischen Akteure liegen in der positiven Bewer-
tung der Arbeitsproduktivität oder der Flexibilität 
der betrieblichen Arbeitsstrukturen in Deutsch-
land oft näher beieinander als gemeinhin vermu-
tet. Aus Sicht der Arbeitsforschung ist die in der 
hohen Produktivität dokumentierte Leistungs-
fähigkeit der Erwerbsbevölkerung jedoch an Vor-
aussetzungen gebunden, zu denen vor allem die Motivation, Qualifika-
tion und die Gesunderhaltung der Erwerbsbevölkerung zählen, die nur zu 
gewährleisten sind, wenn die Arbeit am Menschen ausgerichtet ist.
ARBEIT IST POTENZIELL VERSCHLEISSEND.  Zu 
physischen Beschwerden liegen zahlreiche Studien 
vor. So ließen sich zwar viele Gefährdungen durch 
Gefahrenstoffe oder ungünstige Arbeitsbedingun-
gen reduzieren, andere sind jedoch angestiegen.2 
WO STEHEN 
WIR?
2 Rückenleiden dominieren  
die Liste der Beschwerden: 
64  Prozent aller erwerbstätigen  
Frauen und 40 Prozent der  
Männer klagen über schmerzen-
den Nacken / Rücken, hervor-
gerufen zumeist durch ungünstige  
Körperhaltung (baua 2015 ).
3 Eine berufliche Gratifi-
kationskrise kann entstehen, 
wenn sich Erwerbstätige 
 permanent stark verausgaben, 
ohne hierfür eine Anerken-
nung (Wertschätzung, Gehalt) 
zu erfahren. Folge sind 
 intensive Stressreaktionen 
(sIegrIst 2005 ).
Der Wandel hin zu einer Informationen und Daten verarbeitenden 
Arbeitswelt bringt nicht weniger, sondern nur andere Formen der Be-
anspruchung mit sich. 
Besondere Aufmerksamkeit erhalten seit der Jahrtausendwende 
die Krankschreibungen aufgrund psychischer Erschöpfung. Die Kosten 
für Arbeitsausfall und Rehabilitation wurden von der Deutschen An-
gestelltenkrankenkasse bereits für 2011 auf 16 Milliarden Euro bezif-
fert. Die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin geht 
für 2030 von Kosten in doppelter Höhe aus. Seit Beginn der Debatte 
wird immer wieder Skepsis geäußert, ob sich psychische Beschwer-
den ursächlich auf die Arbeitswelt zurückführen lassen, doch belegen 
inzwischen auch international vergleichende Studien einen Zusam-
menhang: Anhaltender Zeit-, Leistungs- und Wettbewerbsdruck, eine 
zu dünne Personaldecke, unerreichbare Zielvorgaben, fehlende Ge-
staltungsspielräume und ausbleibende Anerken-
nung im Arbeitsprozess3 gelten demnach als pri-
märe Ursachen von Überforderung (van der Wel 
et al. 2015; dragano et al. 2016). 
Hinzu kommen Unterbrechungen und Störun-
gen (auch) durch die neuen Kommunikationsme-
dien, höhere Verfügbarkeitserwartungen und Pro-
bleme in der technischen Infrastruktur. Negativ 
wirken zudem eine unsichere Beschäftigungspers-
pektive und der Mangel an Aufstiegschancen. Der 
Anstieg an psychisch Erkrankten sollte jedoch nicht den Blick darauf 
verstellen, dass die Gesamtzahl der Fehlstunden durch körperliche 
Erkrankungen noch immer deutlich höher ist als die durch psychi-
sche Erkrankungen4 – wobei eine klare Abgren-
zung nicht immer möglich ist, denn psychische 
Erkrankungen können ihrerseits wiederum gravie-
rende Auswirkungen auf die physische Gesund-
heit haben.
Überlastung kann alle treffen. Erwerbstätigen 
stehen je unterschiedliche Optionen zur Verfü-
gung, für sich zufriedenstellende Arbeitsbedin-
gun gen zu erreichen: Wer über eine exklusive 
bzw. knapp vorhandene Qualifikation verfügt, hat unabhängig von 
Alter, Geschlecht oder ethnischer Herkunft neben dem höheren Ein-
4 Laut BKK Gesundheits-
report 2015 ist der Anteil von 
psychischen  Erkrankungen 
in den vergangenen 40 Jahren 










































kommen auch gute Chancen, Arbeitsstandards individuell durchzu-
setzen – und verfügt vielfach über die für diese Aushandlung erfor-
derlichen Kompetenzen (MarMot et  al. 1991; head et  al. 2002 ). Die 
Forschung problematisiert daher eine soziale Spaltung auch jenseits der 
Einkommensfrage: Je höher die Position im Betrieb und je besser die 
Qualifikation, desto eher arbeitet eine Person unter Bedingungen, die 
die Gesunderhaltung berücksichtigen, Anerkennung liefern und Ge-
staltungsspielräume eröffnen. Doch auch Beschäftigte in formal abge-
sicherten Positionen erleben ihre Lage oft als belastend, wenn sie 
 unter hohem Leistungs­ und Konkurrenzdruck stehen. Gestaltungsspiel-
räume können zur Überlastung werden, wenn die Ressourcen hierfür 
un seriös kalkuliert sind.
Bei un- oder angelernten Arbeitskräften, die für Unternehmen 
leichter ersetzbar sind, treffen hingegen gleich mehrere negative Fak-
toren aufeinander, wie z. B. Beschäftigungsunsicherheit, niedriges 
Entgelt, hoher Leistungsdruck, fehlende Partizipation, fehlende An-
erkennung. Betriebsräte, die die Einhaltung von Standards einfor-
dern könnten, sind in derart gestalteten Segmenten des Arbeitsmark-
tes selten vorhanden. Solche problematischen Bedingungen können 
als Dauerzustand eine Verringerung der Leistungsfähigkeit bis hin zur 
Frühverrentung provozieren. Im Jahr 2015 gingen 16 Prozent der Ren-
teneintritte auf gesundheitliche Einschränkungen zurück; jede zwei-
te dieser Frühverrentungen ist psychisch bedingt (deutsche renten-
versIcherung 2016 ). Unerwünschte Lähmungseffekte sind eine mög-
liche Folge: Nehmen Menschen nicht nur die Arbeitswelt, sondern 
ihre eigene Existenz als unkalkulierbar und fragil wahr, erwarten sie 
von der Zukunft meist nichts Gutes, zeigen sich skeptisch  gegenüber 
Wandel und Unbekanntem – und gehen auf Distanz zu Interessenver-
tretungen, Politik und Staat. 
DIE GESUNDHEITSFÖRDERLICHE WIRKUNG DER ARBEIT WIRD UNTER-
SCHÄTZT.  Erst in den vergangenen Jahren erhalten Studien mehr Auf-
merksamkeit, die auf das Potenzial von Arbeitsgestaltung hinweisen – 
und das, obwohl es in Deutschland mit dem Forschungsprogramm 
zur »Humanisierung des Arbeitslebens« (1974–1989) und seinen 
Nachfolgern eine reiche Geschichte einer solchen Perspektive gibt. 
Seit Langem ist bekannt, dass Arbeit mehr ist als Existenzsicherung 
und Statuserwerb: Sie stiftet Identität und soziale Zugehörigkeit. 
Menschen sind daher in der Lage, auch solche Arbeiten als sinnstif-
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5 Unter den Jugendlichen  
rangiert bei der Zufriedenheit mit 
der beruflichen Tätigkeit zwar  
die »Sicherheit des Arbeitsplatzes« 
an der ersten Stelle, es folgt aber 
 unmittelbar die Möglichkeit, eigene 
Ideen mit einzubringen (albert  
et al. 2015).
tend zu erleben und engagiert auszuüben, die anderen als monoton 
oder sinnlos erscheinen. Die Sozialforschung belegt in repräsentati-
ven Studien einen großen Einfluss der Arbeitsinhalte und -bedingun-
gen auf die Zufriedenheit der Menschen. Insbesondere die junge 
 Generation verbindet Erwerbstätigkeit mit dem 
Ziel der Selbstverwirklichung: Sie will »Spaß an 
der Arbeit« haben.5 Insgesamt gehört Arbeit für 
die Mehrheit der Deutschen zu einem erfüllten 
Leben (dIe zeIt et  al.  2016). Mit dem technolo gi-
schen Fortschritt verknüpfen Menschen gleich-
zeitig die Erwartung, von unliebsamen Tätigkei-
ten entlastet zu werden – und neue Möglichkeiten 
zur Entfaltung zu erhalten. 
GESUNDERHALTUNG NICHT DEM ZUFALL ÜBERLASSEN.  Nicht nur die 
Erwerbstätigen, sondern auch die Unternehmen und die Gesellschaft 
müssten angesichts der Alterung der Gesellschaft ein Interesse daran 
haben, Arbeit so zu gestalten, dass Verschleiß reduziert wird, Arbeits-
fähigkeit erhalten bleibt und der Personaleinsatz nachhaltig erfolgt. 
Viele Betriebe, die auf spezielle Qualifikationen angewiesen sind, be-
mühen sich daher, die Gesundheit der Beschäftigten dauerhaft zu er-
halten und Arbeit attraktiv zu gestalten. Die Leistungsanforderungen 
am Arbeitsplatz, das Vorgesetzten verhalten, eine realistische Planung der 
Personalkapazitäten und ein  Kreativität förderndes Arbeitsumfeld gelten 
hier als wichtigste Parameter für die Gesundheitsförderung. 
Diese Parameter werden jedoch nur bedingt überprüft und in Re-
geln fixiert. Folge ist eine Zufälligkeit der Gesunderhaltung, die dann 
direkt zwischen Beschäftigten und Vorgesetzen entschieden wird 
(heIden/jürgens 2013). Zwar ist der Rahmen über Gesetze zum Ar-
beits- und Gesundheitsschutz, zur Arbeitszeit oder zum Arbeitsrecht 
fest abgesteckt, doch werden diese in vielen Betrieben bislang nicht 
oder nur teilweise eingehalten (ahlers 2016).
KREATIVITÄT BRAUCHT GUTE ARBEITSBEDINGUNGEN.  Gesundheit 
und Leistungsfähigkeit, Sinnstiftung und Freude an der Aufgabe be-
einflussen die Motivation und die Kreativität der Menschen – und da-
mit auch den Unternehmenserfolg (badura/steInke 2011; bryson 
et al. 2015). Die meisten Beschäftigten sind punktuell überaus anpas-
sungsfähig und auch unter widrigen Bedingungen motiviert. Dauer-








































bestimmte Prinzipien des Arbeitseinsatzes gebunden: die Vermei-
dung von anhaltender Überforderung, eine realistische Arbeitspla-
nung, die Anerkennung der Person, den Schutz vor Diskriminierung 
und Überwachung, die Teilhabe an Qualifizierung und Optionen für 
beruflichen Aufstieg. Positive Effekte werden vor allem einem ganz-
heitlichen Aufgabenzuschnitt und der Transparenz in betrieblichen 
Entscheidungsprozessen attestiert. 
148 ARBEIT TRANSFORMIEREN! 
Die Digitalisierung wirft die Frage auf, welche Art der Arbeitsorga-
nisation dafür sorgen könnte, dass Unternehmen und Beschäftigte 
gleichermaßen von den Neuerungen profitieren. Es besteht weitge-
hend Einigkeit, dass die Komplexität der Aufgaben zunimmt und 
neue  Kooperationsformen erforderlich und durch die Digitalisierung 
auch erst möglich werden. Bisherige Hierarchien stehen zur Disposi-
tion; Spielräume für arbeitsbezogene Selbstbestimmung von Indivi-
duen und Gruppen tun sich auf, wenn Unternehmen größere Flexibi-
lität erreichen und innovationsfähig bleiben oder werden wollen. 
Agile Strukturen nehmen zu, je mehr Unterneh-
men sich hiervon Wettbewerbsvorteile verspre-
chen.6 Solche Strukturen werden auch von Be-
schäftigten eingefordert, die sich mehr einbringen 
wollen – und Forderungen stellen können, wenn 
ihnen aufgrund ihrer besonderen Qualifi kation 
alternative Arbeitgeber zur Verfügung stehen. 
Hier liegt ein großes emanzipatorisches Potenzial 
für die Beschäftigten; ob sich hier jedoch bereits 
das realisiert, was als »neues Führungsverständnis« 
und »demokratisches Unternehmen«7 postuliert 
wird, ist umstritten. Kritische Positionen bemän-
geln eine Preisgabe nur solcher Entscheidungs be-
fugnisse, die zur Leistungssteigerung dienen, und 
vermissen eine verbriefte Beteiligung. Der Demo-
kratiebegriff sei daher, so der Einwand, irrefüh-
rend. 
DIE TECHNOLOGISCHE ENTWICKLUNG KANN ENT-
LASTEN UND ARBEIT AUFWERTEN.  Die neuen 
Mensch-Maschine-Interaktionen und komplexere 
Aufgabenzuschnitte machen es möglich, Arbeit 
WORAUF SOLLTEN WIR 
UNS VORBEREITEN? 
6 Bei »agilen« Unter-
nehmen handelt es sich um 
Unter nehmen, die eine 
möglichst hohe Beweglich-
keit anstreben, um schnell 
auf Veränderungen von 
 Gesellschaft,  Technik und 
Kundennach frage reagieren 
zu können. Dafür gilt  
die Überführung von 
hierar chischen Struk turen 
in bedarfsorientierte, 
 selbst organisierte Projekt-  
und Netzwerkstrukturen  
als zen trale Voraus setzung 
(arMutat et al. 2016 ).
7 Die Berücksichtigung  
von Diversität und  
eine neue Mündigkeit des 
»Unter nehmensbürgers« 
sind Kerngedanken dieses 
Ansatzes (sattelberger 








































qualitativ anzureichern. Im besten Fall wird Lernen durch den tech-
nologischen Wandel integrativer Bestandteil des Arbeitens und be-
rufliche Weiterqualifizierung zu einer wichtigen Ressource für grö-
ßere Entfaltungsmöglichkeiten. Physisch anstrengende Arbeiten und 
monotone Tätigkeiten können reduziert werden. Entlastung lässt 
mehr Freiräume für Ideenaustausch entstehen; vermehrte Angebote 
zum mobilen Arbeiten  lassen Pendelzeiten wegfallen (Maschke et 
al. 2014 ). Klassischen Problemen der Vereinbarkeit von Beruf und 
 Familie lässt sich offensiv begegnen, wenn digitale Technologien im 
Familienalltag die Koor dination, etwa für haushaltsbezogene Dienst-
leistungen, unterstützen. 
DIE DIGITALISIERUNG KANN AUCH BELASTUNGEN BEDEUTEN.  Die 
Mensch-Maschine-Interaktion kann an die Stelle vorheriger Mensch- 
Mensch-Zusammenarbeit treten, was insbesondere in der Dienstleis-
tungsarbeit das Berufsethos der Beschäftigten herausfordern dürfte. 
Bisherige Kooperationen oder »peer learning« können durch Auto-
matisierung und Standardisierung verschwinden. Es kann zu einer 
neuen psychischen Belastung durch technologisch ermöglichte De- 
Qualifizierung und damit zur Entwertung von Kompetenzen und zur 
Verringerung des menschlichen Handlungsspielraums kommen 
(PFeIFFer 2016 ). Insgesamt werden Arbeitsprozesse verdichtet und 
beschleunigt werden. Leistung lässt sich umfassender kontrollieren, 
personenbezogene Daten lassen sich systematisch auswerten und 
 Arbeitstätigkeiten bis in die kleinsten Handlungen vorgeben. Auch 
für das mobile Arbeiten ist noch zu konkretisieren, wie der Arbeits-
schutz greifen kann und wie Betriebsvereinbarungen die Einhaltung 
gesundheitsschützender Standards sicherstellen sollen, wenn der Be-
trieb nicht mehr als ein räumlicher, sondern nur noch als funk tional-
organisatorischer Referenzpunkt gegeben ist. Für die Gruppe der digi-
talen Selbstständigen (Crowdworker/innen) steht die Debatte noch 
am Anfang.
Die unklaren Rationalisierungspotenziale der Digitalisierung er-
zeugen Ängste vor dem Verlust des Arbeitsplatzes. Je mehr die eigene 
Arbeitskraft als ersetzbar eingeschätzt wird, desto eher kommt es zu 
Verausgabung und Vernachlässigung von Ruhezeiten, was wiederum 
die Gesunderhaltung beeinträchtigt (sIegrIst 2015 ). Bereits heute 
wird die Bewältigung der sich verändernden Arbeitsanforderungen 
und -bedingungen zu sehr dem Einzelnen überantwortet.
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N I C H T  T E C H N I K ,  S O N D E R N  A R B E I T S O R G A N I S AT I O N  E N T S C H E I D E T 
Ü B E R  D I E  E F F E K T E .  Bei allen Hinweisen auf die Chancen und Risi-
ken des technologischen Fortschritts müssen wir uns stets vergegen-
wärtigen, dass es nicht die Technik selbst ist, sondern ihr Einsatz 
durch den Menschen, der zu bestimmten Effekten führt. Es ist also 
entscheidend, welche Ziele mit dem Fortschritt verfolgt werden und 
welche Autonomie den Beschäftigten bei der Umsetzung der Ziele 
eingeräumt wird. Mit diesen Fragen sind bekanntlich durchaus kon-
troverse Interessen verbunden. Bislang fällt zudem auf, dass viele der 
Optionen mangels Verbreitung digitaler Technologien noch gar 
nicht nutzbar sind. Internet, E-Mails und Smartphones sind omni-
präsent, doch der Einsatz smarter digitaler Technologien in Privat-
haushalten und in Betrieben steht teilweise noch am Anfang. Der 
Prozess kann also noch gestaltet werden.
DEUTSCHE BESONDERHEITEN.  Eine deutsche Besonderheit ist der 
hohe Fachkräfteanteil. Er erleichtert eine dezentrale Arbeitsorganisa-
tion, im Gegensatz etwa zu den angelsächsischen Produktionssyste-
men mit einer Polarisierung zwischen Angelernten und Hochquali-
fizierten. Deutschland ist gleichzeitig noch mit zwei Phänomenen 
konfrontiert, die sich sehr unmittelbar auf die Arbeitsorganisation 
auswirken: der erheblichen Alterung der Erwerbsbevöl kerung und einer 
noch nicht flächendeckend gelösten Vereinbarkeits­
problematik. Die Alterung der Bevölkerung wird 
dazu führen, dass die Zahl der Arbeitsunfähigkeits-
tage in absehbarer Zeit zunehmen wird. Ältere 
Erwerbstätige werden zwar nicht häufiger krank, 
aber benötigen eine längere Regenerationszeit, 
bis sie wieder an den Arbeitsplatz zurückkehren.8 
8 Laut AOK-Fehlzeiten- 
Report 2016  entfallen 
45 Prozent aller Fehltage 
auf Langzeiterkran-
kungen, d. h. Fehlzeiten  
mit mehr als 42 Tagen.  
Die Dauer der Arbeitsun-
fähigkeit steigt mit dem 
 Alter deutlich an  (badura 








































In einer Ökonomie, die auf Innovation und eine hohe Produktivität 
setzt, werden die Anforderungen an die betriebliche Arbeitsorganisa-
tion zunehmend höher. Es müssen Lösungen gefunden werden, um 
sich für dynamische globalisierte Märkte, eine zunehmend komplex 
vernetzte Wirtschaft und veränderte Konsumgewohnheiten zu prä-
parieren. Der technologische Fortschritt beschleunigt die Arbeits-
prozesse zusätzlich. In dieser Konstellation sind die Organisation 
und ihre Mitglieder jeden Tag von Neuem herausgefordert. Sie müs-
sen angemessen flexible Arbeitsstrukturen entwerfen, können dabei 
aber die Leistungsfähigkeit und Voraussetzungen für kreatives Arbei-
ten nicht außer Acht lassen. Arbeitsbedingungen, die nicht nur 
 körperlichen Verschleiß und psychische Erschöpfung vermeiden, 
sondern auch Gestaltungsspielräume und Erfahrung von Selbstwirk-
samkeit eröffnen, sind inzwischen als Bedingung für wirtschaftlichen 
Erfolg und Innovationsstärke erkannt – daraus gilt es nun, die richti-
gen Konsequenzen zu ziehen.
REALISTISCHE KALKULATION 
DER PERSONALRESSOURCEN
In direktem Zusammenhang mit Phänomenen wie Überlastung und 
gesundheitsgefährdendem Arbeitsdruck steht die Personalbemessung. 
Die Arbeitsforschung bemängelt seit Langem einen zu hohen Zeit- 
und Leistungsdruck und führt diesen darauf zurück, dass Personal-
kapazitäten oft »auf Kante genäht« sind. Schon ein normaler Kran-
kenstand führt oftmals zu Überstunden und Intensivierung in den 
Belegschaften. Wollen dann Einzelne oder gar mehrere ihre Arbeits-
zeit verkürzen, Überstunden abbauen oder eine Auszeit nehmen, 
WO KÖNNEN 
WIR ANSETZEN?
sind Konflikte vorprogrammiert. Vielfach wird in solchen Situatio-
nen das eigentlich strukturelle Problem einer zu knappen Personal-
planung als Problem der Beschäftigten gedeutet – durch Vorgesetzte, 
in Teams oder auch durch die Betroffenen selbst. Wichtige Anliegen 
wie Vereinbarkeit von Beruf und Sorgearbeit, Qualifizierung oder 
Gesunderhaltung werden damit konterkariert. Personalplanung ge-
rät so in Widerspruch zu Zielen, die auch für den Betrieb zuträglich 
sind: die Erhaltung der Leistungsfähigkeit, hohe Arbeitsmotivation 
und ein niedriges Konfliktniveau in Arbeitsteams. 
Betriebsräte sehen eine an den tatsächlichen Arbeitsbedarf ange-
passte Personalbemessung als das drängendste Thema ihrer Arbeit 
(74  Prozent), gefolgt von der Begrenzung der Arbeitsintensität (70  Pro-
zent) (ahlers 2016b ). Gleichzeitig besteht eine große Diskrepanz 
zwischen der Bedeutung des Themas und der Rolle, die es in betrieb-





Die Personalbemessung sollte verstärkt zum Gegenstand von Tarifverein-
barungen werden. Gemeint ist hier nicht eine exakte Bemessung von 
Zeiteinheiten für Handlungsabläufe, sondern die Festlegung von An-
sprüchen auf Prozesse der (vorausschauenden) Personalplanung. Darüber 
hinaus sollten Mechanismen festgelegt werden, wie im Falle von Per-
sonalüberlastung und Personalmangel vorzugehen ist.
Als Vorbild kann der Tarifvertrag »Gesundheitsschutz und Demogra-
fie« dienen, der im April 2016 von der Gewerkschaft ver.di und dem 
Vorstand der Charité abgeschlossen wurde. Vorausgegangen war die-
sem Abschluss zunächst eine juristische Klärung: In welchem Ver-
hältnis steht die unternehmerische Freiheit des Arbeitgebers zur 
 Gesundheit der Beschäftigten als zu schützendem Gut? Dass das Gericht 
zugunsten der Gesundheit der Beschäftigten entschied, ist aus Sicht 
der Kommission wegweisend.
Der Tarifvertrag definiert Überlastungsindizien wie die problema-
tische Altersstruktur einer Abteilung, mangelnde Qualität der Abtei-








































oder die Zahl der Gefährdungsanzeigen und Beschwerden. Für den 
Bereich des Pflege- und Funktionsdienstes wurden Mindestbesetzungs-
vorgaben konkret festgeschrieben, die mit Verfahrensregeln verknüpft 
wurden. Sie beschreiben, wie bei Abweichung von den Mindestbeset-
zungsvorgaben vorzugehen ist, z. B. mit dem Einsatz von zusätz lichem 
Personal, Leistungseinschränkungen oder Bettensperrungen. Zur 
Überwachung des Tarifvertrags wurde ein paritätisch besetzter Ge-
sundheitsausschuss eingesetzt, der – ebenso wie die Beschäftigten – alle 
notwendigen Informationen zur Bewertung erhält. Um mög lichen 
Blockaden im Gesundheitsausschuss vorzubeugen, wurde eine inter-
ne Schlichtungsstelle unter Vorsitz eines unparteiischen Dritten (»Om-
budsperson«) verabredet. Zur Finanzierung des zusätzlichen Perso-
nals wurde ein Gesundheitsfonds eingerichtet. 
Erste Erfahrungen zeigen, dass sich durch den Tarifvertrag die 
Transparenz der Personalplanung erhöht hat. Die Diskrepanz zwi-
schen den vereinbarten Vorgaben und dem Status quo wurde sichtbar. 
Neueinstellungen können seitdem besser begründet und durchge-
setzt werden. Zugleich aber zeichnet sich die Notwendigkeit der Wei-
terentwicklung des Tarifvertrags ab, um tatsächlich wirksam gegen 
akute Überlastung zu greifen. Bislang, so die erste Bilanz von ver.di, 
wurde der Tarifvertrag teilweise »ausgesessen« (nehrlIch 2017 ). 
NACHHALTIG MIT 
ARBEITSKRAFT UMGEHEN
Der Arbeits- und Gesundheitsschutz steht von zwei Seiten unter 
Druck: Zum einen bedeuten gesetzlich und tariflich vereinbarte Re-
geln zum Arbeitseinsatz nicht, dass diese in der Praxis auch zur An-
wendung kommen; zum anderen haben sich viele Formen des Arbei-
tens so verändert (z. B. durch ergebnisorientierte Leistungssteuerung), 
dass der Arbeits- und Gesundheitsschutz oft nicht mehr greift.
In den letzten Jahren hat sich ein breiter Markt etabliert, der den 
Einzelnen dazu verhilft, die Gesunderhaltung nicht aus dem Blick zu 
verlieren und zugleich auf hohem Niveau leistungsfähig zu bleiben. 
Ratgeberliteratur, Trainings und Weiterbildungen können durchaus 
mehr Achtsamkeit für sich selbst vermitteln ( QUALIFIZIERUNG) . 
Bleibt die Gesunderhaltung jedoch den Einzelnen überlassen, ist der 
Erfolg kaum garantiert. Ohne Rechte, Ansprüche und planbare Bedin-
gungen des Arbeitens läuft auch die beste Selbststeuerungskompetenz 
ins Leere. 
Immer dringlicher stellt sich also die Frage, wie Beschäftigte in die 
Lage versetzt werden können, sich aktiv um die eigene Gesundheit zu 
kümmern. Mindestens genauso wichtig ist die Frage, wie sich Arbeit-
geber dazu motivieren lassen, verantwortungsvoll und nachhaltig mit 
Arbeitskraft umzugehen. Gesunderhaltung erweist sich als eine ge-
meinsame Aufgabe von Arbeitgebern und Arbeitnehmer/innen.
Das Gesetz und die betriebliche Ebene kennen bereits Instrumen-
te zur Gesunderhaltung. Eine besondere Rolle nimmt hier die Gefähr-
dungsbeurteilung ein. Sie ist gesetzlich vorgeschrieben und soll dazu 
verhelfen, Gefährdungen zu ermitteln und zu beurteilen und das Er-
gebnis von Arbeitsschutzmaßnahmen zu dokumentieren. Der Arbeit-
geber kann diese Gefährdungsbeurteilung selbst durchführen oder 
delegieren, er bleibt aber verantwortlich. Bislang kommt dieses In-
strument, das die Einhaltung von Standards garantieren soll, aller-
dings nur in der Hälfte aller Unternehmen zur Anwendung. Und 
wiederum nur die Hälfte dieser Unternehmen berücksichtigt dabei 
auch psychische Arbeitsbelastungen, die in den vergangenen Jahren 
stark zugenommen haben. 
Das betriebliche Gesundheitsmanagement soll als umfassendes Kon-
zept die Gesunderhaltung und Leistungsfähigkeit der Beschäftigten 
sicherstellen, es wird als zentraler Faktor für hohe Produktivität und 
Innovationsfähigkeit bewertet. Bislang ist es jedoch nicht flächen-
deckend umgesetzt. In den mittleren und größeren Unternehmen ist 
die Gesundheitsförderung für die Stammbelegschaft zum Standard 
geworden; ausgeschlossen sind Beschäftigte jenseits der Kernbeleg-
schaften und viele Mitarbeiter/innen von kleinen und mittleren Be-
trieben, die in hartem Wettbewerb stehen und betriebliches Gesund-












































Gefährdungsbeurteilungen haben den Zweck, gesundheitsgefährden-
de Arbeitsbelastungen über einen partizipativen und prozes sualen 
Ansatz zu minimieren. Sie haben die Funktion eines Belastungsmoni-
tors und betrieblichen Frühwarnsystems. In den letzten Jahrzehnten ist 
jedoch kein grundlegender Fortschritt in der Weiterentwicklung die-
ses so wichtigen Instruments erzielt worden. Gerade mit Blick auf die 
Digitalisierung der Arbeitswelt werden solche Gefährdungsbeurtei-
lungen noch wichtiger, wenn auch komplexer. Die Kommission 
schlägt Folgendes vor:
 Kontrollen verstärken: Die Umsetzung der gesetzlich vorgeschrie-
benen Gefährdungsbeurteilungen ist bislang unbefriedigend. Solan-
ge hier keine höheren Realisierungsquoten erreicht sind, sollten Kon-
trollen verstärkt werden. Das hilft allerdings nur, wenn kleine und 
mittelständische Unternehmen mehr Unterstützung erhalten und 
wenn Betriebe, die ihrer Pflicht dauerhaft nicht nachkommen, sank-
tioniert werden. 
 Konkretisierung von Standards und Modellentwicklung: Da Belas-
tungsformen vielfältig, situationsabhängig und nicht einheitlich zu 
beschreiben und zu quantifizieren sind, sind Standards branchen­ bzw. 
tätigkeitsspezifisch zu konkretisieren. Im Sinne einer »Risikoland-
karte« ließen sich passgenaue Modelle entwickeln. Vorbilder hierfür 
bieten branchenspezifische Modelle in Dänemark, in denen psycho-
soziale Belastungen erfasst werden, oder auch die vorbereitenden Sys-
tematisierungen, wie sie hierzulande in der Diskussion um eine Anti­ 
Stress-Verordnung entwickelt wurden.
 Partizipation sicherstellen: Gute Gefährdungsbeurteilungen zeich-
nen sich durch die direkte Beteiligung der Beschäftigten aus. Damit die 
Beteiligung der Beschäftigten nachhaltig zu mehr Gesundheit führt, 
sind nicht nur differenzierte Befragungen der Belegschaft nötig, son-
dern auch eine gute Auf bereitung der Ergebnisse. Führungskräfte 
und Betriebsräte sollten hierfür sensibilisiert und darin geschult wer-
den, entsprechende Prozesse zu moderieren. Die Beschäftigten soll-
ten zudem am Arbeitsplatz Zugang zu Beratung bekommen, um sich 
mit arbeits medizinischen Expert/innen auszutauschen und den Ur-
sachen von Beschwerden auf die Spur zu kommen.
 Inner­ und außerbetriebliche Allianzen: Um Gefährdungsbeurtei-
lungen weiterzuentwickeln, kann auf die bereits institutionalisierten 
Kooperationen im Bereich des Gesundheitsschutzes zurückgegriffen 
werden (Nationale Arbeitsschutzkonferenz, Nationale Präventions-
konferenz). Diese sollten sich auf eine branchenadäquate Anpassung 
des Instruments »Gefährdungsbeurteilung« verständigen, die der 
digi talisierten Arbeitswelt und den neuen Belastungsformen Rech-
nung trägt.
 Beratung ausweiten: Viele betriebliche Expert/innen fühlen sich 
in Bezug auf die Identifikation und Vermeidung psychosozialer Risi-
ken unzureichend geschult und geben dies als Hauptgrund für die 
Nichtberücksichtigung von psychischer Belastungen in Gefährdungs-
beurteilungen an. Zwar liegen seitens der zuständigen Behörden und 
der Gewerkschaften umfangreiche Leitfäden vor (Projekt »Psychische 
Gesundheit in der Arbeitswelt« der Initiative Neue Qualität der Ar-
beit und Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin), doch 
sollten ergänzend die Beratungsangebote für betriebliche Experten ver-
stärkt werden. Vorstellbar wäre zudem die Einrichtung einer Platt-
form, über die auch kurzfristig Hilfestellung gegeben werden könnte.
 Gefährdungsbeurteilung mit Folgen: Oftmals werden gesundheit-
liche Gefährdungen im Arbeitsschutz nur benannt, ziehen aber keine 
Veränderungen in der Arbeitsorganisation nach sich – oder Maßnah-
men, deren Wirksamkeit nicht weiter geprüft wird. Für die Beschäf-
tigten sind derartige Gefährdungsbeurteilungen desillusionierend 
und verstärken das Gefühl, dass ihre Überlastungssituation missach-
tet wird. Um das Instrument in den Augen der Belegschaften nicht zu 
delegitimieren, müssen aus den Gefährdungsbeurteilungen konkrete 
Maßnahmen im Arbeitsalltag folgen. Hier ist beispielsweise ein 
Moni toring mit Überprüfung nach einem festgelegten Zeitraum hilf-
reich. 
 Bonus- oder Malus-System: Die Kommission spricht sich darüber 
hinaus dafür aus, dass mehr Anreize für Arbeitgeber gesetzt werden, 
Gefährdungsbeurteilungen durchzuführen. Ob hier Bonuszahlungen 
der Krankenversicherungen oder Reduktionen bei den Krankenversi-
cherungsbeiträgen eine Lösung bieten, sollte weiter geprüft werden. 
Dabei sollte die Gefahr von Mitnahmeeffekten bedacht werden. Statt 
eines Bonus ist auch ein »Malus« vorstellbar; anzusetzen wäre bei-








































müssen im Krankheitsfall sechs Wochen das Gehalt weiterzahlen, ab 
dann übernimmt die Krankenkasse. Vorstellbar wäre, die sechs Wo-
chen für diejenigen Betriebe zu verlängern, die keine Gefährdungs-
beurteilungen nachweisen.
 Wahl von Gesundheitsbeauftragten: Darüber hinaus könnte ein 
positiver Impuls darin bestehen, dass die Beschäftigten in den Betrie-
ben einen Gesundheitsbeauftragten wählen. Diese Idee knüpft an die 
 Institution der »health and safety representatives« (z. B. in Australien 
und Neuseeland) an. In Deutschland übernehmen in der Regel Be-
triebsräte eine solche Funktion. Existiert jedoch kein Betriebsrat, könn-
ten Betriebe aufgefordert werden, ihre Beschäftigten Gesundheitsbe-
auftragte wählen zu lassen, die mit angemessenen Rechten und Res-
sourcen auszustatten sind. So könnte die Partizipation der Beschäftigten 
erhöht werden – und die Motivation der Unternehmensleitung bzw. 
der Personalverantwortlichen, nach Gefährdungsbeurteilungen auch 
die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen. Die Wahl von Gesund-
heitsbeauftragten könnte auch eine Keimzelle für spätere Betriebsrats-
gründungen sein. Die Frage ist, wie Unternehmen dazu motiviert wer-
den können, ihre Belegschaften Gesundheitsbeauftragte wählen zu 
lassen – hier könnte eine gesetzliche Lösung geprüft werden.
Als dringend klärungsbedürftig scheint der Kommission die Frage, 
wie Erwerbstätige jenseits der Kernbelegschaften (Werkvertragsneh-
mende, Plattformarbeitende) in die Gesunderhaltung einbezogen 
werden. Ein Lösungsweg auch für diese Frage bietet sich mit der vor-
geschlagenen Ausweitung des Arbeitnehmerbegriffs auf Gruppen, 
die nicht unmittelbar im Unternehmen angestellt sind, aber von ihm 
abhängen (  ERWERBSTÄTIGKEIT) . 
Erwerbsarbeit bedeutet für die Menschen mehr als materielle Exis-
tenzsicherung. Mit Blick auf den zeitlichen Umfang und die integra-
tive Wirkung von Arbeit ist sie stets auch Medium für Selbstverwirk-
lichung – die Arbeitenden speisen ihre Identität (auch) aus ihrem 
Beruf, ihrer Aufgabe und dem Ergebnis ihrer Tätigkeit. Während 
manche Arbeitsplätze hierfür eine Reihe von Realisierungschancen 
anbieten, sind diese andernorts sehr begrenzt. Zugleich sind die Am-
bitionen und Bedürfnisse der Menschen vielfältig: Während sich die 
einen großen Gestaltungsfreiraum und Verantwortung für das Ar-
beitsergebnis in einem selbstgesteuerten Prozess wünschen, verlan-
gen andere eher nach durch Vorgesetzte geregelten Strukturen und 
klar definierten und begrenzten Zuständigkeiten. Toleranz für diese 
Vielfalt ist nicht nur geboten, um den unterschiedlichen Bedürfnis-
sen und Fähigkeiten der Menschen Rechnung zu tragen: Das Er-
werbssystem lebt aufgrund der Breite der zu vergebenden Aufgaben 
von unterschiedlichen Erwartungen an Arbeit und von unterschied-
lichen Wünschen ihrer Gestaltung. 
Die Vermeidung von Unter- und Überforderung wird durch ein 
gutes Passungsverhältnis von Person und Aufgabe erreicht. Dieses lässt 
sich durch gut geschulte Führungskräfte, eine professionelle Personal-
entwicklung, Qualifizierungssysteme und Personalauswahlinstrumen-
te erreichen. Auch Teilhabe ist wichtig: Indem Beschäftigte in die Pla-
nung und Gestaltung aktueller und zukünftiger Aufgaben einbezogen 
werden, stellen Betriebe sicher, dass Kompetenzen, arbeitsbezogene 






So notwendig umfassende Maßnahmen zur Gesunderhaltung sind, 
dürfen jedoch neben den Arbeitsbedingungen nicht die Arbeitsin halte 
aus dem Blick geraten. Die Passfähigkeit von Arbeitsaufgabe und Per-
son ist keine banale Angelegenheit – aber sie wäre genau das Ziel 
 einer Humanisierung der Arbeit. Im Arbeitsalltag muss es auch unter 
widrigen Bedingungen und in einem langen Erwerbsverlauf den Ar-
beitenden immer wieder gelingen, ihre Arbeit als für sich (in irgend-
einer Hinsicht) sinnstiftend zu interpretieren. Diese Fähigkeit wird in 
der Bewertung von Arbeitsleistung zumeist zu wenig beachtet; sie ist 
aber für das Abrufen kontinuierlicher Leistung unabdingbar. 
Arbeitsaufgaben sollten daher abwechslungsreich und lernförder-








































zur Humanisierung der Arbeitswelt. Hierfür liegen bereits diverse 
Expertisen aus Arbeits- und Gesundheitsforschung vor, die branchen- 
und berufsbezogen Kriterien für Arbeitsprofile definieren, die mensch-
lichen Bedürfnisse besonders entgegenkommen. Chancen zur Ver-
besserung ergeben sich durch den digitalen Wandel, weil  monotone 
und entfremdende Arbeiten reduziert werden können; zugleich ent-
stehen neue Risiken, wenn Algorithmen und Maschinen auch solche 
Tätigkeitsanteile übernehmen, die von den Arbeitenden als sinnstif-
tend erlebt werden, ohne dass andere Aufgaben an ihre Stelle rücken. 
Die Herausforderung besteht also darin, neue Auf gaben profile gemein-
sam mit den Arbeitenden zu entwickeln.
Seit 2004 sind Arbeitgeber verpflichtet, allen Beschäftigten, die inner-
halb eines Jahres länger als sechs Wochen ununterbrochen oder wie-
derholt arbeitsunfähig sind, ein Betriebliches Eingliederungsmanage-
ment (BEM) anzubieten. Das bedeutet, dass der Arbeitgeber unter 
Beteiligung des Betriebs- bzw. Personalrats klären muss, wie die Ar-
beitsunfähigkeit möglichst überwunden und mit welchen Leistun-
gen oder Hilfen erneuter Arbeitsunfähigkeit vorgebeugt und der Ar-
beitsplatz erhalten werden kann. Dieses Instrument dürfte angesichts 
der Alterung der Belegschaften, absehbarer Engpässe bei Fachkräften 
und neuer, digitalisierungsbedingter Belastungen immer wich tiger 
werden. Bislang wird es hauptsächlich bei der Eingliederung nach 
allgemeinen Erkrankungen eingesetzt, doch gewinnt die Einbindung 
von gesundheitlich dauerhaft eingeschränkten Menschen an Bedeu-
tung. Auch steigt die Zahl derjenigen, die aufgrund besonderer be-
ruflicher Belastungen längere Auszeiten aufweisen und über das 
BEM wieder in den Beruf eingegliedert werden. 
In das BEM sind neben den Betroffenen viele Akteure mit jeweils 
spezifischem Wissen und spezifischen Zuständigkeiten eingebunden: 
Personalverantwortliche und direkte Vorgesetzte, Betriebs- bzw. 
Werks ärzt/innen, Schwerbehindertenvertretungen, Betriebs- und Per-
sonalräte und die unmittelbaren Kolleg/innen. Hinzu kommen Ak-
teure des sozialen Sicherungssystems wie Berufsgenossenschaften, 
Krankenkassen, die Rentenversicherung oder auch Integrationsämter. 
Aus großen Unternehmen gibt es Beispiele von vorbildlichem Schnitt-
stellenmanagement. Kleinere Betriebe dagegen haben aber offenbar 
oft ein Informations- und Qualifikationsdefizit. Bislang führen ins-






Die betriebliche Wiedereingliederung nach Krankheit und die Einbin-
dung leistungseingeschränkter Menschen sind nicht nur mit Blick auf 
Lücken im Arbeitsangebot angeraten, sondern entsprechen dem 
Grundverständnis einer Gesellschaft, die Existenzsicherung, Teilhabe und 
sozia le Einbindung über Erwerbsarbeit herstellt. Dieses Instrument 
sollte weiter verbreitet werden, und insbesondere kleine und mittelstän-
dische Betriebe sollten bei der Umsetzung Beratung erhalten. 
Stolpersteine für gelingende Wiedereingliederung scheinen gegen-
wärtig noch an zwei Stellen zu bestehen: Zum einen sind Ärzt/innen 
nur ansatzweise in der Lage, genau einzuschätzen, mit welchen Belas-
tungen Patient/innen beim Wiedereintritt ins Erwerbsleben konfron-
tiert sind, weil ihnen Kenntnisse über den Arbeitsplatz und die Ar-
beitssituation fehlen. Die Kommission empfiehlt daher eine bessere 
Verzahnung des medizinischen Fachwissens mit den Ergebnissen der 
Arbeitsforschung. Zum anderen mangelt es offenkundig noch an 
Standards und Verbindlichkeit für den Ablauf von Betrieblichem 
Eingliederungsmanagement (BEM); Zuständigkeiten und Prozesse 
sind nicht klar festgelegt, sondern den Betrieben überlassen. Die 
Kommission hält es für nötig, Standardverfahren zu entwickeln, bei-
spielsweise nach niederländischem Vorbild, wo es klare Ablaufpläne 
für Wiedereingliederung mit festen »Meilensteinen« gibt.
Eine offene Frage sind Betriebe ohne Kündigungsschutz (d. h. mit 
 Arbeitgeber kranke bzw. leistungsgeminderte Beschäftigte entlassen, 
um das BEM zu umgehen. Hier könnte die Idee geprüft werden, dass 
bei länger erkrankten Mitarbeitern Kündigungen unwirksam sind, 








































weniger als zehn Mitarbeiter/innen). Hier besteht die Gefahr, dass 
Eine angemessene Infrastruktur von festen und leicht zu erreichen-
den Ansprechpartnern für das BEM würde das Verschleppen von Pro-
zessen und Aktivitäten vermeiden helfen. Die Träger des sozia len 
 Sicherungssystems sind zwar fachlich hoch spezialisiert, folgen je-
doch oft einer Verwaltungs- statt einer Arbeits- und Betroffenenlogik. 
Die Kommission empfiehlt daher die Stärkung von Allianzen zur Er-
haltung der Beschäftigungsfähigkeit, die umso tragfähiger sein werden, 
je enger gesetzliche, tarifliche und betriebliche Vereinbarungen auf-
einander bezogen sind. 
DIE DATEN DER ARBEITENDEN 
SCHÜTZEN
Vor dem Hintergrund der immer stärkeren digitalen Vernetzung von 
Menschen, Maschinen und Dingen ergeben sich vielfältige Möglich-
keiten, personenbezogene Daten nicht nur zu erfassen, sondern sie 
auch zu verwenden, zu verwerten und hierauf Geschäftsmodelle auf-
zubauen. Es sind also viele Punkte zu klären. Sie reichen von der Er-
mittlung der aktuellen Bedeutung des »informationellen Selbstbestim-
mungsrechts« (bundesverFassungsgerIcht 1983 ) bis hin zu den 
Fragen, wer welche Daten verwerten darf und wann Persönlichkeits-
rechte verletzt werden. Leistungs- und Verhaltenskontrollen werden 
durch die Digitalisierung erheblich erleichtert. Cloud-Technologien 
und internes Crowdsourcing eröffnen neue Möglichkeiten der Ver-
gleichbarkeit, Auswertung und Skalierbarkeit von Arbeit; interne 
und externe Rankings (Stichwort »digitale Reputation«) erhöhen den 
Konkurrenz- und Leistungsdruck. 
Inzwischen hat sich ein wahrer Optimierungsmarkt entwickelt, der 
Unternehmen neue Möglichkeiten bietet, um die Beschäftigten 
 algorithmisch zu kontrollieren, zu steuern oder auch zu rekrutieren. 
Die Angebote gelangen nicht selten im Gewand der Gesundheits-
förderung in die betriebliche Wirklichkeit. In welcher Weise aber 
beispielsweise das Tracking von Vitaldaten der Beschäftigten durch 
 Wearables genutzt wird, bleibt zumeist im Dunkeln. Der Effekt: Wer 
weiß, dass er beobachtet und vermessen wird, passt sein Verhalten – 
oft unbewusst – schon den antizipierten Erwartungen des Arbeit-
gebers an (turkle 2015 ).
Generell ergeben sich durch neue Mensch-Maschine-Interaktion 
erhebliche Datenschutzfragen, wenn personenbezogene Daten der 
 Beschäftigten als »Nebenprodukt« anfallen oder – nicht zuletzt zur 
Humanisierung der Arbeitsbedingungen – gebraucht werden. So er-
zeugen auch Assistenzsysteme wie Head-Mounted Displays oder Sen-
sor-Handschuhe Daten von Beschäftigten. In der Logistik werden 
zum Beispiel Transportwege durch GPS-Tracking optimiert. Im Hin-
tergrund der analytischen Datennutzung steht eine Effizienzsteigerung 
der Planungs­, Produktions­ und Verwertungsprozesse. Dazu gibt es be-
reits Berichte über Unternehmen, die auch die Beschäftigten mit 
RFID-Chips ausstatten, um ihre Aktivitäten zu kontrollieren und 
Fehlverhalten zu sanktionieren. Insgesamt deuten sich Zielkonflikte 
zwischen digital gestützter Steuerung auf der einen Seite und Daten-
schutzanliegen der Beschäftigten auf der anderen Seite an. Bei man-
chen Erwerbstätigen stellt sich bereits ein Gefühl des Ausgeliefert- 
Seins ein (dgb 2016b ). Auch sind längst nicht alle Beschäftigten auf 
den Umgang mit den eigenen Daten vorbereitet.
 DENKANSTOSS STÄRKUNG DES  
BESCHÄFTIGTEN-DATENSCHUTZES
Informationelle Selbstbestimmung, Datenschutz und Datensicherheit sind 
elementare Voraussetzungen für eine erfolgreiche digitale Transfor-
mation der Arbeitswelt. Sind diese nicht gewährleistet, wird es bei 
den Beschäftigten kaum eine Akzeptanz des Wandels und eine Offen-
heit für neue Technologien geben. Die Kommission empfiehlt daher, 
den Beschäftigten-Datenschutz zu stärken. Die Abhängigkeit von Ar-
beitnehmer/innen in einem strukturellen Ungleichgewicht von Be-
schäftigungsverhältnissen erfordert spezielle Regelungen zum Schutz 
der Beschäftigten bei der Verarbeitung personenbezogener Beschäf-
tigtendaten. Ein Ansatzpunkt hierfür ist, die europäische Datenschutz-
grundverordnung rasch durch ein eigenständiges Beschäftigten­Datenschutz­








































Bislang existieren für Betriebsräte beim Datenschutz nur abgelei-
tete Rechte, die sich aus dem bestehenden Mitbestimmungsrecht bei 
der Einführung und Anwendung technischer Überwachungseinrich-
tungen (nach § 87 Abs.  1 Ziff.  6 BetrVG) ergeben. Sind hier auch 
 Datenschutzfragen berührt, ist der Betriebsrat zuständig. Darüber 
 hinaus hat er keine Möglichkeit, sich für die informationelle Selbst-
bestimmung und den Schutz der personenbezogenen Daten der Be-
legschaften einzusetzen. Dies wird aber angesichts der zunehmenden 
Digitalisierung von Arbeitsabläufen immer relevanter. Ein Grund-
problem besteht darin, dass die Beschäftigten ein gesetzeskonformes 
Verhalten ihres Arbeitgebers im Umgang mit ihren personenbezoge-
nen Daten im Konfliktfall individualrechtlich selbst einfordern und 
durchsetzen müssen. Kommt ein Arbeitgeber etwa seinen gesetz-
lichen Pflichten zur Datenlöschung nicht nach, bleibt Arbeitnehmer/
innen zur Durchsetzung ihrer Löschungsrechte neben der Einschal-
tung des betrieblichen Datenschutzbeauftragten oder der zuständi-
gen staatlichen Aufsichtsbehörde nur der Gang zum Arbeitsgericht. 
Die Kommission empfiehlt daher, ein explizites Mitbestimmungsrecht 
zum Datenschutz für Betriebs­ und Personalräte zu prüfen.
ARBEITSORGANISATION 
GEMEINSAM AGIL GESTALTEN
Die Digitalisierung der Arbeitswelt und der Geschäftsprozesse bringt 
eine Beschleunigung der Arbeits-, Beschaffungs- und Verkaufsprozesse 
sowie eine weitgehende Integration der Prozesse entlang der betrieb-
lichen Wertschöpfungskette mit sich. Sie erfordert darüber hinaus 
aber in vielen Bereichen auch eine grundlegende Veränderung der Or-
ganisationsstrukturen. Ein zentrales Schlagwort in diesem Zusammen-
hang ist das »agile Unternehmen«. Der Begriff verweist darauf, dass 
sich Unternehmen (oder Teile des Unternehmens) in einem beschleu-
nigten Wandel befinden und sich Arbeitsaufgaben, Zuständigkeiten, 
Hierarchien und Kommunikationsstrukturen verändern oder völlig 
neu geschaffen werden. 
In einem radikalen Strukturwandel droht jedoch allen Beteiligten 
der Überblick verloren zu gehen, wenn Arbeitsinhalte für immer kür-
zere Dauer festgelegt, Organigramme flüssiger und Strukturen der 
Zusammenarbeit komplexer werden. Je weniger es sich um Prozesse 
mit klarem Ziel und Ausgang handelt, desto bedeutsamer werden ge-
meinsame Lernprozesse aller im Betrieb, von den Geschäftsführungen 
und Vorständen über Abteilungsleitungen und Betriebsräte bis hin 
zu den Arbeitnehmer/innen. Diese gemeinsamen Lernprozesse sind 
Voraussetzung für die viel beschworene »Agilität«. Sollen sie erfolg-
reich sein, müssen sie auf Vertrauen, Kooperation und Beteiligung 
basieren. Erfolgreicher organisationaler Wandel kann nicht »top 
down« verordnet werden, sondern muss das Erfahrungswissen der 
Beschäftigten einbeziehen. Transparenz, offene Kommunikation und 




TRANSPARENZ UND  
KOOPERATION IM ORGANISATIONALEN WANDEL
Aus Sicht der Kommission schließen sich Mitbestimmung und »agile« 
Unternehmensorganisation nicht aus, sondern sind – im Gegenteil – in 
ihrem Zusammenspiel ein Erfolgsgarant. Betriebsräte können, wenn 
sie Ressourcen und Rechte haben, einen großen Beitrag für einen 
nachhaltigen Umbau von Organisationsstrukturen leisten. Sie kön-
nen mit ihrer Arbeit eine Basis dafür legen, dass im Wandel ein hohes 
Engagement der Belegschaft gesichert bleibt; auch bringen sie Exper-
tenwissen aus der Belegschaft in den Prozess ein.
Mitbestimmung in Fragen der Arbeitsorganisation wurde bereits 
bei der Novellierung des Betriebsverfassungsgesetzes 1972 gefordert, 
aber nur in Teilbereichen (Überwachung, Ergonomie) eingelöst. Die 
digitale Revolution und die aktuelle Debatte über das »demokrati-
sche Unternehmen« geben dieser Forderung heute wieder ein neues 
Gewicht. Es ist zu diskutieren, wie Mitbestimmungsrechte (Informa-
tionsrechte, Initiativrechte und Mitentscheidungsrechte) mit Blick 
auf Arbeitsorganisation im digitalen Zeitalter aussehen sollen. Ein 








































habe zu entsprechen – so ausgestaltet werden, dass es nicht an die 
Stelle der Selbstbestimmungsrechte von Beschäftigten und Gruppen 
tritt, sondern diese unterstützt, bündelt und koordiniert. 
Ansätze dafür bestehen bereits: Im Jahr 2002 wurde mit der 
 Novellierung des Betriebsverfassungsgesetzes eine Regelung einge-
führt (§ 28a BetrVG), die dem Betriebsrat die Möglichkeit bietet, be-
stimmte arbeitsorganisatorische Angelegenheiten durch Arbeitsgrup-
pen selbst regeln zu lassen. Diese Möglichkeit wird in der Praxis oft 
nicht ausgeschöpft und sollte in den Betrieben mit mehr Leben ge-
füllt werden. 
Je grundlegender der Organisationsumbau ausfällt, desto wahr-
scheinlicher ist, dass bislang geltende Standards erst auf die neuen 
Strukturen übertragen werden müssen. Konflikte zwischen den Ar-
beitsparteien bzw. zwischen Vorgesetzten und Beschäftigten, die auch 
arbeitsrechtliche Fragen berühren, sind daher absehbar. Akzeptanz und 
die Nachhaltigkeit des Organisationswandels werden ganz maßgeb-
lich davon abhängen, inwiefern in diesem Prozess beide Seiten mit 
ihren Interessen zur Geltung kommen. 
Das Laboratorium »Arbeit der Zukunft« der Bosch GmbH ist ein Bei-
spiel dafür, wie sich der Spagat zwischen (technischer und organisato-
rischer) Disruption und sozialer Stabilität meistern lässt. Das Labora-
torium funktioniert wie ein internes, mitbestimmtes »Start-up«. Hier 
werden vernetzte und »agile« Formen der Organisation von Wissens-
arbeit entwickelt. Das Laboratorium schafft einen sozialpartner-
schaftlich gestalteten, ergebnisoffenen Experimentierraum – verstan-
den als gemeinsamer Lernprozess. Die Kommission regt an, solche 
Laboratorien breiter einzuführen und die daraus gewonnenen Er-
kenntnisse Tarifparteien und Betrieben zugänglich zu machen.
GUTE FÜHRUNG ZUM STANDARD 
MACHEN
Arbeitgeber bewegen sich zwischen zwei Prinzipien: Unternehmen 
nach den Maßstäben der Betriebswirtschaft erfolgreich zu machen 
(durch einen kostengünstigen und flexibel an den Markt angepassten 
Ressourceneinsatz) und einem nachhaltigen Umgang mit Arbeits-
kraft, der Arbeits- und Gesundheitsschutz, Selbstwirksamkeitsansprü-
che und Zeitwünsche der Beschäftigten berücksichtigt. Diese Ziele 
lassen sich durchaus vereinbaren, doch ist dafür Engagement bei der 
Arbeitsgestaltung erforderlich.
Eine zentrale Rolle fällt hierbei den Führungskräften zu. Es sind 
maßgeblich das Verständnis und das Verhalten und Handeln der 
Führungskräfte, die über die Umsetzung und damit auch die Wirkun-
gen unternehmerischer Ziele entscheiden. Die »Sandwich-Posi tion« 
der mittleren Führungskräfte ist nicht einfach. Sie bewegen sich 
 zwischen den Zielen des Top-Managements und den Interessen der 
Beschäftigten, und sie müssen mit veränderten Fremd- und Selbst-
erwartungen an ihre Rolle umgehen. Zugleich sind in den letzten 
Jahren auf die Führungskräfte, dies gilt auch für Betriebs- und Perso-
nalräte, viele neue Aufgaben zugekommen. Sie ergeben sich nicht nur 
aus globalisierten Wirtschaftsbeziehungen und der digitalisierten 
und vernetzten Arbeits- und Lebenswelt, sondern auch aus dem de-
mografischen Wandel und der Zunahme von psychischen Beschwer-
den von Beschäftigten. Die neuen Aufgaben kommen zu den vorhan-
denen Aufgaben hinzu, oft ohne Entlastung an anderer Stelle. Es ist 
nicht verwunderlich, dass bei Führungskräften die Burn out-Zahlen 
und die Verwendung leistungssteigernder Mittel höher ausfallen als 












































Nur Arbeitgeber, die Personalentwicklung in ihrem Stellenwert für 
die Bewältigung des Strukturwandels erkennen, werden sich dauer-
haft am Markt behaupten können. Hier kommt den mittleren Füh-
rungskräften eine zentrale Rolle zu. Die Kommission schlägt vor, hier 
von zwei Seiten aus anzusetzen: 
 Zum einen müssen die Führungskräfte selbst befähigt werden, 
mit den aktuellen Herausforderungen umzugehen. Dazu brauchen 
sie Informationen und Transparenz über die betrieblichen Entwick-
lungen und Zielsetzungen des Top-Managements. Sie benötigen aber 
auch neue Kompetenzen: Bauen sich Unternehmen organisational 
um, um auf den Wandel zu reagieren, verändert sich auch die Rolle 
der Führungskräfte: vom konkreten Aufgabenfeld bis hin zum Füh-
rungsverständnis. Personalentwicklung kann sich daher nicht auf die 
Mitarbeiter/innen reduzieren, sondern sie muss bei den Führungs-
kräften ansetzen. Diese brauchen Trainings- und Coaching-Angebote 
sowie Reflexionsräume für kollegialen Austausch (borggräFe 2017 ). 
Das bedeutet auch: Sie brauchen Zeit.
 Zum anderen sollten den Führungskräften klare Anreize gesetzt 
werden, sich um die Entwicklung der Mitarbeitenden zu kümmern. 
In Zielvereinbarungen für Führungskräfte sollten messbare Kriterien 
mit Blick auf Personalentwicklung festgelegt werden. Zum Beispiel 
könnten Führungskräfte dazu verpflichtet werden, für jeden Mit-
arbeiter und jede Mitarbeiterin einen konkreten Entwicklungsplan 
zu formulieren, der dann von der Personalabteilung geprüft wird. 
Auch kann über die regelmäßige Bewertung der Vorgesetzten durch 
Mitarbeitende und die Einführung von Leistungsbewertungssyste-
men für Führungskräfte nachgedacht werden, die auch die Gesund-
erhaltung der Belegschaften in die Bewertung mit einbezieht. Gleich-
wohl gilt es bei allen Vorschlägen zu beachten, dass die mitt leren 
Führungskräfte nicht zwischen diesen zusätzlichen Anforderungen 
und den vom Top-Management vorgegebenen unerfüllbaren Leis-
tungs- bzw. Renditezielen aufgerieben werden. 
 DEBATTE MESSKRITERIEN  
FÜR »GUTE FÜHRUNG«
Diskutiert wurde in der Kommission auch die Frage, wie gute Füh-
rung »messbar« gemacht werden kann. Einen ersten Ansatzpunkt 
könnte die Entwicklung eines Index »Gute Führung« bieten. In diesem 
Index ließen sich Forschungen zum Führungsverhalten auswerten 
und auch selbst Daten erheben. Mit Blick auf den reichen Kenntnis-
stand der Arbeitsforschung liegen bereits viele Hinweise für die Er-
stellung eines solchen Index vor. In der Kriteriendefinition bleibt 
wichtig, den Unterschieden in den Betrieben Rechnung zu tragen: Wäh-
rend große Unternehmen oft problemlos einen Prozess zur Erstel-
lung eines Führungsleitbilds anstoßen oder regelmäßige Mitarbeiter-
befragungen zu Führung durchführen können, ist dies in kleinen 
und mittelständischen Unternehmen mangels entsprechender Perso-
nalressourcen oft weit schwieriger umzusetzen – und würde nur in 
einer weiteren Arbeitsverdichtung für die Führungskräfte münden.
Die Kommission diskutierte kontrovers über die Frage, ob es gesetz-
liche Anreize bzw. Verpflichtungen zu guter Führung geben müsse. 
Beispielsweise könne man im Hinblick auf die Aufsichts organe eine 
Rechtspflicht festschreiben, »gute Führung« zu überwachen. Dadurch 
wären Unternehmen gezwungen, sich aktiv mit dem Thema ausein-
anderzusetzen, weil die Berichterstattung darüber dann z. B. in Jahres-














































 BEENDEN, EINSTIEGE 
ERLEICHTERN
Für Deutschland ist Migration nichts Unbekanntes. Deutsche wandern 
schon immer in andere Länder aus. Seit Beginn der 2000er Jahre ist 
die Tendenz steigend, 2015 verzeichnete das Statistische Bundesamt 
fast eine Million Fortzüge. Zugleich hat das Land stets Menschen aus 
anderen Regionen aufgenommen. Die Zuwanderung erreichte nach 
dem Zweiten Weltkrieg einen Höhepunkt mit der Aufnahme von 
Millionen von Heimatvertriebenen und dann wieder 1992, als (vor 
allem durch den Krieg im ehemaligen Jugoslawien) rund 1,5 Millio-
nen Menschen kamen. Nach der Verschärfung der Asylregeln führte 
erst der Krieg in Syrien wieder zu einer vergleichbaren Migration 
nach Deutschland. 
Menschen kommen aus unterschiedlichsten Regionen und Kultu-
ren ins Land – und aus unterschiedlichen Gründen. Nicht politisches 
Asyl, sondern Arbeitsmigration macht in Deutschland – abgesehen 
von dem Höhepunkt der Fluchtbewegung aus Syrien in den Jahren 
2015 und 2016 (baMF 2015, 2016a ) – den Schwerpunkt der Migration 
nach Deutschland aus. Diese ist zu einem Gutteil durch die Lage auf 
dem deutschen Arbeitsmarkt angeregt. Als der noch jungen Bundes-
republik Arbeitskräfte fehlten, wurden sie aktiv in den Mittelmeer-
ländern angeworben. Auch heute sind viele Wirtschaftsbereiche ohne 
Arbeitsmigration kaum aufrechtzuhalten. Diese Situation wird sich 
durch die Alterung der Bevölkerung weiter verschärfen.
ZUWANDERUNG IRRITIERT DIE GESELLSCHAFT.  Derzeit leben hier 
über 17  Millionen Menschen mit Migrationshin-
tergrund 1 – das sind 21  Prozent der Bevölkerung. 
Drei Viertel der 11,5  Millionen Migrant/innen der 
ersten Generation leben schon länger als zehn 
 Jahre in Deutschland. 5,6  Millionen Menschen 
sind in Deutschland als Kinder von Einwanderern 
geboren. Multikulturalität prägt also die deutsche 
WO STEHEN 
WIR?
1 Laut statIstIscheM bundesaMt 
(2017a) hat eine »Person […] einen 
 Migrationshintergrund, wenn sie  
selbst oder mindestens ein Elternteil 
die deutsche Staatsangehörigkeit  
nicht durch Geburt besitzt«.
Gesellschaft schon lange. Seit jedoch ab Herbst 2015 die Zahl der in 
Deutschland ankommenden Flüchtlinge, insbesondere aus den syri-
schen Kriegsgebieten, massiv anstieg,2 hat sich die 
Diskussion um Migration und Zuwanderung 
deutlich verschärft. Sie liefert den Stoff für einen 
Schlagabtausch zwischen den politischen Partei-
en, in Familien, Stadtvierteln und Belegschaften 
von Betrieben.
Der Krieg in Syrien stellt Deutschland vor gro-
ße Herausforderungen.3 Während die Hilfsbereit-
schaft in Deutschland groß war und ist, bleibt 
umstritten, wie generell mit Geflüchteten umzu-
gehen ist und welche Aufnahmekapazitäten be-
stehen. Befürwortende Positionen betonen die 
humanitäre Verantwortung und heben den posi-
tiven Effekt für den Arbeitsmarkt oder die Stabilisierung des Renten-
systems durch eine Verjüngung der Bevölkerung hervor. Kritische 
Stimmen sehen hingegen die Grenzen der Integrationsfähigkeit der 
Gesellschaft erreicht. Zur Debatte steht die Frage, welches Maß an 
Heterogenität die Solidarität bedroht, die mit Blick auf die zuneh-
mende Ungleichheit ohnehin labil scheint. 
Die aktuellen Auseinandersetzungen beziehen sich nicht allein 
auf den Umgang mit Geflüchteten. Längst sind Zuwanderung über-
haupt und vor allem der (gewünschte) Grad an Multikulturalität die 
zentralen Themen. Im Zuge dieser Debatte sehen sich auch Migrant/
innen der zweiten und dritten Generationen plötzlich mit vermehr-
ter Stigmatisierung und Ausgrenzung konfrontiert. Auch das ist Aus-
druck der heftigen Identitätsdebatte: Was bedeutet »Deutschsein« 
heute? Diese Frage lässt sich nur in einem (kontroversen) Verstän di -
gungsprozess beantworten.
HOHE HÜRDEN FÜR DEN ZUGANG ZU AUSBILDUNG UND ARBEIT.  Im 
Streit um die Größenordnung der Migration wird wiederholt die 
Aufnahmekapazität des Arbeitsmarktes als Entscheidungsmaßstab her-
angezogen und – komplementär dazu – die Frage nach der Arbeits-
marktkompatibilität der Ankommenden. Hierzu liegen inzwischen 
Daten vor: Während Kinder durch den Schulalltag zumeist recht 
schnell die deutsche Sprache lernen und so gute Startbedingungen 
für eine Ausbildung erwerben, sind die Kompetenzen der geflüchte-
2 Weltweit sind nach Angaben  
des Flüchtlingskommissariats  
der Vereinten Nationen rund  
65  Millionen Menschen infolge  
von Krieg, Vertreibung und 
 Ver folgung auf der Flucht.
3 Ende 2016 verzeichnete die 
 Statistik rund 400.000 anerkannte 
Asylberechtigte im erwerbs-
fähigen Alter. Für 2017 wird mit 
weiteren 180.000 gerechnet 































ten Jugend lichen und Erwachsenen ausgesprochen 
heterogen.4
Für Personen mit geringen Sprachkenntnissen 
und / oder ohne formale Qualifikation stehen in 
Deutschland aktuell rund 150.000  Arbeitsplätze 
zur Verfügung.5 Ausbildung ist also der Schlüssel 
für die Arbeitsmarktintegration. In den Herkunfts-
ländern existieren keine dem deutschen Ausbil-
dungssystem vergleichbaren Strukturen, sodass es 
nicht verwundern kann, dass nur ein kleiner An-
teil über zertifizierte Berufsqualifikationen verfügt, 
doch sind die allgemeinen Bildungsaspirationen hoch. Weil Sprache 
über soziale Kontakte erworben wird, wäre die Arbeitswelt ein idea-
ler Lernort, doch bringen die Geflüchteten oft nicht die dafür nöti-
gen sprachlichen Grundlagen mit. Trotz viel guten Willens aufseiten 
der Betriebe bleibt so der Zugang oft versperrt. Damit ergibt sich ein 
Teufelskreis aus fehlender Sprachkompetenz und fehlender Ausbil-
dung, der die Integration in den Arbeitsmarkt blockiert.
Die Migrationsforschung bemängelt, dass viele Förderinstrumente 
zu sehr der Maßnahmenlogik folgen, statt eine langfristige, umfassen-
de Unterstützungsstruktur anzubieten und, etwa durch Coaches, 
über die Vielzahl der möglichen Ausbildungs- und Berufswege zu 
informieren. Eine berufliche Ausbildung zögen oft weder die Bera-
tenden noch die Betroffenen selbst in Betracht, weil diese nicht un-
mittelbar Einkommen erbringt. Auch sei vielen Geflüchteten gar 
nicht bewusst, dass in Deutschland ein duales Ausbildungssystem 
existiert und welche Möglichkeiten es bietet. So würden Potenziale 
verschenkt. 
UNGEMACHTE HAUSAUFGABEN.  Angesichts der erhitzten Debatte 
über die Aufnahme der Geflüchteten scheinen diejenigen aus dem 
Blick geraten zu sein, die schon länger bzw. schon in der zweiten und 
dritten Generation in Deutschland leben. Zwar wurde 2005 mit dem 
Zuwanderungsgesetz ausländischen Fachkräften der Weg nach 
Deutschland erleichtert, und Integrationsförderung wurde erstmals 
als gesetzliche Aufgabe durch den Bund verankert. 2006 wurde der 
»Erste Nationale Integrationsplan der Bundesregierung« verabschie-
det; qualifizierten Migrant/innen wird eine erfolgreiche Erwerbs-
integration auch durch das seit 2012 geltende Anerkennungsgesetz 
4 Die IAB-BAMF-SOEP-Befragung 
 erfasst die Kompetenzen von 
 Geflüchteten und gibt Auskunft  
über Verteilungen und Potenziale 
(brücker  et  al.  2016 ). 
5 Auf diese Arbeitsplätze drängen 
nicht nur die Zugewanderten  
mit schlechten Sprachkenntnissen, 
sondern auch viele Deutsche ohne 
Schulabschluss (Weber 2016 ).
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6 Das Gesetz zielt auf eine 
 Verbesserung der Feststellung und 
Anerkennung im Ausland  
erworbener Berufsqualifikationen. 
erleich tert.6 Dennoch sind Personen mit Migra-
tionshintergrund nach wie vor deutlich schlech-
ter in den deutschen Arbeitsmarkt integriert als 
Personen ohne Migrationshintergrund: Sie sind 
häufiger in prekärer Beschäftigung tätig, und auch 
von der Verbesserung der Arbeitsmarktlage in den vergangenen Jah-
ren haben sie nicht im selben Maße profitiert wie Menschen ohne 
Migrationshintergrund (höhne/schulze-buschoFF 2015).
MANGELNDE CHANCENGLEICHHEIT IN DER SCHULBILDUNG.  Deutsch-
land gehört nach wie vor zu den Staaten, in denen die Leistungs-
unterschiede zwischen Schülern mit Migrationshintergrund und den 
einheimischen Schülern am stärksten ausgeprägt sind. Der Abstand 
zwischen diesen beiden Gruppen hat in Deutschland zwischen 2006 
und 2015 nicht nennenswert abgenommen. Der Einfluss des sozio-
ökonomischen Hintergrundes – also des Bildungsstandes und des 
beruflichen Status der Eltern – auf die Schulleistungen der Kinder 
mit Migrationshintergrund hat sich etwas verringert, besteht aber 
weiter fort (lokhande/nIeselt 2016; autorengruPPe bIldungs -
berIchterstattung 2016). 
Defizite in der Sprachbeherrschung und fehlende Ressourcen der 
Eltern (Vertrautheit mit dem deutschen Schulsystem, Unterstützung 
bei den Hausaufgaben, Mittel für Nachhilfeunterricht, Sport und 
Musik) werden von staatlicher Seite noch immer nicht ausgeglichen. 
Die Beantragung finanzieller Unterstützung ist gerade für zugewan-
derte Eltern oft schwer zu durchschauen und auch sprachlich schlecht 
zu bewältigen. Benachteiligung in der Schule, etwa bei Notenvergabe 
und Schulempfehlungen, Vorurteile und das Unterschätzen der Poten-
 ziale von Kindern bestimmter Herkunftsgruppen sind nach wie vor 
nicht ausgeräumt. Im Ergebnis ist der Anteil von jungen Erwachse-
nen ohne Schulabschluss bei der zweiten Generation unter den 18- 
bis 35-Jährigen mit 4  Prozent doppelt so hoch wie in der gleichalt-
rigen Bevölkerung ohne Migrationshintergrund; der Anteil der 
Hauptschulabsolvent/innen liegt gleichfalls deutlich  höher (23  Pro-
zent vs. 15  Prozent) (statIstIsches bundesaMt 2017a).
DAS POTENZIAL VON FRAUEN MIT MIGRATIONSHINTERGRUND WIRD 
NICHT AUSGESCHÖPFT.  Die Erwerbsbeteiligung der Frauen mit 
Migrationshintergrund lag 2011 bei 60  Prozent und damit 13 Prozent-































7 Die Bundesregierung wirbt 
 Pflegekräfte an, erkennt aber deren 
Qualifikationen nur bedingt an,  
sodass diese Personen bei der Ein-
gruppierung zumeist schlechter 
 gestellt sind und (ungewollt) zur 
 kos tengünstigen Konkurrenz 
werden. 
2011). Besonders niedrig ist sie bei Frauen aus Nicht-EU-Ländern. 
Grund dafür sind u. a. kulturelle Faktoren (traditionelle Rollenbil-
der), fehlende Netzwerke für die Kinderbetreuung und Vorurteile bei 
den Arbeitgebern (antIdIskrIMInIerungsstelle  des  bundes 2013). 
 Viele Migrantinnen sind schon in ihren Herkunftsländern beim Zu-
gang zu schulischer Bildung erheblich benachteiligt, auch daraus er-
klärt sich der hohe Anteil Geringqualifizierter unter ihnen.
GRENZÜBERSCHREITENDE ARBEITSMIGRATION NIMMT ZU.  Die Glo-
balisierung der Wirtschaft, die wachsende Diskrepanz der Lebens-
bedingungen innerhalb und außerhalb der Europäischen Union und 
die Freizügigkeitsregeln des europäischen Binnenmarktes sind der 
Grund für eine weitere Migrationsform: die zirkuläre Migration. Hie-
runter wird eine Mehrfachwanderung verstanden, bei der sich eine 
Person wiederholt zwischen Herkunfts- und Aufnahmeland bewegt. 
Über zehn Prozent der in Deutschland lebenden Ausländer/innen  aus 
Staaten, die nicht der EU angehören, können als zirkuläre Migrant/
innen betrachtet werden (baMF 2011).
Die Lebenswelt dieser transnationalen Migranten/innen spannt 
sich zwischen zwei Staaten auf. Diese transnationale Arbeitsmobilität 
folgt, das wird bei der Betrachtung meist vernachlässigt, hauptsäch-
lich der Nachfrage in den aufnehmenden Ländern. In Deutschland 
werden vor allem durch Betriebe der Landwirtschaft, Gastronomie, 
Fleischverarbeitung und Pflege Menschen aus 
dem Ausland angeworben.7 Der Großteil dieser 
Migration in den Arbeitsmarkt erfolgt nicht indi-
viduell, sondern durch »Entsendungen«. Viele die-
ser Migrant/innen verfügen über deutlich höhere 
Qualifikationen, als in den Tätigkeitsfeldern abge-
fragt wird; sie erzielen gleichwohl Einkommen, 
die über denen in ihren Herkunftsländern liegen 
(Wagner 2015 ) . Im Vergleich zu den Einheimi-
schen sind sie dennoch schlechter gestellt: Für die Entlohnung gilt 
zwar das »Standort-Prinzip«, aber die Sozialversicherung orientiert 
sich am Land des entsendenden Unternehmens. 
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Getrieben von rechtspopulistischen Tendenzen werden sich die 
Regie rungen und Parteien ebenso wie die Sozialpartner eindeutiger 
positionieren und festlegen müssen, wie sie zu Migration und Zu-
wanderung stehen. Während die einen betonen, dass das Argument 
vom Fachkräftemangel überstrapaziert werde und in vielen Berei-
chen kein Bedarf an Arbeitskräfteanwerbung bestehe, verweisen die 
anderen auf den demografischen Wandel und die Lücke, die die Ver-
rentung der geburtenstarken Jahrgänge (1955 bis 1969) mittelfristig 
reißen wird.
Derlei Richtungsstreitigkeiten stehen bislang einer proaktiven 
Migrationspolitik im Weg, die Zuwanderung gezielt steuert, über 
schnelle Verfahren der Kompetenzprüfung verfügt, Rechtssicherheit 
in der Beschäftigungsperspektive schafft, institutionelle Zuständig-
keiten vernetzt und auch die bereits vorhandenen »ethnic communi-
ties« in die Konzeption und Durchführung integrativer Projekte ein-
bezieht. Angesichts des niedrigen Volumens (hoch) qualifizierter 
Zuwanderung scheinen zudem Ansätze an Bedeutung zu gewinnen, 
die die Auswahl systematischer anlegen und Inte-
grationswege jenseits des Asyls aufzeigen.8
WAS FÜR EINE EINWANDERUNG WILL DEUTSCH-
LAND?  Wie soll die Einwanderung der Zukunft 
gestaltet werden? Es fehlt ein politischer Konsens 
für ein neues Einwanderungsgesetz, das die Arbeits-
migration aus Drittstaaten umfassend steuert. 
Ohne ein solches Einwanderungsgesetz kann es 
keine konsistente und wirksame Integrationspoli-
tik geben.9 Sie ist aber zwingend notwendig in 
einem Land, in dem im Jahr 2030 schon 25  Pro-
zent der Menschen einen Migrationshintergrund 
haben werden. 
WORAUF SOLLTEN 
WIR UNS VORBEREITEN? 
8 Mit einem professio-
nelleren Profiling  ließen 
sich sehr gut qualifi-
zierte Flüchtlinge identi-
fizieren; man könnte  
ihnen dann, im Falle  einer 
Asylablehnung, an dere 
Zuwanderungs optionen 
aufzeigen  (hInte et al. 
2015 ).
9 Das 2016 verabschiedete 
 Integrationsgesetz be-
schränkt sich weitgehend 

































INTEGRATION ENTSCHEIDET SICH IM BETRIEB.  Der Arbeitswelt wird 
für das Ziel des Zusammenhalts unisono eine besondere Bedeutung 
beigemessen. Hier kommen Zugewanderte nicht nur – anders als sonst 
durch die Abgrenzung der Wohnorte – mit Einheimischen in direkten 
Kontakt. In den 50er bis 70er Jahren gingen Zuwanderer und Zuwan-
derinnen vor allem in die Industrie, wo Gewerkschaften und Betriebs-
räte großen Anteil daran hatten, dass die Zugewanderten zu gleichen 
Bedingungen arbeiteten und überhaupt in Gremien Chancen auf Teil-
habe erhielten. Heute sieht die Lage anders aus: Neu Zugewanderte 
sind zunehmend in Bereichen des Arbeitsmarktes tätig, die durch 
schlechte Bezahlung, mangelhafte Sozialstandards und das Fehlen von 
Betriebsräten gekennzeichnet sind. In diesen Teilen des Arbeitsmark-
tes sind Zugewanderte unter den Beschäftigten überrepräsentiert. 
ES GILT,  DEN SOZIALEN SPRENGSATZ ZU ENTSCHÄRFEN.  Die Zuwan-
derung gewinnt an sozialer Brisanz, weil sich die Verteilungskonflikte 
in der Gesellschaft insgesamt verschärft haben (  ERWERBSTÄTIG-
KEIT) . Im Zuge der Digitalisierung kann diese Entwicklung noch an 
Tempo zulegen: Sollte es zu Verwerfungen am Arbeitsmarkt kom-
men, wird sich auch der Ton in der Zuwanderungsfrage verschärfen. 
Zugleich werden Toleranz und Solidarität herausgefordert: Sollte der 
Strukturwandel, wie in einigen Szenarien vorhergesagt, im Bereich 
der Geringqualifizierten besonders gravierend sein, würde das Perso-
nen mit Migrationshintergrund besonders treffen, da sie häufig nur 
zu solchen Stellen Zugang haben – und es würde die Konkurrenz um 
diese Stellen verschärfen. Eine große Herausforderung wird folglich 
darin bestehen, in der Transformation dafür zu sorgen, dass hieraus 
keine Spaltungslinien erwachsen. 
Die Aufgabe wird daher darin bestehen, Beschäftigung als Integra-
tionsfaktor abzusichern, darüber hinaus aber auch solche Ansätze zu 
stärken, die die Solidarität in der Gesellschaft in neuer Weise beleben. 
In der Forschung werden hierzu verschiedene Ansätze diskutiert: Das 
Konzept der »Superdiversität« (MeIssner/vertovec 2015 ) wird als 
Antwort auf eine gesteigerte Vielfalt in Gesellschaften betrachtet, die 
mit einer großen Bandbreite von Herkunftsländern, Migrations-
pfaden, rechtlichen Voraussetzungen, sozialen Lagen, Alters- und Ge-
schlechtsstrukturen und Qualifikationen der Migrant/innen umge-
hen müssen. Diese Diversität zu gestalten wird immer wichtiger. 
Darüber hinaus wird die Bedeutung von »Orten der Begegnung« be-
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tont, damit interkultureller Austausch besser gelingt – und deutlich 
wird, dass nicht nur Unterschiede, sondern auch Gemeinsamkeiten in 
der Wertorientierung bestehen. Wertorientierungen sind ohne hin nicht 
starr: Je jünger die Migrant/innen zukünftig sind, desto wahrschein-
licher ist eine starke Annäherung an die Werte der aufnehmenden 































Die Welt ist nicht nur »kleiner« geworden, weil wir über die Medien 
mit Bildern von Flucht und Vertreibung konfrontiert und über die 
Ursachen detailliert aufgeklärt werden, sondern auch, weil ganz kon-
kret Menschen bei uns Zuflucht suchen. Zugleich sind Arbeitsmärk-
te global strukturiert: Deutsche Unternehmen sind weltweit vernetzt 
und profitieren von international zugänglichen Absatzmärkten; die 
Wirtschaft fragt Arbeitskräfte aus dem Ausland gezielt nach. Es ist 
eine für den sozialen Zusammenhalt zentrale Frage, wie hier die Ba-
lance zwischen Offenheit und Schutz gelingen kann. Verständigung 




Sollen die Geflüchteten die Chance erhalten, ihre Existenz selbst stän-
dig zu sichern, sind alle Anstrengungen auf eine gelingende Ver-
mittlung hin auszurichten. In vergleichsweise kurzer Zeit ist es in 
Deutschland gelungen, vielfältige Initiativen in dieser Richtung zu 
starten. Es wäre verfrüht und auch vermessen, an dieser Stelle über 
die Bemühungen zu urteilen. Es sind aber Hinweise darauf möglich, 







Geflüchtete haben oft eine Leidensgeschichte vor und auf dem Weg 
nach Deutschland hinter sich. So berechtigt und notwendig jede Ini-
tiative zur schnellen Integration der Menschen ist, darf nicht in Ver-
gessenheit geraten, dass die Betroffenen im Unterschied zu anderen 
Migrant/innen nicht immer ein gleiches Leistungsniveau erbringen 
können und die Verarbeitung von Flucht und Vertreibung Zeit braucht. 
Die Kriegs- und Fluchterfahrungen haben bei vielen Geflüchteten 
traumatische Spuren hinterlassen.
Maßnahmen zur Integration tragen deswegen vor allem, wenn sie 
die Traumatisierung nicht ignorieren, sondern sie thematisieren und 
Lösungswege zur Bewältigung aufzeigen. Bei dieser Aufgabe stoßen 
Betriebe und Unternehmen oftmals an die Grenze des Leistbaren. 
Nötig scheinen daher Informationen und Beratungen für beide Sei-
ten: für die Geflüchteten ebenso wie für die Arbeitgeber. Auch die 
Kolleg/innen im Arbeitsumfeld sollten für Traumatisierung sensibili-
siert werden.
Erkenntnisse über die Spätfolgen nicht behandelter Traumatisie-
rung bei Einwanderer/innen früherer Generationen liegen zuneh-
mend vor, sie machen sowohl die individuelle als auch die volkswirt-
schaftliche Bedeutung klar. Die Defizite im Bereich der Trauma-
behandlung sind bereits jetzt ein Problem, das sich angesichts der 
vielen kriegstraumatisierten Geflüchteten noch verschärfen dürfte. Es 

































FÖRDERUNG DES  
SPRACHERWERBS IM BETRIEB
Unternehmen bieten vielfach Praktika für Geflüchtete an. Diese sind 
als Beitrag zur Integration von hohem Wert, doch münden viele die-
ser Praktika nicht in einer Berufsausbildung, da sie zu kurz sind, um 
die deutsche Sprache zu lernen. Die Sprache erweist sich somit als 
eine große Hürde, sie ist aber der Schlüssel für den Zugang zu existenz-
sichernder Arbeit. Die Kommission empfiehlt daher, für Menschen, 
die formal einen Asylantrag gestellt haben, aber auch für andere Ein-
gewanderte mit geringen Deutschkenntnissen, ein einjähriges Sprach- 
Praxisjahr einzuführen. Das einjährige Sprach-Praxisjahr sollte der 
dualen Struktur von Arbeit im Betrieb und Schulunterweisung fol-
gen. 
Ein Ansatzpunkt wäre auch der Ausbau des betrieblichen Integra-
tionsjahrs, das Arbeit, Spracherwerb und Qualifizierung betriebsnah 
miteinander verbindet. Die beiden Modellprojekte der Bundesagen-
tur für Arbeit »step by step« und »Kommit« sind für alle Branchen 
anwendbar und bieten ein guten Einstieg bzw. Anschluss an das 
deutsche Modell der dualen Ausbildung. Gleichzeitig muss verhin-
dert werden, dass Geflüchtete als kostengünstige Arbeitskräfte aus-
genutzt werden. 
Geflüchtete benötigen darüber hinaus in besonderer Weise Orien-
tierungshilfen auf dem Arbeitsmarkt. Viele konnten sich nicht über 
das deutsche Erwerbssystem und die unterschiedlichen Möglichkei-
ten für den Einstieg in dieses System informieren, bevor sie nach 
Deutschland kamen. Nötig scheint eine niedrigschwellige, umfassende 
und zuständigkeitsübergreifende Beratung (zu Schule, dualem System, 
Studium). Die Kommission schlägt daher die Idee von »Integrations- 
Coaches« vor.
Viele Migrantinnen und Migranten bringen Erfahrungen und Zertifi-
kate aus anderen Bildungssystemen, Ausbildungsformen und -schwer-
punkten mit, die sich nicht unmittelbar oder nur unvollständig in 
das deutsche System übersetzen lassen. Gerade Abschlüsse im mittle-
ren Bereich, z. B. von berufsqualifizierenden Fachschulen, sind nicht 
mit Abschlüssen des dualen Systems vergleichbar (brückner 2013 ). 
Schon mit dem 2012 in Kraft getretenen Berufsqualifikationsfeststel-
lungsgesetz reagierte der Gesetzgeber auf solche Schwierigkeiten. Für 
alle Eingewanderten sollen demnach die formalen, im Ausland er-
worbenen Abschlüsse innerhalb von drei Monaten festgestellt und 
ggf. anerkannt werden. Hierzu gehört eine Qualifikationsanalyse für 
Menschen ohne oder mit nur unzureichenden Dokumenten, die 
auch die Erfassung und Anerkennung nonformal und informell er-
worbener Kompetenzen beinhaltet.
Erste Studien zur Wirkung des Gesetzes zeigen positive Ergebnisse 
in der Anerkennung, aber auch verbleibende Schwachstellen: Zum 
einen wurden im Gesetz nur Berufe geregelt, die in der Kompetenz 
des Bundes liegen. Berufe, die unter die Regelungshoheit der Länder 
fallen, wie z. B. Lehrer/innen und viele Ingenieurberufe, gehören also 
nicht dazu. Zum anderen bringt das Verfahren, vor allem die Überset-
zung in Referenzberufe und Teilanerkennungen, bisweilen eine Ab-
wertung gegenüber den bisherigen Erfahrungen mit sich, die mög-
licherweise auch Weiterqualifizierungen nötig machen (brussIg et 
al. 2013 ). Dies führt dazu, dass viele Migrant/innen noch immer weit 
unterhalb ihres eigentlichen Ausbildungs niveaus eingesetzt werden 
und oftmals überqualifiziert für die ihnen zugedachten Aufgaben 































 DEBATTE BRÜCKEN INS  DEUTSCHE  
AUSBILDUNGSSYSTEM BAUEN
Regelungsbedarf im Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz (BQFG) gibt 
es bei der Frage von Anpassungs- und Nachqualifizierungsmöglich-
keiten für nicht reglementierte Berufe. Hier sind insbesondere die 
 Finanzierungsmöglichkeiten uneinheitlich, das Bildungsangebot ist, 
da es sich um individuelle Nachqualifizierungsbedarfe handelt, schwie-
rig zu realisieren. Für den Bereich der Anpassungs- und Ausgleichs-
maßnahmen muss es künftig auch Förderung geben. Diese wird vor-
aussichtlich nicht in einem Einwanderungsgesetz, sondern im Aner-
kennungsgesetz selbst bzw. in einer Richtlinie zu regeln sein.
Aus Sicht der Kommission fehlt es insbesondere an Brücken, die 
von der Qualifikation im Herkunftsland zum deutschen Ausbil-
dungssystem führen. Kontrovers wurde allerdings die Frage disku-
tiert, wie eine solche Brücke aussehen kann bzw. ob und wieweit das 
bewährte System der dualen Berufsausbildung dadurch entwertet 
würde (  QUALIFIZIERUNG) . Die Kommission sieht hier die Not-
wendigkeit einer Debatte unter Einschluss insbesondere der Sozial-
partner, Kammern und aller weiteren relevanten Akteure.
Die Suche nach Wegen der Integration von Geflüchteten in das 
Ausbildungssystem berührt zentrale Prinzipien des Ausbildungssys-
tems. So dringlich die schnelle Integration scheint, so muss aber auch 
geklärt werden, wie Arbeitsmarktzugänge für Einwanderer erleich-
tert werden können, ohne das System der Ausbildung und Beruflich-
keit zu verwässern, zu entwerten und zu unterwandern. Die Kommis-
sion hat hierzu verschiedene Argumente abgewogen.
Ein Vorschlag lautete, das für Deutschland typische, insbesondere 
durch das duale Ausbildungssystem geprägte Beruflichkeitsdenken 
zu kombinieren mit der angelsächsischen Tradition der Kompetenz-
orientierung. Dadurch ließen sich die Geflüchteten situationsnah 
einordnen, auch indem man den Europäischen Qualifikationsrah-
men stärker als bisher nutze. 
Kritische Stimmen sehen in einer solchen Vorgehensweise die Ge-
fahr der Abwertung der Leistungen derjenigen, die hierzulande Be-
rufsabschlüsse erworben haben (Gefahr der »Billigberufe«) bzw. die 
Gefahr der Inflation von Abschlüssen (»Anerkennungsflut von Zerti-
fikaten«). Zugleich sei das deutsche Ausbildungssystem auf andere 
Ziele angelegt, insbesondere auf die Vermittlung einer ganzheitli-
chen Kompetenz in einem Beruf statt auf viele Einzelkompetenzen. 
Auch seien Anerkennungen nicht so einfach umsetzbar, vor allem 
wenn es um sicherheitsrelevante Fähigkeiten gehe (man denke an das 
Gesundheitswesen oder den Umgang mit heiklen Stoffen). 
Ein Kompromissvorschlag lautete, die Schaffung modularer Kom-
ponenten im System der beruflichen Weiterbildung der Bundesagen-
tur für Arbeit zu implementieren. Beispiel: Ein Metallfacharbeiter 
hat im Herkunftsland eine Ausbildung absolviert, die in ihrer Struk-
tur zwei Drittel der deutschen Ausbildung umfasst. Hier könnte man 
im Rahmen des Weiterbildungssystems Anschlusskurse für externe 
Prüfungen anbieten. Hier ließe sich an bestehende Strukturen an-
docken: In Deutschland werden schon jetzt jährlich 50.000 externe 
Prüfungen im dualen System abgelegt.
Die Kommission war sich einig: Gesetzgeber und Gewerkschaften 
sind aufgefordert, konzeptionelle Vorschläge zu machen, um das be-
rufliche Bildungssystem durchlässiger für Neuzugänge mit Vorerfah-
rung zu machen. 
PLURALITÄT ANERKENNEN, 
DISKRIMINIERUNG ABBAUEN
In der Debatte sind vielfältige Ansätze und Konzepte für ein mög-
lichst respektvolles und konfliktarmes Miteinander, die allesamt auf 
die Anerkennung der Vielfalt und den Schutz und die (Selbst­)Ermäch­
tigung des Einzelnen zielen. 
Weil internationale Verflechtungen zunehmen, länderübergrei-
fend produziert wird und Belegschaften heterogener geworden sind, 
hat insbesondere in der Arbeitswelt der Gedanke der Diversity an Be-
deutung gewonnen: Kund/innen, Verhandlungspartner/innen und 
Mitarbeiter/innen sollen respektiert und anerkannt werden – unab-
hängig von ihren persönlichen Merkmalen, den sogenannten »Big 
Eight«: Religion, Ethnie bzw. Hautfarbe, Geschlecht, Staatsangehö-































Gesundheit. Unterschiede sollen nicht als Defizite, sondern als pro-
duktive Ressource erkannt werden. Unternehmen nutzen Diversity 
Management als Baustein einer motivierenden Arbeitskultur und zur 
Imagebildung. Ziel ist auch, ökonomische Nachteile zu vermeiden, 
die durch Ressentiments und Vorurteile oder gar Diskriminierung 
entstehen.
Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) legt den Schutz vor 
Diskriminierung fest und liefert Konzepten zur Diversität so eine 
rechtliche Grundlage. Das Gesetz zielt darauf, »Benachteiligungen 
aus Gründen der Rasse oder wegen der ethnischen Herkunft, des Ge-
schlechts, der Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung, des 
Alters oder der sexuellen Identität zu verhindern oder zu beseitigen«. 
Nicht nur direkte, sondern auch indirekte Formen von Diskrimi-
nierung sind unzulässig. Indirekte Diskriminierung liegt beispielswei-
se dann vor, wenn der Arbeitgeber allen unbefristeten Arbeitnehmer/
innen eine Umsatzprämie bezahlt, allen befristeten aber nicht – und 
dies damit begründet, dass Letztere das Unternehmen sowieso bald 
wieder verlassen würden. Bei Ersteren handelt es sich mehrheitlich 
um Männer, bei Letzteren mehrheitlich um Frauen. Da der vom Ar-
beitgeber genannte Differenzierungsgrund kein rechtmäßiges Ziel für 
die vorgenommene Unterscheidung nennt, kann dies als indirekte ge-
schlechtsbezogene Entgeltdiskriminierung gelten. Diskriminierung 
kann also nicht nur hinsichtlich individueller Handlungen geahndet 
werden, sondern auch bei Regelungen, die vom Ergebnis her nicht 
neutral sind. Damit haben auch Aspekte der strukturellen und institu-
tionellen Diskriminierung politische Bedeutung erlangt.
Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes hat das Antidiskrimi-
nierungsgesetz einer Evaluation unterzogen und kommt zu dem Er-
gebnis, dass positive Maßnahmen, mit denen bestehende Nachteile 
ausgeglichen werden, im Gesetz zwar erlaubt sind, aber in der Praxis 
nicht ausreichend zur Anwendung kommen. Hierzu zählen z. B. ge-
zielte Rekrutierungsmethoden und Stipendien für benachteiligte 
Personengruppen, Diversity-Trainings, Betriebsvereinbarungen zur 
Förderung der Vielfalt in der Belegschaft, Zielvereinbarungen zum 
Erreichen bestimmter Quoten. So könnte z. B. laut Gutachten mit-
hilfe von Betriebsvereinbarungen und Gleichstellungsplänen ein 
 verbindlicherer Rahmen geschaffen werden, um diskriminierende 
Strukturen zu überwinden. 
Auch bestehe beim arbeitsrechtlichen Diskriminierungsschutz 
Änderungsbedarf: Neben einer Erweiterung der Pflicht zur diskrimi-
nierungsfreien Ausschreibung sei eine europarechtliche Klarstellung 
geboten, sodass auch Kündigungen vom Gesetz erfasst würden. Zu-
dem solle der Gesetzgeber klarer formulieren, welche Pflichten 
Arbeit geber haben, um ihre Beschäftigten vor Diskriminierungen zu 
schützen – auch vor Diskriminierung im Kollegenkreis und durch 





Mehrere Studien haben nachgewiesen, dass in Bewerbungsverfahren 
Diskriminierung nach Geschlecht, Namen und Herkunft der Bewer-
ber/innen stattfindet (z. B. schneIder et  al.  2014). Zuletzt hat eine 
beim Institut zur Zukunft der Arbeit erschienene Studie gezeigt, dass 
allein die Angabe eines türkischen Namens ausreicht, die  Chance auf 
ein Vorstellungsgespräch um 14  Prozent zu senken, in kleineren Un-
ternehmen sogar um 24  Prozent (WeIchselbauMer 2016 ). Die Kom-
mission spricht sich dafür aus, diskriminierungsfreie Bewerbungs-
verfahren (also solche, in der weder Geschlecht noch Name noch 
Anschrift ausgewiesen werden) breiter anzuwenden. 
Bei anonymisierten Bewerbungen wird zunächst auf ein Foto der 
sich bewerbenden Person, den Namen, die Adresse, das Geburts-
datum, den Familienstand und Angaben zur Herkunft verzichtet. In 
Ländern wie den USA oder Kanada sind anonymisierte Bewerbungen 
inzwischen gang und gäbe. Die unabhängige Antidiskriminierungs-
stelle des Bundes hat im November 2010 ein deutschlandweites 
 Modellprojekt gestartet, in dem Unternehmen, Behörden und Kom-
munen anonymisierte Bewerbungsverfahren getestet haben. Zwar 
ergab das Modellprojekt, dass anonymisierte Bewerbungsverfahren 
technisch leicht umsetzbar sind und vor allem Frauen und Menschen 
mit Migrationshintergrund bessere Chancen auf eine Einladung zum 
Bewerbungsgespräch bringen können. Studien und Pilotprojekte in 
anderen Ländern kommen jedoch zu kritischeren Einschätzungen. 































Die Arbeitsmarktintegration von Zugewanderten findet maßgeblich 
auf der Betriebsebene statt. Seit den 60er Jahren, als »Gastarbeiter« in 
die Industrie zuwanderten, haben Gewerkschaften und Betriebsräte 
das Thema »Vielfalt« aufgegriffen und unterschiedliche Initiativen 
gegen Diskriminierung und Rassismus entwickelt. Exemplarisch sei 
der gewerkschaftsübergreifende Verein »Mach’ meinen Kumpel nicht 
an! – für Gleichbehandlung, gegen Fremdenfeindlichkeit und Rassis-
mus« genannt. Inzwischen werden offensiv ältere Konzepte der ge-
werkschaftlichen Stadtteilarbeit wieder aufgegriffen, Zugewanderte 
werden in ihrem Niederlassungsprozess begleitet. 
Es bleibt aber ein Dilemma (PennInx/roosblad 2000 ): Einerseits 
sind die Gewerkschaften für eine offene Gesellschaft, andererseits 
wollen sie ihre Mitglieder vor Konkurrenz schützen. Dieses Dilemma 
ist alles andere als einfach aufzulösen, geht es doch um die Frage, wie 
sich Solidarität mit Zuwandernden und Absicherung der schon hier 
Beschäftigten vereinen lassen.
Die integrative Funktion von Mitbestimmungsrechten und -gre-
mien innerhalb der migrantischen und nicht migrantischen Beleg-
schaft ist inzwischen belegt: Obwohl heute in der Regel keine Aus-
länderausschüsse mehr existieren, die früher speziell die Rechte der 
mi grantischen Arbeiter/innen vertraten, werden Betriebsräte von Ar-
beitnehmer/innen mit Migrationshintergrund sogar besser bewertet 
als von Beschäftigten ohne Migrationshintergrund. Insbesondere die-
jenigen, die schlecht Deutsch sprechen und älter sind, kommen zu 
einem positiven Urteil, weil Betriebsräte in konkreten Konflikten 
unterstützend moderieren (schMIdt/ Müller 2013 ). Konzepte zum 
Diversity Management haben insofern große Schnitt stellen zu ge-
werkschaftlichen Positionen (etwa zum Ansatz »Guter Arbeit«). Vie-
les, was heute unter dem Label »Diversity Management« läuft, findet 




VIELFALT ALS NEUES  
ALTES HANDLUNGSFELD DER MITBESTIMMUNG
Diversity Management wird oft »top down« eingeführt, was dem 
Grundgedanken von Beteiligung widerspricht. Betriebsräte sind je-
doch Spezialist/innen für eine auf Gleichbehandlung, Respekt und 
Wertschätzung von Vielfalt orientierte Unternehmenskultur. Ein star-
kes Engagement bei Diversity Management ist daher nur nahe liegend. 
Bei solchen Konzepten werden zuweilen jedoch ökonomische Aspek-
te sowie Macht- und Interessensungleichheiten vernachlässigt; zudem 
können sie Stereotypisierungen verstärken, statt sie aufzu lösen. Schon 
bei der Erstellung und Formulierung von Konzepten sollten sich da-
her die Akteure der Mitbestimmung offensiv einbringen.
Schließlich bleibt auch die Frage, wie sich Gewerkschaften und 
Betriebsräte selbst mit Vielfalt auseinandersetzen. Im Bereich der 
IG Metall beispielsweise ist dies offenbar gelungen: Im Verhältnis zur 
Belegschaft haben hier überdurchschnittlich viele Betriebsräte und 
gewerkschaftliche Vertrauensleute einen Mi grationshintergrund (Fo -
routan et al. 2016 ). Um Beschäftigtenin teressen gut zu repräsentie-
ren, muss es Diversity auch in Gremien geben. 
DEN EUROPÄISCHEN BINNENMARKT 
ARBEITSPOLITISCH EINBETTEN
Ein zentrales Element der Europäischen Union ist der gemeinsame 
Markt mit der Freizügigkeit von Gütern, Personen, Dienstleistungen 
und Kapital. Die Arbeitnehmerfreizügigkeit hat in Kombination mit 
einem erheblichen Wohlstandsgefälle die zirkuläre Migration inner-
halb der Europäischen Union erheblich befördert. Zirkuläre Migrant/
innen arbeiten z. B. als Erntehelfer/innen in der Landwirtschaft, auf 
dem Bau, in der fleischverarbeitenden Industrie oder in der Pflege. 
Zwar gilt auch für Beschäftigte in Subunternehmen der Mindest-
lohn, aber nur in neun Branchen finden laut Arbeitnehmer-Entsende-































Obwohl insgesamt die Zahl der entsandten Arbeiter/innen nicht zu 
ermitteln ist, beziffern Umfragen von Gewerkschaften den Anteil in 
einigen Branchen auf 50  Prozent, teilweise auf bis zu 90  Prozent, vor 
allem in der Fleischindustrie (ngg 2012 ). Für den deutschen Bausektor 
wurde außer dem beobachtet, dass Entsendungen gegenüber individu-
eller Migra tion überwiegen; entsandte Arbeitnehmer/innen arbeiten 
oftmals im Bereich prekärer oder informeller Tätigkeiten (Wagner 
2015 ). Ursprünglich dafür vorgesehen, kurzfristig spezialisierte Dienst-
leistungen in einem anderen Land anbieten zu können, wird der weit 
überwiegende Teil der europäischen Entsendungen offen bar zur kom-
petitiven Kostensenkung eingesetzt, die sich das Macht- und Wohl-
standsgefälle transnationaler Arbeitsmärkte in Europa zunutze macht 
(lIllIe/Wagner 2015 ). Qualitative Studien zeigen, dass es zur Umge-
hung von Regelungen kommt, vor allem durch verspätete oder vorent-
haltene Lohnzahlungen, durch Manipulation von Arbeits zeiten (und 
damit ein Überschreiten zulässiger Arbeitsstunden und ein Unter-
schreiten des Mindestlohns), durch Nichteinhaltung von Arbeits-






Die Kommission sieht ein Kernproblem von zirkulärer Migration im 
europäischen Binnenmarkt bei der Umgehung von Tarifverträgen 
und Arbeitsrechten, die im Aufnahmestaat gelten. Hierdurch wird ein 
Unterbietungswettbewerb gefördert. Dieser führt zu einer geringeren 
Reichweite von Tarifen, zur Umgehung von Mindestarbeitsbedingun-
gen, zu Schwarzarbeit und organisiertem Betrug durch Arbeitgeber 
bei der Abführung von Sozialversicherungsabgaben. Lohndumping 
zerstört aber das Vertrauen in die europäische Integration und fördert 
Feindlichkeit gegenüber Zugewanderten und Arbeitsmigrant/innen. 
Die effektive Durchsetzung des Prinzips »Gleicher Lohn für gleiche 
Arbeit am gleichen Ort« und die wirksame Durchsetzung der im Auf-
nahmestaat geltenden Arbeitsbedingungen werden daher immer 
wichtiger. Die Kommission schlägt daher Folgendes vor: 
 Auf europäischer und nationalstaatlicher Ebene sollte ein besse-
rer Schutz für zirkuläre Migrant/innen etabliert werden. Hierfür ist ein 
Regulierungsrahmen notwendig, der dem Prinzip »Gleicher Lohn 
für gleiche Arbeit am gleichen Ort« folgt. 
 Die Rechtsdurchsetzung ist zu verbessern. Dazu ist mehr Personal 
bei den Kontrollbehörden nötig, vor allem bei der Finanzkontrolle 
Schwarzarbeit. Vorgeschlagen wird, Instrumente wie ein elektroni-
sches europäisches Sozialversicherungsregister einzuführen, mit des-
sen Hilfe die Abführung von Sozialversicherungsabgaben in Echtzeit 
überprüft werden kann. 
 Die Kommission empfiehlt, die Auftraggeberhaftung zu stärken, 
zum Beispiel, indem auch staatliche Institutionen von ihr erfasst wer-
den. Darüber hinaus schlägt sie vor, die Begrenzung der Subunterneh-
merketten zu prüfen, z. B. auf drei Glieder pro Gewerk.
 Ebenfalls schlägt sie vor, das Arbeitnehmer­Entsendegesetz, das der-
zeit die Geltung von tariflichen Bindungen nur für neun Branchen vor-
sieht, auf alle Branchen auszuweiten. 
Auf europäischer Ebene verhandeln die Gesetzgeber derzeit mehrere 
Gesetzesinitiativen, die Auswirkungen auf die Arbeitsbedingungen 
von zirkulären Migrant/innen im Binnenmarkt haben werden. Hier-
bei ist darauf zu achten, dass das Arbeitsortprinzip gestärkt wird und es 
keine Einführung des Herkunftslandprinzips gibt.
Die Pläne, eine »Elektronische Europäische Dienstleistungskarte« 
einzuführen, um die Bürokratie bei grenzüberschreitenden Tätigkei-
ten zu reduzieren, werden als problematisch beurteilt. Hier könnten 
neue Einfallstore für Scheinselbstständigkeit und Schwarzarbeit ent-
stehen, die bestehende Kontrollrechte in Deutschland unterlaufen. 
Die derzeit laufende Revision der Entsenderichtlinie sollte vielmehr 
genutzt werden, um durchzusetzen, dass Tarifverträge auf entsandte 
Beschäftigte Anwendung finden. 
Die Einrichtung einer schwarzen Liste von Unternehmen, die gegen 
europäische arbeits- und sozialrechtliche Vorschriften verstoßen haben, 
wird begrüßt, da sie verhindert, dass Briefkastenfirmen und betrüge-































Zirkuläre Migrant/innen sind auf dem Arbeitsmarkt besonders schutz-
los und daher umso mehr auf eine effektive Interessenvertretung an-
gewiesen (PrIes/shInozakI 2015 ). Allerdings sind sie gerade in den 
Sektoren besonders präsent, die insgesamt ohnehin geringer gewerk-
schaftlich organisiert sind. Gleichzeitig fordert transnationale Arbeits-
mobilität die gewohnten Strukturen der Vertretung von (Mitglieder-)
Interessen heraus. 
Auch wenn die Vertretung von »Zirkulären« noch kein Schwer-
punkt von Gewerkschaften ist, gibt es bereits Organizing-Strategien, 
die dies aufgreifen; auch Kampagnen zu »Living Wage« (also zu exis-
tenzsichernden Löhnen) und »Decent Work« (dem Leitbild der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation ILO) thematisieren Arbeitsmigration. 
Darüber hinaus existieren auch neue Formen der Unterstützung und 
Beratung. 
In Deutschland sind hier besonders drei Initiativen zu erwähnen: 
Das Projekt »Faire Mobilität« des DGB (2011–2017) will die Situation 
vor allem osteuropäischer Arbeiter/innen auf dem deutschen Arbeits-
markt verbessern und der oftmals temporären und zirkulären Natur 
dieser Mobilität und der prekären Beschäftigungssituation Rechnung 
tragen. Zu den Charakteristika von »Faire Mobilität« gehört neben 
der lokalen Beratung auch die transnationale Kooperation mit Ge-
werkschaften aus den Herkunftsländern. Die Beratungsstelle MigrAr 
widmet sich vor allem zirkulären Migrant/innen und ihren arbeits-
rechtlichen Problemen. Das Pilotprojekt der Gewerkschaft ver.di in 
Hamburg hat mittlerweile Nachahmer in anderen Städten. Auf die 
problematischen Arbeitsbedingungen von Wanderarbeiter/innen rea-
gierte die Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt mit der Grün-
dung des Europäischen Vereins für Wanderarbeiterfragen (EVW). Er 
 arbeitet in Form drittmittelfinanzierter Projekte mit muttersprach-
lichen Berater/innen, die häufig als Mittler zwischen den Arbeiter/
innen, den Gewerkschaften, der Finanzkontrolle Schwarzarbeit und 
Staatsanwaltschaften fungieren. 
Zentrale Erfahrung der IG BAU mit dem EVW sind: Der recht 
hohe Aufwand zur Betreuung und Organisierung lässt sich kurz- und 
mittelfristig kaum kostendeckend realisieren, aus Mitgliedsbeiträgen 
erst recht nicht. Gewerkschaften bewegen sich hier in einem Dilem-
ma, da sie derlei Initiativen über Mitgliedsbeiträge finanzieren müssen 
und sich ihre Angebote insbesondere an Mitglieder richten müssen, 
die »Zirkulären« aber selten Gewerkschaftsmitglieder sind. Organisa-
tionserfolge sind aufgrund der besonderen Situation dieser Menschen, 
die länderübergreifend und pendelnd leben und arbeiten, gering. 
Und: »Klassische« arbeitsrechtliche Instrumente sind häufig bei der 
Durchsetzung der Interessen der Wanderarbeiter/innen nur schwer 
einsetzbar – zu undurchsichtig sind die Verflechtungen auf Arbeit-
geber seite, zu schwach ist die Position der Wanderarbeiter/innen. 
Wichtige  Elemente sind daher die Herstellung von Öffentlichkeit 
und die Ansprache der heimischen Auftraggeber, insbesondere dann, 




DER  »ZIRKULÄREN« FÖRDERN
Die Kommission empfiehlt eine Verstärkung und einen Ausbau der 
Angebote für zirkuläre Migrant/innen. Ihre Unterstützung stellt eine 
besondere Herausforderung dar, weil der Aufwand für eine angemes-
sene Betreuung und Organisation immens ist, sich aber aus den Mit-
teln der Gewerkschaften kaum tragen lässt. Projekte sind daher in 
hohem Maße auf Drittmittelfinanzierung angewiesen. Eine langfristige 
öffentliche Förderung ist nötig, um diese Projekte dauerhaft zu finan-






































Deutschland steht international für das Modell einer sozialen Markt-
wirtschaft, in der das Marktgeschehen nicht sich selbst überlassen 
bleibt, sondern auch im Sinne der gesellschaftlichen Wohlfahrt ge-
staltet wird. Hierzu zählen auch das Prinzip einer gerechten Vertei-
lung des gemeinsam Erwirtschafteten und die wirtschaftliche und 
soziale Absicherung der einzelnen Arbeitenden. Instrumente hierfür 
sind ein ausgefeiltes Arbeitsrecht, eine Sozialpolitik, die das Leben 
von Einzelnen und Familien gegen die großen Lebensrisiken ab-
sichert, eine Gesellschaftspolitik, die den sozialen, kulturellen und 
poli tischen Anliegen der Menschen Gehör verschafft, und die Sozial-
partnerschaft, die institutionalisierte Abstimmungsprozesse und Mit-
bestimmung gewährleisten soll. 
Deutschland ist in vielen Wirtschaftszweigen führend und wird 
als anpassungsfähige Volkswirtschaft gesehen. Hintergrund dafür ist 
neben einer relativ niedrigen Arbeitslosenquote die gute Bewäl-
tigung der Wirtschafts- und Finanzkrise 2008/2009. Das Erfolgs-
modell hat jedoch Schattenseiten. Der Spagat zwischen wirtschaft-
lichem Wohlstand und sozialem Ausgleich scheint nicht zu gelingen. 
DAS ENDE DER SOZIALEN MARKTWIRTSCHAFT?  Deutliche Risse im 
Bild von Deutschland als sozialer Marktwirtschaft sind spätestens seit 
den 80er Jahren zu erkennen. Um auf die Krise am Arbeitsmarkt zu 
reagieren, wurde der Kündigungsschutz gelockert und geringfügige 
Beschäftigung befördert (  ERWERBSTÄTIGKEIT) . Unternehmen 
sollten Arbeitskraft flexibler nutzen können; Absicherungen für Er-
werbstätige wurden zurückgeschraubt. Mit den »Hartz«-Gesetzen 
wurden auch denen, die über Jahrzehnte hinweg in die sozialen 
 Sicherungssysteme eingezahlt hatten, harte Einschnitte zugemutet. 
Arbeitssuchende wurden Gegenstand einer »aktivierenden« Arbeits-
marktpolitik, mit der auch eine Beschäftigung unterhalb des Qua-
lifikationsniveaus als zumutbar gilt.
WO STEHEN 
WIR? 
Der Sozialstaat wurde als zu kostspielig und als Wettbewerbsnach-
teil interpretiert. Folge waren einschneidende Reformen; bisherige 
Standards wurden sukzessive abgesenkt (lessenIch 2008). Das Auf-
brauchen von Ersparnissen oder die Kündigung von Lebensversiche-
rungen, die die Familie schützen sollten, wurde ebenso als zumutbar 
bewertet wie der Auszug aus der Wohnung und dem vertrauten Le-
bensumfeld. Auch Notlagen, in die Menschen unverschuldet gerie-
ten, wurden nicht mehr durch den Staat aufgefangen (z. B. Berufs-
unfähigkeit).
SOZIALE UNGLEICHHEIT ALS NEUE REALITÄT.  Auch wenn Deutsch-
land im internationalen Vergleich noch immer ein hohes Niveau an 
sozialer Absicherung aufweist, hat für viele Menschen im Land die 
soziale Ungleichheit ein zu hohes Ausmaß erreicht (bMas 2016a; Mau/
heuer 2016 ). Hierbei handelt es sich keineswegs nur um eine »ge-
fühlte« Schieflage. Zu Beginn der 2000er Jahre waren die Einkom-
men in Deutschland deutlich gleichmäßiger verteilt (bundesregIe -
rung 2017 ). 
Während lange Zeit davon ausgegangen wurde, dass Ungleichheit 
gut für das Wirtschaftswachstum sei, verbreitet sich inzwischen auch in 
der Ökonomie die Auffassung, dass sich Ungleichheit ab einem be-
stimmten Maß negativ auf die Wirtschaft auswirkt (oecd 2015; Palley 
2016; behrInger et  al. 2016 ). Eine Berechnung im Auftrag der 
 Friedrich-Ebert-Stiftung zeigt, dass der Anstieg der Ungleichheit in 
Deutschland zwischen 1991 und 2015 die wirtschaftliche Entwicklung 
merklich gedämpft hat: Wäre die Einkommensungleichheit auf dem 
Niveau von 1991 geblieben, hätte das deutsche Bruttoinlandsprodukt 
im Jahr 2015 um 40 Milliarden Euro höher gelegen (albIg et al. 2016 ).
DIE WIRTSCHAFT MELDET ERFOLGE.  Den Einschnitten im Sozial-
system steht inzwischen eine wirtschaftliche Erfolgsbilanz am Arbeits-
markt gegenüber. Vor allem die Industrie gilt als Wachstumsmotor: Im 
Gegensatz zur ausgeprägten De-Industrialisierung in vielen anderen 
Ländern weist Deutschland einen stabilen industriellen Kern auf. Trotz 
des hohen und weiter steigenden Anteils an Dienstleistungs arbeit 
(70  Prozent) bleibt die Industrie in absoluten Zahlen stabil. Was noch 
vor zehn Jahren vielerorts als Auslaufmodell galt, wird inzwischen (in-
ternational) wieder als Stärke betrachtet. Deutschland wird das Poten-
zial attestiert, einen eigenen, starken Wachstumspfad entwickeln zu 































EIN ERFOLG MIT ABHÄNGIGKEITEN.  Dennoch ist an die hohe Export-
abhängigkeit des Erfolgs zu erinnern. Die Außenhandelsüberschüsse 
sind hoch; die Binnennachfrage ist vergleichsweise schwach, wenn-
gleich Letztere in den vergangenen Jahren (auch infolge der Einfüh-
rung des Mindestlohns und Lohnsteigerungen bei Tarifabschlüssen) 
etwas gestiegen ist. Der deutsche Leistungsbilanz überschuss über-
schreitet schon seit Jahren den für die Feststellung eines makroöko-
nomischen Ungleichgewichts nach EU-Regeln maßgeblichen Schwel-
lenwert von sechs Prozent des Bruttoinlands produkts und lag im Jahr 
2016 bei fast neun Prozent.
Gleichwohl trifft für Deutschland zu, was für die meisten hoch ent-
wickelten Volkswirtschaften gilt: Das Wachstum ist niedrig. Auch die 
Bruttowertschöpfung je Erwerbstätigenstunde steigt sehr langsam. 
Während sie im Zeitraum von 1995 bis 2005 noch um durchschnitt-
lich 1,9  Prozent jährlich zunahm, betrug der Anstieg für die Jahre 
2005 bis 2014 nur noch 0,8 Prozent. Es gibt unterschiedliche Erklä-
rungen für die niedrigen Wachstumszahlen, wie z. B. die In tegration 
von mehr Beschäftigten in den Arbeitsmarkt, bereits voll zogene Out-
sourcing- Wellen, eine Verlangsamung der Innovationen im Bereich 
der Informations- und Kommunikationstechnologien (IKT) oder die 
Expan sion des Dienstleistungssektors. 
NIEDRIGE STAATLICHE INVESTITIONSTÄTIGKEIT.  Mit weniger als 
zwei Prozent des Bruttoinlandsprodukts (2016) ist die Investitions-
quote in Deutschland niedrig. Vor allem die öffentliche Infrastruktur 
wurde jahrzehntelang vernachlässigt und gilt noch 
immer als unterfinanziert 1 (bMWI 2016 ). Dies be-
trifft das Verkehrsnetz ebenso wie die Kinder-
betreuung in Westdeutschland und die Angebote 
für Pflegebedürftige. Die OECD hat Deutschland 
wiederholt empfohlen, mehr in die (soziale) In-
frastruktur, insbesondere in Bildung, zu investie-
ren. Im internationalen Vergleich ist der öffent-
liche Dienst schwach ausgeprägt,2 die staatlichen 
Ausgaben für Bildung sind unterdurchschnittlich 
(  QUALIFIZIERUNG) . Wenn trotz hoher Steuer-
einnahmen das Schulwesen und die Universitäten 
unterfinanziert sind, wird es schwierig mit der 
 digitalen Transformation. 
1 Relativ zur Wirtschaftsleistung  
sind die Bruttoanlageinvestitionen des 
Staates im Trend schon seit Jahr-
zehnten rückläufig. Die staatliche 
 Investitionsquote betrug 1970 noch 
4,7 Prozent, 2013 waren es nur  
noch 1,6  Prozent (rIetzler 2014 ). 
Den höchsten – und weiterhin 
 wachsenden – Investitionsbedarf 
 haben die Kommunen (kFW 
 research 2016 ).
2 2004 arbeiteten in Deutschland 
11 Prozent der Beschäftigten im öffent-
lichen Dienst. Von allen OECD- 
Ländern ist nur in Japan der Anteil  
an den Gesamtbeschäftigten niedriger 
(statIsta ohne Jahr).
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DEUTSCHLAND DRIFTET AUSEINANDER.  Die Teilhabe am wirtschaft-
lichen Erfolg streut nach Region. Während es Regionen mit Voll-
beschäftigung gibt, ist die Arbeitslosigkeit in anderen Gebieten an-
haltend hoch. Die regionale Ungleichheit verfestigt sich bzw. nimmt 
teilweise sogar noch zu. Einzelne Regionen befinden sich in einem 
Teufelskreis aus Verschuldung, Arbeitslosigkeit und Abwanderung 
(albrech et al. 2016 ). Im internationalen Vergleich sind die regiona-
len Differenzen zwar (noch) nicht extrem ausgeprägt, dennoch zei-
gen sich problematische Tendenzen. Zwischen Ost und West, Nord 
und Süd, aber auch zwischen einzelnen Kommunen wachsen die so-
zialen und wirtschaftlichen Unterschiede. Aufgrund der höheren 
 Lebenshaltungskosten sind in den deutschen Großstädten gut 21  Pro-
zent der Einwohner kaufkraftarm, während es auf dem Land weniger 
als 14   Prozent sind (röhl 2016 ). Die Schaffung gleichwertiger Lebens-
verhältnisse in ganz Deutschland ist jedoch vom Grundgesetz vorgege-
ben und stellt eine wichtige Voraussetzung für den gesellschaftlichen 
Zusammenhalt dar. 
SOZIALPARTNERSCHAFT IN DER BEWÄHRUNGSPROBE.  Die Sozialpart-
nerschaft steht, da sie Interessengegensätze zu überwinden versucht, 
seit jeher unter Rechtfertigungsdruck (  ERWERBSTÄTIGKEIT) . Ihre 
Bewertung ist dabei Konjunkturen unterworfen: Waren die Gewerk-
schaften hierzulande zeitweise als »Wachstumsbremse« verschrien, 
wenn nach einem Schuldigen für eine angespannte Wirtschaftslage 
und wachsende Arbeitslosigkeit gesucht wurde, so gilt Mitbestim-
mung in der internationalen Forschung seit Langem als Standort-
vorteil, weil das deutsche System sehr flexibel passfähige Lösungen 
auf Branchen-, Unternehmens- und Betriebsebene ermöglicht (z. B. 
goldschMIdt 2016). Die Notwendigkeit einer Revitalisierung der 
Sozialpartnerschaft wird daher breit diskutiert – und findet bereits Ein-
gang in Reformvorschläge zur Arbeitswelt (bMas 2016b; jIrjahn 
2011 ).
2014 arbeiteten 46  Prozent der westdeutschen und 39  Prozent der 
ostdeutschen Beschäftigten in tarifgebundenen Betrieben und Unter-
nehmen. Während der gewerkschaftliche Organisationsgrad und die 
Tarifbindung in der Industrie trotz eines sinkenden Trends noch im-
mer stark ausgeprägt sind, fallen beide in Handwerks- und Dienstleis-
tungsbranchen schwächer aus. Gerade diese Branchen erbringen aber 































industriellen Produktion. Neben dem Ost-West-Gefälle ist bei der 
Tarif bindung auch ein Gefälle nach Betriebsgröße erkennbar (  ER-
WERBSTÄTIGKEIT) . 
Da Ausgleich in der sozialen Marktwirtschaft maßgeblich durch 
die Sozialpartnerschaft erzielt wird, ist die abnehmende Tarifbindung 
problematisch. Sozialpartnerschaftliche Lösungen bieten nicht nur 
den Unternehmen, sondern auch für Erwerbtätige eine Langfrist-
orientierung. Die Abnahme der Tarifbindung wird in der Forschung 
als bedeutender Faktor für die Ungleichheit im Land interpretiert 
(Mau 2015b; bosch/kalIna 2015 ). 
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In Deutschland schauen viele mit Faszination und 
Sorge zugleich auf das Silicon Valley, das weltweit 
zur Chiffre für Innovation, Wachstum und »Dis-
ruption«3 geworden ist. Einen Gegenentwurf stellt 
das chinesische Modell dar: Statt Wagnis kapital 
tritt hier der Staat auf den Plan. Dieses Modell 
zeichnet sich durch ein nicht minder dynamisches Wachstum aus. 
Unternehmen wie der Telekommunikationsausrüster ZTE und der 
Telekommunikationsanbieter Huawei haben sich innerhalb kurzer 
Zeit von reinen Produktionsstätten zu weltweit tätigen Hightech- 
Konzernen entwickelt (bauMs/scott 2013 ).
WIE BEHAUPTET SICH DIE DEUTSCHE WIRTSCHAFT?  Während man-
che befürchten, dass Deutschland Gefahr laufe, in der digitalen 
 Transformation zur »verlängerten Werkbank« des Silicon Valley, also 
zum Zulieferer zu werden, weil die Innovationen von anderen aus-
gingen (u. a. keese 2016), prognostizieren andere eine Fortsetzung 
des wirtschaftlichen Erfolgs. Sie begründen das mit den Vorteilen des 
deutschen Produktionsmodells: der soliden, forschungsintensiven in-
dustriellen Basis, einem produktiven Dienstleistungssektor, flexibler 
Qualitätsproduktion, einer Vielzahl von mittelständischen, interna-
tional agierenden Betrieben, dem dualen Berufsausbildungssystem 
und der engen Zusammenarbeit zwischen anwendungsorientierter 
Forschung und industrieller Fertigung (lang et al. 2016; hbs 2016 ). 
Deutschlands Innovationskraft scheint ungebrochen. Laut dem 
Global Innovation Index ist Deutschland inzwischen unter den Top 
Ten (cornell unIversIty et al. 2016 ). Deutschland gehört zu den 
führenden Staaten beim Roboterbau und bei der Sensorik, ebenso 
wie bei der Steuerungs- und Anlagetechnik (beIse/schäFer 2016 ). 
TRANSFORMATION DER SOZIALPARTNERSCHAFT.  Der technologische 
Fortschritt bringt nicht nur neue Geschäftsmodelle und Organisa-
tionsmodelle hervor, sondern provoziert auch die Infragestellung bis-
WORAUF SOLLTEN  
WIR UNS VORBEREITEN? 
3 Disruption meint hier eine  
durch technologische Entwicklun-
gen ausgelöste »bruchartige« 
 Transformation traditioneller 
 Geschäftsmodelle und Wertschöp-































heriger Rechte und Vereinbarungen. Der Strukturwandel, so einige 
Arbeitgeber, erfordere eine Überprüfung bisheriger Standards; dies 
zeigt sich beispielsweise in der Debatte um das Arbeitszeitgesetz (bda 
et al. 2016; bda 2017 ). Gewerkschaften wiederum verteidigen das Er-
reichte und sehen Bedarf, das dreistufige System der Schutzrechte – ge-
setzliche Mindeststandards, Tarifverträge und Betriebsvereinbarun-
gen – in die neue Arbeitswelt zu überführen. Zur abnehmenden 
Tarif bindung kommt hinzu, dass es in vielen kleinen und mittleren 
Unternehmen keine Betriebsräte gibt, die die Tarifverträge mit Leben 
füllen könnten (ellguth/trInczek 2016 ). Vor diesem Hintergrund 
gewinnen Ansätze zur Stärkung der Sozialpartnerschaft, der Tarif-
bindung und Mitbestimmung an Resonanz, auch 
in der Bundesregierung.4 
Die deutsche Unternehmensmitbestimmung 
wird vor allem durch die zunehmend grenzüber-
schreitende Unternehmensorganisation herausge-
fordert. Die Entscheidungszentren der Unterneh-
men befinden sich dabei immer häufiger außerhalb 
Deutschlands. Das europäische (Gesellschafts-)Recht, etwa mit der 
Rechtsform der Societas Europea (SE), und Lücken in den deutschen 
Mitbestimmungsgesetzen beschleunigen Flucht vor und Umgehung 
von Mitbestimmung. 
DIE SUCHE NACH DER DIGITALEN DIVIDENDE.  Die Forschung führt 
0,37  Prozentpunkte des jährlichen Wirtschaftswachstums in den In-
dustrienationen zwischen 1993 bis 2007 auf den Einsatz von Robo-
tern zurück (graetz/MIchaels 2015 ) ; Unternehmensberater prog-
nostizieren Billionen-Zuwächse an industrieller Wertschöpfung für 
Europa (roland berger 2015 ). Dennoch hat sich die Digitalisierung 
noch nicht als der erhoffte Motor für Wachstum und Produktivität 
erwiesen. In Deutschland wuchs die Wirtschaft 2009 und 2010 nach 
dem krisenbedingten Konjunktureinbruch zwar deutlich, danach 
flachte das Wachstum jedoch wieder ab und erreichte 2016 1,9  Prozent 
(2017 voraussichtlich: 1,5  Prozent, ProjektgruPPe geMeInschaFts-
dIagnose 2017 ). 
Digitale Investitionen lassen sich schwieriger in Gewinnsteigerun-
gen umsetzen als erhofft (World bank grouP 2016 ). Auch das Pro-
duktivitätswachstum zeigt nicht die exponenziellen Sprünge, die er-
wartet wurden. Im Gegenteil hat sich das Produktivitätswachstum in 
4 Der Entwurf für das Weißbuch 
 »Arbeiten 4.0« des BMAS setzt  
in seinen Reformvorschlägen auf 
 Anreize für den Beitritt in Arbeit-
geberverbände und Gewerkschaften
(bMas 2016b ).
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vielen hoch entwickelten Industrieländern seit den 
90er Jahren (bdI 2016 ) deutlich abgeschwächt.5 
Die Debatte über die Gründe ist noch im Fluss; 
die Deutungen variieren: Sind für die einen die 
Erträge der Digitalisierung schon mehr oder we-
niger ausgeschöpft bzw. für die Zukunft über-
schätzt (horn  et  al.  2017 ), vermuten andere, dass 
es noch dauert, bis die Effekte der technologi-
schen Innovationen »durchsickern«, bzw. dass die-
se zwar vorhanden sind, sich aber (bislang) nicht 
messen lassen (Weber et al. 2017 ). 
DIE RESSOURCEN DES STAATES.  Der Staat sorgt über sein System an 
Transferleistungen nicht nur für einen fairen Ausgleich in der Gesell-
schaft, er stellt auch die Basis für ökonomische Aktivitäten zur Verfü-
gung – über Investitionen in die Infrastruktur: in das Verkehrsnetz, 
das Bildungssystem, in Kinderbetreuung und Schulen, das Gesund-
heitswesen und öffentliche Verwaltung. Darüber hinaus investiert er 
in Forschung und Entwicklung, die sich Gründer/innen und etablier-
te Unternehmen zu eigen machen, um darauf Geschäftsmodelle auf-
zubauen und weitere Innovationen hervorzubringen. 
Alle diese Investitionen wollen solide finanziert sein. Es ist also wich-
tig, die Einnahmen des Staates in den Blick zu nehmen. Angesichts von 
Globalisierung und Digitalisierung stellt sich dabei auch die Frage, wie 
der Staat am besten Zugriff auf Unternehmensgewinne erlangen kann. 
Die Vorschläge reichen von einer Maschinen­ und  Robotersteuer (vertre-
ten etwa vom Chef der Deutschen Post, Frank Appel) über eine Wert-
schöpfungsabgabe6 (so z. B. die österreichischen So-
zialdemokraten) bis hin zu Überlegungen zu einer 
Datensteuer. Im Detail  stoßen jedoch alle Vorschläge 
auf Hürden. Eine Maschinensteuer beispielsweise 
würde Unternehmen der klassischen Industrie 
 gegenüber der  Digitalwirtschaft benachteiligen. 
Da aber noch nicht absehbar ist, welche Effekte 
die Digitalisierung auf die Zahl der Arbeitsplätze, 
das Steueraufkommen, die Sozialversicherungen 
und die Verteilung der Einkommen in Deutschland und weltweit 
 haben wird, wird die Debatte um den Zugriff auf die Digitalisie-
rungsgewinne weiter zu führen sein. 
5 Dieses »Produktivitätsrätsel« 
 beschäftigte schon in den 1930er 
Jahren den Ökonomen Alvin 
Hansel (bMas 2016b). Heute sind 
der Wirtschaftsnobelpreisträger  
Paul Krugman sowie der Harvard- 
Ökonom und ehemalige US-Finanz-
minister Lawrence Summer 
 prominente Vertreter der These  
der »säkularen Stagnation«  
(rüruP 2015 ).
6 Als Wertschöpfungsabgabe  
wird die Umstellung der 
 Bemessungsgrundlage für die  
Abgaben zur Sozial versiche-
rung von der Lohnsumme der 
Unternehmen auf die Wert-
































Eine leistungsstarke Volkswirtschaft ist auf den Beitrag der arbeiten-
den Menschen angewiesen, denen die Erwerbstätigkeit materielle 
Sicherheit, sozialen Wohlstand und eine sichere Perspektive liefern 
soll. Der Staat hat dabei eine bedeutende Rolle zu spielen: Er sichert 
gute Bedingungen für wirtschaftliche Aktivitäten und Innovationen, 
garantiert aber auch einen Ausgleich der Interessen, indem er die 
Einzelnen nicht den Kräften des Marktes überlässt und für soziale 
Wohlfahrt sorgt.
Wenn die Empfindung zunimmt, dass diese Beschreibung mehr 
einer normativen Zielvorstellung als der gelebten Realität entspricht, 
besteht Handlungsbedarf. Zwei Optionen sind denkbar: In der ersten 
verabschiedet man sich gleich ganz vom Leitbild der sozialen Markt-
wirtschaft, denn nichts erzeugt mehr Politikverdruss als die Beschwö-
rung von Leerformeln. Die zweite Option verlangt nach einer grund-
legenden Wiederbelebung der sozialen Marktwirtschaft, die diesem Na-
men auch gerecht wird. Bislang ist der Zuspruch zur zweiten Option 
über die politischen Lager hinweg ungebrochen groß – aber eine 
konkrete Umsetzung ist noch nicht erkennbar. 
Der Strukturwandel, der sich durch die technologischen Innova-
tionen vollzieht, bietet hier eine Chance. Er wirft viele an Arbeit ge-
knüpfte Fragen neu auf, die von Rechten und kollektiven Regelun-
gen bis hin zum Verständnis von Wohlstand und Produktivität 
reichen. Auch steht mit dem Strukturwandel das Verhältnis von 
Staat, Wirtschaft, Sozialpartnerschaft und Zivilgesellschaft zur De-
batte: Wer soll nicht nur angehört, sondern auch wirklich beteiligt 
werden? Die digitale Transformation eröffnet eine erneute histori-
sche Chance: Der Staat kann sich als Akteur ihrer Gestaltung begrei-
fen und so die soziale Marktwirtschaft zukunftsfähig machen. Dies 
gelingt durch ein tatsächliches Zusammenspiel von wirtschaftlicher 
Prosperität, ökologischer Nachhaltigkeit und sozialer Wohlfahrt. 
WO KÖNNEN 
WIR ANSETZEN?
DER STAAT  
WIRD AKTIV
Dem Staat kommt in jeder Demokratie und insbesondere in einer 
sozialen Marktwirtschaft eine Schlüsselrolle bei der Gestaltung von 
Wandel zu. Er bündelt die Bedürfnisse und Wünsche, moderiert den 
Ausgleich zwischen den Interessen und bezieht zentrale gesellschaft-
liche Akteure wie Sozialpartner und NGOs in die Entscheidungs-
findung ein. In diesem Verständnis ist der Staat nicht als »National-
staat« gedacht, sondern als Repräsentant pluraler Interessen, der auf den 
unterschiedlichsten Ebenen des Politischen (international bis kom-
munal) Lebensbedingungen gestaltet. Dieses Staatsverständnis gilt es 
zu verteidigen in einer Situation, in der sich Kräfte von rechts (Af D, 
Pegida) zu Sprachrohren des »wahren Volkswillens« und zu Fürspre-
chern »direkter Demokratie« erklären. 
In einer sich rasant verändernden Welt kann der Staat kaum einen 
Masterplan für die Zukunft vorgeben. Er kann und muss stattdessen 
über die demokratischen Wege der Beteiligung einen Prozess initiie-
ren und moderieren, in dem Interessen und Bedürfnisse gehört wer-
den und eine gemeinsame Verständigung über die Ziele der Transforma-
tion erfolgt. Im Themenfeld Arbeit kann er mit Sozialpartnern und 
Arbeitsforschung ein Sensorium dafür entwickeln, wie sich wirtschaft-
liche Aktivitäten verändern werden und wie sich technologische In-
novationen in der Arbeitsorganisation und -gestaltung nutzen lassen. 
Er muss dabei, folgt er dem Grundgedanken der sozialen Marktwirt-
schaft, den Ausgleich zwischen wirtschaftlichen und gesellschaft li chen 































 DENKANSTOSS DER STAAT  
ALS GESTALTER DER TRANSFORMATION
Zur Digitalisierung der Arbeitswelt existieren zahlreiche, zumeist tri-
partistisch organisierte Initiativen (z. B. »Plattform Industrie 4.0«, »Dia-
logprozess Arbeiten 4.0« des BMAS und die »Hightech-Strategie« der 
Bundesregierung). Auch einzelne Bundesländer haben als Impuls-
geber für diese Fragen Kommissionen, Beraterkreise und Räte einbe-
rufen. Die Kommission empfiehlt, diese Aktivitäten stärker miteinan-
der zu verzahnen und unter Einbeziehung der Sozial partner und der 
Zivilgesellschaft eine Innovationsstrategie zu entwickeln. 
In ihr sollten die Ziele und Leitprinzipien für die Transformation 
der Arbeitswelt entwickelt werden. Hierbei sollten technologische 
und soziale Innovationen zusammengedacht werden. Das bedeutet 
unter anderem, die Transformation der Arbeit umfassend, vor allem 
in  ihren gesellschaftlichen Effekten und Möglichkeiten, auszuleuch-
ten. Die Innovationsstrategie sollte nicht zu eng entlang von Bran-
chen definiert werden, sondern die neu entstehenden Zusammen-
hän ge und Abhängigkeiten von Wertschöpfungsprozessen über Bran-
chengrenzen hinweg berücksichtigen. Auch wurde bislang in den 
diversen Plattform-Aktivitäten zu wenig Augenmerk auf die Dienst-
leistungen gerichtet; dies gilt in besonderem Maße für die sozialen 
Dienstleistungen. Sie sollten als integrativer Teil einer ganzheit lichen 
Innovationsstrategie definiert werden. 
 DENKANSTOSS EIN WEITES 
 INNOVATIONSVERSTÄNDNIS 
Die Kommission schlägt einen breiten Innovationsbegriff vor, der 
technologische und wirtschaftliche Innovationen im Zusammenhang mit 
ökologischen und sozialen Innovationen begreift. 
Wenn es gelingt, technische Innovationen dazu zu nutzen, gesell-
schaftlichen Herausforderungen zu begegnen, werden sie zu sozialen 
Innovationen, die beispielsweise der Erhaltung der Umwelt, der Fort-
bewegung, der Bekämpfung von Krankheiten, der Kommunikation 
dienen. Zum anderen sind Innovationen – und dies gerät angesichts 
der Fokussierung in der öffentlichen bzw. medialen Debatte auf »In-
dustrie 4.0« oft aus dem Blick – nicht zwingend technischer Natur; es 
kann sich auch um reine »soziale« Innovationen handeln. 
Daniel Buhr definiert den Begriff soziale Innovationen als »Neue-
rungen, die einerseits zur Verbreitung und Diffusion technischer Ent-
wicklungen auf der gesellschaftlichen Ebene beitragen und anderer-
seits Praktiken darstellen, die von betroffenen Personen, Gruppen 
und Organisationen entwickelt und genutzt werden und zur Bewäl-
tigung gesellschaftlicher Herausforderungen dienen« (buhr 2015 ). 
Danach war die Einführung der betrieblichen Mitbestimmung im 
Jahr 1952 eine soziale Innovation. Sozia le Innovationen sind nicht 
minder relevant für wirtschaftlichen Erfolg als technische Innovatio-
nen. Eine Innovation, die zugleich technisch, ökologisch und sozial 
war: die Maßnahmen gegen die Luftverschmutzung in den 70er Jah-
ren (»Blauer Himmel über der Ruhr«).
Technologische Innovationen haben das Potenzial, Wirtschaftsaktivi tä-
ten anzuregen. Sie sind damit Wegbereiter für Produktivitäts stei ge-
rung und materiellen Wohlstand, bergen aber auch die Gefahr, dass 
Technik nicht im Interesse der Bürger/innen angewandt wird. Es ist 
diese Ambivalenz des technologischen Fortschritts, die den Begriff der In-
novation voraussetzungsvoll macht – und nach einer Vergewisserung 































Nötig scheint eine Abwägung zwischen dem Möglichen und dem ge-
sellschaftlich Gewollten. Welche neuen Technologien halten wir für 
eine Verbesserung der Lebensqualität und eine Innovation im ganz-
heitlichen Sinne? Welche Neuerungen hingegen haben zerstöreri-
sches Potenzial oder verletzen Rechte, die bislang als Basis des Zu-
sammenlebens galten? Helfen könnte hier die Rückbesinnung auf 
ein bewährtes Instrument: die Technikfolgenabschätzung. Dieses For-
schungsgebiet und Politikfeld reflektiert den Einsatz von Technik 
und Technologie und bezieht dabei ihre Effekte systematisch ein, 
d. h. betrachtet sie im Zusammenhang mit Umwelt und Gesellschaft. 
Die Bundesregierung fördert die Technikfolgenabschätzung durch 
Grundlagenfinanzierung, Zuschüsse und Forschungsprogramme. 
 DENKANSTOSS TECHNIKFOLGEN-
ABSCHÄTZUNG NEU AUSRICHTEN 
Das Verständnis von Technikfolgenabschätzung bedarf aus Sicht der 
Kommission einer Perspektiverweiterung: Es kann nicht stehen blei-
ben bei einer reinen Betrachtung von Technikeinsatz, sondern muss 
grundlegend die Veränderung von Wirtschaft und Gesellschaft im Blick 
haben. Ein wichtiges Feld ist etwa die Veränderung von Entschei-
dungsprozessen, wenn diese algorithmisiert werden. Es gilt, die Aus-
wirkungen von Innovationen und neuen Technologien auf Arbeitsplät-
ze und die Arbeitsbedingungen einzufangen und zu bewerten. 
Darüber hinaus sollte die Abschätzung nicht erst bei den Folgen 
ansetzen, sondern bereits den Entstehungsprozess in den Blick neh-
men: Welches sind die Beteiligungsverfahren an Innovationen und 
Entwicklungen? Es ist nicht nur aus Gründen der demokratischen 
Teilhabe, sondern auch ökonomisch plausibel, diese Perspektive auf-
zunehmen. 
Die Kommission schlägt damit vor, die Technikfolgenabschätzung 
stärker als bisher auch auf Folgen der Digitalisierung auszuweiten 
und hierbei die Auswirkungen auf Kommunikation, soziale Bezie-
hungen und Organisationen zu berücksichtigen. Der Staat sollte kla-
re Anreize setzen, dass eine solche Perspektiverweiterung stattfindet, 
und Kriterien für entsprechende Forschung und Initiativen festlegen.
Eine umfassende Institutionalisierung einer Innovationspolitik, die ne-
ben technischen auch soziale Innovationen vorantreibt, findet sich in 
Finnland und Schweden. Beide Länder sind Vorreiter in diesem Be-
reich. Zu den Institutionen der Innovationspolitik gehören in Finn-
land  Koordinationsplattformen wie das »Innovationskabinett« und 
Agenturen wie Tekes, die Forschung, Entwicklung und Innovationen 
 finanziert, außerdem in Schweden und Finnland ein inno vations-
orientiertes öffentliches Beschaffungswesen. Es wird in beiden Län-
dern als Instrument genutzt, um angesichts der hohen Nachfrage im 
öffent lichen Sektor nach IKT-Anlagen, Software, Datenbanken und 
Dienstleistungen innovativen Produkten zum Marktdurchbruch zu 
verhelfen (andersson et al. 2016 ).
 DENKANSTOSS EIN INNOVATIONSORIEN-
TIERTES BESCHAFFUNGSWESEN EINFÜHREN
Die Kommission plädiert für die Einführung eines innovationsorien-
tierten öffentlichen Beschaffungswesens nach schwedischem bzw. finni-
schem Vorbild. Sie sieht hierin einen doppelten Nutzen: Zum einen 
lassen sich über das Instrument innovative Lösungen für neue gesell-
schaftliche Herausforderungen finden (z. B. Innovationen im Dienst-
leistungssektor, Konzepte der Open Innovation, der städtebaulichen 
Entwicklung, Smart City). Zum anderen dient das Instrument dazu, 
Referenzmärkte für innovative Produktive zu schaffen. Da Kommu-
nen nicht verpflichtet sind, das billigste Angebot zu wählen, besteht 
kein Hinderungsgrund, ein solches innovatives Beschaffungswesen 
einzuführen. 
Damit das innovationsorientierte Beschaffungswesen nicht auf 
Kosten sozialer Aspekte geht, sollte es mit weiteren Aspekten kombi-
niert werden. Vorstellbar wäre neben der Einführung einer Tariftreue-
klausel auch das Vorhandensein eines Betriebsrates als Vergabekrite-
rium, um innovativen, jungen Unternehmen einen Anreiz zu geben, 































In der aktuellen Digitalisierungsdebatte fällt auf, dass das Thema öko-
logische Nachhaltigkeit stark an den Rand gedrängt wurde. Dabei ist 
die ökologische Umgestaltung der Wirtschaft zentral. Die in Paris 
2016 festgelegten Klimaschutzziele erfordern erheblichen Einsatz für 
die ökologische Transformation. Deutschland hat in diesem Zusam-
menhang weitreichende Klimaschutzverpflichtungen ratifiziert. Die 
damit einhergehende »Dekarbonisierung« wird einen massiven 
Strukturwandel bedeuten: Branchen geraten unter Druck, Industrie-
prozesse verändern sich, neue Beschäftigungsfelder entstehen. Gleich-
zeitig wird zunehmend von einer »Digitalisierung der Energiewen-
de« gesprochen; auch sehen Konzepte zum Klimaschutz vermehrt 
eine Chance in der Digitalisierung. 
Deutschland kann an Transformationserfolge aus der Vergangenheit 
anknüpfen: Im Bereich der Nachhaltigkeit / Energiepolitik gelang es 
durch Regulierung und Anreizpolitik, hohe Investitionen in zukunfts-
weisende Technologien zu befördern. Das Erneuerbare- Energien-
Gesetz, das die bevorzugte Einspeisung von Strom aus erneuerbaren 
Quellen ins Stromnetz regelt und den Erzeugern feste Vergütungen 
garantiert, bewirkte in Deutschland den Durchbruch bei den regene-
rativen Energien und wurde in zahlreichen Ländern der Welt kopiert. 
Deutschland kann an diesen Innovationspfad anknüpfen; gleichzeitig 
sind weitere Anstrengungen nötig, insbesondere mit Blick auf den 
Ausbau der Energienetze, aber auch im Sinne einer gerechten Trans-
formation mit Blick auf die Sozialverträglichkeit des Wandels.
Ein Feld mit großem Potenzial ist die ressourcenschonende Nut-
zung von Produkten – insbesondere mit Blick auf die beiden Trends 
Digitalisierung und Wertewandel (»Nutzen statt besitzen«). Über 
digi tale Tools können Produkte immer einfacher gemeinsam genutzt 
werden, wie Car-Sharing-Modelle und Online-Tauschringe zeigen. 
Doch auch mit Blick auf die Produktion ist die ökologische Nach-
haltigkeit Thema. Sie kann beispielsweise über eine effizientere Nut-
zung von Ressourcen im Produktionsprozess, aber auch durch eine 
Verlängerung der Lebenslaufzyklen eines Produktes verbessert wer-
den. Bei dem Fokus auf die Umweltbilanz von Produkten wird oft auf 
das Ideal von »Cradle to cradle« verwiesen: die abfallfreie Gesell-
schaft, in der die Nebenprodukte des Produktionskreislaufs des einen 
Produktes wieder in einen anderen eingespeist und genutzt werden 
können. 
Die Sharing- und Repair-Economy führt zwar zum Verlust von Ar-
beitsplätzen in der Produktion, aber sie schafft an anderen Stellen 
auch Arbeit. Denn in der Repair-Economy und der Refabrikation 
(Wiederaufarbeitung) schlummern neue Arbeitsplätze. Das gilt auch 
für klassische Industrieunternehmen: Bereits seit 1972 arbeitet Cater-
pillar, der weltweit größte Hersteller von Baumaschinen, in seinen 
Werken erfolgreich Dieselmotoren auf (Ford/desPeIsse 2016 ).
 DENKANSTOSS DIGITAL-ÖKOLOGISCHE 
INNOVATIONEN FÖRDERN
Eine Wirtschaftspolitik, die den begrenzten Zugang zu Ressourcen 
oder die Folgen von Produktion für das Ökosystem vernachlässigt, ist 
nicht zukunftsfähig. Die Kommission empfiehlt daher, den digitalen 
Wandel effizient im Sinne ökologischer Ziele zu nutzen. 
Bislang ist vernachlässigt worden, dass mithilfe digitaler Technolo-
gien Ressourcen effizienter eingesetzt und auch Klimaziele unter-
stützt werden können. Die Auslastung und Ausnutzung von Gütern 
und Prozessen können mithilfe neuer Technologien und neuer Ge-
schäftsmodelle (»Sharing-Economy«) verbessert werden. In jüngster 
Zeit scheint der Lebenszyklus vieler Produkte eher kürzer statt länger 
zu werden. Viele Geschäftsmodelle sind auf permanenten Neukon-
sum angelegt (etwa bei Smartphones), viele Produkte sind so konstru-
iert, dass sie vorzeitig kaputtgehen (geplante Obsoleszenz). Mit neue-
ren Fertigungstechnologien kann es jedoch zu einer Trendumkehr 
kommen. Statt auf Neuproduktion wird in manchen Bereichen (wie-
der) auf Reparieren gesetzt. Digitale Entwicklungen wie das »Addi-
tive Manufacturing« (3D-Druck) leisten dafür einen entscheidenden 
Beitrag. Mit ihnen lassen sich die Zulieferketten drastisch verkürzen. 
Neue Technologien bergen also das Potenzial von Ressourcen­
schonung in sich, doch ist dies kein Selbstläufer, weshalb Anreize nötig 
sind. Die Kommission empfiehlt, die Bereiche Digitalisierung und 
Ökologie zukünftig systematischer zusammenzudenken (und schlägt 
einen digital-ökologischen Transformationspfad vor).
Illustrieren lässt sich ein solcher digital­ökologischer Transformations­































Schweden eingeführt wurde: Die Mehrwertsteuer auf Reparaturen, 
etwa von Fahrrädern oder Schuhen, sinkt von 25  Prozent auf 12  Pro-
zent; Reparaturen von Elektrogroßgeräten wie Kühlschränken oder 
Waschmaschinen sind seit Jahresbeginn von der Steuer absetzbar. 
Auch in Deutschland könnte der Staat aktiv Anreize nach diesem 
Vorbild setzen, auch wenn dies nur ein kleiner Baustein einer größe-
ren Nachhaltigkeitsstrategie sein kann. 
DER STAAT 
INVESTIERT
 DENKANSTOSS TRENNUNG VON 
 INVESTIVEN UND KONSUMTIVEN STAATLICHEN 
AUSGABEN ÜBERWINDEN
Die Kommission empfiehlt, die statistische Trennung von investiven 
und konsumtiven staatlichen Ausgaben zu überwinden: Nach Maß-
gabe der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung werden Staatskon-
sum und staatliche Investitionen voneinander abgegrenzt. In der 
öffent lichen Debatte wird zugleich häufig der Eindruck erweckt, in-
vestive Ausgaben des Staates seien zwar durchaus wünschenswert, 
doch sei ein zu großer Teil der Staatsausgaben konsumtiv und damit 
wenig produktiv. Tatsächlich folgt die statistische Abgrenzung von 
staatlichem Konsum und staatlichen Investitionen jedoch einer fal-
schen Logik. So werden beispielsweise Ausgaben für Gebäude staat-
licher Schulen als Investitionen erfasst, während die Ausgaben für 
Gehälter von Lehrer/innen und Professor/innen als Staatskonsum 
verbucht werden. Dabei ist klar, dass beide Ausgabentypen investiven 
Charakter haben mit dem Ziel einer verbesserten Ausbildung von 
Schüler/innen und Studierenden. Ähnliche Argumente lassen sich 
für sozialpolitische Themenfelder entwickeln. Vor diesem Hinter-
grund ist eine neue Debatte darüber notwendig, inwieweit staatliche 
Ausgaben, unabhängig von ihrer aktuellen Abgrenzung nach Volks-
wirtschaftlicher Gesamtrechnung, die längerfristige gesamtwirtschaft-
liche Produktionsentwicklung befördern. 
Staatliche und private Investitionen spielen eine bedeutende Rolle bei 
langfristigen Wachstumsprozessen. Eine Abnahme der Investitions-
tätigkeit führt zu einem verringerten Produktionspotenzial – und ge-
fährdet damit auf lange Sicht die gesamtwirtschaftliche Wohlfahrt. 
Deutschlands Investitionstätigkeit unterschreitet den Durchschnitt 
aller OECD-Länder. Ein Blick in die Statistik zeigt für die letzten bei-
den Jahrzehnte in Deutschland eine historisch niedrige Investitions­
tätigkeit, auch bezeichnet als »Investitionslücke«, d. h. eine Divergenz 
von notwendigen und tatsächlich unternommenen Investitionen, die 
zu einem Substanzverlust führen muss. Das DIW Berlin hat die Inves-
titionslücke in Deutschland auf ungefähr 75  Milliarden Euro beziffert 
(was einem Anteil am Bruttoinlandsprodukt von drei Prozent ent-
spricht). Bei einer Schließung der Lücke könnte das Wachstum um 
0,6  Prozentpunkte höher ausfallen (bach et al. 2013 ). Nahezu alle Sek-
toren sind von diesem Investitionsmangel betroffen, besonders je-
doch die staatliche und die kommunale Ebene. 
Seit mehreren Jahren verfügt Deutschland über hohe Steuereinnah-
men, dennoch ist die Investitionsquote niedrig geblieben. Zwar ver-
ringert sich aktuell der Überschuss der öffentlichen Haushalte durch 
die Ausgaben für die Unterbringung und Integration von Flüchtlin-
gen, aber es besteht weiterhin ein hoher fiskalischer Spielraum: Trotz 
der zusätzlichen Ausgaben dürften die öffentlichen Haushalte 2016 
einen Überschuss von 0,4  Prozent des Bruttoinlandsprodukts auswei-
sen (horn  et  al.  2016b ). Da selbst der restriktive Fiskalpakt ein struk-
turelles Defizit in Höhe von 0,5  Prozent des Bruttoinlandsprodukts 































 DENKANSTOSS IMPULSE MIT 
 ÖFFENTLICHEN INVESTITIONEN SETZEN 
Staatliche Investitionen sind die Grundlage für ein funktionierendes 
öffentliches Leben, das ganz maßgeblich auf eine vielschichtige Infra-
struktur angewiesen ist. Vor diesem Hintergrund empfiehlt die Kom-
mission, die öffentlichen Investitionen deutlich zu verstärken. In einer 
Situation des Strukturwandels ist es dringend geboten, mit Investitio-
nen in den Bereichen  QUALIFIZIERUNG  und digi tale Infrastruktur 
in die Offensive zu gehen (ohne die Investitionen in die »physische« 
Infrastruktur zu vernachlässigen). 
Von der Orientierung an der »schwarzen Null« im Bundeshaushalt 
ließe sich zumindest so weit abweichen, dass man den Spielraum des 
zulässigen strukturellen Defizits von 0,5  Prozent ausschöpft. Darüber 
hinaus gab es in der Kommission einige Stimmen, die darauf hinwie-
sen, dass die Ausnutzung des strukturellen Defizits trotz der aktuel-
len Einnahmesteigerung des Staates nicht ausreichen würde – bereits 
jetzt würden sich die Länder mit der Gründung öffentlicher Struktur-
unternehmen (wie z. B. in Hamburg der Hafen-City GmbH) behel-
fen. Daher sei die Orientierung an der »schwarzen Null« bzw. die 
»Schuldenbremse« generell mit Blick auf langfristig wirksame Inves-
titionen kritisch zu hinterfragen. Ein Argument dafür war: Hätte 
man stets einen solchen Kurs verfolgt, wären große Teile der heutigen 
Infrastruktur und damit des gesellschaftlichen Wohlstandes nie ent-
standen. 
Der Staat spielt, dies ist der Öffentlichkeit zumeist nicht bekannt, 
eine aktive Rolle bei Innovationen – die oftmals einzelnen Genies und 
sogenannten »Garagenerfindern« zugeschrieben werden. Viele der 
vermeintlich von Einzelnen entwickelten Innovationen und Techno-
logien sind nicht nur in komplexen Kooperationen entstanden, son-
dern basieren auf einer Anschubförderung durch den Staat (hellIge 
2006; Mazzucato 2015 ). Selbst das »kalifornische Modell«, bei dem 
die meisten wohl an privates Venture-Kapital denken, setzt auf im-
mense öffentliche Investitionen und Förderung (bauMs/scott 2013 ).
In Deutschland konzentriert sich der Staat bislang auf die Förde-
rung von Grundlagenforschung. Damit wird ein spezifisches Marktver-
sagen kompensiert – nämlich zu niedrige Forschungs- und Entwick-
lungsausgaben. Soll der Staat also darüber hinaus private Investitionen 
stärker fördern bzw. selbst in neue Technologien und Geschäfts-
modelle investieren? Diskutiert wurden unterschiedliche Ansätze.
 DEBATTE DER STAAT GEHT BEIM 
 INVESTIEREN NEUE WEGE
Eine Debatte drehte sich um die Frage, wie unmittelbar der Staat sich 
am Wirtschaftsgeschehen beteiligen soll, um Innovationen bzw. inno-
vative / strategisch wichtige Wirtschaftsbereiche voranzutreiben. Die 
Einschätzungen in der Kommission lassen sich zu drei Positionen 
bündeln:
 Eine Position lautet, dass der Staat nur die Rahmenbedingungen 
für private Investitionen verbessern solle, insbesondere durch Infra-
strukturförderung (etwa Bildung, Forschung, Verkehrsnetze). Bei Di-
rektinvestitionen hingegen solle sich der Staat auf die Kompensa tion 
von Markt- oder Koordinierungsversagen konzentrieren; nur in diesem 
Fall sei eine direkte Steuerung der Investitionstätigkeit durch den 
Staat sinnvoll. Auch würden Investitionsanreize aktuell verpuffen, 
weil wegen der niedrigen Zinsen Kredite ohnehin sehr günstig sein; 
die Investitionszurückhaltung von Unternehmen müsse also andere 
Gründe haben, die es zunächst näher auszuleuchten gelte.
 Eine zweite Position war, dass der Staat zwar nicht direkt in 
 innovative Branchen investieren, aber zumindest Investitionen in Inno-
vationen verbilligen solle, etwa durch Abschreibungsmöglichkeiten. 
 Eine dritte Position kritisiert, dass der Staat sich in den vergan-
genen 30  Jahren aus vielen Bereichen zurückgezogen habe und seine 
Rolle auf die Korrektur von Fehlentwicklungen von Märkten redu-
ziert worden sei. Diese Stimmen forderten, den Staat aus seiner Rolle 
am »Spielfeldrand des Marktgeschehens« wieder auf das Spielfeld zu-
rückzuholen. Sie schlugen eine bewusste Risikoübernahme durch den 
Staat bei der Entwicklung neuer Technologien vor. Auf diese Weise 































rücksichtigen, Sozialpartner und Zivilgesellschaft einzubinden und 
Aushandlungsprozesse über die Entwicklung und Förderung neuer 
Technologien zum Teil demokratischer Aushandlungsprozesse zu ma-
chen. In diesem Zusammenhang wurde auch die Einführung  eines 
Staatsfonds diskutiert, der die Aufgabe hat, hochinnovative Technolo-
gien zu fördern bzw. in Zukunftsbranchen oder nationale Schlüssel-
unternehmen zu investieren. Staatsfonds gibt es, anders als vielfach 
vermutet, auch in rohstoffarmen Staaten wie Frankreich und Italien. 
Zu klären blieb die Frage, woher der Fonds sein Kapital beziehen sol-
le. Auch gilt es, eine vollständige private Aneignung der Ergebnisse 
staatlicher Risikofinanzierungen zu verhindern.
Große Chancen liegen in Deutschlands Mittelstand, der als wirtschaft-
liche Struktur im internationalen Vergleich ein Alleinstellungsmerk-
mal darstellt. Die mittelständische Wirtschaft schöpft das Potenzial 
der Digitalisierung jedoch bislang bei Weitem nicht aus. Zwischen den 
hochgesteckten Zielen der Industrie-4.0-Strategie und  ihrer Umset-
zung besteht bislang noch eine tiefe Kluft (schroeder  2017b). Während 
die großen Leuchttürme wie Siemens, Bosch und  Teile der Automobil-
industrie sowie einzelne Mittelständler in der Umsetzung schon weit 
vorangekommen sind, bleibt die Mehrheit der – insbesondere klei-
nen und mittelständischen – Industrieunternehmen hinter den ambi-
tionierten Zielen der Umsetzung neuer Technologien zurück (eFI 2015 ).
Insgesamt befindet sich laut einer Kf W-Studie etwa ein Drittel der 
Mittelständler aktuell noch in einem Grundstadium der Digitalisie-
rung, d. h., bei ihnen sind selbst grundlegende Anwendungen wie ein 
eigener Internetauftritt unterdurchschnittlich verbreitet. Besonders 
häufig zählen die kleinen Mittelständler mit weniger als 50  Mitarbei-
ter/innen zu diesen Digitalisierungsnachzüglern. Rund die Hälfte der 
mittelständischen Firmen hierzulande liegt im Mittelfeld und nutzt 
beispielsweise einzelne Anwendungen digital vernetzter Information 
und Kommunikation. Digitale Vorreiter, d. h. Unternehmen, die be-
reits auf digitale Produkte, Dienstleistungen, Apps oder Industrie 4.0 
setzen, stellen mit einem knappen Fünftel des Mittelstands die Min-
derheit dar. 
Als Hürden gaben die Mittelständler Fragen des Datenschutzes, 
hohe Investitions- und Betriebskosten und die zu niedrige Geschwin-
digkeit der Internetverbindung, außerdem mangelnde IT-Kenntnisse 
der Belegschaften an (zIMMerMann 2016 ). Nicht alle Mittelständler 
können aus eigener Kraft die Digitalisierung stemmen, insbesondere 
in der Zulieferkette werden diejenigen in Schwierigkeiten geraten, 
die sich nicht schnell genug digitalisieren. Hier scheint Unterstüt-
zung nötig. 
 DEBATTE DEN DIGITALEN  
MITTELSTAND FÖRDERN
In der Kommission wurde wiederholt betont, dass der Mittelstand 
besondere Unterstützung in der Bewältigung der Transformation 
und der Nutzung der mit ihr verbundenen Chancen benötigt. Dies 
beginnt bei der Schulung von Belegschaften mit Blick auf IT-Kennt-
nisse, umfasst aber auch Beratungsangebote für Datenschutz oder die 
Einführung digitaler Technologien. Kontrovers wurde die Frage dis-
kutiert, ob es auch finanzielle Hilfen (z. B. durch Steuererleichterun-
gen) für Investitionen in Digitalisierung geben solle. 
Einige Stimmen bejahten solche Hilfen. Allerdings solle die Förde-
rung nicht nach dem »Gießkannenprinzip« erfolgen, sondern an Kri-
terien wie Tarifbindung gebunden sein. Auch sollten bei der Frage, 
welche innovativen Produkte und Geschäftsmodelle gefördert wer-
den, Zivilgesellschaft und Sozialpartner einbezogen werden. 
Gegner/innen einer solchen finanziellen Förderung wiesen darauf 
hin, dass Digitalisierung auch eine Rationalisierungsstrategie sei und 
damit nicht per se förderungswürdig. Zum anderen wurde die Frage 
aufgeworfen, wie stark der Staat Unternehmen unter die Arme greifen 
solle, die sich nicht aus eigener Kraft am Markt behaupten können. 
Einigkeit bestand darin, dass der Mittelstand stärker als große Un-
ternehmen auf eine gute regionale Infrastruktur angewiesen ist. Hier 
könnte also in der indirekten Förderung angesetzt werden; auch 































DIE SOZIALE MARKTWIRTSCHAFT 
REVITALISIEREN
Die Digitalisierung trifft in Deutschland auf eine in einigen Teilen 
stark verunsicherte Bevölkerung – und sie kann den Druck auf Er-
werbsarbeit und ihre Regulierung weiter erhöhen: Selbst die eupho-
rischsten Prognosen zu den Auswirkungen der Digitalisierung gehen 
davon aus, dass es eine nicht unerhebliche Anzahl von Verlierer/in-
nen geben wird. Die Anzeichen dafür sind jetzt schon da. Während 
viele gut abgesichert sind, befinden sich andere im Abstiegskampf 
oder haben den Kampf bereits verloren. Die Konturen einer polari-
sierten Gesellschaft zeichnen sich bereits ab (Fratzscher 2016 ), in 
Frankreich und den USA sind sie schon deutlicher zu besichtigen.
Auch regionale Disparitäten sind in Deutschland bereits markant 
und können durch die Digitalisierung weiter zunehmen. Dies wirft 
die Frage auf, wie die Gesellschaft die Kraft zum sozialen Zusammen-
halt zurückgewinnen kann. Dazu gehört auch, dass sich der Staat sei-
ner Verpflichtung zur Daseinsvorsorge im ganzen Land stellt. Hierzu 
zählen technische Dienstleistungen (Verkehrsinfrastruktur, Kommu-
nikationsdienstleistungen, Energieversorgung, Wohnungswirtschaft) 
und soziale Dienstleistungen (Bildungswesen, Kinderbetreuung, 
Sportstätten, Gesundheits- und Altenpflege, kulturelle Versorgung, 
öffentliche Sicherheit) (kersten  et  al.  2015 ). Schon heute verfügen 
viele Regionen hier nur noch über eine Mindestausstattung. Der 
 demografische Wandel wird in einigen Regionen zu deutlicher Alte-
rung und niedrigen Geburtenraten führen, sodass ohnehin schwache 
Regio nen weiter geschwächt werden. Die Daseinsvorsorge ist jedoch 
die Voraussetzung für das Funktionieren der Wirtschaft und setzt 
 ihrerseits wirtschaftliche Aktivitäten in Gang. 
 DENKANSTOSS HUMANE UND  
GLEICHWERTIGE LEBENSVERHÄLTNISSE 
Die Förderung wirtschaftlicher Aktivitäten und die Investitionen in 
technologische und wirtschaftliche Innovationen sind kein Selbst-
zweck, sondern sollen dazu dienen, die Lebensverhältnisse aller Men-
schen zu sichern. Der Staat hat die Aufgabe, Menschen darin zu unter-
stützen, diese Lebensverhältnisse selbst herzustellen, was ihn ver-
antwortlich für hierfür günstige Rahmenbedingungen macht. Im 
Grundgesetz ist insbesondere auch die Gleichwertigkeit (Art.  72 
Abs.  2) bzw. die Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse (Art.  106 
Abs.  3) festgeschrieben. Mit diesem verfassungsrechtlichen Auftrag ist 
der Staat zuständig für den Ausgleich zwischen den Regionen.
Die Kommission spricht sich mit Nachdruck dafür aus, das Prinzip 
der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse zum Leitprinzip staat­
licher Aktivität zu machen und damit den Gedanken der Sozialstaat-
lichkeit umzusetzen. Diese Aufgabe kann nicht allein von Kommunen 
gelöst werden, sondern Länder und Bund sind in diese Gewährleis-
tungsverantwortung einzubeziehen. 
 DEBATTE GEMEINSCHAFTSAUFGABE 
 REGIONALE DASEINSVORSORGE 
Um die Sicherung einer infrastrukturellen Grundausstattung auch 
zukünftig zu gewährleisten, zog die Kommission in Erwägung, die 
regionale Daseinsvorsorge als Gemeinschaftsaufgabe im Grundgesetz zu 
verankern (siehe auch kersten et  al.  2016). Eine solche Verankerung 
im Grundgesetz würde es möglich machen, einen mit Bundesmitteln 
ausgestatteten Regionalfördertopf aufzulegen. Die Verbesserung der 
regionalen Daseinsvorsorge sollte in Art.  91a Abs.  1 Nr.  3 GG geregelt 
und eine hälftige Kostenteilung nach Art.  91a Abs.  3 Satz  1 vorgesehen 
werden. Dies böte den Vorteil, dass die kleinteilige, an Sonderinteres-































bestehenden Gemeinschaftsaufgaben Agrar und Küstenschutz sowie 
die regionale Wirtschaftsförderung) zu einem einheitlichen Förderkon-
zept zusammengefasst werden könnte. 
 DENKANSTOSS INFRASTRUKTUR  
ALS VORAUSSETZUNG FÜR DEN SOZIALSTAAT
Die Kommission empfiehlt, die zentrale Rolle von Infrastrukturpoli-
tik für den gesellschaftlichen Zusammenhalt allgemein und die digi-
tale Transformation im Besonderen in den Blick zu nehmen. Infrastruk-
turpolitik hat in den letzten Jahren bereits ein Comeback erlebt – wenn 
auch weitgehend unbemerkt und unter anderen Namen: »Energiewen-
de«, »Elektromobilität«, »demografischer Wandel« (bauMs/scott 2013 ). 
Verstärkte Anstrengungen sind nötig für den Ausbau einer leistungs­
starken Netzinfrastruktur und für eine Qualifizierungsoffensive in 
 allen Säulen des Bildungssystems. Daneben aber gibt es auch weitere 
Herausforderungen, denen sich die Infrastrukturpolitik zu stellen 
hat. Hierzu zählen vor allem der demografische Wandel, neue fami-
liale Arbeitsteilung und ökologische Notwendigkeiten. Insbesondere 
im Bereich der Sorgearbeit ist ein Ausbau der Infrastruktur dringend 
geboten, z. B. durch den Ausbau hochwertiger Kindertagesstätten 
und echter Ganztagsschulen mit hieran angepassten pädagogischen 
Konzepten und durch eine breite Versorgung mit Plätzen für Pflege-
bedürftige. Auch der Wohnungsbau stellt im Zuge steigender Miet-
preise in den Städten einen bedeutenden Baustein dar.
Der Zugang zu schnellem Internet wird für die Wirtschaft zum 
Überlebensfaktor: Firmen in ländlichen Regionen klagen über 
schlechte Anbindung (kurI 2017 ). Bei Privatpersonen entscheidet 
der Zugang zu schnellem Internet zunehmend über den Zugang zu 
Erwerbsarbeit, Kultur, Bildung und medizinischer Versorgung. Breit-
band wird damit zu einer zentralen Verteilungskategorie. Der Staat 
ist daher herausgefordert, dafür zu sorgen, dass ländliche Regionen 
nicht digital abgehängt werden.
Gleichzeitig sollte neue Infrastrukturpolitik aber auch demokra-
tisch gedacht werden – als beteiligungsorientierte Infrastruktur. Zum 
einen lassen sich »soziale Orte« fördern sowie als »persönliche Infra-
strukturen« das Ehrenamt, Zeit für Care-Tätigkeiten und die Nach-
barschaftshilfe, wie etwa in WiN-Projekten (»Wohnen in Nachbar-
schaften«).
Zum anderen sollten kollektive (Arbeits­)Orte gefördert werden. 
Der technologische Fortschritt ermöglicht das Arbeiten von allen Or-
ten aus; zugleich aber ist bekannt, dass Innovationen aus Interaktion 
und Kooperation heraus entstehen. Kommunale Coworking-Spaces 
haben das Potenzial, hierfür Impulse zu geben: Sie führen isoliert 
 Arbeitende wieder sozial zusammen – und machen sie so kollektiv 
handlungsfähig.
Die Transformation wird ohne Vertrauen der Bürgerinnen und Bür-
ger in den Sozialstaat nicht gelingen. Die Aufgabe, das Sozialstaatsver-
sprechen für das digitale Zeitalter zu erneuern, erschöpft sich nicht in 
Infrastrukturmaßnahmen. Eine zentrale Rolle für den Zusammen-
halt im Transformationsprozess und damit für sein Gelingen spielt 
die Absicherungsfunktion des Sozialstaats. Diesem Punkt wurde kein 
eigener Denkanstoß gewidmet, weil er zu komplex ist; er zieht sich 
vielmehr durch sämtliche Kapitel dieses Berichtes (insbesondere
 ERWERBSTÄTIGKEIT ,  EINKOMMEN ,  ARBEITSZEIT).
Zentraler Baustein der sozialen Marktwirtschaft sind die Sozial-
partnerschaft und die Mitbestimmung. Beide garantieren im Struktur-
wandel die Überführung von strukturellen Konflikten in gemeinsam 
vereinbarte Lösungswege. Gegenwärtig ist eine Renaissance der Sozial-
partnerschaft festzustellen, die ihre Wurzel vor allem in der konstruk-
tiven Krisenbewältigung 2008/2009 hat. Insbesondere in den industri-
ellen Branchen gelang damals im Zusammenwirken von Management, 
betrieblicher Interessenvertretung, Tarifvertragsparteien und Regie-
rung ein verlässliches Krisenmanagement, das die Belegschaften weit-
gehend vor unmittelbarem Arbeitsplatzverlust schützte, was sich 
nach der Krise wiederum gesamtwirtschaftlich als Vorteil erwies. Seit-































forschungsinstitute den bedeutenden Anteil, den Gewerkschaften 
nicht nur an der Sicherung des sozialen Friedens, sondern auch an 
der deutschen Wettbewerbsfähigkeit und an der Überwindung der 
Krise hatten. 
Die Sozialpartnerschaft ist daher wieder ein Faktor, auf den sich in 
Deutschland auch viele Arbeitgeber und Arbeitgeberverbände posi-
tiv beziehen – und sie gilt (wieder) als Teil der Erfolgsgeschichte der 
sozialen Marktwirtschaft. Auch mit Blick auf den Strukturwandel 
wird die Rolle der Sozialpartnerschaft als bedeutend diskutiert.
Dennoch ist der Zustand der Sozialpartnerschaft fragil. Seit Mitte 
der 90er Jahre ist nicht nur der gewerkschaftliche Organisationsgrad 
der Erwerbstätigen, sondern auch die Tarifbindung von Unter neh men 
zurückgegangen. Die Arbeitgeberverbände haben durch die Schaf-
fung von sogenannten OT-Mitgliedschaften (OT: ohne Tarif bindung) 
den Verzicht auf Tarifverträge hoffähig gemacht. 
In der wissenschaftlichen Bewertung der deutschen Arbeitsbezie-
hungen werden inzwischen »drei Welten der Sozialpartnerschaft« 
identifiziert (schroeder 2017a ): Zur ersten Welt gehören die Kern-
bereiche der verarbeitenden und exportierenden Industrie, wo die 
»Konfliktpartnerschaft« noch funktioniere. Zur zweiten Welt gehö-
ren die mittelgroßen Betriebe und Teile des öffentlichen Dienstes, 
hier seien die konfliktpartnerschaftlichen Beziehungen existent, aber 
»ruppig« und »unberechenbar«. Zur dritten Welt gehören die kleinen 
und mittelgroßen Betriebe im privaten Dienstleistungssektor. In die-
ser dritten Welt herrsche ein »Konflikt ohne Partnerschaft«. Das gilt 
insbesondere für den – weiblich dominierten – Bereich der sozia len 
Dienstleistungen (insbesondere im Pflegesektor). Hier ist das tradi-
tionelle deutsche Beschäftigungsmodell mit flächendeckenden Bran-
chentarifverträgen niemals angekommen. 
Wenn die Mitbestimmung als konstituierend für die soziale Markt-
wirtschaft angesehen wird, stellt sich die Frage, wie Mitbestimmung 
auch in den »Mitbestimmungswüsten« verwurzelt werden kann – 
und wie die Werkzeuge der Mitbestimmung beschaffen sein müssen, 
damit sie auch außerhalb der industriellen Zonen und des öffent-
lichen Dienstes flächendeckend wirksam werden können.
 DEBATTE SOZIALPARTNERSCHAFT  
UND MITBESTIMMUNG STÄRKEN
Die Kommission hält eine funktionsfähige Sozialpartnerschaft und 
eine vitale Mitbestimmung für entscheidend für das Gelingen der 
Transformation: Sie ist nur als Aushandlungsprozess vorstellbar; dazu 
ist Sozialpartnerschaft auf Augenhöhe nötig. Wirksame Mitbestimmungs-
rechte stellen diese Augenhöhe her und sind daher für das Funktio-
nieren moderner Sozialpartnerschaft wichtig. Das Ziel, das Prinzip der 
Augen höhe auch in Zukunft zu garantieren, war in der Kommission 
Konsens. Kontrovers wurden nur der Weg dorthin bzw. die entspre-
chenden Instrumente diskutiert. Die Debatte drehte sich unter ande-
rem um folgende Aspekte:
Bekenntnis zum Betriebsrat Taten folgen lassen: Mitbestimmung ist 
das Markenzeichen der sozialen Marktwirtschaft und ein verbrieftes 
Recht. Dennoch arbeiten weniger als die Hälfte aller abhängig Be-
schäftigten in Betrieben mit Betriebsrat. Jede sechste Betriebsrats-
gründung wird verhindert. Ein klares Bekenntnis zur Mitbestim-
mung als dem demokratischen Prinzip der deutschen Wirtschaft 
erfordert ein Nachjustieren der Rahmenbedingungen. 
Die Wahl eines Betriebsrats nach dem normalen Wahlverfahren ist 
eine facettenreiche und langwierige Prozedur, die anfällig ist für mut-
willige Störungen. Aber auch das vereinfachte Wahlverfahren, das im 
Betriebsverfassungsgesetz seit der Reform im Jahre 2001 vorgesehen 
ist, stellt Personen, die das erste Mal eine Wahl initiieren möchten, 
vor große Herausforderungen. Also: Rechtsunsicherheiten ausräu-
men, Wahlverfahren vereinfachen, vereinfachtes Wahlverfahren auf 
Betriebe bis zu 100  Wahlberechtigte ausweiten. 
Neben der Vereinfachung bedarf es einer besseren Absicherung 
von Betriebsratswahlen gegen Versuche von Arbeitgeberseite, sie zu 
beeinflussen oder zu behindern. Vorschläge waren:
 verbesserter Kündigungsschutz
 konsequente Verfolgung und Sanktionierung von Versuchen, 
Betriebsratsgründungen zu verhindern (z. B. durch Gründung von 
Schwerpunktstaatsanwaltschaften, Bearbeitung im Rahmen bestehen-
der Schwerpunktabteilungen, etwa zur Wirtschaftskriminalität)































 Wahlbehinderungen zum Offizialdelikt machen, das von Amts 
wegen verfolgt werden muss, nicht nur auf Antrag einer bereits 
 gewählten Interessenvertretung oder einer im Betrieb vertretenen 
 Gewerkschaft 
Tarifverträge flächendeckend wirksam machen: Im Zuge des Rückbaus 
des Sozialstaates in den vergangenen Jahren wurden immer mehr 
Aufgaben auf die tarifliche und betriebliche Ebene verlagert (z. B. fle-
xible Altersübergänge, Betriebsrenten); gleichzeitig nimmt die Reich-
weite der Tarifverträge ab. So entstehen Schutzlücken und neue Un-
gleichheiten auf dem Arbeitsmarkt. Aus diesem Grund wächst die 
Notwendigkeit, von Tarif- und Betriebspartnern gefundene Lösun-
gen durch Allgemeinverbindlicherklärungen auf die Fläche auszudeh-
nen. Hier scheint es sinnvoll, die Auswirkungen des Gesetzes abzuwar-
ten, durch das die Hürde dafür bereits gesenkt wurde (  EINKOMMEN) . 
Falls sich zeigt, dass dieses weitgehend wirkungslos bleibt, sollte über 
die Abschaffung des Vetorechts der Tarifpartner nachgedacht werden.
Verbandsklagerecht für Sozialpartner: Während beispielsweise Ver-
braucherschutzverbände das Recht haben, für die Rechte von Ver-
braucher/innen mit Verbandsklagen zu streiten, fehlt den Tarifpart-
nern diese Möglichkeit, einzelne Arbeitnehmer/innen kollektiv zu 
unterstützen. Deswegen ist zu überlegen, auch den Tarifpartnern das 
Recht auf Verbandsklagen einzuräumen. 
Schließen der Schlupflöcher zur Vermeidung der Unternehmensmitbe-
stimmung: Die Wahl von Arbeitnehmervertreter/innen in den Auf-
sichtsrat verleiht der Mitbestimmung zusätzliche demokratische Le-
gitimität und Wirksamkeit. Mehr als 65  Jahre nach der Einführung 
der Mitbestimmung erscheint es nötig, ihr rechtliches Fundament so 
weiterzuentwickeln, dass es den Veränderungen durch Digitalisie-
rung und Transnationalisierung von Arbeit und Wirtschaft standhält 
und weiterhin zur Ausgestaltung von Teilhabe und zu fairer Arbeit 
beiträgt. Mindestens 800.000  Beschäftigte werden derzeit durch juris-
tische Tricks um die paritätische Mitwirkung im Aufsichtsrat ge-
bracht (hbs 2016 ). Es gilt also insbesondere, die Möglichkeiten zur 
legalen Vermeidung und Umgehung der gesetzlichen Mitbestim-
mung zu reduzieren. Verschiedene Möglichkeiten sind denkbar:
 Dazu gehört, im SE-Beteiligungsgesetz klarzustellen, dass Mitbe-
stimmung in einer Europäischen Aktiengesellschaft (SE) neu verhan-
delt werden muss, wenn die Zahl der Beschäftigten in Deutschland 
über die Schwellenwerte der deutschen Mitbestimmungsgesetze steigt. 
 Weiterhin gilt es, das Drittelbeteiligungsgesetz an die Regelun-
gen zur Konzernanrechnung im Mitbestimmungsgesetz und hin-
sichtlich der Erfassung der Kapitalgesellschaft & Co KG im Mitbestim-
mungsgesetz anzupassen. 
 Darüber hinaus kann das Mitbestimmungsgesetz auf ausländi-
sche Rechtsformen mit Zweigniederlassung oder Verwaltungssitz in 
Deutschland ausgedehnt werden. 
Jede neue Richtlinie der EU-Kommission im Gesellschaftsrecht kann 
in Europa potenziell zu neuen Risiken für die Mitbestimmung füh-
ren. Das verdeutlichen die Diskussionen um die Einführung einer 
 Europäischen Privatgesellschaft (die 2011 gescheitert ist) und zur Ein- 
Personen-Gesellschaft (SUP). 
Die Gefahr besteht, dass weitere Harmonisierung im europäischen 
Gemeinschaftsrecht, etwa zur grenzüberschreitenden Sitzverlegung, 
Fusion oder Aufspaltung von Unternehmen, die Frage der Betei ligung 
von Arbeitnehmer/innen im Aufsicht- oder Verwaltungsrat gänzlich 
ausklammert. Nötig ist daher eine Debatte über eine neue Architek-
tur für die Arbeitnehmerbeteiligung in den europäischen Gesell-
schaftsformen. Teil dieser Architektur könnten europaweit geltende 
Schwellenwerte für die Mitbestimmung in Unternehmen mit europä-
ischer Rechtsform sein. Vorstellbar ist dabei ein »Mitbestimmungs- 
Escalator«, das bedeutet: dynamische Schwellenwerte, sodass das durch 
sie abgesicherte Niveau an Mitbestimmung bei einer wachsenden An-
zahl von Beschäftigten ansteigt. 
Vitalisierung der Sozialpartnerschaft: Auch mit Blick auf die Sozial-
partner selbst besteht Erneuerungsbedarf. Die Gewerkschaften sind 
aufgefordert, durch basisdemokratische Elemente ihre Legitimation 
zu steigern und vor allem bei der Verhandlung von Haustarifen die 
Belegschaften stärker einzubinden; gute Beispiele dafür gibt es bereits 
(z. B. Tarifvertrag der Charité, Beschäftigtenbefragungen der IG Me-
tall). Die Arbeitgeberverbände sind aufgefordert, ihre Entscheidung 
































Wie geht es also weiter? Die Kommission hatte den Auftrag, in einen 
Austausch über die Arbeitswelt einzutreten und Herausforderungen 
für die arbeitspolitischen Akteure zu benennen. Herausgekommen 
sind Denkanstöße in sieben Themenfeldern. Auch wenn unsere 
Denkanstöße unterschiedliche Reichweiten haben, geht es doch bei 
allen um die große Frage, wie Verantwortung im digitalen Kapitalismus 
neu organisiert werden muss. Die Denkanstöße beziehen sich auf ganz 
unterschiedliche Aspekte, aber sie verbindet eine Frage wie ein roter 
Faden: Wie kann eine humane, sozial ausgewogene und zukunfts-
fähige Gestaltung der Arbeitswelt gelingen? 
Je radikaler die Transformation ausfallen wird, desto mehr werden 
solidarische Lösungen gefragt sein, um den sozialen Zusammenhalt zu 
bewahren und in Betrieben ebenso wie in der Gesellschaft insgesamt 
Sicherheit, gute Arbeit und eine hohe Lebensqualität zu gewährleis-
ten. Die Sozialpartner stehen vor der anspruchsvollen Aufgabe, den 
Wandel der Arbeitswelt möglichst transparent und beteiligungsoffen 
zu gestalten. Als Dritter im Bunde hat der Staat seinen Beitrag dafür 
zu leisten, dass sich die digitale Transformation an die Spielregeln der 
sozialen Marktwirtschaft hält. 
Die Kommission hat ihre Vorschläge nicht zufällig als »Denkan-
stöße« formuliert. Sie bringt damit zum Ausdruck, dass sie zwar kon-
krete Empfehlungen geben kann und will, sich aber bewusst ist, dass 
die Zusammenhänge komplex und zu vielen Folgewirkungen derzeit 
kaum mehr als Mutmaßungen möglich sind. Fundiertes, empirisch 
 gestütztes Wissen ist jedoch unabdingbar, um die Tauglichkeit arbeits-
politischer Interventionen und Instrumente zuverlässig einschätzen 
zu können – und um frühzeitig gegensteuern zu können, wenn uner-
wünschte Effekte auftreten. 
Einen historischen Referenzpunkt für die Diskussionen in unserer 
Kommission bildete das Programm »Humanisierung der Arbeitswelt« 
(1974–1989), mit dem erstmals der Versuch unternommen worden 
war, durch ein bundesweites staatliches Programm die wissenschaft-
lichen Grundlagen für eine menschengerechte Gestaltung der Arbeits-
welt zu legen. Die Kommission plädiert dafür, erneut ein vergleichbar 
umfassendes Programm aufzulegen – in Gestalt eines Forschungs- und 
Transferprogramms »Humanisierung der Arbeitswelt im digitalen Zeitalter«.
Dieses Programm sollte vier Hauptziele verfolgen: 
1. Forschungslücken schließen, 
2. vorhandene Forschungs- und Wissensbestände 
koordinieren und bündeln, 
3. deren Transfer in die Praxis gezielt fördern und 
4. einen breit angelegten gesellschaftspolitischen Dialog 
über die Qualität von Arbeit anstoßen. 
Die großen aktuellen Forschungsprogramme zur Arbeitswelt, wie etwa 
das Programm »Zukunft der Arbeit. Innovationen für die Arbeit von 
morgen« des Bundesministeriums für Bildung und Forschung werden 
wichtige neue Erkenntnisse bringen. Wo zentraler zusätzlicher For-
schungsbedarf besteht, haben wir im Bericht benannt. So brauchen 
wir deutlich mehr gesicherte wissenschaftliche Erkenntnisse zu den 
Rändern der Dienstleistungsgesellschaft, veränderten Geschäfts mo-
dellen, neuen Zulieferketten und Arbeitsformen. Die Forschung 
steckt hier teilweise noch in den Kinderschuhen; sie ist noch weit von 
fundierten Ergebnissen entfernt, die zudem in ihrem Zusammen-
hang auszuwerten wären. Zugleich kommt die Perspektive der arbei-
tenden Menschen häufig zu kurz.
Immer deutlicher wird überdies, dass die Digitalisierung auf ge-
sellschaftlicher, betrieblicher und arbeitsplatzbezogener Ebene neue 
Konflikte provoziert. Auch hierzu fehlt es an Wissen: Wie kann auf 
diese Konflikte reagiert werden? Welche rechtlichen und sozialen 
 Instrumente stehen zur Verfügung? Wann werden solche Konflikte 
destruktiv, wie kann man sie konstruktiv steuern? Hier reichen zu-
sätzliche Forschungsanstrengungen nicht aus. Gefragt ist vielmehr 
transferorientierte Reflexion, idealerweise in Austausch mit allen rele-
vanten Akteuren. 
Ein weiterer Gegenstand, auf den sich das Hauptaugenmerk einer 
erweiterten Agenda für die Arbeitsforschung richten sollte, sind die 
Demokratisierungs­ und Emanzipationspotenziale des Digitalisierungs-










ziale gesetzlich, tarifvertraglich und betrieblich bestmöglich erschlos-
sen werden können. 
In wenigen anderen Ländern findet ein derart breit angelegter 
 gemeinsamer Lernprozess zum digitalen Wandel statt wie in Deutsch-
land. Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales hat mit seinem 
Dialogprozess zum »Weißbuch Arbeiten 4.0« bereits vorgelegt; neben 
der Kommission »Arbeit der Zukunft« leuchten auch zahlreiche an-
dere Gremien (z. B. das Hightech-Forum der Bundesregierung und 
die Plattform Industrie 4.0) die aktuellen Entwicklungen und Her-
ausforderungen aus. 
Nun gilt es, das Wissen aus den Prozessen zu bündeln und koor-
diniert weiterzudenken. Die Dynamik des Wandels erfordert den per-
manenten Dialog, und für diesen bedarf es einer Struktur, in der man 
die Befunde gemeinsam auswerten und konkrete Initiativen vorberei-
ten kann. Die Kommission empfiehlt, eine Transferstruktur zu schaf-
fen, um die verfügbaren Erkenntnisse zu den Folgen der Veränderun-
gen in der Arbeitswelt zu bündeln, den wirtschaftlichen Stellenwert zu 
beziffern, Kriterien und Maßnahmen für tragfähige Ansätze zu er-
arbeiten und praxisorientierte Umsetzungsmodelle zu entwickeln.
Des Weiteren gilt es, den Schritt von den Dialogprozessen in die 
Umsetzung zu organisieren Nötig ist dafür eine Struktur, mit deren 
Hilfe die strategische Koordinierung von Arbeitsforschung und be-
trieblicher Praxis sichergestellt werden kann. Auch hierzu könnte die 
Transferstruktur einen wesentlichen Beitrag leisten.
Schließlich regt die Kommission mit Blick auf das von ihr vor-
geschlagene neue Forschungs- und Transferprogramm an, einen breit 
angelegten und zentral koordinierten Dialog über die Qualität von  Arbeit 
in Deutschland zu initiieren. Dieser Dialog sollte zum einen deutlich 
über die bislang bei diesem Thema dominierenden Aspekte  – Ent-
gelt, Beschäftigungsverhältnis und Arbeitszeit – hinausgehen und 
sich auch Fragen der konkreten Arbeitsprozessgestaltung, arbeits-
inhaltlichen Anforderungen und Kooperationsstrukturen widmen. 
Zum anderen sollte ein solches Dialogformat versuchen, alle relevan-
ten Akteure bei der Gewinnung von Expertise für das Forschungs- 
und Transferprogramm einzubeziehen. 
Erinnert sei schließlich an einen bereits im Bericht genannte Vor-
schlag, der das neue Transferprogramm sinnvoll flankieren kann: Die 
Bundesregierung könnte vergleichbar zu anderen öffentlichen Bericht-
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erstattungen (z. B. Armuts- und Reichtumsbericht oder Gleichstel-
lungsbericht) auch eine »Berichterstattung zur Arbeitswelt« einführen. 
Genauso wie es regelmäßig Wasserstandsmeldungen zur gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung gibt, wäre eine solche Berichterstattung 
zur Entwicklung der Arbeitssituation der Erwerbs tätigen von immen-
sem wirtschaftlichem und sozialem Wert, weil sie frühzeitig vor Pro-
blemen in der Arbeitsgesellschaft warnt – und zugleich Hinweise auf 
gelungene Beispiele für eine nachhaltige digitale Transformation der 
Arbeitswelt liefert. 
Die Kommission »Arbeit der Zukunft« war ein Forum, das Exper-
tinnen und Experten aus unterschiedlichen Feldern in regelmäßigen 
Abständen zusammengeführt hat. Wir haben diese Treffen als ge-
meinsame Bildungsreise erlebt, viel voneinander gelernt, von den ge-
genseitigen Erfahrungen profitiert und Einsicht in (und auch Ver-
ständnis für) andere Sichtweisen erhalten. Der Bericht gibt nun – so 
unsere Hoffnung – etwas von diesem Lernprozess weiter. Wir laden 
die arbeitspolitischen Akteure zum Weiterdenken ein. 
Wir stellen uns mit diesem Bericht der digitalen Transformation, 
ohne dabei die Merkmale und die Besonderheiten unserer Gesell-
schaft aus dem Blick zu verlieren. Der Bericht skizziert die Idee einer 
digitalen sozialen Marktwirtschaft – und den Weg dorthin. Diese ist 
zwingend auf Kooperation angewiesen – und wird nur durch einen 
Transformationspakt gelingen, in dem sich alle Akteur innen und Ak-
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